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Allgemeine Vertvaltungd- Sachen. 


1. 

Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern an bie 
Königl. Regierung zu Danzig, die Befugniß der Res 
gierungen, den Untergerichten Aufträge zu ertheilen, 
betreffend. 


Dos unterzeichnete Minifterium kann der von der Königl. 
Regierung in Ihrem Berichte vom 9. v. M. geäuferten 
Meinung über die Befugniß der Regierungen, die Unterge: 
richte zur Befolgung der ihnen ertheilten Aufträge anzuhal- 
ten, nicht beipflichten. Denn eine jede. Partei, welche eine 
Forderung durch einen Prozeß erfiritten bat, kann dieſelbe 
nicht felbft erequiren, fondern muß deshalb bei dem Gerichte 
auf Erefution anfragen. 

Einen folchen Antrag hätte auch die Königl. Regie 


rung in den im vorgedbachten Berichte angeregten Sachen 
Annalen I. Heil. 1821. A 


Li 


2 .. | | 
bei dem dortigen Band: und Stadtgerichte machen müffen; 
und wenn das Gericht in dem, mas bierauf zu verfügen 
war, ſich fäumig bezeigfe, fo war e8 Sache der Königl. 
Regierung, fich deshalb bei der vorgefegten Juſtizbehoͤrde 
zu befchtweren und um Remedur zu bitten. Hiernach findet 
das Miniſterium die von dem Oberlandesgerichte in dem 
Schreibem vom 3. November v. J. — Anſicht ganz 
richtig. 

Uebrigens ft die Konigl. Regieriny im Jerthum, wenn 
Sie glaubt, daß nach dieſem Grundſatze der Fall, wo Sie 
einem Untergerichte Auftraͤge erthejlen duͤrfe, nicht mehr ein- 
treten könne. So z. B. werden fich in einer ftreitigen Kriege: 
Schulden Sache, die vor Ihr Reſſort gehört, in einer Dig: 
“iplinat-Unterfuchungs » Sache ꝛc. einem Untergerichte Verneh— 
mungen auftragen laſſen. Nicht minder find mehrere ftati- 
ftifhe Nachrichten von den Untergerichten an die Königl. 
Regierung zu befördern, und: noch fehr viele andere Fälle, 
welche jedoch hier nicht ſaͤmmtlich fpeziell aufgezählt werden 
Fönnen und auch allerdings nicht ohne Noth gehäuft werden 
dürfen, möglich, in welchen eine folche Auftragsertheilung al- 
lerdings gefchehen Fann. 

En den 3. Januar 1821, 

Minifterium des Innern. 
Erfte Abtheilung. 
Koehler. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an den 

Koͤnigl. Oberpraͤſidenten, Herrn Grafen v. Solms⸗Lau⸗ 

bach, zu Coͤln, die Nichtbewilligung von Sterbequar⸗ 

talen für die Wittwen der Rheiniſchen Gendarmerie— 
Offiziere betreffend. 





Ew. Hochgeboren erwiedere ich auf Ihre Anfrage vom 
28. v. M., daß den Wittwen der bei der Rheiniſchen Gen- 
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darmerie angeftellt geweſenen Dffisiere Feine Anfprüche auf 
die Bewilligung von Sterbe:Duartalen jugeftanden werden 
können, weil e8 an gefeßlichen Beftimmungen fehlt, wodurch 
dergleichen Anſpruͤche begruͤndet werden Eönnten. | 

Berlin, ben 16. Januar 1821. 
Der Minifter ded Innern. 
v. Schumann. 





| " | 

Reffript der Könige. Minifterien an die Königl. Regie: 

rung zu Achen, die Auszahlung der Gehälter an die 

nicht in Follegialifchen Verhaͤltniſſen ftehenden Beam: 
ten in monatlichen Raten betreffend. 





Den von der Königl. Regierung in dem - Berichte vom 
23. Dezember v. J. erneuerten Antrag, wegen Auszahlung der 
Gehälter an die ‚nicht in follegialifchen Verhältniffen ftehen: 
den Beamten in. Sertal:Raten von zwei zu zwei Monaten 
pränumerando, koͤnnen bie unterzeichneten Minifterien nicht 
genehmigen, weil durch eine folche Prämumeration die Abficht 
ber Allerhöchften Kabinets:Drdre vom 27. April 1816. den 
Dinterbliebenen bie Befoldung für einen Monat ale Un: 
terflügung zuzuwenden, vereitelt wird, wenn auch fonft die 
Staatsfafle dabei feinen Nachtheil bat. EB muß daher bei 
ber jetzigen Art der Zahlung, naͤmlich monatlich poſtnume— 
rando, verbleiben; allenfalls wollen jedoch die Miniſterien, 
des leichteren Abſchluſſes wegen, nachgeben, daß die Zahlung 
der gedachten Gehälter monatlich praͤnumerando gefchehe, und 
wird ſolches der Königl. Regierung lediglich überlaffen. 

Berlin, den 13. Februar 1824. 
Minifterium der Geiſtl. Miniſterium bes Minifterium der 

2c. Angelegenheiten. Innern. Finanzen. 
v. Altenſtein. v. Schuckmann. v. Klewitz. 





AR 


4. 
Cirkular⸗Reſkript des Königl. Minifteriums des In— 
nern an fümmtliche Königl. Regierungen, die. Aufnah— 
me der Gehalts: Zufchüffe und Entſchaͤdigungen aus 
frühern Dienftverhältniffen in die laufenden Etats 
betreffenv. 





Nach der beftehenden Einrichtung werden alle Gehalte: 
Zufchüffe oder Entfchädigungen, welche auf den Grund der 
Allerhoͤchſten Kabinets- Ordres vom 1. Auguft 1817. und 
3. Juli 1818. reflamirt und feftgefeßt werden, auf die be 
treffenden Penſions⸗ und Wartegelder: Erats unfer einer be: 
fondern Abtheilung übernommen. 

Wiewohl nun auch feſtſteht, daß alle Nebeneinkünfte 
bei: den. Befoldungen: in den Etats vor der Linie. bemerkt 
werben: ſollen: fo ift nach einem Schreiben der Königl. Ge: 
neral» Kontrolle dies doch immer noch. nicht überall ausge: 
führt, und. befonders- wahrgenommen worden, daß die oben 
erwähnten ‚Gehalts: Zufchüffe, oder Entfchädigungen darin 
fehlen. Es ift jedoch nothiwendig, diefe aus den Befol- 
dungs⸗Etats mit zu erſehen, um folche bei eintretenden 
Gehalts: Verbefferungen ganz oder sum Theil ceſttren zu 
laſſen. 

Die Koͤnigl. Regierung wird daher — in ſo 
fern ſolches noch nicht geſchehen, in ihren Beſoldungs-Etats 
überall eine beſondere Rubrik für die Gehalts-Entſchaͤdigun— 
gen und Zufchüffe anzuordnen, und firenge darauf zu fehen, 
daß folche auch: bei den betreffenden Offizianten gehörig aus⸗ 
gefuͤllt werde. 

Berlin, den 13. Februar 1821. 

Minifterium des Innern. 
v. Shufmanı. 


— — — — 
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Reſkript der Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Breslau, die Haltung der Gefeß: 
ſammlung von Seiten der, landräthlichen Bureaus 
und der Landräthe berreffend. 





Das unterzeichnete Minifterium eröffnet der Königl. 
Regierung auf den Bericht vom 14. v. M., daß für die 
Landrathsaͤmter ein vollftändiges Eremplar der Geſetzſamm⸗ 
lung, als zum Inventario gehörig, auf öffentliche Koften 
angefchafft und refp. gehalten werden kann. Die Königl. 
Kegierung hat daher für die Kreis-Regiſtraturen des dors 
tigen Departements vollftändige Eremplare der Gefeßfamm: 
lung anfchaffen zu laffen, und demnächft die Koften zur Er; _ 
ftattuing bier zu liquidiren. Die durch die Haltung der Ge 
fesfammlung für die Folge entftehenden Koften find in bie 
halbjährigen Liquidationen der bei den Iandräthlichen Am- 
tern vorgefommenen ertraordinairen Bureaufoften aufzuneh⸗ 
men, und wird hierbei noch bemerft, daß- durch dieſe Verfü- 
gung die Verpflichtung der Landräthe zur Anfchaffung eines 
Eremplarg der Gefeßfammlung auf eigene Koften nicht aufge: 
hoben wird. 

Berlin, den 4. Februar 1821. 

Minifterium des Innern. 
Erſte Abtheilung. 
Koebler. 


6. 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern an die 
Königl. Regierung zu Erfurt, diefelbe Angelegenheit 
betreffend. 
Der Koͤnigl. Regierung wird auf den Bericht vom 23. 
v. M. wegen der für die landraͤthlichen Amter auf oͤffent⸗ 
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liche Koften zu getwährenden Eremplare der Gefeßfammlung 
hierdurch eröffnet, daß das im vierten Bande der v. Kamptz⸗ 
fchen Annalen, Seite 219. abgedructe Reſkript des unter 
zeichneten Minifterii an bie Regierung zu Pofen vom 28. 
April v. J. wonach den Iandräthlichen Bureaus ein Exem— 
plar der Gefeßfammlung auf Öffentliche Koften zu verabfol- 
gen ift, unbedenklich auf alle Iandräthliche Amter der übri- 
gen Regierungs » Departements Anwendung finde. Der 
Landrath ift dagegen allerdings verpflichtet, neben Diefem, 
für das Juventarium des laudräthlichen Bureaus beftunm- 
ten Exemplar der Gefegfammlung, ein befondered Exemplar 
auf eigene Koften zu halten. Was nun die Koften der pro 
Inventario zu haltenden Geſetzſammlung betrifft, fo gehoͤ⸗ 
"ren diefelben in die gewöhnlichen Liquidationen der Fleinen 
Ausgaben bei den Landrathgämtern, und find bis zum Ab» 
lauf des Jahres 1819., und von da.ab, befonders zu liquis 
diren, da die Anmweifung diefer Koften auf verfchiedene Fonds 
erfolgt. | 

Berlin, den. 19, Januar 1821. | 
AT: Miniſterium des Innern. 

Erſte Abtheilung. 
Koehler. 


1: 

Meffripe des Königl. Minifteriums des Innern an bie 
Königl. Regierung zu Potsdam, die Aufnahme gericht 
‚licher Befanntmachungen in die Amtsblätter 
betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf Ihren Bericht vom 
41. v. M. wegen der Seitens des Königl. Minifterii des 
Handels ꝛc. gerügten Aufnahme der Bekanntmachung des 
Gerichtd zu Cumlofen in das Ertrablatt Ihres Amtsblatts, 
die Subhaftation des Guhlfhen Krug: und Koffäthen: Ho 
fe zu Eumlofen. betreffend, zu erkennen gegeben, Daß, fo 
wenig Sie müßig zufehen kann, wenn Seitens Der Gerichte 
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in. Angelegenheiten: Ihres Reſſorts etwas wider die Ihr 
zur Norm: dienenden Vorſchriften vorgenommen wird, Sie 
fich eben. fo wenig entziehen kanu, von dem Inhalte dar 
Ihr zukommenden Bekanntmachungen berfelben Kenntniß 
zu nehmen, und, in fofern- dieſe gegen die vorgedachten 
Normen anlaufen, auf. dem. geeigneten: Wege. Remedur zu 
bewirken. Es kann darüber um. fo. wenigen Bedenken obs} 
walten, als Ihr die Redaktion des Amtsblatts, und bie: 
Berantwortlichkeit dafır obliegt, und Ihr nicht zugemuthet 
werden. fan; ſich zur. Theilnahme an Bekanntmachungen. 
berzugeben, welche gegen die von Ihr wahrzunehmenden 
Pflichten verftoßen. Es kommt alſo nr auf. die Art und 
Weile an, wie Sie Yhre Erinnerungen gegen dergleichen 
Befanntmachungen geltend zu machen hat, und diefe ergibt 
fi) nach der beftehenden Verfaffung von felbft dahin, daß 
Sie diefelben zunächft derjenigen Behörde, von melcher bie 
Hekanntmachungen ausgehen, und, wenn mit diefer Feine 
Einigung zu erreichen ift und diefelbe zu den Lntergerichten 
gehört, Behufs der Nemedur dem vorgefegten Dber » Landeg; 
gerichte, und in dem kaum zu erwartenden Falle, wenn dieſes 
felbft gefehlt Hat, oder fich bezüglich auf die Bekanntma- 
chung des Untergerichts Ihrem Anfinnen’ nicht: fügen mil, 
demjenigen Minifterio, welches bei dem berührten Verwal: 
tungsgegenftande intereffirt ift, davon Behufs weiterer Kom: 
munikation mit dem Herrn. Juſtiz⸗ Rinißer. Anzeige zu ma; 
chen bat. 

Berlin, den 10. Gebruar 1821. 
Minifterium des Innern. Erfie Asrhelung 
Koehler. J 3 


le 
Reſkript des Könige. Miniſteriums des Innern an die 
Könige Regierung zu Düffeldorf, dieſelbe Ka | 
legenheit —— | = 





| Der König. Regieiäng —— — — * Bericht 


g 
vom 512va M., daß Sie zwar fuͤr bie von den Gerichten. 
durch ihr Amtsblatt zu erlaſſenden Bekanntmachungen der 
Regel nach nicht verantwortlich iſt, und ſich auf deren Pruͤ⸗ 
fung nicht einzulaſſen hat. Wenn jedoch etwas darin vor⸗ 
kommen ſollte, was den beſtehenden Grundſaͤtzen in den zu 
ihrem Reſſort gehoͤrigen Angelegenheiten zuwiderlaͤuft: fo 
hat Sie ſich mit der kompetenten Juſtiz-Behoͤrde darüber zu 
verftändigen, und. wenn deshalb: Feine Einigung zu erreichen 
ift, Davon dem betreffenden Minifterio, Behufs der weitern 
Kommunikation mit dem Herrn Juſtiz⸗Miniſter, Anzeige zu 
machen. 
Er den 6. Februar 1824. 
Miniſterium des Innern. 


Erſte m 
Koehler. 


9. 

Reſkript fe Königt. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Koblenz, die unentgeldliche Lie— 
ferung der Amtsblaͤtter an die Juſtizaͤmter und die 
Boluntairs Gerichte betreffend. 





Der- Königl. Regierung geben wir auf den Bericht vom 
13. Dftober v. 3. zu erkennen, daß die Juſtizaͤmter und Vo— 
luntair Gerichte auf dem rechten Rheinufer: allerdings für 
berechtigt zu: halten find, die unentgeldliche ‚Lieferung der 
Amtsblätter zu verlangen. Denn der $. 7. der Verordnung 
vom 9. Juni 1819. fchreibt ausdrücklich vor: 

„Alle Unterbehörden zc., mit Ausnahme der Bürgermei- 
fter, erhalten das Amtsblatt der betreffenden Regierung 
unentgeldlich, find aber auch zur richtigen Ablieferung 
deffelben an, ihre Amts: Nachfolger verpflichtet.” 

Unter dem Ausdrucke: „Anterbehörden” find ohne allen 
Zwelfel die Juſtizaͤmter mit begriffen, und diefe gang na- 
türliche Subfumtion ift um fo mehr hier entfcheidend, da, 
in fofern. die Sporteln der Juftigämter ‚dem Fiskus be 
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rechnet werben, biefem doch jedenfalls der Preis des Amts: 
blatts in Ausgabe gefegt werden müßte; fo fern aber bie 
Sporteln dem Perſonal der Juſtizaͤmter verbleiben, ‘mie 
folches auch bei den WBoluntair- Gerichten der Fall ift, dem: 
felben nicht ohne Unbilligkeit zugemuthet werden Fann, für 
ein dem Amte als Eigenthums verbleibendes Blatt aus feiner 
Privat⸗Kaſſe Zahlung zu. leiften. 
Berlin, den 5. Januar 1821. | 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Koebler. 


II. 


Verhältniffe zu auswärtigen Staaten. 
410. 


Reſkript des Könige. Minifteriums des Innern und 
der Polizei an die Königl. Regierungen zu Pofen, 
Dppel und Breslau, die Verfolgung und Auslieferung 
der aus der Stadt Crakau entflohenen Verbrecher 
betreffend. 


Der Senat zu Erafau bat die Anordnung gefroffen, 
daß dem dortigen Königl. Refidenten die etwa vorfallenden 
Entweichungen von Werbrechern aus den dafigen Friminal- 
Sefängniffen angezeigt werden, damit deren Verfolgung auf 
dem dieffeitigen Gebiete bemerkftellige werden koͤnne. 

Die Königl. Regierung wird daher beauftragt, ihre 
-Unterbehörden anzumeifen, auf diejenigen, der öffentlichen - 
Sicherheit gefährlichen Individuen, welche der Königl. Ne 
fident zu Crakau zu ihrer Kenntniß bringen wird, befonders 
aufmerkfam zu fein, und in fofern fie dem Crafauer Territo: 
rium angehören, oder dort entfprungen find, an die Crafauer 
Polizeibehoͤrde abzuliefern. 

Berlin, den 8. Januar 1821. 

Minifterium des Innern und der polizei. 
v. Schuckmann. 





10 
J III. 
Staats-Einkuͤnfte. 
11. 
Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen an die Koͤnigl. Regierung zu. Potsdam, die 


Erhebung der Klaffenfteuer durch die ftädtifchen 
Behörden betreffend. 





Die unterzeichneten Minifterien eröffnen der Königl. Re 
gierung auf den Bericht vom 17. v. M.,. betreffend bie Er: 
hebung der Klaffenfteuer durch die ftädtifchen Behörden, daß 
das Gefeg feinen Zweifel über! die Beantwortung der vorge 
legten Fragen übrig läßt. | 

Nach $. 6. des Klaſſenſteuer-Geſetzes gefchieht die Er: 
hebung der Klaffenfteuer durch die Gemeine-Beamten, welche 
die Grund: und Gemerbefteuer einziehen. Diefe Beamten 
beforgen einen Theil der Verwaltung, ftehen daher unter der 
Aufficht der verwaltenden Behörde, des Magiftrats, und find 
folglich Unterbeamte deffelben, woraus fi) denn von felbft 
ergibt, daß fie nach $. 157. der Städte- Ordnung angefeßt, 
und die Stadtverordneten mit ihren Erinnerungen gegen. die 
Gemwählten gehört werden müffen. | 

Die Tantieme von 4 Prozent beziehen nach $. 9. des 
zuerft genannten Gefeged die Gemeinen. Gie gehört daher 
nicht den Magifträten, welche um deswegen, weil ihnen 
während ihrer Dienftleiftung eine neue Arbeit durch ein 
Gefeß zumächft, Feine befondere Entſchaͤdigung fordern koͤn— 
nen, wenn nicht deshalb bei ihrer Anftellung etwas Befon- 
dereg ftipulirt worden iſt. Denn es ift zu präfumiren, Daß 
jeder Magiftrats: Beamte die Pflicht übernommen hat, die 
Gefchäfte feines Amts nach den beftcehenden oder während 
feiner Anftellung zu erlaffenden Gefegen zu beforgen, ohne 
wegen jeder durch die Gefege herbeigeführten Vermehrung 
oder Verminderung der Arbeit auf eine Vermehrung feines 
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Gehalts Anſpruch machen zü Fönnen, oder ‚einer Verminde⸗ 
rung deſſelben ſich unterwerfen zu muͤſſen. 
Berlin, den 13. Maͤrz 1821. 
Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der ** 
v. Schuckmann. v. Klewitz. 


— — — — — — 


bat. 
12 | | 

Cirkular⸗Reſkript des Königl. Finanz Minifteriums an 

fämmtlihe Königl. Regierungen, die Prüfung. der Ges 
serbefteuer » Rollen betreffend. 





Zu der Beilage B. des Geſetzes vom 30. Mai 1820, 
wegen Einführung der Gewerbeſteuer, wird der Königl. Ne: 
gierung noch Nachftehendes zur Beachtung bei Prüfung der 
Gewerbeſteuer-Rollen mitgetheilt: 

1) Das Geſetz hat zwar zu $. 12. D. und E. die Kopfzahl 
‚als Maßſtab angegeben, wonach die Bäcker und Fleifcher 
in den Städten After und 2ter Klaffe befteuert werden 
folfen, jedoch dabei Grofchen und Pfennige und felbft 
ungerade Thaler nicht berückfichtigen wollen; denn ber 
Schluß des $. 12.D., welcher wörtlich fo lauter: 

„Steigerungen der Saͤtze nac) dem größern Umfange 
des Gewerbes erfolgen in ber zu B. bemerften Art” 
ift auf den ganzen Abfchnitt, mithin auf alle 4 Abthei⸗ 
anzuwenden. Eine Stadt von 5049 Einwohnern 

z. B. müßte a 6 Pf. pro Kopf 105 Rthlr. 4 Gr. 6 

Pf. aufbringen; in den Rollen werden aber nur 104 

Rthlr., und» fo in ähnlichen Fällen immer der nächfte 

niedrige gerade Gag angenommen. 

2) Sollte 5. B. ber gewiß ungemöhnliche Fall vorkom⸗ 
men, daß in einer Stadt ZIter Abteilung. 3 Sleiicher 
wären, die 24 Rthlr. zahlen müflen, einer von ihnen 
aber fo arm wäre, daß er nur mit dem niedrigften 
Sate von 4 Rthlr. herangezogen werden koͤnnte, bie 
beiden größern aber ihr Gefchäft in völlig gleichem 
Umfange betrieben, fo ift leicht der Ausweg zu wäh: 
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len, daß von. den beiden wohlhabendern Schlächtern ab: 
mwechfelnd, von einem im erften Sjahre 12 Rthlr. und: 
im folgenden 8 Rthlr., und fo umgekehrt gezahlt wer: 
den; denn die im Gefeg vorgefchriebenen Abflufungen 
der Steuerfägße müffen genau inne gehalten, und kann 
daher den verfchiedenartigen Gemwerbsgattungen nicht ge: 
ftattet werden, daß fie fich eigene Steuerfäge bilden, wo⸗ 
nach fie die Pflichtigen befteuern. 


3) Dagegen fchreibt das Gefeß Hinfichts der Fuhrleute 


feine Abftufungen der Steuerfäge vor, und muß daher 
ein Fuhrmann gerade fo viel Thaler an Gemwerbefteuer 
zahlen, als er Pferde hat. 


4) Die Apotheker mögen, fo lange fie fih bloß und ale 


lein auf Verfertigung von ärztlich den Patienten vor: 
ordneten Medikamenten befchränfen, von der Gewerbe 
fteuer frei bleiben. Sie unterliegen derſelben jedoch, 
in fofern fie Präparate anders, als auf Rezepte ab- 
ſetzen, oder auch, was wohl allgemein geſchieht, Dro- 
guerien, Dele, Spiritus‘, Liqueurs, Salze ıc., auch 
wohl, wie an kleinen Orten, Materialwaaren. und 
Meine verkaufen. Die Gemwerbefteuer, die fie alddann 
entrichten, muß nach ihrem gefammten Gewerbe — 
das eigentliche Apothefergefchäft alfo mitgerechnet — 
abgemeffen werden. Sind diefelben dabei mechfelfähig, 
fo find fie als Händler mit Faufmänntfchen Nechten zu 
betrachten, andernfalls als Kaufleute ohne — 
Rechte. 


5) Deſtillateurs von Liqueurs oder feinem Branntwein 


muͤſſen als Handeltreibende angeſehen, und je nachdem 
ſie kaufmaͤnniſche Rechte beſitzen oder nicht, in die ſie 
betreffende Klaſſe locirt werden. Setzen ſie Gaͤſte, ſo 
treten ſie außerdem der Geſellſchaft der Gaſtwirthe zu, 
und erlegen dort eine beſondere Sieuer. 


6) Tuchmacher find gewerbſteuerpflichtig, wenn fie auch 


nicht mehr als 2 Stühle. haben, fobald fie fich nicht 
mit der eigentlichen Weberei begnügen, fondern die ge: 
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webten Zeuge für eigene Rechnung walfen, — 
und faͤrben laſſen. 

Berlin, den 11. März 1821. 
Finanz » Minifterinm. 
v. Klewitz. 


ws * 

Cirkular⸗Reſkript des Koͤnigl. Finanz⸗ Miniſteriums an 

ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, den Rom 
a betreffend. | 





In dem Abdrucke des Regulativs vom 1. Dezember 
v. J. wegen Einführung eines Maiſchbottig-Zinſes zur Ber 
ſteuerung des Branntweins, heißt es $. 4.: dem Brennerei- 
Inhaber iſt geſtattet, die Maiſche am dritten und vierten 
Tage nach der Einmaiſchung abzubrennen, und die Dekla— 
ration danach einzurichten. Obgleich nun die beiſpielsweiſe 
beigefuͤgte Deklaration, fo wie die Inſtruktion vom 8. De 
zember dv. J., feinen Zweifel darüber läßt, daß. damit nur an: 
gezeigt wird, wie früh oder wie fpät. die Maifche abgebrannt 
werden darf, und daß in der Deklaration, je nachdem auf 
zwei- oder bdreitägige Maifche gearbeitet wird, beftimmt mer: 
den müffe, an welchem von beiden Tagen das Abbrennen ger 
fchehen folle, fo hat man doc) hin ‚und wieder im Publikum 
daraus hergeleitet, daß man fich ziweier Tage zum Abbrennen 
des an einem Tage eingemaifchten Guts bedienen Eönne, und 
fich gegen die Steuerbehörden mit einigem Schein auf die 
Verbindungs-Partikul und in obiger Stelle bezogen. 

Sollten daher auch in dem Bezirk der Königl. Regie: 
rung dergleichen Mißverftändniffe vorgefommen fein, fo bat 
Diefelbe und in oder zu berichtigen. Ä 

Berlin, den 4. März 1821. 

Finanz » Minifterium. 
v. Klewitzz. 


* | . 14. 

Befanntmachung der Königl. Regierung zu Gumbinnen, 
die Zollpflichtigfeit der ins Ausland gehenden oder von 
daher einfommenden Zug: und Laftthiere betreffend. 


Um allen etwanigen Mißdeutungen der Beſtimmung 
des Tarif vom 20. Mai 1818. Pof. 62. a. und b. zu 
begegnen, wird in Gemäßheit des Reſtripts des Koͤnigl. 
Finanz: Minifteriums vom 4. d. M. dem Publiftum bier- 
durch ‚befannt gemacht, daß Zug: und Laftthiere nur im 
wirklichen Gebrauche zum. gewöhnlichen Transport von La: 
fin, Waaren oder Neifenden zolfrei ein: oder ausgehen, 
nicht aber folche, die von Sinländern auswärts erhandelt, 
und bloß auf Veranlaffung des Befuchs eines ausländifchen 
Markts um des Verkaufs willen über die Grenze geritten 
werden. 

Hiernach muß. aljo auch; von demjenigen Viehe der Ein- 
gangszoll bezahlt werden, welches auf fremden Märkten flatt 
des. dorthin geführten inländifchen erfauft oder umgetaufcht 
ift, und von dort zurückgebradht wird. 

Gumbinnen, den 29. Januar 1821. 

Königl. Preuß. Regierung. 
Zweite Abtheilung. 


15. 

Girfular.sReffripe der Königl. Minifterien der Juſtiz 
und der Finanzen an fämmtliche Königl. Regierungen, 
wegen bes den Gränzauffehern geftatteten Gebrauchs 
der Waffen gegen widerfpenftige Schleichhänbdter. 





Nachdem des Königs Majeftät durch die Allerhöchfte 
Verfügung vom 28. März v. J. erklärt haben, daß gegen 
widerfpenftige Schleichhändler der Gebrauch der Waffen aller: 
dings geftattet fei, fo wird hiermit Folgendes beſtimmt: 


| 45 
1) Die durch die Zollordnung Kom 26. Mai 4818. ange 
ordneten Graͤnz⸗Bewachungs⸗Beamten koͤnnen, bei. Aus⸗ 
richtung ihrer Dienſtobliegenheiten, Waffen fuͤhren. 
2) Sie ſollen ſolche dann gebrauchen, wenn. diejenigen, 
welche im Graͤnzbezirke Fuhrwerke oder Kaͤhne fuͤhren, 
oder Sachen transportiren, nicht auf ihren Anruf an⸗ 
"halten; und diejenigen Ausweiſe geben, oder diejenige 
Mitfolge zu einer Steuer» Stelle oder Orts» Obrigkeit 
willig Teiften, welche die Zoll⸗Ordnung vom 26. Mai 
4818: 'vorfchreibt. | 
3) Bei dem Gebrauche felbft haben die Gränzbeamten die- 
jenigen Vorfchriften zu beachten, welche deshalb ben 
Gendarmen in der Inſtruktion vom 30. Dezember. v. J. 
$. 28. gegeben worden ſind; welche Vorfchriften daher 
bei der Bekanntmachung dieſer Verfügung und bei der 
Inſtruktion der Behörden. mit abzudtuden find. _ 
4) Kommen die Beamten hiernach in. den Fall, die Waf⸗ 
fen gebrauchen zu muͤſſen, fo muͤſſen fie, bis einer 
Dienftkleidung wegen im Allgemeinen Beflimmungen 
erfolgen, das in Gemaͤßheit des $.10. der Zoll-Drdnung 
vom 26. Mai 1818. zu führende Bruftfchild unverdeckt 
tragen. 

‚Die. Regierungen und Juſtizbehoͤrden haben ſich hier- 
nach zu Achten, erftere auch dieſe Anordnung zur allge: 
meinen Kenntniß zu bringen, umd die Gränz- Auffichts- 
Beamten danach zu inftruiren 

Berlin,:den 29. Januar 1821. 
Juſtiz-Miniſterium. Finanz: Minifterium. 

v. Kircheifen v. Klewitz. 


16. 

Befanntmahung der-Königl. Regierung zu Minden, 
die gegenfeitigen Verpflichtungen der Steuer: und Kom: 
munal: Behörden bei den von erftern angeordneten 

Hausfuchungen betreffend. | 





Zur Befeitigung mehrerer entftandener Zweifel über 


16 


die aus dem 6. 15. der: Zoll- Ordnung vom 26. Mai 1818. 
entfpringenden gegenfeitigen Verpflichtungen der Steuer: und 
Kommunalbehörden bei den von Erftern anzuordnenden und 

Seitens der Letztern beisumohnenden Hausfuchungen wird 

Folgendes beftimmt: 

1)-Der die Hausjuchungen diefer Art aus gefeßlicher Be: 

fugniß  bejchließende Zoll»: oder Steuerbeamte hat da- 
‚von, in der Negel, dem Borftande der Gemeinde, unter 
welcher Benennung er auch nach den noch gelten: 
den verfchiedenen Einrichtungen befteht, Mitteilung zu 
machen. 

2) Derfelbe kann, ‚unter eigener Verantwortlichkeit, nur 
dann hiervon abgehen, und die Nequifition an einen an- 
dern, dem Vorftande bei- oder untergeordneten Beam: 
ten ber Kommunalbehörbe unmittelbar richten, wenn die 
Dringlichkeit der Umſtaͤnde, die augenblickliche Abweſen⸗ 
heit des Vorſtandes oder die Entlegenheit der Wohnung 

—deſſelben folcheg erforderlich macht. 

3) Dem Vorftande fieht es frei, der Hausfuchung felbft 
beizuwohnen, oder denjenigen dazu zu fommittiren, wel⸗ 
cher der allgemeinen Dienftverfaffung nach als fein 
Stellvertreter gilt. 

4) Wo dergleichen Stellvertreter nicht vorhanden find, 
oder wenn Berhinderungs + Fälle bei denfelben eintre- 
ten, gilt. .ald. Regel, daß der Vorſtand fich dem Ges 
fchäfte felbft zu unterziehen verpflichtet ift, und nur be⸗ 

ſondere Umftände koͤnnen ihm berechtigen, einen andern 
Kommunal: Beamten ſich zu fubftituiren. Auf dergleis 
chen . Beamte unteren Grades, al8 Stadt - Polizei » 
Diener ıc. darf, mit Ausnahme außerordentlicher, dem⸗ 
nächft gehörig nachzumeifender Fälle, die Wahl nicht 
fallen. 

5) Ein jeder diefer Beamten muß aber, wenn nach der 
Beſtimmung sub 2. die Requifition an ihn ergeht, der: 
felben unbedingt Folge leiften, und über. ein jedes et⸗ 
waniges Ablehnen wird die firengfie Ausweiſe verlange 
werden. 

Die Herren Landräthe und Ober-Zoll- und Steuer- 
, In⸗ 


Be: 


Infpektoren haben hiernach die ihnen untergeordneten Beam: 

ten mit den, den örtlichen Verhältniffen entfprechenden Weis 

fungen zu’ verfehen. | J ., 
Minden, den 9. März 1821. 


Königl. Preuß. Regierung. 


— — — — — 


17. 


Belanntmachung der Königl. Regierung: zu Koblenz, 
das Chauffergeld in ben Rheinprovingen betreffend. 





Auf den Grund der Koͤnigl. Kabinetsordre vom 24. 
Mai 1819. iſt vom Königl. Minifterium- des Handels ver: 
fügt worden, daß nach dern in der Geſetzſammlung publizir⸗ 
ten und auf: der rechten Rheinfeite bereits eingeführten Aller: 
böchft vollgogenen Chauffeegeld-Zarif vom 1. Januar 1819. 
auf der Straße von Köln nach Koblenz und von hier nach 
Dingen auf dem linfen Rheinufer, imgleichen von der Bin; 
ger» Brüce bis Kreuznach auf dem linfen Ufer der Nahe; 

vom 1. März d. J. an Chauffeegeld erhoben werben fol. 

Diefe Erhebung gefchieht innerhalb unferes Verwal: 
tungsbezirkd, bei von Köln angefangener Zählung der 


Meilen, 


4) für die 6te Meile zu Oberminter, 


I 
— 
N N v v 


N 8 v A “ w 


Tte und Ste Meile zu Sinzig, 

Ite Meile zu Btohl, 

10te und 11fe Meile zu Weiſſenthurn, 

12te Meile vor Koblenz, an dem einzelnen Wirths⸗ 
baufe, unfern des Bubenheimer Berges, ge 
nannt zum grünen Jäger, _ 

13te Meile zu Eapellen, 

14te Meile zu Oberfpey, 

15te Meile zu Salzig, 

16te und iTte Meile zu St. Goar, 

18te und 19te Meile zu Bacharach, 

20fte Meile zu ERROR, 


| Annalen Heft I, 1821, 


% 


18 \ 
12) für die 21ſte Meile zu Münfter, 
43) + = 22fte Meile zu Kreuznach. 

Die Chauffeegeld: Erheber müflen jedem Paflanten, der 
Chauffeegeld bezahlt, einen über den. ganzen Geldbetrag 
quittirenden und ſchriftlich ausgefüllten Zettel, halb einge: 
riffen, einhändigen. Diefer Zettel muß an der nächften Bar: 
viere, bis zu welcher er gültig ift, abgegeben werden, wi⸗ 
drigenfalls dort das Chauffeegeld noch einmal zu entrich- 
ten ift. | 
Extrapoftreifende und Eftafetten bezahlen das Chauf- 
feegeld zugleich mit dem Poftgelde auf den Poftftationen, und 
“werben folglich an den Barrieren nicht angehalten. 

Das Chauffeegeld muß, foweit die Bezahlung in Sols 
oder Kreugerm gefchieht, nach dem befaunten Münztarif vom 
28, Februar 1816. entrichtet werden. 

Der Chauffeegeld-Tarif iſt bei fämmtlichen Barrieren zu 
Jedermanns Einficht befeftigt, und lautet wie folgt: 


Chauſſeegeld⸗Tarif 
fuͤr eine Meile von 2000 Preuß. Ruthen. 


1) Frachtwagen oder zweiraͤdrige Frachtkarren, 
ſo wie zweiraͤdrige Bauerkarren, 
a) beladen, fuͤr jedes Pferd oder andere 
Zugthiere —666 
b) ledig dito dito . —:. 8 
Wenn die Näder obiger Frachtwagen und ber. 
Karren 6 Zoll und darüber breit find, fo 
zahlt das Pferd oder Zugthier: a) beladen — - 8 
2) Ertrapoften, Kutfchen, zmweirädrige Cabriolets 
| und jedes andere Fuhrwerk zum Zortichaffen 
von Perfonen, beladen oder ledig, für jedes 
ferd 1⸗— ⸗ 
3) Fuhrwerke, welche unter obigen nicht be⸗ 
griffen find, namentlich vierrädrige Land- 
und Bauerwagen, wenn fie die eigenen laͤnd⸗ 
lichen Erzeugniffe verfahren, auch von Schlit: 
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ten,: für jedes Pferd oder — Zug⸗ 


thier: a) beladen -8Gr. 8pf. 
b) ledig eo... Pa» — — 4 

4) Von einem Zerbe aber Maui, beladen, 
mit einem Neiter oder Iedbig © . 0. u Ay 


5) Bon einem Ochfen, einer Ruh, einem Efel — « 2 «' 
6) Fohlen, Kälber, Schweine, Schafe, Biegen ° 
Die einzeln geführt — find freiz von. 


fünf Stüd ; is 2» 
7) Schweine, Schafe, Biegen, in boerden von | 
sehn Stuͤck i Per ap: 


Ale Fuhrwerke, welche mit Kopfnägeln oder Stiften 
befcehagen find, welche + Zoll and darüber — zahlen 
den —— Tariffag. ee 


Ansunohbmen, e 


Chauffeegeld wird nicht erhoben: 

a) Bon Königlichen und der Prinzen des König. Haufes 
Pferden oder Wagen, die mit eigenen Pferden oder 
Maulthieren beſpannt find; 

b) von Fuhrwerken und Reitpferden, welche Regimenter | 
und Kommando's beim Marfche mit fich führen, fo wie 
von Lieferungswagen für bie Armee und Feſtungen im 
Kriege; 

ce) von Königl. Kouriers und denen der fremden Mächte, 
von reitenden Poſten und won leer zurückgehenden Poft- 
fuhrwerken und Poftpferden; 

d) von Feuerlöfchungs: und Huͤlfskreis⸗Fuhren; 

e) von Wirthfchaftsfuhren, Pferden und Vieh der Ackerbe⸗ 
figer, innerhalb der Grenze ihrer Gemeinde oder Feldmark; 

f) von den Fuhrwerken, welche Chauffee- Baumaterialien 
anfahren; 

g) von den Fuhrwerken oder Pferden der beim Chauffee: 
weſen angeftelten Baubeamten, innerhalb ihres Geſchaͤfts⸗ 
bezirks. 

Gegeben Berlin, den 31. Januar 1819. 
Friedrich Wilhelm. 
C. Fürft v. Hardenberg. 
B 2 
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Das Chauffeegeld: wird, nach’ ſpaͤteren Beſtimmungen, 
auch nicht erhoben von j a 

4) Offiziers und Militairbeamten, welche zu Pferde in 
Dienfigefchäften reifen; (dagegen: find Offiziers und Mi⸗ 
ſitairbeamte, wenn fie fahren, immer zur Entrichtung 
des Chauffeegeldes' verpflichtet;) | 

2) der Gendbarmerie; An n 

3) den reitenden Zoll⸗ und: Steuer⸗Beamten, wenn fie eine 

Freikarte aufzuteilen haben; ee 

4) den Duͤngerfuhren. © V 

Zur Beſtrafung etwaniger Kontraventionen treten vor⸗ 

laͤufig und‘: auf.den: Grund des 6. 82. des Reſſort⸗Regle⸗ 
ments vom 20. Juli: A818: folgende. Vorſchriften in Kraft: 

1) Ein Jeder, welcher nach dem Tarif dag Chauſſeegeld zu 
entrichten ſchuldig iſt, und die Barriere ohne anzuhalten 
paſſirt, auch auf’ den Zuruf des Chauſſee-Einnehmers 
nicht anhält; zahle ¶ Thaler. — 

2) Wer die. gefchloffene Barriere eigenmaͤchtig und ohne 

Erlaubniß oͤffnet, zahlt 3 Thalhe. — 

3) Jede andere Defraudation des Chauſſeegeldes, wenn Je⸗ 
mand eine Barriere umfaͤhrt, Pferde ausſpannt und ſie 
ledig bis jenſeits der Barriere gehen laͤßt oder an der 
‚Seite herumſchickt, oder ſonſt einer. Chauſſeegeld⸗Defrau⸗ 
dation ſich ſchuldig macht, zahlt außer dem defraudirten 
Chauſſeegelde noch den vierfachen Betrag als Strafe, 

ſofern dadurch das Maximum der Polizeiſtrafe von 
funfzehn Franken nicht überfchritten wird. 
Koblenz, den 20. Februar 1821. 
Königl.. Preuß. Negierung. 


18. 
Bekanntmachung der Königl. Regierung zu Köln, über 
den nämlichen Gegenftand. 





| Nachdem auf den Grund der Allerhöchften Kabinets- 
Ordre vom 24. Mai 1819. dag Königl. Minifterium des 
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Handels und für Gewerbe und Bauweſen die "Einführung 
eines Chauffeegeldes auf den "Straßen zwiſchen Köln und 
Achen 'und längs: dem Rheinftrom unter dem 6. und 8. d. M. 
verfügt hat, haben mir befchloffen, daß mit ber Erhebung 
deffelben auf der Straße zwifchen Köln und" Achen,’ und 
auf der Strafe zwiſchen Köln und dem Regierungsbezirke 
Koblenz, am 1. Februar e. der Anfang gemacht, und daß 
das Chauffeegeld, nach dem bier mit abgedruckten Aller: 
hoͤchſt vollzogenen Tarif vom 31. Januar, 1819., erhoben 
werden fol, wobei wir ung Die Beftimmung und’ öffentliche 
Defanntmachung des Zeitpunktes vorbehalten, mit deſſen 
Eintritt die Erhebung des Wegegeldes von Koͤln abwaͤrts, 
bis zur Graͤnze des Regierungsbezirkes Duͤſſeldorf, ihren An⸗ 
fang nehmen ſoll. 

Bis zur Erſcheinung einer ausfuͤhrlichen Chauſſee⸗ Po⸗ 
lizei-Ordnung tritt das nachfolgende, und fuͤr das linke 
Rheinufer genehmigte, vorläufige Reglement in Kraft, wel⸗ 
ches hiermit zu Jedermanns Nachricht und Achtung öffentlich 
befannt gemacht, und zugleich jede der betreffenden Admini⸗ 
niftrationg» Behörden hiermit arıgemwiefen wird, bei vorkom⸗ 
menden Streitigkeiten und Kontraventionen nach ben Vor: 
fchriften jenes Reglements zu entfcheiden. 

Uebrigens wird zum Überfluffe noch‘ bemerkt, daß der 
befannte Münztarif vom 28. Februar 1816. auch bei allen 
Chauffeegeld-Zahlungen ' in Anwendung gebracht werben muß, 
und daß zur Erleichterung der Zahlungspflichtigen, nur bei 
Heinen Zahlungen und zur Ergänzung der Beträge die An: 
nahme eines Ein‘ Stüber-Stüdes zu 4 Pfennige, eines hal- 
ben Stüber-Stüdes zu 2 Pfennige, und eines Viertelftüber- 
Stuͤckes, mit Ausſchluß der Viertelkreuzer⸗ Stuͤcke, welche 
uͤberhaupt nicht in Zahlung angenommen werden duͤrfen, zu 
1 Pfennig geſtattet werden darf. | 

den 20. Januar 1821. 


spiel. N 
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Chaufſeegeld⸗Tarif 
fuͤr eine Meile von 2000 Preuß. Ruthen. 


4) Srachtwagen oder zweiraͤdrige Srachtkarren, 
ſo wie zweiraͤdrige Bauerkarren: 
a. beladen, fuͤr jedes N oder Re, 
Zugthier i ; Gr. n 
b. dig, .. — ⸗ 
Wenn die Kader obiger Frachtwagen und der 
Karren 6 Zoll und darüber breit find, für 
jedes Pferd oder Zugthier: 
a. beladen -  . ne + Bis 
b. ledig . | 4: 
2) Ertrapoften, Kutfehen, zweiraͤdrige Cabrio» 
lets, und jedes andere Fuhrwerk zum Fort 
fchaffen von Perfonen, beladen oder ledig, 
für jedes Pfand.  . 1 —s 
5) Fuhrwerke, welche unter obigen nicht bee 
griffen. find, . namentlich Arädrige Land: 
und. Bauerwagen, ment fie die eigenen 
ländlichen Erzeugniffe verfahren, auch von . 
Schlitten, für jedes Pferd oder. anderes 


Zugthier: 
a. beladen. — 8⸗ 
b. ledig. «4; 
4) Don jedem Pferde oder Maulthiere, selaben 
mit einem Reiter. oder ledig . A 
5) Von einem Dehfen, einer Kuh, einem Eſel — ı 2: 
6) Fuͤllen, Kälber, Schweine, Schafe, Ziegen, . 
die einzeln geführt — ſind frei; von 
5 Stuͤck. — 
7) Schweine, Schafe, Ziegen in Heerden, von 
zehn Stuͤck — ⸗42 


Fuͤr alle Fuhrwerke, welche mit Kopfnaͤgeln — Suͤften 
beſchlagen find, die 14 Zoll und darüber vorſtehen, 
wird der doppelte Tariffaß bezahlt. 
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Ausnahmen. 


Chauffeegeld wird nicht erhoben: 

a. von Königlichen und der Prinzen des Königlichen Haufes 
Pferden und Wagen, wenn letztere mit eigenen Pferden 
oder Maulthieren befpannt find; 

b. von Fuhrmwerfen und Meitpferden, welche Regimenter 
und Kommando’8 beim Marfche mit fich führen, fo wie 
von Lieferungswagen für die Armee und Feftungen im 
Kriege; 

c. von Königlichen Kourierd und denen der fremden Mächte, 
von reitenden Poften und von leer zurückgehenden Poſt⸗ | 
Suhrmwerfen und Poftpferden; 

d. von Feuerlöfchungs: und Hülfs- Kreisfuhren; 

e. von MWirthfchaftsfuhren, Düngerfuhren, nach der Kabi: 
net8-Drdre vom 28. April 1819., Pferden und Vieh 
der ckerbefiger innerhalb der Gränze ihrer Gemeinde 
oder Feldmarb; 

f. von den Fuhrwerken, welche Chauffee : Bau: Materialien 
anfahren;; 

g. von ben Fuhrwerken oder Pferden der beim Chauffee- 
wefen angeftellten Baubeamten innerhalb ihres Gefchäftg: 
Bezirke. 

Gegeben Berlin, den 31. Januar 1819. 
Friedrich Wilhelm. 
€. Fürft v. Hardenberg. 


Borlänfiges Neglement bei Erhebung des Chauſ— 

ſeegeldes auf der Linken Rheinfeite. 

4. Jeder ift gehalten, das Chauſſeegeld nach dem 
Tarif vom 31. Januar 1819 gegen einen gedruckten Zettel 
zu entrichten. 

$. 2. Auf dem Zetteh ift die Nummer der Barriere und 

der Name der Straße, fo wie das bezahlte Ehauffeegeld an- 
gegeben, und es enthält folcher außerdem den Tag der Aus. 
fertigung. Derfelbe wird von dem Einuehmer vor den Au- 
gen des Zahlenden bis auf die Mitte eingeriffen, und ſodann 
übergeben. 
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$. 3. Der Zettel muß an der nächften Barriere abgege- 
ben, auch auf Verlangen den Wege: Dffizianten vorgezeigt 
werden. 

5.4 Wer von der vorliegenden Barriere kommt und 
mit einem folchen ‚Zettel nicht. verfehen ift, muß nachweiſen, 
ihn. verloren zu haben, oder er ift in bie $. 7. feftgefegte 
Strafe verfallen, welche er dem Barriere: Empfänger zu zah⸗ 
len, oder gehörige Sicherheit für Strafe und Koften zu lei. 
fen, und fein weiteres Recht bei der Königl. Negierung dann 
nachzufuchen bat. 

$. 5. Wenn, der Zettel den gezahlten Betrag oder dag 
Datum nicht genau enthält, fo ift derfelbe ungültig. 

$. 6. Das Chauffeegeld kann nicht. geborgt, auch nicht 
für .die Rückkehr vorausbegahlt werden, fondern die Zahlung 
deffelben muß jedesmal gefchehen; wenn das Fuhrwerk oder 
die Thiere die. Barriere paffiren. 

$. 7. Wer bie Barriere umfährt, oder fich auf irgend 
eine Art der Erlegung des Chauffeegeldes entzieht, bezahlt 
den hundertfachen Betrag al8 Strafe, jedoch ohne daß folche, 
gemäß Artikel 479. des Strafgefeßbuches, das feſtgeſetzte 
Marimum. der Polizeiftrafe von funfzehn Franken oder 3 Rtlr. 
22 Gr. 6 Pf. überfchreiten darf. | 

$. 8. Fuhrleute entrichten das Chauffeegeld am Zenfter 
der Empfangsftube oder in derfelben; Neifenden zu Wagen 
oder zu Pferde muß aber der Einnehmer den Zettel gleich 
vor die Thür oder auf die Straße bringen, und dafelbft das 
Chauffeegeld erheben. 

$. 9. Reifende zu Wagen ‚oder zu Pferde müffen vor 
dem Barrierhaufe fo nahe wie. möglich an den Rand ber 
Straße kommen; fie brauchen diefe aber. niemals zu verlaffen, 
um das Chauffeegeld zu entrichten, noch darf der Kutfcher von 
feinem Siß fteigen, um den Zettel in Empfang zu nehmen. 

$. 10. Die Einnehmer find gehalten, die Ausfertigung 
des Zetteld und den Empfang des Geldes mit der größten 
Schnelligkeit fowohl bei Tage als bei Nacht zu leiften, und 
unter Eeinem Vorwande befugt, die Reiſenden aufzuhalten. 

Köln, den 19. Januar 1821. 

Königl. Preuß. Regierung. 


25 

19. 3 
Reffript des Könige. Minifteriums des Innern an bie 
Königl. Regierung zu Magdeburg, die Verpflichtung 
ber Pferde haltenden Einwohner zur ————— der 
Poſthaltereien betreffend. | 





Der Königl. Regierung wird in Befcheidung auf ih 
ren Bericht vom 16. v. M., die Verpflichtung der Pferde 
haltenden Einwohner zur Unterftüßung der Pofthaltereien 
betreffend, hierdurch eröffnet: daß, mie von ihr vorausge _ 
feßt wird, nicht angenommen werden kann, daß die Ver: 
ordnung vom 17. Dftober 1788. durch die angeführten 
weftphälifchen Defrete vom 29. Januar 1809. und 30. Sep: 
tember 1810. ganz außer Kraft gefeßt worden fei, weil in 
benfelben ausdrücklich. die Negulirung einer Vertheilung un: 
ter die gefpannhaltenden Einwohner, fo wie es fonft 
gebräuchlich gemwefen,. beibehalten worden if. Auch 
fimmen diefe Verfügungen fonft im Wefentlichen mit den 
früheren Anordnungen und Einrichtungen überein, da nach 
ihnen die Hülfsleiftung ebenfalls auf außerordentliche Fälle 
befchränft, und den Lofal- Behörden die biegfällige Einthei- 
lung überlaffen worden if. Dagegen enthält das zuletzt an- 
gezogene Dekret im Art. 5. die hinzugefügte nähere Modi- 
fifation, daß dieſe Hülfs-Gefpanne nur dann eintreten fol- 
len, wenn bei unzureichender Normalzahl der zum Poſt—⸗ 
dienft zu haltenden Pferde bie DOrtsverhältniffe nicht erlau⸗ 
ben, in biefer Hinficht ilbereinkünfte abzufchliegen, und es 
ift allerdings anzunehmen, daß diefe Bedingung durch die 
Wiedereinführung der Preußiſchen Gefeße nicht aufgehoben 
worden ift. Es liegt daher auch der Königl. Regierung ob, 
auf diesfällige Nequifitionen einzugehen, und in den ZAl- 
Ien, wenn durch ein Übereinfommen mit den Pferde halten 
den Einwohnern des Orts oder der Umgegend das Bebürf: 
niß nicht befriediger werben kann, angemeffene Einrichtungen 
zu treffen, daß die für außergewöhnliche Ereigniffe erforder: 
liche Unterftügung der Poften durch eine unter den Verpflich- 
teten feſtzuſetzende Reihefolge bewirkt werde. 
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Mas die durch Einverftändnig mit den Lokal: Behörden 
bereits dieferhalb getroffenen Einrichtungen betrifft, fo ift es 
unbedenklich, e8 dabei zu laffen. 

In Anſehung des Orts Arendfee aber hat die Koͤnigl. 
Regierung in Gemaͤßheit dieſer Verfuͤgung das Weitere an⸗ 
zuordnen, und iſt es wohl nicht zu bezweifeln, daß daſelbſt 
eine Uebereinkunft abzuſchließen ſein werde. 

Berlin, den 5. Januar 1821. 

Miniſterium des Innern. 
v. Schuckmann. 


20. 
Cirkulare an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Poſtaͤmter, betreffend 
die Entſchaͤdigung der auf den Fuͤrſtl. Thurn: und Tas 
risſchen Poften verloren gegangenen Padere. 





Hei den Fürftlich Thurn: und Tarisfchen Poften beftcht 
die Anordnung, daß Päckereien, die mit den Poſten ver: 
fandt werden follen, nach Inhalt und Werth deklarirt fein 
müffen. In Ermangelung einer folchen Deklaration wird, 
wenn ein Packet verloren geht, ohne alle weitere Rückficht 
auf deffen Werth, nur eine_Entfchädigung von 25 Gulden 
gewährt. 

Die Abfender von Packeten ꝛc., die in das Fürftl. Thurn: 
und Taxisſche Poftgebiet oder durch daffelbe ing Ausland 
gehen, find hierauf aufmerkfam zu machen und aufjufordern, 
inhalt und Werth des Packets auf dem Briefe mit kurzen 
Morten anzugeben. Ohne eine folche Deklaration find von 
jet an Eeine Päckereien zur Verſendung ins Fürfilih Thurn: 
und Tarisiche Pofigebiet weiter anzunehmen. 

Das Poftamt in N. hat hiernach dag Nöthige zu be: 
obachten, und die ihm untergeordneten Poftwärter Anmter von 
diefer Anordnung zu benachrichtigen. 

Berlin, den 29. Januar 1821. 

Königl. Preuß. General: Poftamt. 
v. Seegebarth. 
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21. 


Cirfulare an fämmtliche Koͤnigl. Poftämter dieffeits der 
Weſer, wegen des Poftporto’s nach Stalien. 





In der, wegen Ausführung mit dem Defterreichifchen 
Poſtweſen abgefchloffenen Konvention, unterm 13. Oftober 
pr. erlaffenen Verfügung ift unter andern auch beftimmt, 
wie viel für die Korrefpondeng nach und aus den gefammten 
italienifchen Staaten gezahlt werben fol. 

Es war dabei die Meinung, daß auch bie Briefe nach 
und aus dem Königreiche Illyrien, 3. B. nach und aus 
Zrieft, Fiume ꝛc. den italienifchen Briefen gleich geachtet wer: 
den follten, weil für erftere, wie für leßtere herwaͤrts, ein 
Tranfit: Porto an Defterreich vergütet werden muß. 

Zur möglichften Erleichterung des Verkehrs mit jenen 
Drten hat aber das General:Poftamt jetzt befchloffen, bie 
Briefe nach dem Königreiche Illyrien und namentlich nach 
Trieft und Fiume 2c., gleich den Briefen nach Defterreich, Hin- 
ſichts des dafür zu erhebenden Frankos, behandeln zu laſſen, 
und fol damit vom 1. März d. 3. an der Anfang gemacht 
werden; berwärts aber, mithin für die Briefe aus dem 
Königreiche Illyrien und namentlih aus Trieft und Fiume 
xc. ſoll das Porto wie für die italienifchen Briefe, wie bisher 
auch ferner erhoben und berechnet werben. 

Das Poftamt in N. N. hat ſich an feinem Theile hier: 
nach gebührend zu achten. 

Berlin, den 5. Februar 1821. 

Königl. Preuß. General: Poftamt. 
v. Seegebarth. 


22. 
Eirfulare an fämmtlihe Koͤnigl. Poftämter, wegen ber 
Relais bei Reifen allerhöchfter und höchfter Perfonen. 





Bei Reifen allerhöchfter und höchfter Perſonen fol, um 
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dag Fortfommen zu befchleunigen, auf Stationen, die über 
zwei Meilen lang find, jedesmal auf dem halben Wege ein, 
Nelais aufgeftellt werden. Es mird. hierbei vorauggefegt, 
daß, wie es gewöhnlich gefchieht, die Exrtrapoft: Pferde vor: 
ausbeftellt. find. In diefem Falle muß die Aufftelung des 
Relais unfehlbar, bei eigener Verantwortung der betreffenden 
Poftämter, erfolgen, welche in diefer Beziehung auch für die. 
untergeorÖneten Poftwärter ⸗ Amter verantwortlich bleiben, 
weshalb die Poſtwaͤrter⸗ Amter von dieſer Anordnung eben- 
falls in Kenntniß gefegt, und zu deren Befolgung angewie⸗ 
fen werden müflen. Die Beforgung des Relais muß, ber 
Regel nach, von dem vorliegenden, d. h. von demjenigen. 
Poſt⸗- oder. PoftwärtersAmte gefchehen, wo, der Neiferoute 
nach, die über zwei Meilen lange Station anfängt. Wenn: 
alfo 5. B. eine hohe Perfon über Achen nad) Düffeldorf reis 
fete, fo müßte dag zwiſchen Achen und Jülich aufzuſtellende 
Relais von Achen aus beſorgt werden. 

Das Poſtamt in N. hat hiernach das Erforderliche zu 
beobachten. 

Berlin, den 2. März 1821. 

Königl. Preuß. General: Poftamt. 
v. Seegebarth. 


23. 
Cirfulare an ſaͤmmtliche Königl. Poftämter, über ben 
naͤmlichen Gegenſtand. 





Die Cirkular-Verfuͤgung vom 2. d. M. beſtimmt: daß 
bei Reiſen -allerhöchfter und hoͤchſter Perſonen, auf Gta- 
tionen, die über zwei Meilen lang find, ein Relais aufge: 
ftelit, und daß die Beforgung des Nelaid von dem vorlie- 
genden, d. 5. von demjenigen Pofts oder Poſtwaͤrter⸗Amte 
geſchehen fol, wo der Reiſeroute nach die über zwei Mei- 
len lange Station anfängt. Bei diefer Beſtimmung bleibe 
e8 auch in allen den Fällen, wo die Vorausbeſtellung der 
Pferde der Reife ſelbſt nur wenige Stunden votangeht, 
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weil alsdann bie: weiterhin liegende Station nicht Zeit: ge 
nug behalten mögte, : das Relais zu beforgen. Für. .die 
Borausfendung der Pferde von der vorliegenden Station 
ab bis zum Nelais wird die Hälfte der reglementsmaͤßi⸗ 
gen .Ertrapoft- Gelder in Anfaß gebracht. Durch die Vor: 
ausfendung der Pferde werden alfo die Reiſekoſten allerdings 
vertheuert. Um nun diefe Vertheuerung, mo fie. fich ver: 
meiden laͤßt, zu befeitigen,. fol in- folchen - Fällen, - two. die 
Borausbeftelung der Pferde fo. frühzeitig erfolgt, daß die 
weiterhin” liegende Station die Beforgung des Relais. füg- 
lich übernehmen kann, die Aufftelung des Relais nicht von 
demjenigen Amte, wo bie über zwei Meilen lange Station 
anfängt, fondern von ‚demjenigen Amte, mo fie endet, alfo 
nicht durch Vorausfendung, fondern durch Entgegenfendung 
der Pferde bewirkt werden, in welchem Fall nur dag regle- 
mentsmäßige Ertrapofigeld, und meiter nichts, in Anſatz 
fommt. Beide Stationen mäffen fi) dann aber über den 
genau zu. beftimmenden Punkt, wo das Relais. aufgeftellt 
werden fol, einigen, ‚damit nicht etwa durch Mißverlaͤndniß 
das Relais verfehlt wird. 

Das Poftamt in N. bat biernach das Erforderliche zu 
beobachten. 

Berlin, den 27. März 1821. 

Königl. Preuß. General: Poſtamt. 
v. Sergebarth. | 


— — 





| 24. 
Cirfulare an ſaͤmmtliche Königl. Poflämter dieffeits der 
Weſer innerhalb Landes, den Eyrtrapoft: Zahlungsfag 
. betreffend. 

Es haben des Königs Majeftät mittelft Allerhoͤchſter 
Kabinets-Drdre vom 27. d. M. zu genehmigen gerubt, 
daß auch in denjenigen Provinzen diefleits der Weſer, wo 
bisher noch resp. 10 gGr. und 14 gGr. für ein Ertrapoft:, 
Kouriers und Eftafettenpferd pro Meile bezahlt twurde, vom 
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1.p ril d. %. ab, der in dem Altern Provinzen :bieffeitd der 

Elbe ſchon ſeit längere Zeit beſtehende Zahlungsfag 

©. dei Ertrapoften — 8 8Gr. % pro Pferd 
RKouriers un | und . 
Eſtafetten ee N Meile. 

eintreten foll. 

Demgemäß werden bie innerhalb Landes gelegenen Pot: 
ämter dieſſeits der Weſer hiermit angewieſen: vom Eingange 
diefer Verfügung am fich hiernach zu achten, und den ihnen 
untergeordneten Poftftationen fogleid) die — Anweiſung 
dieſerhalb zu ertheilen. 

Berlin, den 30. März 1821. 
4 Koͤnigl. Preuß. — 
ne! 





26. 


| Keffripi bes Königl. Minifteriums des Innern an bie 

Königl. Regierung zu Achen, die Ausftelung von blo— 

Sen Abnahme: Atteften, ftatt der Reviſions⸗Protokolle, 
bei Öffentlichen Bauten betreffend. 





Mir haben nichts dagegen zu eriinern, daß nach dem 
Antrage der Königl. Regierung in dem Berichte vom 13. 
Dezember v. J., die in dem Reſtripte der Königl. Minifte: 
rien des Handels und der Finanzen vom 26. November v. 
J. nachgelaffene Ausftellung von bloßen Abnahme: Atteften, 
flatt der Revifions- Protokolle, bei Bauten, deren Koften 
nicht über 100 Rthlr. betragen, auch auf die von dem Mi- 
nifterio des Innern reffortirenden Bauten gleichen Betrages 
Anwendung finde. 

Berlin, den 23. Januar 1821. 

Miniſterium des Innern. 
Erſte Abtheilung. 
Koehler. 


3 
IV. 


National » Fnduftrie, 


Ä 26. | 
Befanntmachung der König, Regierung zu Stralfund, 
die Bezertelung bes aus den Waldungen in die Stäbte 
einzubringenden Holzes betreffend. 





Dbgleich zur Vorbengung der Holz: Defraudationen und 
um den Holzdieben den Abſatz des entwendeten Holzes moͤg⸗ 
lichſt zu erſchweren, bereits in der neueſten Holz» Ordnung 
vom Jahre 1799., fo wie in den Regiminal-Verordnungen 
vom 15. Auguft 1813. und 2. Februar 1819. feftgefegt wor⸗ 
den ift, daß anf alles Holz, welches in die Städte einge 
führt werden fol, ein Atteft, woher es komme und mag 
für Holz e8 fein fol, in den Thoren vorgemwiefen und nichts 
darauf paffirt werden fol, ald was in dem Aetefte ſpeziell 
angegeben worden, ſo lehrt doch die Erfahrung, daß den in 
dieſer Hinſicht beſtehenden Vorſchriften keinesweges gebuͤhrend 
nachgelebt werde, und namentlich die Ausſtellung der gedach- 
ten Atteſte hoͤchſt unvollftändig gefchieht. Wir finder ung 
daher veranlaßt, in Gemaͤßheit der früheren Seftimmnngen, 
hierdurch wiederholt anzuordnen: 

1) Daß Jeder, welcher Holz, es fei nun Bau, Nutz⸗ oder 
Brennholz jeder Art, fo wie auch Borke, vom Lande 
in bie Städte einführen will, verpflichtet ift, fich mit ei- 
nem Attefte verfehen zu laffen, in welchem 

a. berjenige, welcher das Hol; aus der Waldung gekauft 
oder erhalten hat; 

b. die Waldung felbfl, aus welcher das Holz abgegeben 
worden; 

e. bie Zeit, zu welcher folches gefchehen; 

d. die Art und Duantität des Holzes ſpeziell nach Stu, 
cken, SKlaftern, Fudern oder Schocden auf dag Ge 
nauefte angegeben werden muß. 

2) Diefe Atteſte müffen, wenn das Hol; aus Königl. 
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Forſten geholt worden, von den Königl. Revier » Ober: 
förftern, wenn e8 aber aus ftäbtifchen oder Privat-Wal- 
dungen geholt ift, von den reſp. ftädtifchen Jägern und 
der Herrfchaft oder deren Stellvertretern, und zwar von 
letzteren an Eidesſtatt, ausgeſtellt und unterſchrieben 
werden. 

3) Bei dem Einbringen des Holzes in die Stadt muͤſſen 
dieſe Holzatteſte am Thore dem Koͤnigl. Thorſchreiber 
vorgezeigt und abgegeben werden, welcher die entge- 
gengenommenen Holzgettel an die Kollektur abzuliefern 

... hat,. Künftig darf nur auf Attefte, welche ganz nach 

„obiger Vorfchrift ausgeftellt find, Holz in die Stadt ge- 

laſſen werben. Wenn, aber gar feine Zettel produgirt 

oder der probuzirte nicht der hier gegebenen Vorſchrift 
gemäß befunden würde, twelches in zweifelhaften Fällen 
der Thorfchreiber der Kollektur zur weitern Unterfuchung 
und zur Entfcheidung zu ftellen hat, fol das Holz an⸗ 
gehalten und Eonfigzirt werben. 

. 4): Diefe Ausftelung von ‚Holzatteften. erftreckt fich nach 

Inhalt der Regiminal: Verfügung vom 22. Dezember 

.. 1802. gleichfals auf die in die Städte einzubringenden 
Bandſtoͤcke und Befen, und dürfen die Thorfchreiber der- 

, gleichen Beſen und Bandftöce in allen Fällen nur auf 
vorbenannte. Paflirzettel in. bie Städte einbringen laffen, 
Fehlen Teßtere, fo ift ohne Ausnahme das Holz fofort 

zu konfisziren. 
+ So wie num alle und jede, welche es angeht, ſich 
nach dieſen beftehenden Worfchriften genau zu achten, und 
danach diejenigen, melche Hol; vom Lande in die Städte 
zu. führen beabfichtigen, fich mit den dazu erforderlichen 
Zetteln zu verfehen haben, fo werden auch fämmtliche be 
treffende Königl. und ftädtifche Forft-Behörden und Pri- 
vat: Gutsbefiger, von welchen das Holz geholt worden ift, 
hierdurch angemiefen, fich der Ausftelung obiger Atteſte 
feinesweges zu entziehen. Die Thorfchreiber werden übris 
geng, bei Vermeidung unfehlbar firenger Beftrafung, hiermit 
aufs Neue befehligt, die Kontrole über dag in die Städte 
einzubringende Holz genau nach obigen = 
ub? 
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ren, und fich dabei aller ——— Nachſicht gaͤnzlich zu 
enthalten. 


Zugleich finden wir es noͤthig, ſaͤmmtliche Magiſtraͤte 
und Privat⸗Gutsbeſitzer hierdurch aufs Neue aufzufordern, bei 
den von Königl. Forftbedienten, in den Städten und Privat: 
befigungen, two Holzdefraudationen vermuthet werden, vorzu⸗ 
nehmenden Holvifitationen, denfelben, auf deren gehörige Res 

quifition, ale mögliche ſchnelle Hülfe zu gewähren. 

Stralfund, den 27. Februar 1821. 

Koͤnigl. Preuß. Negierung. 


-—_. 





27. 
Befanntmachung der Königl. Regierung zu Königs 
berg, das Abraupen der Bäume betreffend. 





Wie nachfheilig die Raupe auf die Obfigärten wirkt, 
ift allgemein bekannt, und die im vorigen Jahre durch die 
ſes Inſekt verurfachten Verwuͤſtungen find noch in neuem 
Andenken. Diefer Nachtheil wird daher jeden forgfamen 
Dbftbaumbefiger fchon von felbft veranlaffen, dieſes Ungezie— 
fer bei feinem erften Entftehen möglichft zu vertilgen. Um 
indeß der Nachläffigkeit Einzelner, welche dag Abraupen 
der Bäume unterlaffen dürften, vorzubeugen, machen wir, 
in Berüchfichtigung des allgemeinen Wohls, fämmtlichen 
Landrathsämtern und Magifträten unferes Departements 
zur angemeflenften Pflicht, fireng darauf zu halten, daß ein 
jeder Wirth in den ihm zugehörigen oder ihm zu feinem 
Gebrauch überlaffenen Dbftgärten, zu feinem und feines 
Nachbars Beften, die auf den Bäumen befindlichen Raus. 
pennefter bei Zeiten ablefe, und dieje entweder tief in die 
Erde vergrabe, oder an einem fichern Ort verbrenne, ba- 
mit das in den Neftern befindliche Ungeziefer, wenn es bei 
märmerer Witterung ausbricht, fo wenig jedem Eigenthuͤ— 
mer oder Nugnieger felbft, als feinem Nachbar Schaden 
verurſachen kann. Zu Ausführung der Mittel, die zur Ver: 
filgung der Raupen und deren Eier — ſind, wird 

Annalen I, Heſt. 1821. 
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rückfichtlich des hiefigen Klimas der erfte Mai jedes Tab. 
res beftimmt, und ift dag erfte Drittheil ded Monats Mat 
als Die letzte Zrift zu diefem Gefchäfte anzufehen. 

Zur Ueberzeugung, ob auch jeder Wirth diefem Folge ge- 
leiftet habe, find alle Gärten nach Verlauf des legten Ter— 
mins forgfältig zu unterfuchen, da dann derjenige, welcher 
ſolches unterlaffen hat, mit einer Polizeiftrafe zu belegen, und 
das Verſaͤumte felbft auf feine Koften fofort moͤglichſt nady- 
zuholen ift. 

Königsberg, den 5. März 1821. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. 
28. 
Verordnungen ber Rönigl. Regierungen zu Koblenz und 
Köln, die Sicherung der Weinberge gegen den Späts 
| ⸗ffroſt betreffend. 





Unter den vielen Zufäligkeiten, denen der Weinſtock 
und folglich auch der Wohlftand des Weinbauers unter, 
worfen iſt, ſteht der Mai: oder Spätfroft im Fruͤhjahre 
oben an, indem deffen Wirkungen meiftens allgemein zerſtoͤ⸗ 
rend ſind. Wenn eine fruͤhe und uͤppige Vegetation die 
glaͤnzendſten Ausſichten zu einem reichen Herbſte darbietet, 
reichen eine einzige Nacht oder nur einige Stunden derfel- 
ben hin, diefe Hoffnungen und die Arbeiten des Weinbauers 
in ihrem Keime zu vernichten, und feinen Wohlftand mefent- 
lich zu zerruͤtten. Gin ſolches Unglück ift im Verhaͤltniſſe 
zu dem Ackersmann um fo viel größer, da der letere, wenn 
er durch irgend ein Naturereignig einen Theil feines Pro- 
dukts zerftört fieht, in einem andern Produfte immer noc) 
einigen Erfag und ein Mittel des Beftehens findet, mwäh- 
A der Weinbauer in feinen Neben jedesmal Alles ver: 
iert. 

Unter diefen Umftänden war e8 natürlich, daß zu allen 
Zeiten die Aufmerkſamkeit des Weinbauers und des wiſſen— 
fchaftlihen Landwirths dahin gerichtet wurde, ein Mittel 
aufjufinden, wie der Spätfroft im Frühjahre unfchädlich zu 
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machen fei, indem ber Herbſtfroſt feltener und überdies in 
‚feinen Folgen meit weniger bedeutend if. Ein folches Mit: 
tel ift in den Dampf: oder Rauchfeuern gefunden worden. 
Die Wirkfamkeit derfelben gegen die fchädlichen Folgen des 
Spätfroftes läßt fi) aber nicht allein miffenfchaftlich aus 
Grundfägen der Naturkunde erklären, fondern fie ift auch 
durch die. Erfahrung dargethan, in verfchiedenen Ländern durch 
obrigfeitliche Verordnungen eingeführt, und felbft innerhalb 
unfer8 Regierungsbezirks durch einzelne Verſuche bewährt ge 
funden worden. Die dazu erforderliche Muͤhwaltung ift 
nicht groß, indem es der aufmerkffamen Beobachtung nur 
während einiger Wochen, des eigentlichen Feueranmacheng 
aber manche Jahre hindurch gar'nicht, in den Zeiten der Ge 
fahr aber nur einige Nächte hindurch bedarf. Auch fteht 
diefe Mühe in keinem Verhältniffe mit dem großen Schaden, 
der dadurch abgewendet wird. 

Um indeffen diefes Mittel auf eine vollkommen und alls 
gemein wirkſame Art zw gebrauchen, ift, außer dem Beſitz 
guter und gleichförmiger Thermometer, eine Maßregel nd: 
thig, wodurch Einheit in. das ganze Verfahren gebracht, 
und das Nauchfeuer nicht allein. durch gleichzeitiges allge: 
meines Anlegen deffelben wirkſamer gemacht, fondern auch 
dag Anlegen felbft nach einem gemeinfchaftlichen Plane gere⸗ 
gelt wird. 

In Erwägung aller oben angeführten Umftände haben 
wir folgenden Beſchluß gefaßt: 

Art. 1. Die Anwendung der Dampfs und Nauchfeuer, 
als Sicherungsmittel der Weinftöcke gegen die Zolgen des 
Spätfroftes im Frühjahre, fol als eine polizeiliche Maßregel 
in allen Weinbau treibenden Gemeinden des Regierungsbe⸗ 
zirks Coblenz in Wirkfamfeit treten. 

Art. 2. In jeder Gemeinde, welche Weinbau treibt, fol 
ein gutes, auf Meffing angebrachtes und dauerhafte Queck— 
filber- Thermometer fein, defien Skala nad) Reaumür angefer- 
figt, und das überdies für den Transport und die Zeit des 
Nichtgebrauchs mit einem Futteral verfehen ift. 

Da, wo die Gemeinden Elein und nahe an einander 
liegend find, kann, nach dem Ermeflen des Landraths, audy 
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Ein Thermometer fuͤr zwei Gemeinden genuͤgen. Die erſte 
Lieferung dieſer Thermometer wird unentgeldlich an die Ge⸗ 
meinden gemacht werden. Für die Unterhaltung und den al- 
lenfallſigen Erfaß haben in Zukunft aber die Gemeinde:Kaf- 
fen zu forgen. 

Die Königl. Landraͤthe werden aufgefordert, nach Anficht 
dieſes fogleich einen Etat der für die Weinbau treibenden Ge- 
meinden ihres Kreifes erforderlichen Anzahl von Thermome: 
tern anzufertigen und an ung einzufenden. 

Art. 3. Das Thermometer wird in jeder Gemeinde ei- 
nem Beamten oder Einwohner anvertraut, der damit um- 
zugehen weiß und ſich bereitwillig erklärt, durch die gemein- 
nügige Mühe des Beobachtens ſich ein Verdienſt um feine 
Mitbürger machen zu wollen, 5. B. Bürgermeifter, Pfarrer, 
Kreisphyſiker, Kreischirurgen, Arzte, Schöffen, wiſſen⸗ 
ſchaftlich gebildete Landwirthe ꝛc. Jeder derſelben muß ei— 
nen oder zwei Stellvertreter haben, fuͤr Faͤlle der Abweſen⸗ 
heit ꝛtc. 

Die Koͤnigl. Landraͤthe werden die Auswahl dieſer Män- 
ner auf die Vorſchlaͤge der Buͤrgermeiſter beſtaͤtigen. 

Art. 4. Derjenige patriotiſch denkende Einwohner oder 
Beamte, welcher das Thermometer im Verwahr hat, ſtellt 
auch die Beobachtungen an, welche ſich im Allgemeinen, und, 
je nachdem die Vegetation mehr oder minder vorgerückt ift, 
auf den Zeitraum vom 15. April bis zum 15. Juni höch- 
ſtens ausdehnen. Bei gelindem oder trübem Wetter find fie 
nicht nöthig. 

Wenn dagegen der Himmel heiter ift oder gegen 5 Uhr 
Abends heiter wird, wenn die Luft Ealt aus Norden, oder 
zwiſchen Nord und Nordoft, oder zwifchen Oſt und’ Nord: 
weft weht, wenn um Diefe Zeit das zwar am Haufe, aber 
in freier Luft und nach Norden zu hängende Thermometer 
nur noch auf 6 bis 7 Grade über Null fteht und im Fallen 
ift, wenn fpäter die Sterne funfeln u. f. w, dann muß die 
Beobachtung genauer gefchehen, und daß Thermometer vom 
Haufe weg ganz in das Freie, in den Garten oder Hinterhof, 
aber immer nach Norden zu, gebracht werben. 

Dort muß es an einem hervorſtehenden eiſernen Hafen 
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(der an einem Pfahle befeftige ift) ganz frei hängen, jedoch 
ohne daß es der Wind bewegen kann, und in einer Höhe, 
daß der Beobachter das Geficht gerade auf den Punkt des 
Grades Null gerichtet hat, um bei der fpätern Beobach: 
tung mit einer Laterne defto fchneller und richtiger fehen zu 
fönnen. | 

Wenn nun das Thermometer bis nach zehn ober eilf 
Uhr nicht ferner fällt, fondern vielmehr fteigt und der Him: 
mel ſich trübt, fo iſt Fein Froſt zu beforgen. Iſt dagegen 
das Thermometer gegen zehn Uhr bis auf 4 Grad über Null 
gefunken, fo muß die fernere Beobachtung fortdauern, und 
der Nachtwächter benachrichtigt die Gemeinde mit dem Aus: 
ruf der zehnten Stunde zugleich „daß diefe Nacht Froft zu 
beforgen fei” Dies dient denjenigen Gemeindegliedern, an 
welchen die Reihe des Raͤucherns ift, zur Nachricht, daß fie 
Feuerzeug und trockenes Reiſig zurecht legen und fich über: 
haupt bereit halten, beim allgemeinen Zeichen fogleich in den 
Weinbergen erfcheinen zu fünnen. | 

Bon da an hat der Nachtiwächter von Stunde zu 
Stunde bei dem Beobachter anzufragen, bis das Wetter 
umfchlägt, der Himmel mild wird, das Thermometer fteigt, 
und der Nachtwächter den Beſcheid erhält, nicht wieder zu 
fommen. 

Hält dagegen die Kälte an, und ift das Thermometer 
bis auf zwei Grade über Null gefunken, fo muß augenblic 
lich der Beobachter dem Nachtwächter auftragen, das Zei: 
chen zum Feueranzünden zu geben, und durch den Glöckner 
oder Küfter 2c. geben zu laffen. Ä 

Die Art des Signals, e8 fei durch das Horn des Nacht: 
waͤchters, dag Läuten der Glocken (welches jedoch von der 
Brandgloce verfchieden fein muß), durch Eleine Böller, Flin⸗ 
tenfchüfle oder andere Hülfsmittel, richtet fich nach den ört- 
lichen Berhältniffen, und wird daher von den DOrtsbehörden 
ein für allemal vorher feftgefegt. 

Art. 5. Zur Volljiehung des vorftehenden Artikels muß 

a. der Nachtwächter die Weilung erhalten, vom 15. April 
bis 15. Juni ſich jedesmal eine halbe Stunde vor dem 
erſten Stundenrufe bei dem DBefiger des Thermometers 
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zu melden, um von bdemfelben weitere Verfügung ein: 
zubolen, ob und wie lange er ſtundenweiſe wiederkom⸗ 
men fol; 

b. da, wo gegen Vermuthen Fein Nachtmächter fein foll- 
te, ift ein folcher für den vorgedachten Zeitraum an: 
zuftellen. | 

Art. 6. Der Bürgermeifter beſtimmt ein für allemal, 
wie viel Menfchen in jeder Gemeine jedesmal nöthig find, 
um bei dem allgemeinen Zeichen die Feuer fchleunigft anzu: 
zünden, und bis nach Sonnenaufgang rauchend zu unterhal: 
ten. Der Ortsvorftand bezeichnet nun aus den Gemeinde: 
gliedern diejenigen, welche bei dem erften, zweiten ober drit—⸗ 
ten Anzünden an der Reihe fein follen; er macht es aber 
nur denjenigen bekannt, welche zunächft an der Reihe find, 
und erft dann, wann diefe das Näuchern einmal beforgt ha- 
ben, der folgenden Reihe. 

Diefer Gemeindedienft ift eine gemeinfchaftliche und zum 
Gemeindebeften angeordnete Bemühung. 

Es wird daher hier ausdrücklich beflimmt, daß man fich 
nicht darauf befchränfen fol, daß jeder Eigenthümer für feis 
nen Weinberg forge, fondern daß jeder feinen Poften zum 
Näuchern erhalte, two auch die Stelle fein möge, und zwar 
fo, daß fie auch in hinlänglicher Anzahl find, um die Wir: 
fung des Schugmitteld zu fichern. 

Der Bürgermeifter oder Schöffe, oder deren Stellvertre- 
ter, fol deshalb bei dem Näuchern zugegen feyn, um auf 
Ordnung zu fehen und die Nichterfchienenen zur richterlichen 
Beftrafung aufzuzeichnen; da ein Spätfroft nicht jedes jahr, 
und überdies felten in mehr als zwei bis drei Nächten flatt- 
findet, fo werben fich die eben gedachten Beamten dieſem fo 
wichtigen Theile ihres Berufes um fo thätiger und milliger 
unterziehen. 

Auch werden fie unter den wachhabenden Gemeinde 
gliedern noch einige der zuverläffigften mit der Aufficht be: 
auftragen, denn es ift die höchfte Aufmerkfamkeit und Thä- 
tigkeit, befonders in den erften Jahren diefer neuen Einrich- 
tung nöthig, um auch dem DVorurtheile zu begegnen, wel⸗ 
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ches fich derfelben abfichtlich oder durch Bernachläffigung ent: 
gegenftellen möchte. 

Art. 7. Zum Nauchfeuer dienen: Laub, Nebenholz, 
Moos, Quecken, Kartoffelfraut, Raſen, Nadelholz und an- 
dere Meiferarten, Wurzeln und Stengel von Kohl, Gerberlohe, 
Sägemehl, Zaun: und Heden: Dorner, Bohnenftroh u. f. m. 
Diefe Materialien, welche man fonft gewöhnlich im Herbſt 
auf dem Felde verbrennt, find daher von nun an zum Theil 
zu fammeln und in der Nähe der Weinberge in größern Haus 
fen. aufzubewahren, im Monat März aber, oder gegen bie 
Mitte Aprilg rund um die Weinberge herum in Eleinern Hau⸗ 
fen zum Gebrauche beim Rauchfeuer aufzuftellen, hauptfäch- 
lich nach Norden und Dften zu, weil beim Spätfroft mei- 
fiens der Wind von daher weht. | j 

Am zweckmaͤßigſten errichtet man bie Haufen auf vier 
Steinen, welche fo ftehen, daß in der Mitte ein Quadrat⸗ 
fug Raum bleibt. Auf biefe Steine legt man Hol; oder 
ſtaͤrkeres Meiferwerf, damit der Haufe eine Höhlung be 
komme und fich leichter anzünden laffe. Indeſſen muß diefe 
Höhlung nur Flein fein, um den zu flarfen Zug zu ver 
hindern. 

Hierauf legt man’ nun die vorgedachfen Brennmateria- 
lien und ganz oben eine Decke von Nafen und Erde. 

Diefe Haufen werden auf das im Xrtifel A. gedachte 
allgemeine Zeichen angezündet, jedoch nicht alle zu gleicher 
Zeit, wohl aber hauptfächlicd auf der Geite, von moher 
der Wind kommt, damit diefer den Rauch über die Wein- 
berge ziehe. Auch müffen Haufen für folgende Tage vor: 
räthig fein, da der Froft gewöhnlich mehrere Nächte hinter 
einander kommt, während welchen man befonders wachſam 
fein muß. 

Es ift dabei hauptfächlich zu. bemerken (und von Dem 
Ortsvorſtande genau darauf zu halten), daß «8 fich nicht da- 
von handelt, eine Flamme zu machen, wohl aber unauf: 
hoͤrlich fortdauernd den Dampf oder Rauch zu unter 
halten, denn dieſer allein thut die wohlthätige Wirkung, die 
Neben gegen die Zolgen des Froftes zu fchügen. 
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Sollte daher Flamme entftehen, fo muß naffe Erbe oder 
Raſen aufgelegt, oder Waſſer zugegoffen werden. 

Ferner iſt noch zu bemerken, daß der Froft für diejeni- 
gen Weinberge am gefährlichften ift, in welchen die Erde erft 
wenige Tage vorher aufgehackt und locker gemacht wurde, 
welche neben mit Winterfrucht befäeten Feldern, an Büfchen 
oder in der Ebene liegen ꝛc. 

Die Rauchfeuer werben in der Negel bis eine Halbe 
Stunde nad) Sonnenaufgang, oder bis nach fünf Uhr un: 
terhalten. 

Wenn eine Gemeinde ihre Feuer angezündet bat, fo find 
die Nachtmächter der benachbarten Gemeinde gehalten, fogleich 
Bas oben gedachte Zeichen zu geben, damit die andern Ge 
meinden nachfolgen, wenn auch bei ihnen der Beobachter dag 
Zeichen dazu noch nicht gegeben haben möchte. 

- Art. 8. Die Ortsbehörden werden. ausdrücklich beauf: 
fragt, über die vorfchriftsmäßige Vollziehung obiger Beftim 
mungen zu wachen, und die Gaumfeligen bei dem Gerichte 
zu denungiren, Damit fie in Gemäßheit des $. 33. des Regu⸗ 
lativs vom 20. Juli 1818. *) nach richterlichem Ermeſſen in 
eine Strafe von 1 bis 5 Thaler genommen werden. Die 
Landräthe werben überdies ihr befonderes Augenmerk auf dag 
Ganze richten, für die zweckmaͤßige Errichtung der im Art. 7. 
gedachten Vorräthe von Brenn: und Nauch-Material forgen, 
. und überhaupt von dem Grundfage ausgehen, daß nur die 
genauefie und, firengfie Vollziehung obiger Vorfchriften zum 
Zweck führen, das allenfallfige Vorurtheil vernichten und Die 
Gefahr des Maifroſtes auf immer von unſern Weinbergen 
entfernen kann. 

Art. 9. Gegentwärtiger Befchluß fol im Amtsblatt pu- 
blizirt und überdies in befondern Abdrücen an die Ortsbe— 
hörden und Pfarrer vertheilt werden. Die Ortsbehörden wer: 
den die Gemeindeglieder von dem Inhalte deffelben in Kennt: 
niß fegen, und die Pfarrer werden ſich um ihre Pfarrgenof- 
fen verdient machen, wenn fie dem nüglichen Zwecke durch 
angemeflene Belehrung entgegen Eommen. 

Koblenz, den 7. Januar 1821, 

Königl. Regierung. 

*) YUnnal, Jahrg. 1818, ©. 630. 
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Vorfiehende Polizei Verordnung der Königl. Regierung 
zu Koblenz wird hierdurch, als ihrem ganzen Inhalte nach 
auch für den hiefigen Regierungsbezirk gelten follend, erklärt. 
Bon den Landräthen, im deren Kreifen Weinbau getrieben 
wird, erwarten wir, unter Mitwirkung der betreffenden Nent- 
meifter, und unter Zuziehung der betreffenden Bürgermeifter, 
fo fchleunige Berichte, daß die Verordnung noch in diefem 
bevorfiehenden Frübjahre zur Anwendung Fommen 
kann. Kontravenienten follen den Polizeigerichten zur Ber 
firafung angezeigt werden, doch wollen wir erwarten, daß 
diefer Fall in jeder Ordnung liebenden Gemeinde um fo we⸗ 
niger vorkommen werde, ald das Gemeinnügige diefer Ber: 
fügung am Tage liegt. 
Köln, den 9. März 1821. 
; Königl. Preuß. Regierung. 


29. 

Befanntmahung des Königl. Ober: Bergamts für die 
Niederrheinifchen Provinzen, die Verpflichtung der 
Öruben- Gemerffchaften zur Beftellung von 
Verlegern ꝛc. betreffend. 





Da die bergordnungsmaͤßige Vorſchrift, daß im Aus— 
lande oder fonft entfernt mohnende Grubengewerke zur 
Anfagung der Zubußen oder Annahme der darauf Bezug 
habenden Sinfinuationen, Verleger in der Nähe ihrer Gru- 
. ben beftellen follen, in den auf dem rechten Rheinufer be- 
legenen Theilen des Mheinifchen Bergmwerks- Diftrifts feit 
einiger Zeit außer Acht gelaffen worden ift, und hierdurd) die 
Kommunikationen der Behörden und Schichtmeifter mit den 
einzelnen Grubengemwerken binfichtlich der, dieſen zu Kennt 
niß zu dringenden Verlagantheile und bergamtlich gefche: 
benden Zubuße » Augfchreibungen erſchwert und unzuverläf 
fig gemacht werden, fo werden hierdurch alle ausländifch 
mohnenden Gerverke, ohne Ausnahme, fo wie auch die in- 
ländifchen, welche nicht innerhalb des Gefchworenens oder 
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Dberfteigerd » Bezirfed bes betreffenden Bergwerks, fondern 
außerhalb demfelben von dem betreffenden Werfe über fünf 
Stunden weit entfernt wohnen, von dem unterzeichneten 
Dber:Bergamte aufgefordert, binnen acht Wochen a dato in 
gedachten Bezirken, DBerleger zur Zahlung ihrer Zubuße, 
und zu Annahme der, die Zubußbeiträge und deren Aus: 
‚ fchreibung betreffenden Sinfinuationen, gültig zu beftellen, 
und folhe ſowohl dem betreffenden Schichtmeifter als auch 
dem Königl. Bergamte in Siegen fchriftlich bekannt zu 
machen, al8 widrigenfalls auf die von dem gemerkfchafrlichen 
Schichtmeifter dem gedachten Bergamte zugehenden fchriftli- 
chen Beicheinigungen, daß und unter welchem Dato er jedem 
der Gewerke den Betrag feines Verlag: oder Zubußantheilg 
zur underzüglichen Bezahlung beffelben angezeigt, ferner: daß 
und wann er jedem Gewerke in Folge bergamtlicher formel: 
len Zubuß-Ausichreibung eine Abfchrift dieſer Zubuß⸗Aus— 
fchreibung und bes bdesfallfigen bergamtlichen Defrets mitges 
theilt hat, alsdann gegen die Bergtheile, welche ihre Zubuß: 
quote in der bergordnungsmäßigen Friſt baar einzubesahlen 
unterlaffen haben, zur Caducirung folcher Bergtheile, vermit« 
telft Stellung und endlicher Einverftehung in dag Retardat, 
mit gefeglicher Strenge verfahren werden wird. 

Bonn, den 21. März 1821. 

Königl. Preuß. Ober⸗Bergamt für die Nieder: 
rheinifchen Provinzen. 


30. 
Statuten der Rheinifch: Weftindifchen Rompagnie, wie 
fie durch die in der am 30. März 1821. zu Elberfeld 
gehaltenen Generals Berfammlung dazu ernannte Roms 
miffion von Zmwölfen genehmigt, und von der 
Direftion der Regierung zur Beſtaͤtigung 
vorgelegt find. 





$. 1. Die Kompagnie bildet fich zu dem Zweck der 
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Ausfuhr vaterländifcher Fabrikate, Manufakturen und 
Produkte, und wird demnach unter der Leitung eines Direk⸗ 
toriums von fünf, und einem ftehenden Direktorialrath 
von 7 Gliedern, ſo wie unter der Firma: 
Rheiniſch-Weſtindiſche Kompagnie 

Geſchaͤfte nach Weſtindien, Nord- und Suͤd⸗Amerika, oder 
auch nach andern Weltgegenden, entweder für eigene Rech 
nung oder Eonfignationsweife, mit oder ohne Vorfchuß, für 
dritte Rechnung betreiben, fich jedoch in ihrer Waarenaug: 
fuhr augfchließlich auf deutiche Fabrifate, Manufakturen und 
Produkte befchränfen. _ 

$. 2. Die Kompagnie wird auf Aktien, jede von Fünf: 
Hundert Berliner Thaler, gegründet, jedoch fol die Zahl 
der Aktien Zweitaufend nicht überfteigen, und nach erlang- 
ter Vollzähligkeit die Dauer der Gefellfchaft näher beſtimmt 
werden. 

$. 3. Gegen Einſchluß des Betrages wird fuͤr jede Aktie 
von der Direktion ein Dokument ausgefertigt, welches an 
den Inhaber lautet, und von dem Beſitzer ohne andere For: 
malität als die der Uebergabe nach Gefallen abgetreten mer: 
den kann. Die Direktion wird jedoch, wo e8 verlangt wird, 
die Aktien gegen billige Schreibgebühr auf den Namen des 
veränderten Beſitzers einfchreiben. Die Kompagnie wird die 
Aktien nur bei Auflöfung der Gefellfchaft, nach ihrem alsdann 
befiehenden Werth, einlöfen. 

$. 4. Die Aktien werden vom der Kompagnie mit 4 
Prozent jährlich verzinfe. Die Direktion wird mit den AB 
tien-Dofumenten Zingfoupons auf 10 Jahre austheilen, und 
eben fo viele Empfangfcheine zur Hebung des Bonus oder 
Ertradividende auf den Fall, daß ein folcher bei Ziehung der” 
Bilanz befchloffen werden follte. Die Zinfen follen jährlich 
vom 1. bis zum 30. April in dem Hauptfomtoir der Kom- 
pagnie bezahlt werden, jedoch wird die Direktion, wenn es 
verlangt und ihr vor Anfang Februar angezeigt wird, die 
Zinfenzahlung auch in Köln, Berlin, Frankfurt, Leipzig oder 
Hamburg anmeifen. 

$. 5. Im Fall des Verluſts eines Aktien» Dokuments, 
muß. für die Zinszahlung eine der Direktion genügende 
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Bürgfchaft geleiftet werben. Nach dem 2ten Jahre ſoll diefe 
Bürgfchaft aufhören, ein neues Dofument ausgeliefert wer⸗ 
“den, und dag verlorne frühere verfchollen fein. 

$. 6. Die Kompagnie ift verpflichter, ihre müßigen 
Fonds bei der Königl. Preuß. Bank zu deponiren, «8 fey 
denn, daß der Direktorialrath eine, ihm von der Direktion 
vorsufchlagende anderweitige, einträglichere Benußung derfelben 
genehmige. 

$. 7. Der Siß des Direktoriums, und mithin dag 
Hauptkomptoir der Kompagnie, ift für jegt Elberfeld. 
— Alle Berichte der inländifchen. und auswärtigen Agenten 
werden an daſſelbe gerichtet. 

$. 8. Es fol eine Direktion gewaͤhlt werden, beftehend 
aus fünf Direktoren, und eben fo vielen von dem Direfto- 
rium vorzufchlagenden und durch den Direftorialvath zu be: 
ftätigenden GSubftituten, die in Abweſenheit oder Kranfheitg- 
fällen für fie fungiren. — Den jedbesmaligen Vorfiger wählen 
die Direktoren aus ihrer Mitte. 

9.9. Es fol ein permanenter, die General: Berfamm- 
lung der Aktionairs repräfentirender, Direftorialrath von 
‘ 7 Gliedern aus den Gefchäftszweigen der Leinen, Baum: 
wollen, Wollen, Seidens, Eifen: und Duincaille 
rie:Waaren, und aus Kaufleuten oder Kapitaliften gewählt 
werden. — Die Mitglieder deffelben follen nicht über 12 
Meilen von dem Site des Hauptfomptoird der Kompagnie 
entfernt wohnen, und es follen deren wenigſtens fünf -zur 
Abfaffung eines Befchluffes erforderlich feyn. 

$. 10. Die Direktion fol. gehalten feyn, dem Direk— 
torialrath jede 4 Monate das Worgefallene in den bereits 
gemachten Unternehmungen mitzutheilen, fo tie den Grund 
und Plan zu den neuen Unternehmungen vorzulegen, und 
ſolchen gemeinfchaftlich mit demfelben zu berathen. In aus 
erordentlichen Fällen fol die Direktion befugt feyn, den 
Direftorialrath zu jeder Zeit zufammen zu berufen, und 
follen hierzu die Unterfchriften von zwei Direktoren binrei- 
chend feyn. 

$. 11. Die Direktion wählt einen GSubdireftor, den 
fie zur Ausführung ihrer Befchlüffe, unter ihrer Leitung 
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und Aufficht bevollmächtigt, derfelbe hat berathende Stimme 
im Direktorium und Fann, einmal ermählt, nur auf Anklage 
und nach gebörter Vertheidigung, durch Stimmenmehrheit 
vom Direktorium und dem permanenten Direktorialrathe 
feiner Stelle entfeßt werden. _ 

$. 12. Die Direftoren,, Direftorialräthe und ihre 
Gubftituten, fo wie ber Subdireftor, müffen während der 
Dauer ihrer Gefchäftsverwaltung, Aftienbefiger bei der Kom: 
pagnie feyn. — In dem möglichen Fall des Falliments ei: 
ner der Direktoren, oder der Direftorialräthe, tritt derfelbe 
ang, und wird fo lange durch feinen Subftituten erſetzt, bis 
ein anderer an ſeine Stelle erwaͤhlt iſt. 

$. 13. Der Direktorialrath fol befugt ſeyn, einen 
Direktor, auf Anklage feiner Kollegen, jedoch nur nach ges 
börter Vertheidigung, durh Stimmenmehrheit feiner Stelle 
zu entfegen, in welchem Falle dag Direktorium big zur neuen 
Mahl eines Direktors durch einen ber Subſtituten ergänzt 
wird. 

$. 14. Die reftoren übernehmen fürs erfte, aus Ei: 
fer und Liebe für die Sache, die Gefchäftsverwaltung unent- 
geldlich; uber dieſen Punkt fol jedoch, nach Ziehung der 
erfien Bilanz, und wenn der Gang des Gefchäfts zu beurs - 
theilen ſeyn wird, näher verfuͤgt werden. 

$. 15. Der Gubdireftor erhält einen angemeffenen 
jährlichen Gehalt nebft einem zu beftimmenden Antheil an 
dem ausgetheilt werdenden Gewinn. Beides, fo mie bie 
Dauer der gegenfeitigen WBerbindlichkeiten, fol durch einen 
Kontrakt zwifchen dem Direktorium und’ ftehenden Direfto- 
rialratd mit dem Gubdireftor näher beſtimmt werben. 
Derfelbe fol verpflichtet feyn, den Gejchäften der Kompagnie 
feine Aufmerkjamfeit ungetheilt zu widmen. — Stirbt der 
Subdireftor im Dienffe der Kompagnie, fo erhalten deflen 
Wittwe oder Kinder deffen ganzes Einfommen eines Fahreg, 
vom Sterbetage an gerechnet. 

$. 16. Es kann in dem Direftorium Fein Beſchluß ge 
faßt werden, wenn nicht wenigftens 3 Direktoren oder Sub- 
flituten gegenwärtig find. — Alle Verfügungen über Geld 
und in Wechfe- Angelegenheiten müffen von wenigſtens zwei 
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Direktoren unterfchrieben, und vom Subdireftor contrafig- 
nirt ſeyn. — Die Beichlüffe werden durch Stimmenmehrheit 
entfchieden, und bei gleichen Stimmen gibt die des Derzeit 
vorfigenden Direktors den Ausfchlag. 

$. 17. Nac Verlauf des zweiten Jahres entfcheidet, 
während ber erften fünf Jahre jährlich das Loos, welcher 
von den zuerft gewählten Direktoren austreten fol; fpäter: 
hin gefchieht dies jährlich durch das Dienftalter. Die Aktio: 
nairs wählen alsdann in einer General: Verfammlung. durch 
Stimmenmehrheit, aus zwei von dem Direktorium und zwei 
von dem Direftorialrath vorzufchlagenden Aftienbefiger, an 
die Stelle des austretenden Direktors einen neuen. Der 
Austretende kann jedoch von den Aftionairs in feiner Stelle 
aufs neue beftätigt werden. 

$. 18. Nach Verlauf des zweiten Jahres treten während 
3 Sahre jährlich 2 durch das Loos zu beftimmende Glieder, 
und das Ate Fahr das fiebente Mitglied des Direftorial 
rathes aus. Späterhin gefchieht diefes nach dem Dienft- 
alter. Die Aktionairs waͤhlen alsdann in einer General: 
Verſammlung durd) Stimmenmehrheit aus einem von dem 
Direftorialrath und einem von dem Direktorium vorzufchla- 
genden Aktienbefiger für jedes austretende Mitglied ein neueg; 
die Aftionairs koͤnnen jedoch das austretende in feiner Stelle 
aufs neue beftätigen. | 

$. 19. Die Kompagnie wird auf den Haupt: Handels: 
pläßen der fremden Welttheile, oder wo fie e8 fonft für nö» 
thig erachtet, nach Maßgabe der Ausdehnung ihrer Gefchäfte, 
ihre eigenen Komptoirs errichten, ihmen jedoch nicht geftatten, 
was den Manufaktur: und Fabrikatenhandel betrifft, in an- 
dern als deutſchen Waaren Gefchäfte zu machen. Diefe 
Komptoirs follen verpflichtet feyn, jährlich ihre Bilanz einzus 
fenden, und den fich ergebenden Gewinn, fo wie er fich rea- 
lifirt, an die Kompagnie zu remittiren. — Die an der Spiße 
folher Komptoirs fichenden Agenten follen von dem Direftos 
rium vorgefchlagen, und von dem Direftorialrath beftätige 
werden. 

$. 20. Auf Waaren, welche der Kompagnie confignirt 
werden, fol die Direktion nie mehr als die Hälfte des 
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Werths vorſchießen, und dieſer Werth ſoll nach dem Preiſe 
beſtimmt werden, zu welchem die Kompagnie die Waare 
zu ſelbiger Zeit gegen baare Zahlung wuͤrde kaufen koͤn⸗ 
nen. Fuͤr ſolche Vorſchuͤſſe wird die Kompagnie ein halb 
Prozent per Monat Zinſen berechnen, ſonſtige Bedingungen 
aber, wie Proviſion und Zeitfriſt des Vorſchuſſes, ſollen 
jedesmal zwiſchen dem Direktorium und conſignirenden 
Theil, nach Umſtaͤnden beſtimmt werden. Auf verderbliche 
oder unpaſſende Waaren wird die Kompagnie keine Vorſchuͤſſe 
leiſten. 
$. 21. Am Ende des zweiten Jahre, oder falls es die 
Direktion für gut erachten folte, fchon am Schluß des er; 
ften, und alsdann jährlich, zieht die Kompagnie eine Bi: 
lanz und legt folche dem Direftorialrathe vor; — nad): 
dem fie diefer unterfucht, ‚richtig befunden und Eontrafignirt 


bat, Tann deren Nichtigkeit nicht mehr in Zweifel gezogen, 


noch die Direktion für irgend etwas in Anfpruch genommen 
werden. 

$. 22. Die Direktion ift den Aftionaird auf Feine Weife 
für dag Nefultat der Unternehmungen verantwortlich; fie 
wird jedoch in der Führung der Gefchäfte mit Vorſicht 
zu Merfe gehen, und namentlich alles gegen See: und 
Feuersgefahr, wo es mit ihrem Wiſſen thunlich ift, verfichern 
laffen. | 
$. 23. Der aus der Bilanz fich ergebende Gewinn wird 
alsdann nach Abzug der Zinfen zu demjenigen Theil, welchen 
das Direktorium in Gemeinfchaft mit dem Direftorialrathe 
beftimmen wird, als Bonus oder Ertradividende, den Aktien: 
befigern ausbezahlt, von dem übrigen aber, ein Reſervekonto 
gebildet, um künftigen möglichen WVerluften dadurch zu be 
gegnen. 

$. 24. Dom erftien Januar an, big zur gezogenen Bi- 
lanz fol der Verkauf der Aktien von Seiten der Direktion 
eingeftellt, und nach dem befannt gemachten Nefultat, der 
Werth derfelben von dem Direktorium, in Gemeinfchaft mit 
dem Direktorialrathe, beftimmt werden. — Im Fall bei 
Ziehung der erfien Bilanz, die Zahl der 2000 Aktien noch 
nicht vol fein ſollte, fo. fol nach Erklärung des Reſultats 
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der erſten Bilanz, den ſchon bezeichneten Aktionairs der Vor⸗ 

zug in der Kompletirung der Aktien, pro rata ihres Aftien- 
beſi itzes, gegeben werden. 

$. 25. Bei den General: Berfammlungen bat derjenige, 

"welcher 

eine und nicht mehr als 4 Aktien befist 1 Stimme, 

wer über 4 und nicht mehr ald 8 — 2 Stimmen, 

mer über 8 und nicht mehr ald 12 — 3 Stimmen, 

und mer über 12 Aftien befigt 4 Stimmen; 

jedoch können in Eeinem Falle mehr als 4 Stimmen in ei 

ner Perfon vereinigt feyn. Beim Abftimmen muß auf Ver: 

langen der Beweis geführt werden, daß der Inhaber der 

‚ Aftie feit wenigſtens 3 Monaten der wirkliche Eigenthümer 

" derfelben fei, und muß der Stimmende mit feiner Ehre da- 

“ für haften. Wormünder Eönnen alsdann für ihre Mündel, 

Kuratoren für ihre Kuranden, und jeder Aktienbefiger entwe— 


"der in Perfon oder durch einen obrigfeitlich beglaubigten be: 





vollmaͤchtigten Aktionair fimmen. — Nichterfcheinende unter: 
werfen ſich den Befchlüffen der General: Berfammlung ftill- 
=. fchmweigend. 
$. 26. Wenn Aktien zu einer Erbſchafts— oder Fallit⸗ 
maſſe gehoͤren, ſo ſoll jedesmal nur ein Erbe oder ein Cura- 
tor massae, als rechtmaͤßiger Beſitzer einer Aktie auftreten 
fkoͤnnen; auch wird die Kompagnie keinen Arreſt oder Be— 
ſchlag, weder auf die Aktie, noch auf die Zinſen oder Divi- 
" denden-Zahlung anerkennen. 
| $. 27. Sollte zu irgend einer Zeit fich in dem Gefchäft 
ein unvorbergefehener Unglücksfall ereignen, durch den ein 
Drittheil des Kapitalwerths der Aktien verloren gebt, fo 
fol fogleich eine General: Berfammlung berufen, und darin 
Y beftimmt werden, ob die Kompagnie fortbeftehen, oder auf: 
",. gelöft werden fol. Wenn - die Mehrheit der anmefenden 
Aktionairs die Auflöfung befchließt, fo follen die bisherigen 
Gecſchaͤfte gefchloffen, und fobald als möglich liquidirt wer⸗ 
. den. Für diefen Fall allein fol jede Aktie für eine Stimme 
zählen. 
$. 28. Michtige Veränderungen - in dem Wefen und 
der Verfaſſung dieſer Kompagnie, welche das Direktorium 
in 
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in Gemeinfhaft mit dem Direftorialrarh in der Folge vor; 
zunehmen rathfam finden möchte, müffen von einer in der 
General:Berfammlung für diefen Zweck zu ernennenden Kom: 
miſſion gebillige werden, ehe fie Geſetzeskraft haben, und zur 
Ausführung gebracht werden können. | 

9.29. Die Generals Verfammlung twird jährlich nach 
ausgemittelter Bilanz zufammenberufen, um mit dem erklär: 
ten Dividend bekannt gemacht zu werden, die erledigten Stel: 
Jen zu befegen, und über die etwanigen Vorfchläge des Di: 
reftoriums oder des Direktorialrath8 zu entfcheiben. | 

Elberfeld, den 30. März 1821. 

Rheinifch + Weftindifche Kompagnie. 


31. 


Befanntmahung der Königl. Regierung zu Stettin, 
bie Errichtumg einer Preuß. See⸗Aſſekuranz⸗Kompagnie 
betreffend. 

Auf den Grund der Allerhöchften Kabinets:Drdre vom 
5. Januar d. J., ift von den Königl. hohen Minifterien der 
Juſtiz und des Handels, unterm 5. d. M. der, von den hie- 
figen Kaufleuten, Wißmann, Steinide, Weiß, Wih- 
low, Gribel, überreichte Plan zur Errichtung einer Preuß. 
See⸗Aſſekuranz⸗Kompagnie auf Aktien in Stettin, genehmigt 
und vollzogen worden. 

Der Geſellſchaft iſt hiernach eine ausfchließliche 
Gerechtfame auf funfzehn Jahre, in der Art verlie 
ben worden, daß im Falle des Gedeihens des Unternehmeng, 
während jenes Zeitraums Feine andere dergleichen Geſellſchaft 
im Staate errichtet werben fol. 

Die nähern Beftimmungen enthält der bei der Direk 
fion befindliche gedruckte Plan, wonach zum Beften der ans 
dern großen Handelsftädte, auch in jeder derfelben, Agen- 
ten der Geſellſchaft beftellt werden, welche Verficherungen 
annehmen, und darauf Interims-Policen mit derfelben 
Verpflichtung für die Geſellſchaft, wie folche durch die fürm: 

Annalen I. Heft, 1821. D 
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liche nachfolgende Police begründet wird, ertheilen, und wo⸗ 
Durch den gedachten Plägen eben diefelbe Bequemlichkeit und 
 Koften- Erfparung an Kommiſſions- und Mäfler: Gebühren, 
gleich wie den hiefigen Einwohnern, zu Theil wird. 

\ Die Gefchäfte der Gefellfchaft, d. i, die verbindliche An: 
nahme von Verficherungen, treten fofort ein, nachdem zwei Drit- 
theil des planmäßigen Fonds in Aftien untergebracht find, 
und ſolches glaubwürdig nachgemiefen iſt. | 

Demnach wird diefer Zeitpunkt noch öffentlich bekannt 
gemacht werden. 
Stettin, den 25. Februar 1821. 
Königl. Preuß. Regierung. 





32, 

Reglement des Königl. Polizeipräfidviums zu Köln, 
über das Verhalten der Fuhrleute, Päckchenträger und 
Karrenfchieber auf den Werften am Rhein bei 

Coͤln und Deutz. 





Um den, bei dem Fuhrweſen und Paͤckchentragen am 
Rheine, ſowohl bier, als zu Deutz, eingeſchlichenen man: 
we. Mipbräuchen zu feuern, wird verordnet, tie 
olgt: 

$. 1. Ale Inhaber geeigneter zweiraͤdriger oder vier- 
raͤdriger Guͤterkarren koͤnnen zum Transport der Waaren im 
Hafen zugelaſſen werden. 

Die Karren muͤſſen jedoch, durch die im folgenden Ar- 
tifel begeichnete Kommiſſion, vorab unterfucht, und mit einer 
Nummer verfehen fein. Ein Gleiches gilt für alle Kohlen: 

karren und alles Fuhrwerk, welches zum Gütertrangport im 
Innern der Stadt gebraucht wird. 

$. 2. Die. Kommiffion zur Unterfuchung der Karren fol, 
unter der Leitung des Hafenkommiffairs, aus einem Achfen: 
macher, einem Schmiedemeifter und zwei erfahrenen Fuhrleu⸗ 
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ten beftehen, welche über die Dauerhaftigkeit und geeignete 
Beſchaffenheit der Karren erkennen. 

$. 3. Auf alle tauglich befundenen Karren wird an ei, 
ner fchiklichen und fichtbaren Stelle, eine Nummer auf Blech 
geheftet, diefe Nummer wird mit dem Namen des Inhabers 
und ſeiner Wohnung in ein Regiſter eingetragen, welches der 
Hafenkommiſſair zu fuͤhren gehalten iſt. 

$. 4. Für die Unterſuchung und die erhaltene Blech: 
nummer tverden per Karte 3 Grofchen bezahlt, welche der 
Achfenmacher und Schmiedemeifter, nach Abzug der Koften 
für die Bleche, unter fich theilen. 

$. 5. Die Führer der Karren, welche in der Regel dag 
Alter von achtzehn Jahren zurückgelegt haben müffen, find 
gehalten, die Nummer der Karren in leicht erfennbarer Größe 
auf dem Hut oder der Kappe zu fragen. 

$. 6. Karren ohne die vorgefchriebene Nummer, und 
wenn felbft diefe Nummer auf dem Hut oder der Kappe der 
Führer vermißt würde, werden zum Laden nicht zugelaffen. 
Die Krahnenmeifter und Lagerhausbeftätter haben bierauf 
forgfam zu wachen. 

9.7, Sämmtliche Fuhrleute, welche gefonnen find, fich 
mit dem Transport der Waaren aus dem biefigen Hafen in 
die Stadt, oder von einem Theile des Hafens zum andern zu 
befaffen, müffen ſich mit eingefpannten Karren, vom 1. März 
bi8 zum 30. September Morgens um 7 Uhr, und vom 1. 
Dftober bis zum 30. April Morgend um 8 Uhr, entweder 
am Trankgaffens oder Rheingaffenthor einfinden, um die Be; 
fimmung ber bisher gebräuchlichen Rangordnung für den 
Tag hindurch zu gemärtigen. | 

$- 8. Die Straßenrinne im Salsgaffen: Grunde bilder 
die Scheidelinie für die beiden Nangfahrten in der Art, daß 
die Fuhrleute der Tranfgaffen Rangfahrt nicht zur Rheingaf- 
fen Rangfahrt zugelaffen werden können, fo lange in derfel: 
ben .noch Fuhren anweſend find. Dieſes gilt auch umgefehrt. 
Eind aber in der einen oder andern Rangfahrt Feine Fuhr- 
leute mehr disponibel, fo hört, fo lange diefer ümſtand waͤhrt, 
alle Diſtinktion auf. 

$. 9. Jeder Fuhrmann gehört für den — Tag zu 

2 
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derjenigen Rangfahrt, zu welcher er fih Morgens geftellt hat. 
Es bleibt jedoch jedem überlaffen, ſich Morgens zu einer der 
beiden Rangfahrten nach Gutdünfen einzufinden. 


$. 10. Der Inhaber der Nummer, welche an der 
Rangordnung iſt, muß unweigerlich die Waaren trangporti. 
ren, welche ihm angeboten werden, ohne daß derjelbe, wegen 
Unterfchied8 der Taxe, oder der Befchaffenheit und Gattung 
der Kollig, Einwendungen machen koͤnnte. Derjenige, der 
in einem folchen Falle, nach wiederholter Aufforderung, die 
Fahrt verweigern follte, hat, wenn e8 Vormittag ift, für den 
Neft des Tages; wenn e8 aber Nachmittag if, auch für den 
folgenden Tag das Necht, im Hafen zu fahren, verloren, 
und wird deffen Karre fofort durch einen der Hafenauffeher 
aus dem Hafen entfernt. Ein freiwilliger Nummerntaufch 
unter zwei oder mehreren Fuhrleuten ift jedoch geftattet. 


$. 11. Zur Rangordnung gehören blos die Waaren- 
trangporte aus dem Hafen ing Innere der Stadt, nicht aber 
die Transporte aus dem Innern der Stadt in den Hafen, 
oder aus dem Hafen nach Deug und Mühlheim, oder von 
einem Theile des Hafens zum andern. Wenn gleich hierfür 
eine Tare befteht, fo hat der Eigenthümer der Waaren zu 
folcher Beftimmung das Necht, dazu zu wählen, wen er mwill, 
und fogar felbft aus der Neihe der Nangordnung. 

$. 12. Auch für Waarentransporte, welche ing Innere 
der Stadt beftimmt find, kann der Eigenthümer eigenes Fuhr: 
werk, oder jeden andern Fuhrmann gebrauchen, er fei bier 
oder in Deuß oder anderwärts wohnhaft. Solche fremde 
Fuhrleute dürfen fich jedoch nicht zu diefem Dienfte anbieten, 
fondern fie müffen aus freiem Antriebe des Verladers dazu 
bergeholt werden. Auch muß der Werlader fih an die Rang: 
ordnung binden, wenn er einen zu derfelben gehirigen Fuhr— 
mann wählen follte, 


$. 13. Für den Transport des Gries und der Stein: 
Fohlen hört alle Nangordnung auf. Es bleibt jedoch die Tare 
beftehen. J 

$. 14. Da das Marimum einer Ladung, twelche aus 
einzelnen Kolis befteht, nicht beftimmet werden kann, fo ift 


53 


jedoch möglichft zu verhindern, daß Ladungen, welche aus 
mehreren Kollis beftehen, niemals 30 Zentner für ein ein- 
fpänniges Fuhrwerk überfteigen. 

$. 15. Das Sitzen der Fuhrleute auf den Karren oder 
Pferden ift firenge unterfagt. Die Führer müffen immer ne 
ben dem Pferde gehen, und folches an einem Leitriemen füh- 
ren. Pferde, welche die Gewohnheit haben, zu beißen, müf- 
fen mit einem Maulforbe verfehen fein. 

$. 16. Es darf anders nicht gefahren werden, als im 
Schritt, und wird überdies dem Führer alle mögliche Behut- 
famfeit empfohlen. 

$. 17. Die Fuhrleute haben fich aller Grobheiten und 
Scheltworte zu enthalten, und müffen immer nüchtern fein. 
Bei entftehenden Zwiſtigkeiten unter fich, oder mit ihren Ver, 
ladern, haben fie fich fogleich an den Hafen-Kommilffair, oder 
wenn e8 im Innern der Stadt ift, an den betreffenden Po— 
ligeifommiffair zu menden, welche Beamten’ auf den Grund 
der gegenwärtigen Verordnung entweder den Zwiſt fchlichten, 
oder nach Umftänden gegen die Nuheftörer das gerichtliche 
Verfahren einleiten werben. 

$. 18. Die Fuhrleute, welche zum Unterbringen ihrer 
Karren eigenen Hofraum befigen, dürfen diefe nicht an an- 
dern öffentlichen Plägen ausfpannen. Diejenigen, welche Fei: 
ne eigene Gelegenheit zum Unterbringen der Fuhrwerke beſitzen, 
dürfen die Karren nur da ausfpannen, wo fie entweder von 
dem Hafen-Kommiffair, oder von dem befreffenden Polizeir 
Kommiffair, wenn e8 dag Innere der Stadt betrifft, dazu an⸗ 
gewieſen werden. Sie haben dabei genau darauf zu fehen, 
daß die Karren immer niedergelaffen werden. Karren, welche 
auf der Stelze, oder fonft in einer Lage ausgefpannt werden, 
die auch an erlaubten Plaͤtzen dem Vorübergehenden gefähr: 
Jich werden koͤnnten, follen auf Koſten des Eigenthümerg weg— 
geichafft werden. 

$. 19. Für das Jahr 1821. und bis zum Monat März 
41822. fol die am Schluffe diefes Neglements feftgefeßte Tare 
beftehen bleiben. 

In der Folge aber fol jedes Jahr im Monat Marz 
durch eine Kommiffion, beftehend aus dem Polizei -Jufpek- 
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tor, dem Bürgermeifter zu Deug, dem Hafen: Kommiffair, 
zwei Mitgliedern der Kaufinannfchaft und zwei Fuhrleuten, 
der Tarif nachgefehen, den Bedürfniffen und Zeitumftänden 
angepaßt, und ber höhern Behörde zur N vorge: 
legt werben. 
ae 

$. 20. Die zum Päckchentragen und zum Schieben der 
ztveirädrigen oder einrädrigen Karren für Cöln und Deug 
angeftellten fogenannten Päckchenträger, deren Schieb⸗ oder 
Ziehkarren auch Gegenftände, welche als einzelne Ladung vor- 
fommen, und nicht über zwei Zentner wiegen, übergeben mer: 
den Fünnen, bleiben zwar beftehen, jedoch hört das augfchließ- 
liche Necht, fich damit zu befaflen, in foweit auf, daß es ei- 
nem Jeden freifteht, zum Fortichaffen der Effekten und fon; 
fiiger vorkommenden Gegenftände, auch andere Perfonen mit: 
zubringen oder zu bezeichnen, gleichviel mer fie find, oder wo 
fie hingehören. 

$. 21. Das Anerbietungsrecht zu dieſem Dienft 
behalten jedoch die Päckchenträger ganz allein, fo, daß 
wenn nicht ausdrücklich ein anderes Individuum bezeichnet 
ift, fie allein auftreten dürfen, um die vorhandenen Gegen; 
ftände fortzufchaffen. — 

$. 22. Die angeftellten Päckchenträger follen auf ber 
Bruft ein metallenes Schild mit der Bezeichnung Päckchen; 
träger führen. Diefes Schild foll, zur befondern Bezeich— 
nung der Perfon, eine Nummer haben, worüber der Hafen: 
fommiffair Regifter führen wird. | 

$. 23. Hinfichtlic der Tare für die Päckchenträger, tre⸗ 
ten die nämlichen Beftimmungen des $. 19. ein. 

$. 24. Da die Päckchenträger den Erwerb gemeinfchaft: 
lich unter fich theilen, und daher eine Gefelichaft bilden, fo 
follen fie für alle ihnen anvertrauten vorkommenden Effekten 
folidarifch verantwortlich fein. 

$ 25. Die Päckchenträger find fernerhin nicht befugt, 
Gegenftände, welche von Deuß herüber gebracht werden, hier 
in Empfang zu nehmen, um den Transport weiter zu befor; 
gen, es fei denn, Daß fie ausbrüclich dazu aufgefordert wer⸗ 
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den. Eben fo können die biefigen Päckchenträger ungehindert 
nach Deuß pafliren. 

$. 26. Die Päckchenträger haben fich gegen die Perfo- 
nen, twelche ihnen Gegenftände zum Transport anvertrauen, 
mit Befcheidenheit und Höflichkeit zu benehmen. Unanftändi: 
ges und grobes Benehmen wird dag erftemal mit einer Sus⸗ 
penfion von ſechs Wochen, und im Wiederholungsfalle mit 
Abfegung beftraft. Die Diligencebeftätter, die Krahnenmei- 
fter und Hafenauffeher haben in folchen Fällen dem Hafen 
fommiffair fofort die Anzeige davon zu machen. 

$. 27. Überforderungen werden mit augenblicklicher Ab- 
ſetzung beftraft. | 

$. 28. Außer den bereits bezeichneten Beftrafungen wird 
über Vergehungen gegen bie 66. 6., 10., 16, 17., 18, 
19., 23. und 27. mit der gewöhnlichen Polizeift.afe erkannt 
werden. | 

$. 29. Mit dem Vollzuge der vorbezeichneten Verfügung 
find befonders der Hafenkommiſſair und die Poliseifommiffe- 
rien beauftragt, auch haben darauf die Krahnenmeifter, La⸗ 
gerhausbeftätter und Hafenauffeher, fowie für den Dienft im 
Innern der Stadt, die Polizeifergenten und Gendarmen zu 
wachen. 

$. 30. Das gegenmärtige Neglement, nebſt dem Tarif, 
follen zum Drucke befördert, jedem der angeftellten Fuhrleute 
und Päckchenträger ein Eremplar zur Nachachtung zugeftellt, 
auch Eremplarien an den Nheinthoren, den Lagerhäufern im 
Hafen und auf dem Rheinufer zu Deus, zu Jedermanns 
Nachricht angeheftet werden. 

Coͤln, den 18. März 1824. | 

Königl. Polizeipräfident und Koͤnigl. Landrath des 
Landrath des Stadtkrei⸗ Landkreiſes 
ſes Coͤln. Coͤln. 
v. Struenſee. Gymnich. 


Von 1386 Pfund oder 123 Zentner bis 2556 
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Tarif 


bes Lohnes für die Rheinfuhrleute und die Päcfchen- 


träger zu Coͤln und Deus. 


§. 1. 

Trockene Waaren zahlen für die Fuhre von 745 Pfund oder 
63 Zentner bis 1384 Pfund oder 124 Zentner in einem 
oder mehreren Fäffern oder Ballen - 7Gr. 79. 


Pfund oder 234 Zentner i et 8-6 — 
Von 2558 Pfund oder 234 Zentner bis 2982 
; Pfund oder 27 Zentner .: i . 1-5 — 
Ole aller Art, wie trockene Waaren. 
Salz in Fäffern, desgl. 
Salz in Säden, per Sad oder 213 Pfund 

oder 2 Zentner  . F ; ; ; — — 
Hafer, das Coͤlniſche Malter oder 2 Scheffel 

93 Metzen. . 6 


Gerſte dem . . "ERBE BR: ; 
Alles andere Getreide, dag Cölnifche Maltr -: 
Trockne und naffe Häute, wie trockne Waaren. 
Taback in Körben, Fäffern und Ballen, eben- 
falls wie trockne Waaren. 
Zaback in Büfchen (Bündeln) die 100 Büfhen 2 — 2 — 
Die obigen Säge find für die Hälfte der Stadt be: 
flimmt, welche zwifchen dem Rheine und der Linie liegt, die 
fih vom Severinsthore in gerader Richtung durch die Seve- 
ringftraße, Den Waidmarkt, die Hohepforte, Hoheftraße, Fetten⸗ 
hennen, Marzellenftraße und Eigelftein erfreckt, und zwar für 
beide Seiten der vorbemerften Straßen. 
Zur die zwiſchen jener Linie und der Landfeite liegende 
Hälfte der Stadt wird der Fuhrlohn um 2 Grofchen per 


Fuhre erhoͤht, ohne Nückficht auf die fransportirten Güter. 


§. 2. 
Gegenſtaͤnde, wovon der Fuhrlohn durch die ganze 
Stadt, ohne Ruͤckſicht auf Entfernung, gezahlt wird, find: 
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Meine, ee ae, em ig und dergleichen, per 


Stuff . . 14Gr. 2f. 
Ein N or —141— A- 
Ein Zul . A Ta U 


Ein Faß unter 34 Ohm, per Hhm i 1—1— 
Brennholz, als Knüppelhoh, per Karren . bs— 8 — 
Maßenholz, per Maß oder Stern . . 5— 8— 
Leyen, die 4 Kid . .» Be 8 — 10 — 
Dlatten, die 50 Süd . . 1—- 7— 
Gries, per Karren von 6 Maler . . 8 — 6 — 
Steinfohlen, per Karren von 12 ne ; 8 
Gyps, per Karren . . 7 
Kalk, per Karren. 2 8— 6— 
Lohe, idem 6 
Bord (Bretter) 100 trockene oder 75 naſſe 7 
200 idem trockene oder 150 naſſe.. 11 
Her oder Stroh, der Karren von circa 50 

- Zentner } : j i i 9— 5 — 


4 

Die Paͤckchentraͤger, — hier als zu Deutz, erhalten 
fuͤr jedes einzelne Kollis bis zu zwei Zentner zwei Groſchen 
Trag⸗ oder Schiebelohn. 

Die Coͤlniſchen aber, wenn ſie die Theilungslinie uͤber⸗ 
ſchreiten, duͤrfen ſich das Doppelte zahlen laſſen. 

Fuͤr einzelne, nach $. 21. des Reglements, den Zieh⸗ und 
Schiebfarren der Päckchenträger übergebene Gegenftände wird 
nur die Hälfte des geringfien Tarifs für trockne Waaren ge 
zahlt. Wird in Cöln die Waare über die Hälfte der Stadt 
gebracht, fo fritt die Erhöhung von 2 Grofchen ein. 

v. Struenfee. Gymnich. 


Vorſtehende Verordnung uͤber das Verhalten der Fuhr⸗ 
leute, Paͤckchentraͤger und Karrenſchieber auf den Werften am 
Rhein, bei Coͤln und Deutz, ſowie der beigefuͤgte Tarif, wer⸗ 
den hiermit ihrem ganzen Inhalte nach genehmigt. 

Coͤln, den 27. April 1821. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. Zweite Abtheilung. 
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33. 
Meffripe der König. Minifterien des Handels und des 
Innern an die Königl Regierung zu Königsberg, die 
für Iheilnahme an dem Marftverfehr zu entrichtenden 
Abgaben betreffend. 





Da Se. Majeftät der König in der Allerhöchften Kabi- 
net8-Drdre vom 25 Auguft 1809. Allerhoͤchſtſelbſt entfchieden 
haben, daß die Abgabe, welche in Memel von den, den dor⸗ 
tigen Markt befuchenden, jedoch in Privathäufern feil halten- 
den Kaufleuten, erhoben wird, der Städte- Ordnung nicht ge 
mäß fei, und daher folche nur für den damals bevorftehen. 
den Markt genehmigt, von dem Herrn Fürften Staatsfanzler 
auch zwar unterm 30. Juli 1812. das einftweilige Fort: 
beftehen jener Abgabe geftattet, jedoch dabei ausdrücklich Die 
Miederherftelung des Friedens als Graͤnze diefer Erlaubnig 
fefigefeßt, übrigens auch nunmehro durch die den Städten 
gefeßlich nachgelaffene Erhöhung der Mahl: und Schlacht: 
feuer jedenfalls für das ſtaͤdtiſche Bebürfniß zulänglich ge- 
forgt if, endlich, da nad) den hierbei zurücfolgenden Kom⸗ 
miffiong: Akten die ganze hierauf gerechnete Einnahme nur 
244 Rthlr. beträgt, der Gegenftand alfo nicht einmal von 
mefentlicher Bedeutung ift, und auch in diefer Beziehung die 
Fortdauer biefer läftigen, von Se. Majeftät bereits für gefeß- 
widrig anerfannten, und nach den immittelft ergangenen Ver⸗ 
ordnungen noch mehr alß geſetzwidrig erfcheinenden Erhebung 
auf Feine Weiſe motisirt wird: fo wird die Königl. Regie: 
rung auf ihren Bericht vom 28. November v. J. angetvies 
fen, den Wegfall diefer Abgabe in Memel zu verfügen, und 
deren Einführung in Königsberg nicht zu geftatten. 

Sollte die Stadt berechtigt fein, für den Gebrauch der 
Ladebruͤcken und Handelsanftalten überhaupt Abgaben zu er: 
heben, fo wird Fein Bedenken obmalten, bie zum Markte kom⸗ 
menden Kaufleute gleich allen andern zu behandeln. 

Berlin, den 22. Januar 1821. 

Minifterium des Handeld. Miniſterium des Innern. 
v. Bülom. v. Schumann. 
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34. 
Reffript der Könige. Minifterien des Handels und des 
Innern an die Königl. Regierung zu Danzig, dieſelbe 
Angelegenheit betreffend. 





Bon der Königl. Regierung in Königsberg ift angezeigt 
worden, daß dem Vernehmen nach in Elbing, eben fo wie in 
Memel, die Kaufleute, welche die Maͤrkte befuchen, und nicht 
in öffentlichen Buden, fondern in Privathäufern feil halten, 
zu gewiſſen ftäbdtifchen Abgaben angehalten werden. | 

Hierauf wird der Königl. Regierung anliegend Abfchrift 
derjenigen Verfügung mitgetheilt, welche dieſes Gegenftan, ' 
des wegen an die Regierung zu Königsberg erlaffen mor- 
den ift, um, wenn wirklich in Elbing ein ähnliches Der: 
haͤltniß ſtatt finden —* hiernach auch ihrerſeits zu ver- 
fahren. 

Berlin, den 22. Januar 1821. 

Minifterium des Handel.  Minifterium des Innern. 
v. Bülom. v. Schuckmann. 


35. 

Cirfular-Reffripe der Königl. Minifterien des Handels 
und des Innern und der Polizei an fämmtliche Koͤ⸗ 
nigl. Regierungen, die Verlegungen ber Jahr⸗ 
maͤrkte betreffend. 





Wir finden uns bewogen, hierdurch im Allgemeinen feft- 
zufegen, daß fortan Seitens der Regierungen, unter Mitwir⸗ 
fung ihrer beiden Abtheilungen, tranfitorifche Verlegungen der 
Sahrmärkte, wodurch ihr Terrain nicht für immer verändert 
wird, jedoch nicht anders als auf den Antrag der betreffen: 
den Kommunen, nach gehöriger Unterfuchung, und aus trif- 
tigen Gründen, (da ein zu häufiger Wechſel möglichft zu 
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vermeiden ift) ohne höhere Approbation, verfügt werden 
dürfen. 

Wenn aber benachbarte Städte dabei intereffirt find, 
müffen die dortigen Polizei- und Kommunal: Behörden dar- 
über gehört werden; auch muß, wenn die Stadt, welche eine 
Verlegung des Marktes mwünfcht, nahe an der Gränze eine 
andern Megierungsbezirfs liegt, dag nöthige Vernehmen mit 
der dortigen Regierung vorangehen. 

Fuͤr ſolche Faͤlle endlich, wo dergleichen tranſitoriſche 
Verlegungen wider den Willen der Kommunen. aug öffentli- 
chen Gründen gefchehen follen, behalten wir ung, eben fo 
wie bei allen für immer nachgefuchten Jahrmarktsveraͤnderun⸗ 
gen, die Entfcheidung vor. 

Danach hat die Königl. Regierung ſich alfo ihrerfeits 
überall zu achten. 

Berlin, den 24. Januar 1821. 

Minifterium des Handels.  Minifterium des Innern 
v. Buͤlow. und der Polizei. 
v. Schuckmann. 


36. 


Bekanntmachung der Koͤnigl. Regierung zu Liegnitz, 
wegen Feſtſtellung der Markt-Termine. 





Bisher wurden in Schleſien die Termine der Kram⸗-, 
Vieh⸗, Woll⸗, Flachs-, Hanf: und Leinmwandmärkte durch 


die Königl. Regierungen alljährlich feftgeftellt, wobei folgende 


Grundfäge zur Norm dienten: 

1) Die auf Privilegien, DBerleihungsurfunden und HObfer- 
vanz begründeten Termine blieben in der Regel un 
verändert. 

.2) Berlegungen fanden ftatt, wenn die Märkte mit chrift- 
lichen Feſt- und Sonntagen zufammentrafen; auch 
große jüdifche Fefte und Sabbathe fuchte man mög- 
lichft zu berückfichtigen. 

3) Sie wurden — beliebt, ſobald Kolliſionen zwi⸗ 
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fhen den Märkten folcher Städte eintraten, bie vier . 
Meilen und weniger von einander entfernt waren. 

Diefes Verfahren hat nunmehr durch ein am 24. Ya: 
nuar d. J. von den König. Minifterien des Handels und 
des Innern an alle Regierungen der Monarchie abgelaffe- 
nes Cirkular-Reſkript mefentlihe Abänderung erlitten. Da 
der Inhalt deflelben die marftberechtigten Kommunen in 
mehrfacher Hinſicht intereffirt, fo folgt hier deffen mörtlicher 
Abdruck *). 

Um vorftehende Anordnungen in Wirkfamkeit zu fegen, 
ift nunmehr forgfältig ermittelt worden, welche Markttermine 
in den vorgefchriebenen Städten des Departements nach 
Urkunden und Herkommen beftehen, und als feft zu be 
frachten find. Diefe Termine bedurften, in Folge der Aller 
höchften Beftimmung, nad) welcher chriftliche Seft: und Sonn: 
tage durchaus frei vom Marftverkehr bleiben follen, eine 
vorgängige allgemeine Neftififation, bei welcher alle Sonn: 
tagsmärfte auf den nächftfolgenden Montag, und die mit 
Ehrifti Himmelfahrt zufammenfallenden nach ihrer Dauer 
theils einige Tage weitwaͤrts, theils vorwärts gelegt wor⸗ 
den find. 

In Folge diefer nothwendigen Abanderungen ift ein ei- 
genes Tableau der für jetzt als feft zu betrachtenden Jahr⸗, 
Vieh: ıc. Märkte zufammengeftelt, und befonders abgedruckt 
worden. Die Magifträte der Städte, in welchen die Städte; 
‚Ordnung eingeführt ift, und die der beiden Sechsſtaͤdte, 
desgleichen die Landräthe, unter deren Aufficht befindliche 
Marktorte ftehen, werden Eremplare deffelben zugefandt er- 
halten. 

Das Tableau wird die Kommunen in Stand feßen, voll; 
ftändig zu überfehen, welche Markttermine Eünftig fo lange 
als feft gelten werden, als deren dauernde Verlegung nicht 
nachgefucht und bewilligt if. Sollten einzelne Kommunen 
vermeinen, nach Privilegien oder Herkommen, auf andere 
fefte Termine Anfpruch zu haben, fo werden deren Vorſte⸗ 
ber hierdurch angemwiefen, unter Beifchluß der betreffenden 


*) Siehe dies Cirk. Reſkr. unter Nr. 35. Seite 59. 
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. Beweismittel in Urfchrift, binnen vier Wochen ihre abmei- 
chende Anficht vorzutragen. 

Wenn aber die Termine für richtig beftimmt angenom: 
men werden, und ihre Verweilung für immer, lebiglich um 
den Marktverkehr zu befördern, gewünfcht wird, fo tollen 
Mir die diesfälligen Vorftelungen big zum 1. Juli d. J. er 
warten. Diefelben müffen jedoch, den Anmeifungen obigen 
Mefkripts gemäß, gehörig fubftantiirt erfcheinen, d. h. 

1) Die Orts-Kommunal- und Polizeis Behörden müffen 
gleicher Anficht fein, und die dies darthuenden Akten; 
ftücke beigelegt werden. Wo z. B. die Staͤdte⸗Ord⸗ 
nung eingeführt ift, hat der Magiftrat beglaubigte Ab: 
fchrift des betreffenden Protokolls der Stadtverordne⸗ 
ten mit einzureichen; | 

2) in, gleicher Art muß die Zuftimmung der Kommunal: 
und Polizei Behörden der benachbarten Marktorte, in 
denen gleichzeitig, oder Eurz vor: und nachher Märkte 
fallen, zuvor erlangt, und die darüber geführten Kor: 
reſpondenzen dem Berichte akkludirt werden; 

3) find die Gründe, aus welchen, die Verweilung des fe- 
fien Markttermins in Antrag fommt, volftändig zu 
entwickeln und zu belegen. 

Für das Jahr 1822. iſt nunmehr das Markt: Tableau, 
welches in gewöhnlicher Art durch Aufnahme in die Kalen: 
der von der Königl. Kalender: Deputation publizirt werden 
wird, unter möglichfter Anfegung der vorgedachten feften Ter: 
mine regulirt worden. | | 

Zranfitorifche Abänderungen find nur durch das Eins: 
fallen der chriftlichen Zefte und der michtigeren jübdifchen 
veranlagt worden. Künftig wird auch auf legtere nicht ges 
rückfichtigt werden, wenn nicht die betreffenden Kommunen 
ausdrücklich darauf antragen, weil mehreren wenig daran 
liegt, ob die jüdifchen Fefte mit den Ortsmaͤrkten Eollidiren 
‚oder nicht. Die Tage diefer Fefte werden Wir Fünftig, fo 
bald fie Uns durch die Kalender: Deputation im voraus mit: 
getheilt worden, zur öffentlichen Kunde bringen, und die 
Kommunen dadurch) in Stand feßen, daraus erwachfende 
Beeinträchtigungen ihrer Märkte zeitig genug zu entdecken, 


63 


um getwünfchte tranfitorifche Terminveränderung in Antrag zu 
bringen. 

Geſuche dieſer Art, ſowie überhaupt alle Worftellungen, 
wodurch tranfitorifche Verruͤckung der Markttermine ertrahire 
werden fol, müffen durchaus fo fubftantiire fein,‘ wie oben,. 
rückfichtlich der Anträge auf Abänderung der feften Termine, 
angeordnet ift. 

Einzelnen oder mehreren verbundenen Handeltreibenden 
werden Gefuche auf Verlegung der Markttermine, als nach 
Vorftehendem ganz wirkungslos, hiermit unterfagt. 

Zugleich erhalten die den Marftorten vorgefegten Behör- 
den gemeffene Anmweifung, zur Vermeidung einer Ordnungs⸗ 
firafe von 10 Rthlr., eigenmächtige Verlegung der Marktter: 
‚mine fich nicht zu erlauben. 

Die bisherigen jährlichen Termin- Berichte über die ge 
wünfchten Markttage fallen nunmehr hinweg. 

Liegnig, den 1. April 1821. 

Königl. Preuß. Regierung. 
Zweite Abtheilung. 


37. 
Reffripe der Königl. Minifterien des Handels und des 
Innern an die Königl. Regierung zu Liegnitz, das Vers 
fahren bei Evaluation der durch Aufhebung des Ger 
tränfezwanges entftandenen Verluſte betreffend. 





Auf die Anfragen der Königl. Regierung in ihrem Be 
richt vom 24. Dezember v. J. betreffend dag zu beobachtende 
Verfahren bei der Evaluation der durch Aufhebung des Ge: 
tränfeswanges entftandenen Verluſte, wird diefelbe dahin be 
fchieden, daß: 

ad 1. die Verweigerung einer Schadloshaltung für den 
unter dem ganzen Debits- Ausfall der fpätern Periode 
allezeit mit begriffenen Ausfall an dem Verlage zwangs⸗ 
pflichtiger Krüge, nicht zu rechtfertigen fein würde, meil 
das Gefeg beftimmt, daß (indistinete) der Debit der 
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einen Periode mit dem Debit der andern verglichen 
werden fol, um die Differenz augzumitteln, wofür un- 
ter gewiſſen Vorausſetzungen Entfchädigung gefordert 
werden kann. NHiernach ift Feine Befugniß vorhanden, 
dem Liquidanten an Dem Debitd- Ausfall der fpätern 
Periode im Ganzen, den Ausfall am Verlage der 
zwangspflichtigen Krüge zu Eürzen. 
ad 2. werden die Schwierigkeiten, welchen die Augmitte- 
lung der breißigjährigen örtlichen Durchfchnittspreife, um 
danach den Werth des Ausfalls an dem Debit der Ges 
tränfe anzufchlagen, unterliegen, nicht verfannt. So weit 
die Polizei-Taren der Städte vorhanden find, (feit 1810, 
werden fie überall fehlen) darf man felbige unbedenklich, 
als die örtlichen Preife, aus denen der Durchfchnitt ges 
zogen werben kann, betrachten. Sm Übrigen halten fich 
die unterzeichneten Minifterien nicht für befugt, Beſtim⸗ 
mungen dahin zu £reffen, daß in den Fällen, wo die . 
dreißigjährigen oͤrtlichen Durchfchnittspreife nicht ausge: 
mittele werden koͤnnen, gewiſſe andere Preife fubftituirt 
werden. Inzwiſchen wird der Königl. Regierung nad)> 
gelaffen, in dergleichen Fällen, die den landfchaftlichen 
Detarationg-Prinzipien zum Grunde liegenden Preife als 
das Minimum der dreißigjährigen Durchfchnittspreife 
anzufehen, und die von den Liquidanten geforderten Preife 
in fofern zusugeftehn, als folche diefes Minimum nicht 
überfteigen. 
ad 3. muß, da das Gefeß bloß von Jahren ohne wei⸗ 
tere Bezeichnung redet, dafuͤr angenommen werden, daß 
die gewoͤhnlichen Kalender-Jahre gemeint find, 
und es darf daher, in den Fällen, wo der Debit nicht 
aus den Nechnungen der Fiquidanten, fondern aus den 
Negiftern der Steuer-Behörden nachgemwiefen wird, dag 
ehemalige Rechnungs: Fahr dem bürgerlichen Jahre nicht 
fubftituirt werden. 
uͤbrigens wird der Königl. Kegierung empfohlen, 
da, wo ftädtifhe Kommunen vormals zum Getränfe- 
Zwang berechtigt geweſen zu fein behaupten, auf die Prü- 
fung der darüber beizubringenden Beweismittel, Daß wirk—⸗ 


lich 


’ 65 
lich ein Privilegium exelusivum et irrevocabile ſtattgefun⸗ 
ben, in jedem Falle befondere Sorgfalt zu verwenden, und 
namentlich darauf zu fehen, daß zwifchen einem folchen privi- 
legio und der demfelben nicht gleich zu achtenden ftädti- 
hen Bann-Meile wohl unterfchieden werde, da auf den 
Grund der Iegtern Feine Entfchädigungs - Anfprüche geltend 
gemacht werden können. 

Berlin, den 7. Februar 1821. 
Minifterium des Handel.  Minifterium des Innern. 


v. Bülom. v. Shudmann. 
V. 
Kultus. 
A. | 
Ehriftliche Religionsverwandte. - 
38. 


Verordnung der Königl. Regierung zu Düffeldorf, die 
Einrichtung der KirchensLagerbücher, Verwaltung des 
Kirchen: Vermögens und die Kirchen: Rechnungen 
betreffend. 


Bei der Prüfung und Feſtſtellung der Kirchen: Nechnun- 

gen und bei mehreren andern Deranlaffungen haben wir ung 
überzeugt, daß im vielen Gemeinen für die Sicherheit des 
Kirchenvermögens fchlecht geforgt ift, und die Verwaltung 
deffelben fehr unregelmäßig geführt wird. 
Da die Verfchiedenheit der in unferem Negierungsbe: 
jirke zu beachtenden Gefege Feine umfaffende, in allem 
gleichförmige Anordnung zuläßt; fo befchränfen wir ung 
darauf, vorerſt durch folche Vorfchriften, welche mit den 
berfchiedenen Gefegen vereinbar find, die Verwaltung des 
Sirchen: Vermögens beſtimmter und regelmäßiger zu ord- 
Annalen I. Heſt. 1821. € 
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nen, und hierdurch die Kirchen, fo viel möglich, vor Nach: 
theil und Verluſt zu fichern. 


Lagerbüder. 


Die Lagerbücher nehmen vor allem unfere Sorge in An: 
fpruch. — Gemäß der frühern Verordnungen geiftlicher und 
weltlicher Behörden, foll jede Kirche mit einem eigenen Lager⸗ 
buche verfehen fein. — Nach den gemachten Erfahrungen 
glauben wir jedoch, daß nur wenige Gemeinen ein volftän- 
diges aufzumeifen haben. 

Die Ereigniffe der letzten 30 Fahre haben faft überall 
auf das Kirchen-Vermoͤgen mefentlichen Einfluß gehabt. Der 
Dermögensftand der Eatholifchen Kirchen auf der linken Rhein- 
feite ift erft durch die Einziehung alles Kirchengutes, dann 
aber durch Die Defrete vom-7. Therm. 5. 11., vom 28. 
Frim. 5%. 12., und 28. Messidor J. 13. faft ganz verändert 
worden. 

Die Kirchen auf der rechten Mheinfeite haben zwar kei— 
nen folchen getwaltfamen Wechfel erlitten; doch ift auch ihr 
Vermögen während des Krieges und in Folge deffelben vie 
len Veränderungen ausgefeßt getvefen. Die Verzeichniffe über 
das Kirchenvermögen find in biefer Periode durchgängig ver- 
nachläflige worden; daher ift eine Berichtigung der vorfind- 
lichen alten, oder die Anleguug neuer Lagerbücher dringend 
nöthig, und wir fegen deshalb Nachſtehendes feft: 

1) Die Kirchenvorftände in allen Gemeinen werden un: 
verzüglich die Ergänzung und, Berichtigung der alten, 
oder wo dieſes nicht füglich gefchehen kann, die Ferti- 
gung neuer Lagerbücher über das Kirchenvermögen vor: 
nehmen. 

2) Die Lagerbücher werden doppelt angefertigt: dag eine 

Buch) bleibt bei der Kirche, und mwird mit den übrigen 

Papieren von Werth aufbewahrt; über dire Aufbewah- 
rung des andern werden wir das Nähere, nach Bench: 
mung mit den geiftlichen Behörden, beſchließen. 

3) Das Lagerbud) muß enthalten das Werzeichniß des 
ganzen Kirchen» Vermögens, eine kurze, duch deutliche 
Befchreibung der einzelnen Theile, eine Nachweife der 
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übrigen Hülfsquellen, und das Verzeichniß der auf dem 
Kirchenvermögen haftenden kaſten und Schulden. 

Die Gegenſtaͤnde werden in nachſtehender Ordnung 
aufgefuͤhrt: 

4) Grundſtuͤcke (abgetheilt: Ackerland, Gaͤrten, Wieſen, 

Weiden, Wald und oͤde Grundſtuͤcke) a) Die Groͤße. 

b) Gegend, mo jedes Stück gelegen. e) Anſchießende 

Grundbefiger, wenigftens von zwei Seiten. d) Befchaf 


fenheit des Bodens. e) Jetziger Pächter. £) Pachtzeit. - 


g) Pachtertrag. h) Betrag der Grundftener im Durch: 
fehnitt von drei Jahren. i) Wer diefe trägt. k) Ob 
das Grundftück vermeſſen. 1) Ob «8 mit Gränzfteinen, 
und mit wie vielen beſetzt. m) Ob fich eine Karte 
vorfindet, und wo diefe zu finden. n) Ob und welche 
Grundlaften auf den Stücken haften, und wer fie nach 
den Pachtbedingungen tragen muß. 0) Wenn dag 


Grundftück nicht verpachtet ift, die Benußungsart und 


der jährliche Ertrag nach dreijährigem Durchfchnitf. p) 
Ob ſich Urkunden Äber das Stück finden, und mo biefe 
anzutreffen. - Zr 

5) Gebäude. Die Bezeichnung der Punkte, wie oben an- 
gegeben unter a) b) ec) e) ) Jh)i)m) o)p— g) 
Befchaffenheit des Gebäudes, ob es in Ziegeln, Berg 
fteinen, oder in Reihwaͤnden aufgeführt iſt. x) Ob und 
für welchen Betrag e8 in die Brand-Verficherungs-An> 
ſtalt eingetragen ift. | 

6) Zehenten. a) b) ) d) e) f) g) k)1) m) n) o) p) wie 
bei $. 4. angegeben, werden erläutert. Iſt das Zehent: 
feld nicht -vermeffen, fo müffen bei e) die Grängen deut⸗ 
lich angegeben werden. 

7) Gerechtfame. Erläuterung über die Punkte e) f) g) 0) 
P — a) ob und welche Laſten und Verpflichtungen mit 
denfelben verbunden find. 

8) Renten und Erbpächte. a) Bezeichnung der Güfer oder 
Grundftüce, auf welchen fie haften. b) Ob fie bieher - 
richtig abgeführt worden. c) In welchem Münsfuße 
fie entrichtet werden müffen. d) Ob Laudemien und 
Erbfallsrechte flatt finden. e) Ob und wann die ge- 
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fegliche Eintragung oder Erneuerung berfelben gefche: 
hen. f) Erhebungsart. — P) wie $. 4. 

9) Kapitalien. a) Betrag. b) Fahr der Anlage. ce) Geld- 
forte. d) Zinsfuß. e) Schuldner. f) Wohnort. g) Zur 
Hypothek geftellte Stüde. h) Wo diefe gelegen, und 
wie hoch fie gefchäßt worden find. i) Ob der Kirche 
die erfte Hypothek geftellt fei, oder welche Forderung 
vorgehe. K) Ob die Eintragung und im geeigneten 

Falle die Erneuerung gehörig gefchehen, und wann. 
1) Welche Kündigungsfrift bedungen worden. — p) 
wie $. 4. 

10) Zufchuß aus der Staat oder Gemeindefaffe. a) Wo⸗ 
her die Verpflichtung zu dieſem Zufchuffe. b) In wel 
chem Münzfuße und in welchen Sriften derſelbe abge: 
tragen wird. — p) Wie $. 4. | 

14) DVeränderliche und zufällige Einkünfte. a) Opfer. b) 
Einnahme vom Belduten. e) Von Srabftätten. d) Kir 
chenſitzen. e) Klingelbeutel oder Sammlungen. N Op 

a ferfiock. g) Feichenbegängniffen u. a. g. Bon jedem der 
Ertrag im Durchſchnitt von drei fahren. 

12) Wenn baares Geld vorräthig ift, oder Aktiv⸗Forde⸗ 

rungen rückfiehen, die nicht zu den laufenden Ausga⸗ 
‚ ben beftimmt find, fo muß aud) dieſes eingefragen 
werden. | 

13) Am Schluffe der Vermögens? Aufzeichnung wird dag 
Verzeichniß der Kirchengeräthe von. Gold oder Silber, 
mit Bemerkung des Gewichts, und wenn fi) Edel: 
fteine vorfinden, mit Angabe des gefchätten Werths, 
eingefchrieben.. 

14) Wenn auf dem Kirchenvermögen verzinsbare Schulden 
haften, fo müffen diefe unter der nämlichen Bezeichnung 
wie $. 9. von den Aftiv-Kapitalien bemerft iſt, mit 
MWeglaffung von i) und k) und unter e) flat Schuld: 
ner, Gläubiger; aufgeführt werben. 

15) Auch unverzinsliche Schulden, die nicht aus den lau- 
fenden Einkünften getilgt werden koͤnnen, find zu be 
merfen. 

16) Wenn auf einzelnen Vermoͤgenstheilen  befondere 
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Verpflichtungen, ſeien, es Eirchliche oder andere, haften, 
fo muß diefes angemerft werden, mit Angabe der Ber: 
wendung, welche diefelben jährlich erfordern. 

17) Was über die Herkunft eines jeden Theils des Ver 
mögen befannt ift, muß bei dem einzelnen Poften an: 
geführt werden. 

18) Eben fo, wenn irgend ein Vermögenstheil der Kirche 
freitig gemacht wird, und ein Nechtsftreit deshalb be: 
trieben wird. | 

19) Jeder einzelne Sag, welcher einen bleibenden Empfangs: 
poften bildet, wird mit einer fortlaufenden Nummer 
verfehen, und für die erfte. Befchreibung wird wenig: 
ſtens Eine ganze Seite beftimmt. | 

20) Wenn in der Folge durch Erfparniß, Gefchenfe oder 
Vermaͤchtniſſe das Vermögen fich vermehrt, fo muß je 
der hinzukommende Poften unter einer neuen fortlaus 
fenden Nummer eingetragen werden. j | 

21) Nur die linke Seite in den Lagerbüchern wird bei der 
erften Befchreibung benußt. Die gegenüber ftehende 
rechte Seite bleibt frei, um Die Veränderungen zu be 
merken, welche fich in der Folge mit den Gegenftänden 
ergeben. | | ‘ 

23) Das Lagerbuch wird in Leder eingebunden, mit gu- 
tem fiempelfreien Papier verfehen, und darauf angelegt, 
daß wenigſtens der wierte Theil für die in der Folge 
nachzutragenden Zufäße frei. bleibt. Die Seiten werden 
numerirf. 

25) Wenn das vorfindliche Lagerbuch die verlangten Auf- 
fchlüffe enthält, fo ift bloß eine beglaubigte Abfchrift 
defielben zu fertigen. Eben fo ift das alte Lagerbuch 
beizubeholten, wenn es füglich ergänzt werden kann. 
Wenn aber auch die Anlegung eines neuen nöthig er: 
achtet wird, fo ift doch das alte aufzubewahren, bei 
Fertigung des neuen zu benußen, und mo dieſes ge 
fchieht, auch zu begiehen. 

Iſt Fein altes Lagerbuch vorfindlich, fo muß bemerkt 
werden, warn und auf welche Weife e8 entkommen ift. 

24) In der Regel wird die Fertigung und Berichtigung 
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des Lagerbuches dem Empfänger aufgetragen. Kann 

dieſer aber das Gefchäftnicht übernehmen, und auch 
feiner der Kirchenvorfteher; fo trägt der Kirchenvor⸗ 
ftand es einem andern auf, dem er jedoch mit der nö- 
thigen Anweifung und Erläuterung an. die Hand gebt. 
— Eine mäßige Vergütung der Arbeit kann aus Kir: 
chenmitteln bewilligt werden. 

25) Der mit der Fertigung des Lagerbuches Beauftragte, 
wenn er Mitglied des Kirchenvorftandes ift, wo Diefeg 

> aber nicht der Fall ift, der Kirchenvorfteher, unter Def 
fen Aufficht die Arbeit vorgenommen wird, muß Die 
Befchreibung jedes einzelnen Poſtens unterzeichnen. — 
Am Schluffe des Ganzen unterfchreiben aber alle Mit- 
glieder des Kirchenvorflandes, unter Bemerkung, wie 
viele Poſten vorfommen, und tie viele Blätter befchrie: 
ben find. 

26) Im Laufe des Monats Mai d. J. müffen von ſaͤmmt⸗ 
lichen Kirchenvorftehern die Duplifate der Lagerbücher 
den Landräthen eingereicht werden, von welchen wir fie 
vor dem 1. Juli erwarten. 


Verwaltung des Kircyenvermögens. | 


Dbgleich in der vorftehenden Antveifung über die Ferti⸗ 
gung der Lagerbücher ſchon viele verftändliche Winke in Be⸗ 
siehung auf die Verwaltung des Kirchenvermögeng liegen, fo 
halten wir e8 doch für angemeffen, noch nachſtehende allge 
meine Vorfchriften zu ertheilen, ohne jedoch die Kirchenvor- 
ſteher von der Beachtung der in einzelnen Theilen unfers Ber: 
waltungsbezirfs gültigen befondern Gefeße zu entbinden. 

4) Der Kirchenvorftand wird fich angelegen fein laſſen, die 
Grundftücke der Kirche, fofern es noch nicht gefchehen 
iſt, baldmöglichft mit Gränzfteinen zu befeßen, die Ber: 
meffung anzuordnen, und die Fertigung der Karten zu 
fördern. — Im Laufe Diefes Jahres muß das Gefchäft 
überall vollfuͤhrt werden. 
2) In längftens drei Monaten muß ber Kirchenvorftand 
bewirken, daß die Kirche felbft, alle zum Kirchenver⸗ 
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mögen gehörige Gebäude, ſowie Pfarr: und Kuͤſterhaus, 
der Brandverficherungs-Anftalt, wenn e8 noch nicht ge 
fchehen, eingetragen werden. 

3) Der Kirchenvorftand ift für die gehörige Verficherung 
und Eintragung der Schuldverfchreibungen und Forde— 
rungen ‚der Kirche in das Hypothekenbuch, und für die 
Erneuerung der Eintragungen verantwortlich; follte er 
bisher etwas verfäumt haben, was das Intereſſe der 
Kirche erheifcht hätte, fo erfordert es fein eigenes Wohl, 

dieſes unverzüglich nachzuholen. 

4) Ein Gleiches gilt auch von der Eintragung und Siche⸗ 
rung der Renten. 

5) Der Kirchenvorftand hat forgfältige Prüfung anzuftel- 
len, ob die der Kirche für ihre Forderungen geftellten 
Hypotheken noch alle den gefchäßten Werth haben und 
hinlängliche Sicherheit gewähren. Wo er das Vermoͤ— 
geh der Kirche gefährdet glaubt, muß er unverzüglich 
die zweckdienlichen Vorkehrungen treffen. 


6) Wo der Kirche Häufer zur Hypothek geftellt find, muß 


nachgefehen werden, ob diefe bei der Brandverfiche: 


rungs⸗Anſtalt eingefragen worden, und wenn fie nicht 


verfichert find, oder die eingefragenen Summen zur 
—— nicht hinreichen, muß darauf gehalten mer: 
ben, daß diefes alsbald gefchehe, oder-da8 Kapital ab: 
gelegt werde. 
7) In der Rechnung des laufenden Jahres muß am 
Schluſſe ausdruͤcklich bemerkt werden, ob, und wie den 
Anforderungen der vorſtehenden ſechs Paragraphen Ge- 
nuͤge geleiftet worden ift. 
8) Bei allen Kapitalien ift zu ertwägen, ob nicht w Agio 
einen bedeutenden Zuwachs gemwähre, und wenn dieſes 
der Fall ift, fo muß auf Ablage des Kapitals beftan- 


den werden, fofern der Schuldner fich nicht anſchicken 


- will, den Mehrbetrag zu versinfen. 

9) Der Kirchenvorftand muß darauf bedacht fein, alle 
neu auszuleihenden Kapitalien zu fünf Prozent Zinfen 
anzulegen. Was die wirklich zu geringern Zinfen an: 
gelegten betrifft, fo find fie gleich aufzukündigen, wenn 
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der Schuldner ſich nicht erbietet, fie menigftens zu vier 
Prozent zu verzinfen. — Sobald aber eine Gelegenheit 
aufgefunden wird, fie zu höheren Zinfen ficher anzubrin: 
gen, fo ift ſolches forgfältig zu benußen. 

Die Erfahrung hat es erwiefen, daß die Schägungen 
der Grundftücke oft mit großer Unkunde und firäfli- 
chem Leichtfinn gefchehen. — Aus diefem Grunde und 
um die Kirchen vor möglichen DVerluften bei einem Sin- 
en des Werthes der Grundftücke mehr zu fichern, fegen 
wir feft, daß in der Folge Fein Kirchenfapital anders, 
als gegen erfte Hypothek von doppeltem Werthe, her⸗ 
gefchoffen werden darf. 


41) Alle Gelder, welche nicht zu laufenden Ausgaben bes 


ftimmt find, müffen, fobald der Betrag auf 50 Rthlr. 
angewachſen ift, fo lange in die Bank von Coͤln ge 
legt werden, big fie zu höheren Prozenten ficher unters 
gebracht, oder ihrer anderwaͤrtigen Beſtimmung gemäß 
verwendet werben. 

Alle auf das Kirchenvermögen fich beziehenden Papiere 
müffen gut aufbewahrt, die twichtigern in einer Kifte, 
oder in einem Schranke mit mwenigftens zwei Schlüf 
feln verfchloffen- gehalten werden, von welchen der Pfar- 
rer den einen Schlüffel, und ein anderes Mitglied des 
Kirchenvorftandes den andern in Verwahr hält. — Wo 
es an einer geeigneten Kifte oder einem Schranke fehlt, 
muß der Kirchenvorftand unverzüglich für die Anfchaf- 
fung forgen. 


13) Über alle Papiere von Werth wird in den erften feche 


Monaten diefes Jahres, fofern es noch nicht gefche: 
ben ift, ein Verzeichniß von zweien Gliedern des Kir: 
chenvorftandes gefertigt, welches ale Mitglieder unter: 
fchreiben. 

Die Papiere, welche einen und den nämlichen Ges 
genftand betreffen, werden zufammengebunden und mit 
einem Umſchlage verfehen, welcher in der Auffchrift den 
Gegenftand und die Zahl der Stuͤcke angibt. 

Daß die in den beiden vorfichenden $$. enthaltenen 
Vorſchriften pünktlich befolgt worden, ift am Schluffe 
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der Rechnung des laufenden Jahres ausdrücklich anzu: 
geigen. 

15) Wird von den aufbewahrten Papieren ein Stück zum 
nöthigen Gebrauc, aus dem Verwahr genommen; fo 
muß die Befcheinigung degjenigen, der e8 in Empfang 
nimmt, an die Stelle gelegt werden. 

16) Das Verzeichniß aller Kirchengeräthe, unterfchrieben 
von denjenigen, welchen fie in Verwahr gegeben wor: 

‚den find, muß gleichfalls in den erfien 6 Monaten ge: 

fertigt, und mit den übrigen Papieren von Werth ver: 
fchloffen aufbewahrt werden. — Alle Jahr im Monate 
Mai muß diefes Werzeichniß durchgefehen und berich- 
tigt werden. 

17) Der Kirchehvorftand ift verpflichtet, darauf zu fehen, 
daß den Küftern und Kirchendienern die Kirchengeräthe 
von Werth nicht anvertrauet werden, wenn fie nicht 
mit ihrem Vermoͤgen Sicherheit geleiftet haben, oder 
nicht ihre Verfonlichkeit, in Hinficht der Treue, Wach— 
famkeit und Klugheit, zureichende Bürgfchaft gewährt. 

18) Sowie e8 die Pflicht des Kirchenvorftandes ift, darauf 
zu wachen, daß die Grundftücke der Kirche auf Feine 
Meife durch die Bewirthfchaftung der Pächter verfchlech: 
tert werden; fo wird er auch feine Sorge darauf. rich: 
ten, daß die Kirche felbft und alle zum Kirchenvermo- 
gen gehörige Gebäude, mit Einfchluß des Pfarr: und 
Küftereihaufes, durch diejenigen, denen es obliegt, in 
gutem baulichen Stande erhalten werben. 

419) Bei dem Abfterben derjenigen, welche als Nußnießer 
Kirchengebäude unterhalten mußten, wird er, ehe der 
Nachlag auf die Erben übergeht, ausmitteln laffen, was 
denfelben noch in diefer Beziehung zur Laft liegt, und 
fie zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeit anhalten. 

20) Sjmgleichen wird er darauf wachen, daß bei dem Ab- 
fterben derjenigen, welche Papiere, die Kirche oder Pfarr: 
gemeine betreffend, in Verwahr gehabt haben, nichts 
verbracht werde. 

21) Daß der Kirchenvorftand ohne höhere Bewilligung 
das Kirchen» Vermögen nicht befchweren, oder den 
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Stamm beffelben‘ vermindern, auch Feine frembartige 
Verwendung der Kircheneinfünfte fich erlauben, felbft 
auch Feine Anderung mit dem Beftande des Stamm: 
vermögens vornehmen darf, fpricht von felbft; er wird 
aber auch feinen Antrag auf eine wefentliche Anderung 
vorbringen, wenn er nicht zugleich den überwiegenden - 
Vortheil der Kirche einleuchtend nachmweifen Eann. 


22) Prozeſſe müffen bei Verwaltung des Kirchen: DBermö- 
gend möglichft vermieden werden, und dürfen ohne hoͤ⸗ 
here Autorifation nicht angefangen werden. Wird gleich- 
wohl die Kirche in einen Nechtshandel verwickelt, fo 
muß am Schluffe jeder Jahresrechnung bemerkt werden, 
wie weit derfelbe gediehen ift. 

23) Alle Verpachtungen muͤſſen öffentlich dem Meiftbieten- 
den gefchehen, und e8 darf Feinem sugefchlagen werden, 
der nicht zureichend angefeffen ift, oder einen guten 
Buͤrgen fiel. 

24) Werden Pachtungen auf mehrere Jahre gefchloffen, fo 
muß die Auffündigung von drei zu drei Fahren bedun- 
gen werden. — VBerpachtungen auf fefte längere Zeit, 
Eönnen nur, wo die Umftände dafür fprechen, mit un: 
ferer Genehmigung flattfinden. 

25) Aller Nachlaß muß bei den neuen Pachtungen aus: 
drücklich ausgefchloffen, und die Pachtabgabe, wenn nicht 
befondere Gründe entgegen fliehen, in Geld bedungen 
werden. 

26) Die Naturalien, fofern fie nicht ftiftungsmäßig für 
die Kirche oder Kirchendiener verwendet werden, find 
öffentlich zu verkaufen. Iſt der Werth nicht bedeutend, 
fo genügt eine Ankündigung des Verkaufs in der ei- 
-genen und nächften Nachbarkicche; ift aber der Betrag 
bedeutend, fo muß auch eine Ankündigung durch oͤf⸗ 
fentliche Blätter vorgehen. — Bei einer folchen öffent: * 
lichen Ausfegung find aber Koften, fo viel möglich, zu 
vermeiden. 


27) Was unter dem Namen Vorheuer und Schlaggeld 
bedungen wird, muß gehörig berechnet werden; doch 
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find dergleichen Vorauszahlungen in der Megel nicht zu 
bedingen. 

28) Der Kirchenvorftand wird dafür forgen, daß bie Er: 

träge der Nebenhülfsquellen, Sammlungen, Opfer u. 
a. für die Kirche gehörig in Empfang genommen und 
regelmäßig berechnet werden. 

29) Außer dringendem Nothfalle, wo Gefahr auf den Ver: 
zug haftet, darf Feine Anlage, welche nicht aus der lau- 
fenden Einnahme beftritten werden kann, und etatsınd- 
Big ift, ohne unfere Genehmigung gefchehen. 

50) Wenn Unfälle das Einfommen der Kirche vermindern, 
oder außerordeisliche Anlagen, die aus dem gemöhnli- 
chen Einfommen nicht beftritten werden koͤnnen, nöthig 
find, fo wird der Kirchenvorffand mit Zuffimmung deg 
Pfarrers durch außergewöhnliche Sammlungen in der 
Kirche den Abgang zu deefen fuchen. 

31) Er wird aber auch feine Sorge darauf richten, daß in 
allem nur ein mäßiger Verbrauch flattfinde, jede unnoͤ— 
thige Anfchaffung vermieden, und Dagegen für unvor: 
hergeſehene und Nothfälle, wenn das Einfommen der 
Kirche es zulaßt, jährlich etwas erfpart werde. 


Nechnungswefen. 


32) Zum Empfänger, oder Nendanten, wird der Kirchen: 
vorftand nur ein folches Glied aus feiner Mitte, oder 
ein anderes Gemeineglied wählen, welches angefeffen ift, 
und defien Bermögensverhältniffe ganz rein find. 

33) Der Kirchenvorftand weifet dem Empfänger jede un: 

fändige Einnahme zum Empfange, und jede nicht feft- 

fiehende Ausgabe zur Auszahlung an. Es darf jedoch 

‚Feine Rechnung zur Zahlung angewieſen werden, welche 

nicht gehörig fpezifizirt, und von dem Empfänger bes 
fcheinige ift. Ergibt fich in dem etatsmäßigen Empfange, 
oder der Ausgabe eine Anderung, fo muß diefe in der 
Rechnung erläutert und nachgewieſen, und im Falle fie 
von einer neuen Verpachtung herrührt, mit den Der 
pachtungs-Protofollen und deren Anlagen belegt werden. 
34) Der Empfänger muß über Einnahme und Ausgabe 
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ein eigenes Tagebuch führen, in welches jeder Poſten 
unter fortlaufender Nummer, Empfang an der einen, 
0, Yusgabe an der andern Seite, alsbald eingetragen wird. 
35) Er muß die Rückftände mit Eifer beitreiben, feine Rech: 
ung zur gehörigen Zeit vorlegen, und ben Kirchenvor- 
fand auf alles aufmerkffam machen, mag er in Bezie⸗ 
Hang auf die Verwaltung bes Kirchenvermoͤgens fuͤr 

weckdienlich haͤlt. 

36) Die Rechnungen koͤnnen einſtweilen noch, wenn die 

irchenvorſteher es für gut finden, in dem üblichen 

Beldfurfe des gemeinen Verkehrs geführt werden; da: 

mit aber die Umänderung in Preußiſch Kourant, die 
doch nach einiger Zeit erfolgen muß, fchon vorbereitet 
werde, fo find alle neue Verträge auf Preußifh Kou- 
ante zu fiellen. Das Nämliche gilt auch von Kapital« 
Anlage. 
IN Die Rechnung muß die Einnahme und Ausgabe auf 
das ganze Jahr, vom erften Januar bis zum legten 
Dezember umfaſſen. Was in jedem Jahre verbraucht 
Aa, muß auch im nämlichen Jahre berechnet werden, 
Es dürfen nicht mehrere Gegenftände, weder bei der 
- Einnahme noch bei der Ausgabe, vermifcht werden. 
58) Zu der von dem Empfänger jährlich abzulegenden Rech: 
nung, welche doppelt gefertigt und mit gehefteten und 
hamerirten Belägen verfehen ſeyn muß, kann ſtempel⸗ 
freies Papier gebraucht werden. In dergleichen Faͤllen 
aber, wo von dem Stempelpapier Gebrauch gemacht 
werden muß, hat der Empfänger nach den beſtehenden 
Stempelgefegen fich zu achten. 

39) Bei jeder Rechnung muß die Zahl der Pfarrgenoffen, 
und in den Eatholifchen Gemeinen auch die Zahl der zu. 
der Kirche fich haltenden Geiftlichen bemerkt werden. 

40) Der Kirchenrath wacht darüber, daß der Nendant fein 
mt mit Treue und Eifer wahrnimnit, befonders wird 
er darauf fehen, daß er den Beftimmungen der $$. 33. 
34. 35. und 37. pünktlich Genüge leifte. 

44) Was die Vergütung für den Nendanten betrifft, fo 
bleibt es vorerft bei dem, was in jeder Gemeine hier: 
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uͤber hergebracht iſt; wir behalten uns aber vor, das 
Nähere entweder im Allgemeinen, oder in einzelnen Faͤl— 
len zur Zeit zu beftimmen. 

42) Der Nendant mag aber auf Prozente, oder auf einen 
feften Betrag gefett fein, fo Fann er für den Empfang 
und die Wiederanlage der Kapitalien feine Prozente 
besirhen. 

43) In Betreff der Ablage und Fefiftelung der Kirchen: 
rechnungen der Fatholifchen Gemeinen in den landräth- 
lichen Kreifen der linken Rheinſeite bleibt es noch bei 
den Beftimmungen des Gefetzes vom 30. Dezember 1809. 
Wir werden uns aber auch diefe Rechnungen vorlegen 
laffen, um zu fehen, ob die gefeglichen Beflimmungen 
und diefe Vorfchriften gehörig beachtet werden. Das 
Mufter, welches den Kirchenvorftänden mitgetheilt wer- 
den wird, muß bei Aufftellung der Nechnung, foweit es 
die in dem bezogenen Dekrete vorgefchriebene Form ge: 
fattet, beachtet werden. 

44) Alle übrigen Kivchenrechnungen werden, nachdem fie 

‚von den Kirchenvorftänden und denjenigen, welchen 
hierbei verfaffungsmaßig eine Einwirkung zuſteht, ge 
prüft und begutachtet worden find, entweder unmittel: 
bar von ung, oder im Fommiffarifchen Wege von den- 
jenigen, welche wir hiermit beauftragen werden, feft- 
geftellt. 

45) Dieſe von ung feftsuftellenden Nechnungen müffen nach 
dem im $. 45. bezogenen Mufter aufgeftellt werden. 
46) Fuͤr das Jahr 1820. Fünnen fie noch in der bisher 
üblichen Form abgefaßt werden; fie, fowie alle frühere 
noch nicht feftgeftellte Nechnungen, find aber vor dem 
30. März d. J., vom Kirchenvorftande begutachtet, den 

Fandräthen einzufenden. 

47) Dom laufenden Jahre an wird der Nendant feine 
Nechnung mit den Belägen vor Ablauf des Monats 
Januar dem Kirchenvorftande übergeben; dieſer und 
die zur Prüfung Berechtigten werden fie in den erfien 
10 Tagen des Februar in einem eigenen Protokolle 
begutachten, mit Bezug auf diefes fie unterfchreiben, 
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unter Beifügung deffelden und der Beläge dem 
athe einfenden, von welchem mir fie vor Ablauf 
nämlichen Monats erwarten. 

den Kirchenvorftänden ihr Gefchäft, fo viel mög- 
zu erleichtern, wollen wir die Etats auf ſechs Fahre 
eben. Die Etats-Entwürfe find hiernach aufzu⸗ 
3, Empfang und Ausgabe, fofern fie nicht näher 
emittelt werden können, nach fechsjährigem Durch⸗ 
e zu berechnen, und über die Anlegung des Liber: 
8 oder Deckung. des Abganges die Vorfchläge 
fügen. Zugleich mit den Lagerbüchern find dieſe 
dürfe und DVorfchläge in duplo einzufenden. 
Landräthe, Landdechanten, Superintendenten und 
arrer beauftragen wir hiermit, auf die pünftliche 
‚ diefer Verordnung zu halten. 

Kirchenvorftehern vertrauen mir aber, fie wollen er: 
ie diefe Vorſchriften einzig das Wohl der Kirchen 
id deshalb fie nicht als einen neuen läftigen Zwang 
andern ihnen freudig Folge leiften, und in guter 
9 des Kirchenvermögens wetteifern. Auf diefe 
den fie dem jest in unferm Negierungsbezirke durch 
nd Vermächtniffe an Kirchen fo freigebig fich zei: 
mmen Sinne am millfommenften begegnen. 

dorf, den 13. Februar 1821. 


Königl. Preuß. Regierung. 


ei; ; 

are der Königl. Regierung zu Stralfund, 
ichtung der Cinlieger und Dienftboten auf 
Zu Erlegung des Glockengeldes beereffend. 





merachtet nach Aufhebung der Leibeigenfchaft die 
Kirchen » Matrikeln auggefprochene Befreiung 
ten von Erlegung des Glockengeldes nicht mehr 
ang kommen Tann, und nur ausnahmsweiſe bei 


\ 
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folhen vormaligen Leibeigenen flattfinden darf, welche Ar- 
muths oder Schwäche halber von den Gutsherrfchaften un: 
terhalten werden, — doc) an manchen Orten noch von den 
Einliegern und Dienfiboten die Erlegung der gedachten Ge: 
buͤhr verweigert, dadurch aber den Kirchen eine ihnen recht: 
lich zufommende Abgabe entzogen wird; fo finden wir ung 
veranlaßt, fämmtliche zur Klaffe der vormaligen Leibeigenen 
gehörige Landeseinwohner unfers Verwaltungsbezirks an die 
mit Aufhebung der Leibeigenfchaft für fie entflandene Der: 
pflichtung zur Erlegung des Glockengeldes, von melcher eine 
Befreiung nur in den ausnahmsweiſe genannten Fallen gel: 
ten Eann, biedurch zu erinnern, und fordern mir zugleich 
fämmtliche Prediger auf, die gedachte Gebühr in allen vor: 
fommenden Fällen, unter alleiniger Berückfichtigung der er: 
wähnten Ausnahme, auch von den Einliegern und Dienftbo> 
ten einzuziehen. 
-Stralfund, den 15. Februar 1821. 
Königl. Preuß. Regierung. 


id. 
Kefkripe der Königl. Minifterien der Geiftlichen, Un; 
terrichtd> und Medizinals Angelegenheiten- und des In—⸗ 
‚nern, an die Königl. Regierung zu Danzig, das Wahl 
und Befegungsrecht der Predigers und Schullehrer- 
Stillen, die Vergebung von Stipendien, und die Ver: 
waltung der Gymnaſial⸗ und Raths-Bibliotheken 

betreffend. 


— 





Der Koͤnigl. Regierung wird hierdurch Ruͤckſichts der 
mittelſt Berichts vom 17. v. M. u. J. nachgeſuchten Dekla— 
ration der Staͤdte⸗Ordnung eröffnet, daß 

1) die Ausübung des Patronats und insbefondere des 
Wahl: und Beſetzungs-Rechtes der Prediger Stellen, 
mit gefeßmäßiger Konkurrenz der Staats» Behörden, 
dem Magiftrate, und zwar, wo verfaffungsmäßig Die 
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Kirchengemeine an der Wahl ihres Pfarrers Theil zu 

nehmen berechtigt iſt, mit deren Zuziehung zuſtehet. 

Ä Die unterzeichneten Minifterien müffen aber 
2) auch rücfichtlicy der Berufung der Schullehrer dag 
nämliche Prinzip für begründet halten. Insbeſondere 
fönnen fie Feine Oppofition der Schul: Deputation in 
dem Verhältniffe zum Magiftrate finden. Der Magis 
firat und die Schul-Deputation deffelben find eins und 
keinesweges verſchiedene Korpora, und.legtere kann nur 
in dem Sinne und nach der Majorität der Stimmen 
im Magiftrate handeln, und cben ſo wenig, als die öfo- 
nomifche oder Forft-Deputation des Magiftrats, gegen 
die Konklufa des Lestern verfahren. So viel den un- 
terzeichneten Minifterien bekannt geworden ift, hat da⸗ 
ber weder bier in Berlin, noch fonft wo, ein Zmeifel 
darüber obgemwaltet, daß der Magiftrat die Lehrer an 
feinen Stadtfchulen -berufen koͤnne. Auch ift fchon in 
der unter dem 26. juni 1811. an die Geiftlichen und 
Schul-Deputationen aller damaligen Regierungen erlaf: 
fenen Verfügung beftimme worden, daß die Lehrerwah⸗ 
len bei den Schulen, die rein ftädtifchen Patronats find, 
bei den Magifträten bleiben, und nur dag Guchachten 
der fachverftändigen Mitglieder der Schul-Deputationen 
eingezogen werden müfle. 


3) Bei den Stipendieh wird es — auf die Dispo⸗ 
ſitionen der Stifter ankommen. Demnaͤchſt (wenn dieſe 
ſchweigen) ſcheint zwar die Schul-Deputation mehr 
dazu geeignet, die Würbdigkeit der zu beneficirenden 
Subjekte zu pruͤfen; allein ſie muß ſich, aus dem bei 

voriger Nummer Angefuͤhrten, auch hierbei nach dem 
Konkluſo des Magiſtrats verhalten, und kann ſie auch 
in dieſer Beziehung nicht als eine fuͤr ſich unabhaͤngig 
daſtehende Behoͤrde gedacht werden. Der Stadtverord⸗ 

neten⸗Verſammlung kann die Kollation nicht uͤberlaſſen 
werden; auch iſt dieſe Angelegenheit nicht als Armen⸗ 
ſache anzuſehen. 

4) Ruͤckſichtlich der Verwaltung der dortigen vereinigten 

— Gym⸗ 
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Gymnaſial⸗ und Rathsbibliothek ift endlich das Senti- 
ment *) der Königl. Regierung überall begründet. 
Berlin, den 25. Januar 1821. 
Minifterium der Geiftlichen 2c. Minifterium des Innern. 
‚ Angelegenheiten. v. Schuckmann. 
v. Altenfein. 
*) Das Senfiment der Königl. Regierung ift nach deren Berichte 
darauf gerichtet, die Aufficht über dergleichen Bibliotheken, wenn 


folche nicht auf die Kommunal-Kaffen, fondern auf befondere Stif⸗ 
tungen gegründet find, dem Magijtrate ausfhlieglich zu übertragen. 


41. 


Befanntmahung der Könige. Regierung zu Gumbin- 
nen, bie Befegung ber Gloͤckner⸗ oder Küfferftellen 
betreffend, 


Da einige Geiftlihe und Kirchenfollegien in der Mei: 
nung ftehen, daß die Beſetzung der Glöckner: oder Kuͤſterſtel⸗ 
len ihnen allein zufiche, und es Feiner Beftätigung der er: 
wählten Subjekte von Seiten der Negierung bedürfe; fo wird 
hiermit bekannt gemacht, daß jede Vakanz einer folchen Stelle 
von den Kirchenfollegien der Negierung angezeigt, und zu 
gleich die nöthigen Borfchläge zur Wiederbefegung, wobei vor 
züglich auf Invalide zu rückfichtigen ift, gemacht werden müffen. 

Gumbinnen, den 22. März 1821. 

Königl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 


„42. 
Bekanntmachung der Königl. Regierung zu Erfurt, die 
Trauung der im Ehefcheidungsprozeffe begriffenen Che: 
gatten betreffend. 





Es iſt der Fall vorgefommen, daß ein im Ehefchei- 
dungsprozeſſe begriffener Ehegatte auf Vorzeigung des Che 
_ Annalen I. Heft. 1321. F 
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82 
ſcheidungserkenntniſſes erfter Inſtanz, obwohl baffelbe noch 
nicht rechtskräftig getvefen, anderweit getrauet worden ift. 
Damit fich folches in der Folge nicht mehr ereignet, 
machen wir zufolge höhern Auftrags die Herren Pfarrer dar- 
auf aufmerffam, daß durch die ihnen vorgelegten Ehefchei- 
dungserfenntniffe die Auflöfung des frühern Ehebandes nur 
dann nachgewiefen ift, wenn das Erfenntniß entweder von 
der legten Inſtanz abgefaßt, oder von dem Gerichte mit Dem 
Zeugniß erlangter Rechtskraft verfehen ift, und daß alfo frü- 
ber die Trauung einer andermweitigen Che nicht ftattfinden 


darf. 
Erfurt; den 15. Januar 1821. 
Königl, Preuß. Regierung. 


B. 
Andere Religions⸗Verwandte. 


43. 
Reſkript der Koͤnigl. Minifterien der Geiftlichen, Unter» 
richts⸗ ıc. Angelegenheiten und des Innern, an die Koͤ⸗ 
nigl. Regierung‘ zu Arnsberg, die Führung der Fami— 
liensRegifter über die Juden und Zigeuner betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 7. 
November v. J. in welchem Diefelbe die Autorifation dazu 
nachfucht, die Führung der Familien-Regifter über die Ju⸗ 
den und Zigeuner auch noch fernerhin den Pfarrern übertra- 
gen zu dürfen, hierdurch eröffnet: daß folche nicht ertheilt 
werden kann, da die bisher von der Königl. Regierung Die 
ferhalb getroffene Anordnung ſich nur auf die, ſchon durch 
die Verfügung des mitunterzeichneten Minifterii der Geiftli- 
chen, Unterricht und Medizinal: Angelegenheiten an die Re- 
gierung zu Münfter vom 1. Juni v. J. gemißbilligte, von 
der Koͤnigl. Regierung fogar noch erweiterte Verfügung des 
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ehemaligen Civil-Gouvernements vom 13. Januar 1815. grün: 
det. Es muß vielmehr die Führung der Familien: Regifter 
über die Juden auch im dortigen Negierungsbesirfe nach der 
Cirkular⸗Verfuͤgung des Herrn Fürften Staatskanzlers Durch: 
Saucht vom 25. Juni 1812. eingerichtet werden; auf die Zi: 
geuner kann hingegen diefe Verfügung nicht ausgedehnt wer: 
den, da fie in Eeiner Art irgend eine Firchliche oder politifche 
Gemeine bilden, auch Feine eigenthümliche Religion haben, 
ſondern ſich unter ihnen Katholiken, Proteftanten und Juden 
befinden, und es muß daher nach der DVerfchiedenheit ihrer 
Konfeflion die Eintragung gefchehen. 
Berlin, den 25. Januar 1521. 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: Minifterium deg 


und Medizinal-Angelegenbeiten. Innern. 
v. Altenſtein. v. Schuckmann. 
44. 


Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Magdeburg, die Verhaͤltniſſe aus: 
ländifcher Juden als Dienftboten betreffend. 





Der Königl. Regierung wird in Befcheidung auf Ihren 


Bericht vom 31. v. M. eröffnet, daß, wenn den mit ſtaats- 


bürgerlichen Rechten, im Sinne der Geſetze des vormaligen 
Königreihs Weftphalen, verfehenen Judenfamilien zur Zeit 
auch nicht verboten ift, auslaͤndiſche Juden als Dienftboten 
bei fich aufzunchmen, e8 den Orts: Polizeibehörden doch nicht 
an Mitteln fehlen kann, zu verhüten, daß dieſe Freiheit von 
dergleichen jüdifchen Dienftboten, welche Ausländer find, zur 
Einniftung oder zum Gewerbebetriebe für eigene Rechnung 
gemißbraucht werde. 

Denn die allgemeine Vorſchrift, zufolge deren in den 
wieder eroberten Provinzen für jetzt Feine fremde Juden zur 
Niederlaffung, d. h. zur Begründung eines gefeglichen Do: 
mizils, verſtattet werden follen, fett die genannten Behörden 
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in den Stand, ausländifche jüdifche Dienftboten nach Ab: 
lauf der Dienftzeit auszumeifen. Auch fteht ihrer Ausmweifung 
zu jeder Zeit felbft dann nichts im Wege, wenn es etwa ber: 
gleichen Juden geglückt fein möchte, fich) irgendwo ohne Wil: 
fen der Obrigkeit in anderen als den Dienftboten: Verhält- 
niffen aufzuhalten, da fie immer als fremde Juden anzufe 


ben find. | 
Berlin, den 20. Februar 1821. 
Minifterium des Innern. 
Erfte Abtheilung. 
Koehler. 


VI. 
Offentlicher Unterricht. 


45. 
CirfularsReffripe des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Konſiſtorien, den Unterricht der evan- 
geliſchen Jugend im Chriſtenthum als Vorbereitung 
auf die Konfirmation betreffend. 





Das unterzeichnete Minifterium bat ungern in Erfah: 
eung gebracht, daß im mehreren Gegenden der Monarchie der 
durch die evangeliſchen Geiftlichen der Jugend zu ertheilende 
Unterricht im, Chriftenthum nur als Vorbereitung auf die 
Konfirmation 3 Fahr oder auch nur einige Wochen vor der: 
felben ertheilt wird. Diefe Zeit reicht nicht hin, die Jugend 
binlänglid mit den Wahrheiten der chriftlichen Religion be- 
kannt zu machen, noch weniger aber diefe Wahrheiten dem 
Gemüthe fo tief einzuprägen, als es erforderlich if. Bis in 
diefer Angelegenheit nach vollendeten Beratbungen der Syno— 
den definitive Beftimmungen erfolgen Eönnen, fett das Minis 
fferium hiermit feft: 

1) Kein Kind darf Eonfirmirt werden, welches nicht zwei 
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Semefter hindurch den gewöhnlichen Unterricht des Geift: 
lichen unausgefeßgt, und in dem letztern auch den den 
Konfirmanden befonders zu ertheilenden Vorbereitungs- 
Unterricht genoffen hat. 

2) Der gewöhnliche Unterricht des Geiftlichen ift das ganze 
Jahr hindurch, in fofern nicht oͤrtliche Umftände eine 
Unterbrechung nothwendig machen, wöchentlich in zwei 
Stunden, der zur Konfirmation vorbereitende aber ſechs 
Wochen hindurch wöchentlich in drei bis vier Stunden 
zu ertheilen, während welcher Zeit da, wo die Pfarrer 
mit Gefchäften fehr beladen find, der gewöhnliche Un: 
terricht ausfallen kann, wobei jedoch der Beurtheilung 
der Geiftlichen überlaffen bleibt, ob eine Abfonderung 
der Gefchlechter unter den obwaltenden Umftänden er: 
forderlich fein möchte, in welchem Falle die Stunden 
des gewöhnlichen Unterrichts zu verboppeln find. 

Berlin, den 17. Februar 1521. 
Miniſterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medizinal; An: 
gelegenheiten. 
v. Altenftein. 


46. 
Bekanntmachung des Königl. Konfiftoriums ber Pro: 
vinz Sachfen, die Aufficht der Superintendenten über 
die Kandidaten der Theolonie und Buͤrgerſchullehrer 
betreffend. 





Eingetretener Mißverftändniffe wegen, wird die durch 
das Amtsblatt bekannt gemachte Verordnung vom 18. April 
18206, die Aufficht der Superintendenten über die Kandida— 
ten der Theologie betreffend, dahin erläutert, daß felbige fich 
auch auf die Lehrer an den gelehrten und ftädtifchen Bürger 
ſchulen erfireckt, wofern fie nicht ausdruͤcklich erklären, daß 
fie fich ausfchlieglich und mit Verzichtleiftung auf dereinftige 
Beförderung zu geiftlichen Amtern, dem Schullehrerftande 
widmen wollen. Es haben daher alle und jede Kandidaten, 
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welche dem geiſtlichen Stande nicht gaͤnzlich entſagt haben, 

ohne Ruͤckſicht auf ihre anderweitigen Dienſtverhaͤltniſſe, ſich 

vorſchriftsmaͤßig bei den Herren Superintendenten ihrer Dioͤ⸗ 

zes zu melden, und Ießtere haben diefelben in der jährlichen 

Konduitenlifte mit aufzuführen. ? 
Magdeburg, den 25. Januar 1821. 


Königl. Preuß. Konfiftorium der Provinz Sachfen. 


VII: 
Kommunalweſen. 


47. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, das Sportulweſen 
bei den Magiſtraͤten betreffend. 





Auf den von der Koͤnigl. Regierung unterm 20. v. M. 
erſtatteten und den 21. d. M. eingegangenen Bericht will ich 
genehmigen, daß in den unter 1. 2. 3. 4. und 6. *) angege- 
benen und überhaupt in allen denjenigen Fällen, in welchen 
der Magiftrat hHauptfächlich wegen eines eintretenden Privat: 
Intereſſe zu arbeiten hat, fowohl von dem Magiftrat zu Halle, 
als auc) von den andern Magifträten in den ehemals Weſt—⸗ 
phälifhen Kreifen Ihres Bezirks, Sportuln erhoben, und zu 
den Kämmerei-Kaffen berechnet werden. 

In dem sub 5, **) angegebenen Falle aber, und über; 
baupt in allen Fällen, in welchen ohme ein vorberrfchendeg 
Privat-Intereffe die Wirkfamkeit des Magiftrats Hauptfächlich 

*) Nach dem Berichte der gedachten Koͤnigl. Regierung 1) bei Erb: 
und Zeitverpachtungs- Sachen, 2) für Ausfertigung von Wohl; 
verhaltens⸗-Atteſten, 3) für Ausfertigung von Bürgerbriefen und 
Marktpreis Befcheinigungen, 4) für Ausfertigung der Marktſtaͤnde⸗ 
Konzeſſionen, und 6) für jedes Atteſt, welches den Vortheil nicht 


unbemittelter Perfonen herbeiführen ſoll, fowie bei etwanigen Des 
pufationen. 


») Sub No. 5. für Atteſte in baupoligeilicher Hinſicht. 
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wegen des Öffentlichen Beſten eintritt, bleibt die Adminiſtra— 
tion fportulftei. 

Die Säge find überall nach Analogie der Untergerichts: 
Sportul:Tare einzurichten, und deshalb von der Königl. 
Regierung beftimmte Vorfchriften zu ertheilen, auch Ein: 
richtungen wegen Berechnung und Erhebung der Sportuln 
zu treffen, damit allen Mißbräuchen möglichft vorgebeugt 
werde. 

Berlin, den 23. Januar 1821. 

Der Minifter des Innern. 
v. Schuckmann. 


43. 
Cirfular-Reffript des Könige. Minifteriums des In— 
nern an fämmtliche Königl. Regierungen, der alten 
Provinzen, fowie an diejenigen der Provinzen Sachſen 
und Weftphalen, auch an diejenige zu Düjfeldorf, ob bei 
Einziehung von Kommunalabgaben die Provofation auf 
rechtliches Gehör einen Suspenfiveffeft gegen die von 
der Regierung verhängte Erefution habe? 


Ich bin mit des Herrn Juſtizminiſters Exeellenz über die 
zwiſchen mehreren Regierungen und Juſtizkollegien in Konte⸗ 
ffation gefommene Frage: | 
ob nach Maßgabe der Negierungs: Suftruftion, bei 
Einziehung von Kommunalabgaben die Provokation 
auf rechtliches Gehör einen Sugpenfiveffeft gegen die 
von der Negierung verhängte Exekution habe? 

in Kommunikation getreten. 

Beide Minifterien haben fich aus Gründen, welche bie 
Königl. Negierung aus einer, von dem Yuftizminifterio un 
term 9. d. M. an das Dberlandeggericht zu Paderborn er: 
laffenen, und in den Sahrbüchern von Kamp zur allgemei- 
nen Nachachtung der Gerichtsbehorden, befannt zu machen; 
den Verfügung erfehen kann, darüber verftändigt, daß eine 
dergleichen Provokation einen Suspenſiveffekt nicht haben 
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Eönne, vielmehr demungeachtet der Regierung freiftehen müffe, 
in fofern fie den gegen die Erlegung von Kommunalbeitrd- 
gen erhobenen Widerfpruch nicht felbft der Beachtung werth 
‚ finden follte, diefes Widerſpruchs und des einzufchlagenden 
Rechtsweges ungeachtet, die Erekution auf Ihre Verantwort⸗ 
lichkeit zu verfügen. 

Dagegen muß auch die Beurtheilung der Frage: ob zu 
der prätendirten Befreiung ein ſpezieller Nechtstitel vorban- 
den, und wie fern er begründet fei? Iediglich der richterlichen 
Behörde überlaffen bleiben. 

Die Königl. Regierung bat fich hiernach für die Zu. 
kunft zu achten. 

Berlin, den 25. Februar 1820. 

Der Minifter des Innern. 
v. Schuckmann. 


49. * 
Bekanntmachung der Koͤnigl. Regierung zu Gumbin—⸗ 
nen, die Aufbringung der Geldbeduͤrfniſſe der Stadtge⸗ 
meinen betreffend. 


Nach dem $. 56. der Städte-Drdnung vom 19. Novem⸗ 
ber 1808. iſt die Stadtgemeine verbunden, alles Dagjenige, 
was zur Befriedigung des öffentlichen Bedürfniffes der Stadt 
erfordert wird, und aus dem Gemeine-Einfommen nicht be- 
firitten werben kann, auf die Gtadteinwohner zu vertheilen 
und aufzubringen. 

Das Gefeß geftattet mithin offenbar nur eine direkte Be: 
ſteuerung der Stadteinwohner felbft. 

Deſſen ungeachtet ift bemerkt, daß von den Stadtver: 
ordneten⸗Verſammlungen allerlei indirekte Steuern unfer ver; 
ſchiedenen Namen, 5. B. Weges, Brücken-, Thor: und an- 
dere Zölle, Handelsabgaben, Konfumtionsabgaben u. f. w., 
die theilg in das Steuerſyſtem des Staats nachtheilig eins 
greifen, theils die Laft von der Stadtgemeine ab und auf 
Andere wälzen, welche gar Feine Verbindlichkeit haben, die 





89 
Laſten der Städte fragen zu helfen, erfunden und befchloffen 
worden. 

Ein folches Verfahren ift ganz unvereinbar mit dem Ge: 
fege, und daher völlig unftatthaft. 

Bloß direkte und fämmtliche Mitglieder der Stadtgemeine 
treffende Kommunalabgaben bürfen, im Falle des Beduͤrfniſ— 
ſes, durch die frädtifchen Behörden ausgefchrieben und erho: 
ben werben. 

Wir machen die legtern hierauf nochmals aufmerkfam, 
damit unrichtige Beſchluͤſſe, Überfchreitungen der gefetlichen 
Befugnig und diesfällige Beichwerden vermieden werden. 

Gumbinnen, den 5. März 1821. 

Königl. Preuß. Negierung. 
Erſte Abtheilung. 


— 





50. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Breslau, die Veräußerung, Ver 


erbpachtung oder Vertauſchung ſtaͤdtiſcher Grundſtůcke 
betreffend. 


— — — 


Auf den Bericht vom 10. v. M. eroͤffne ich der Kb: 
nigl. Regierung im Betreff der erften Frage, daß, da bei 
DVererbpachtungen das Nusungsrecht, folglich der weſentli— 
chere Theil des Eigentums veräußert wird, es feinem 

Zweifel unterliegt, daß die Vorfchrift der Staͤdte-Ordnung 
im $. 189. darauf Anwendung leidet. Noch unziweifelhafter 
ift dies bei Vertaufchungen, da hierdurch das gefammte Ei: 
genthum eines fädtifchen Grundſtuͤckks an einen andern 
übergeht. 

Das Minifterium ift weder berechtigt, die Negierungen 
zu Genehmigung von Veräußerungen aug freier Hand zu aus 
torifiren, noch folche felbft zu genehmigen. Vielmehr ift dazu 
eine Dispenfation von beſtimmten gefeglichen Borfchriften, 
folglich die allerhöchfte Erlaubnig Sr. Majeftät des Könige 





— ——— 
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erforderlich, und muß daher in einzelnen Fällen motivirter 
Bericht erwartet werden. : 

Was die zweite Frage anlangt, fo muß e8 in jedem ein: 
zelnen zur SKonteftation Fommenden Falle vom Nichter ent: 
fhieden werden, in wiefern ein mit Hintanfegung der gefeg- 
lichen Vorſchriften gefchloffener Kontrakt nichtig fei, oder nicht. 
Ich finde mic) nicht bewogen, eine Deklaration hierüber zu 
veranlaffen, da das Gefeg Elar if. Nach der Städte: Drbd: 
nung ift das Gefeß die Vollmacht der Stadtverordneten. 
Wenn fie daher Handlungen auf eine andere Weife vorneh- 
men, als die, zu welcher fie durch das Gefeß angewieſen find, 
fo werden diefe zu betrachten fein, wie Handlungen eines Be— 
vollmächtigten, der feine Vollmacht überfchritten hat. Hier: 
aus ergibt fi) auch die Beantwortung deſſen, was die Kös 
nigl. Regierung über Die DBeranttvortlichkeit, welche nach $. 
159. Nr. 3. der Städte-Drönung ftattfinden fol, in Ihrem 
Berichte angeführt hat. 

Berlin, den 2. März 1821. 
Der Minifter des Innern. 
v. Schuckmann. 


51. 

Allerhoͤchſte Kabinets:Drdre, wegen der ben Schüßen- 
gefellfchaften in den neuen und wieder eroberten Pros 
vinzen für gehabte Verluſte zu gewährenden 

| Entfchädigungen. 





Auf Ihren gemeinfchaftlichen Bericht vom 7. d. M. ſetze 
Ih, Ihren Anträgen gemäß, für die Schuͤtzengeſellſchaften 
in den neuen und wieder eroberten Provinzen Folgendes hier: 
durch feſt: 

1) Emolumente jeder Art, welche die Schüßengefelffchaften 
in den gedachten Provinzen aus früherer Iandesherrli- 
cher Gnadenverleihung bei der Beſitznahme noch wirk⸗ 
lich genoffen, oder feit derfelden erhalten haben, follen 
von ihrer Entziehung an nachgewährt, auch, mit Vor: 


f 
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behalt des Widerrufg, ferner geleiftet; in fofern jedoch 
Steuer: Befreiungen darunter begriffen find, für dieſe 
der Geldwerth nach den früheren Steuerfägen aus der 
Staatsfaffe gezahlt werden. 

2) Benefizien, twelche zur Zeit der Beſitznahme erlofchen 
geweſen, und ſeitdem nicht wieder hergeſtellt worden 
ſind, fallen auch ferner ganz weg. 

3) Praͤſtationen, welche die Schuͤtzengeſellſchaften nicht blo— 
Gen Gnaden-Berilligungen verdanken, fondern aus ſpe⸗ 
zielen NRechtstiteln zu fordern haben, find gleich andern 
direkten Berbindlichkeiten des Staats zu behandeln. 

4) Die Zahlungen werden vor der Hand von den Regie 
rungen für Rechnung der General-Staatskaffe geleiftet, 
und von ihnen bei dem Finanzminifterio gehörig liqui- 
Dirt; Fünftig gehen fie auf den Etat des Minifterii des 
Innern über, welcher deshalb die nöthige Verftärkung 
erhalten foll. 

Berlin, den 18. März 1821. 


Friedrich Wilhelm. 


" An 
die Staatdminifter v. Shudmarn 
und v. Klewiß. 


52, 
Cirfilars Reffripe der Königl. Minifterien des Innern 
und der Finanzen an die Königl. Regierungen zu Mer 
feburg, Erfurt, Potsdam, Liegnig und Sranffure an 
der Oder, diefelbe Angelegenheit betreffend. 





In der abfchriftlichen Beilage wird der Königl. Negie- 
zung die in Betreff der Benefizien der Schüßengilden in den 
neuen und twieder eroberten Provinzen ergangene Allerhöchfte 
Kabinets⸗Ordre vom 18. d. M. mit der Anweiſung mitge: 
theilt, nach dem Inhalte zu verfahren, und den Betrag ber 
Zahlungen von der Sifiirung derfelben an bis zur nächften 
Etatsfeſtſtellung bei dem Finanzminifterio zur Erftattung aus 








92 


der General⸗Staatskaſſe zu liquidiren, künftig aber folchen auf 

den Etat des Minifterii des Innern zu bringen. Auch find 

die hierbei intereffirten Kommunen im dortigen Departement 

biernach baldigft zu befcheiden, um fernered Andringen bei. 

Sr. Königl. Majeftät und den Minifterien zu vermeiden. 
Berlin, den 26. März 1821. 

Der Minifter des Innern. Der Minifter der Finanzen. 

v. Schuckmann. v. Klewitz. 


- VIH. 
Polizei 
A. 

Sm Allgemeinen. 


63. 
Cirkular⸗Reſkript des Könige Minifteriums des Innern 
und ber Polizei an fämmeliche Königl. Regierungen, 
die halbjährig einzureichenden Nachweifungen von ven 
aus bem Fonds zu allgemeinen polizeilichen Zwecken 
geleifteten Zahlungen betreffend. 





Die bisher vierteljährig eingereichten Nachweifungen pon 
den aus dem Fonds zu allgemeinen polizeilichen Zwecken ge: 
leifteten Zahlungen, haben der Abficht, dem Minifterio eine 
vollftändige Überficht von der ordnungsmäßigen Verwen⸗ 
bung dieſes Fonds zu gewaͤhren, größten Theils nicht ent⸗ 
fprochen. 

Es wird von jeßt ab zwar gemigen, daß eine folche 
Nachweiſung nur halbjährig, und zwar Ende Juli und nach 
Ablauf des Jahres ald Beilage zum Final: Abfchluffe, einge: 
reicht wird, fie muß jedoch unter folgenden Rubriken ange⸗ 
legt werden. 


** 
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1) Namen der Empfaͤnger, 

2) kurze, jedoch erſchoͤpfende Anzeige, wofuͤr die Zahlung 
geleiſtet iſt, 

3) Datum der Zahlungs-Anweiſung, 

4) Datum der Minifterial: Genehmigung, 

5) Betrag der Zahlung, 

6) Bemerkungen über die Nothwendigkeit der Ausgabe, 
und für welche Zeit, auch nach welchen Säßen die Ver: 
pflegungsfoften für Vagabunden ꝛc. gezahlt find. 

Dabei empfehle ich der Königl. Negierung, genau dar; 
auf zu fehen, daß Verpflegungs- und Transportkoften nur 
in folchen Fallen zur Berechnung fommen, wenn deren Er: 
flattung weder aus dem Vermoͤgen des Arreftanten, noch 
von feinen Angehörigen, oder aus Kriminal-Fonds zu erwar: 
ten if. Auch wird diefelbe auf die allgemeine Beftimmung 
verwieſen, nach welcher Sie Prämien nur big zum Betrage 
von 10 Rthlr. zu bewilligen autorifirt ift, über eine höhere 
Summe aber unter ausführlicher Anzeige der vormwaltenden 


Umftände, in jedem einzelnen Falle von hier aus Genehmi⸗ 


gung ‚einzuholen hat. 

Übrigens mug in der Nachweifung des zweiten halben 
Jahres der Betrag der Ausgabe für die erfte Jahreshälfte am 
Schluffe zugerechnet, und das Ganze gegen den Etat balan— 


cirt werden. 
Berlin, den 24. Februar 1521. 


Der Minifter des Innern und der Polizei, 
v. Schufmann. 


54. 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern und 
der Polizei an die Königl. Regierung zu Gumbinnen, 
die Uniform der Polizeibeamten betreffend. 





Yuf die in dem Berichte der Königl. Regierung 
vom 7. d. M. enthaltene Anfrage wegen der Uniform 
der Polizeibeamten, wird diefelbe benachrichtigt, daß Durch 
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die Allerhöchfte Königl. Kabinets⸗Ordre vom 20. Juni 1817. 
in Anfehung der Stiderei:Klaffen in der frühern Ordnung, 
fo weit fie in dem Reglement vom 7. Dftober 1814. vor: 
gefchrieben, nichts verändert iſt, es alfo Iediglich dabei ver: 


bleibt. 
Die Farbe des Kleides ift auch bei der Polizei: Uniform 


Dunkelblau. 
Berlin, den 23. Januar 1821. . 


Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 


B. 
Ordnungs-Polizei. 


65. 
Befanntmahung der Könige. Regierung zu Coblenz, 
den Buͤcher⸗Nachdruck betreffend. 





Da der Fall vorgekommen iſt, daß gedruckte Kataloge 
von nachgedruckten Buͤchern verbreitet worden ſind, um den 
Verkauf der letztern zu befoͤrdern, ſo beauftragen wir dieje⸗ 
nigen Polizeibehoͤrden unſers Regierungsbezirks, denen die 
Cenſur gedruckter Anzeigen, es ſei in einzelnen Blaͤttern und 
ganzen Katalogen, oder in Intelligenzblaͤttern %C., zuſteht, ſol⸗ 
chen Anzeigen von Nachdruͤcken jedesmal das Imprimatur 
zu verfagen. | 

Coblenz/ den 20. Januar 1821, 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. 
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56. 
Reffripe des Königl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die König. Regierung zu Arnsberg, den 
Handel mit hriftlihen Erbauungsfchriften berreffend. 





Der Antrag der Königl, Regierung in dem, den Handel 
mit chriftlihen Erbauungsfchriften betreffenden Bericht vom 
26. März v. J. wird hiermit genchmigt, und daher Biefelbe 
autoriſirt, unter den vorgefchlagenen Bedingungen einer Bez 
auffichtigung des Inhalts der feilzubietenden Schriften von 
Seiten der Supetintendenten und Dechanten, den Handel 
mit folchen Erbauungsfchriften frei zu geben. 

Berlin, den 22. März 1821. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Schufmann. 


67. 
Reſkript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die König. Regierung zu Breslau, die 
Bearbeitung der SchaufpielsKRonzeffions + Angelegenheiz 
ten bei der erften Abtheilung der Könige. Regierungen 
betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf die Anfrage wegen 
der Ertheilung der Konzeffionen an Schaufpiel-Unternehmer 
in dem Bericht vom 20. v. M. hiermit zu erkennen gege: 
ben, daß die Ertheilung oder Verfagung von Konzeffionen an 
Schaufpiel: Unternehmer unter den $. 2. der Negierungs- pn: 
firuftion vom 23. Dftober 1817. Nr. 2. gedachten Gegen: 
fiänden der Ordnungs- Polizei, keinesweges aber unter den 
$. 3. Nr. 2. erwähnten Gewerbe: Polizeifachen begriffen ift, 
und daher mit den erſten zur Bearbeitung der Aften Abthei- 
lung der Königl. Regierungen gehört. So wenig mie dieſe 
Angelegenheit jemals als Gegenftand der Gewerbe: Polizei 
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betrachtet worden iſt, und bei dem darin vorherrſchenden rein⸗ 
polizeilichen Intereſſe haͤtte beurtheilt werden koͤnnen, eben 
fo wenig eignet fie ſich auch zur Bearbeitung der 2ten Ab: 
theilung ber Königl. Regierung, indem biefelbe als gewerbe⸗ 
polizeiliche Behörde hierbei überall nicht intereffirt iſt, und 
ihr auch die zur Beurtheilung der Gewährung oder Verfa- 
gung einer Schaufpieler- Konzeffion erforderlichen Data über 
all nicht vorliegen. 

Daher verbleibt es lediglich bei der Beftimmung des Re- 
ffriptS vom 20, Dezember v. 5., daß dieſer Gegenftand aus: 
fchließlich zur Bearbeitung und zum Reſſort der Aften Abthei, 
lung der Königl. Regierung gehört. 

Berlin, den 14. Februar 1821. 

Minifterium des Innern und der Polizei. 
v. Schufmann. 


58. 
Reffripe des König. Minifteriums des Innern und der 
Polizei an die Königl. Regierung zu Breslau, die Pris 
vat⸗Theater betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 26. 
Januar d. J., die Privat: Theater betreffend, hiermit zu er⸗ 
kennen gegeben, daß: 

1) nach der Anſicht des Koͤnigl. Miniſterii der Geiſtlichen, 
Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten, welcher 
auch ich beitrete, die Errichtung von Privat⸗Theatern 
in Univerſitaͤtsorten moͤglichſt zu vermeiden iſt, indem 
die. Studirenden nur zu leicht zur Theilnahme an den- 
felben verleitet, und dadurch dem Zwecke ihres akade⸗ 
miſchen Aufenthalts entfremdet, auch in Zerſtreuungen 
verwickelt werden, welche dieſem Zwecke durchaus nach⸗ 
theilig ſind. 

2) In Anſehung der Gymnaſiaſten und Schüler iſt aber 
die beftimmte Vorkehr zu £reffen, daß denfelben Die 
thätige Theilnahme an Privat: Theatern und den dar: 

aus 
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aus hervorgehenden, für fie völig verberblichen Zer. 
ſtreuungen ſchlechthin nicht anders als auf die, nur 
für jede einzelne Vorftelung gültige, ausdrückliche ſchrift⸗ 
liche Erlaubniß ihres Vaters oder Vormundeg, oder 
wenn diefe fich nicht am Orte befinden, de8 Direktors 
des Gymnaſiums oder Vorfichers der Schule, geftatter 
werde. Demnächft ift 

3) die Sittlichkeit und Gefchmadsbildung der Unternehmer 
folcher Privat» Theater zuvor zu prüfen, und die Liber: 
nahme derfelben nur denjenigen zu geftatten, welche in 
beiden Beziehungen ſich völlig auggetiefen. 

4) Die aufzuführenden Stücke find in eben der Art, wie 
die für öffentliche Bühnen befiimmten, einer vorgängi- 
gen Eenfur unterworfen, und endlich 

5) find Vorſtellungen weder bei ſtehenden Privat-Theatern, 
noch bei einzelner Aufführung eines Stuͤcks in Kaffee 
bäufern, auf Tanzböden oder an andern öffentlichen 

‚ Verfammlungsörtern der geringen Stände nachzugeben, 

* indem fie dadurch öffentlich werden würden. 

Der Königl, Regierung wird überlaffen, biernach dag 
dortige Polizeipräfidium auf deffen Antrag näher zu infiruie 
ren, damit daffelbe in Gemäßheit der vorfichenden, und der 
in dem an den Polizei: Direktor Zöpfel zu Wefel unterm 
18. Mai v. %. *) erlaffenen Refkript enthaltenen Grundfäge 
eine allgemeine Verfügung erlaffe, welche die Königl. Regie: 
rung, demnächft in Abjchrift einzureichen, und biernach befon- 
ders in Anfehung der unter Nr. 2. 5. 4. und 5. erwähnten 
Punkte auch die übrigen Polizeibchörden ihres Departements 
mit näherer Vorfchrift zu verfehen hat. 

Berlin, den 5. März 1821. 

Minifterium des Innern und der Polizei, 
v. Schudmann. 


) Zahrg. 1820. Heft 2. Seite 271. 
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— 69. 

Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Poſen, den De— 

nunzianten-Antheil an den Strafgeldern für Hazard: 
fpiefe betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf deren Anfrage in dem, 
den Denunzianten-Antheil an den Geldftrafen der Hazardſpie⸗ 
fer betreffenden Bericht vom 10. v. M., in dem abfchriftli- 
chen Anfchluffe diejenige Verfügung an die Königl. Regie: 
rung zu Merfeburg, die unterm 21. Oktober 1819. *) auf 
eine gleiche Anfrage, nach vorgängiger Nückfprache mit des 
Herrn Juſtizminiſters Excellenz, erlaffen worden ift, unter ber 
Hemerfung loco reselutionis mitgetheilt: daß in dem er- 
neuerten Edikt gegen bie Hazardfpiele vom 9. Februar 1787. 
dem Denunzianten die Hälfte der erkannten Geldftrafe zuge 
billigt, dies Edikt aber durch das Allgemeine Landrecht nicht 
aufgehoben iſt. Die Königl, Regierung bat daher in Ge 
maͤßheit der anliegenden Reſolution zu verfahren. 

Berlin, den 17. Mai 1821. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Shudmann. 
„ Jahrgang 1519. Ated Heft, Seite 940. 


60. 
Bekanntmachung der Königl. Regierung zu Königs: 
berg, die Steuerung des Konfubinats betreffend. *) 





Es ift zu unferer Kenntniß gekommen, daß bin und wie 
der Perfonen ohne priefterliche Trauung öffentlich tie Ehe 
leute zufammenleben, und Andern dadurch ein öffentliches 
Argerniß geben. Diefem Unweſen darf aber nicht nachgefe- 
hen werden, weshalb auf den Grund der Kabinets-Drdre 

“, Beral. fpätere Bellimmungen darüber: 
Zahrg. 18%6. ©. 118. — 1827. ©. 993. — 183. ©. 79. 


— 1833, ©. 460. f. — 1834. ©. 785-787. — 1836. 
S. 3%. — 1837. &, 158, f. 
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vom 4. Dftober 1810. und der Neffripte des Minifteriumg 
des Innern vom 7. März 1815. und vom 24. Auguſt 1816, 
fämmtliche Polizeibehörden hierdurch angemwiefen werden, da: 
gegen folgende Maßregeln zu ergreifen: 


1) 


Wo Perfonen beiderlei Geſchlechts, ohne pricfterliche 
Kopulation, öffentlich wie Eheleute zufammen leben, da 
ift von den Polizeibehörden zu unterfuchen, ob eine 


.. Ehe zwifchen diefen Perfonen nicht nach den Gefeßen 


 fattfinden kaun, entweder weil fie zu nahe verwandt 
‚oder verſchwaͤgert find, oder weil ihnen ein gültiger 


Einſpruch der Eltern oder Vormuͤnder zuwider ift, oder 
weil fie unerlaubten Umgang gepflogen, und dadurch 
eine Ehefcheidung veranlaßt haben, oder weil ihnen ir: 
gend ein anderer Nechtsgrund entgegenftcht, aus wel 


chem fie fich nicht chelichen dürfen. In dem einen 


2) 


oder dem andern dieſer Hülle darf das Zufammenleben 
dergleichen Perfonen, unter Feiner Beziehung, weiter ge: 


duldet werden, fondern es iſt ihnen von Polizeiwegen 


oufzugeben, ſich binnen S Tagen von einander zu ent: 
fernen, und nöthigenfalls find fie durch Zwangsmittel 
jur Trennung anzuhalten und zu trennen. 

Steht der Verchelichung der in fogenannter wilder Ehe 
lebenden Perfonen Kein gefegliches Ehehinderniß entge: 
gen, dann find von den Polizeibehörden dergleichen Per 
fonen dem Prediger der Parochie, zu welcher fie gehö: 
ren, mit dem Erfuchen anzuzeigen, fie darauf aufmerk 
fam zu machen, was fie Gott, der bürgerlichen Gefell- 
fchaft und ihren Nachkommen fchuldig find; daß ber 
Buchftabe des Geſetzes nicht mächtig genug ift, die Ma- 
kel auszulöfchen, womit bie öffentliche Meinung. ihre 
Verbindung belegt, ein Flecken, der auch auf ihre Kin- 
der übergeht, und fie zu ermahnen, ihre Verbindung 
durch priefterliche Kopulation in eine rechtmäßige Ehe 
zu verwandeln. Collte diefe Ermahnung ohne Erfolg 
bleiben, denn find dergleichen Verfonen von Polizeiwe— 
sen anzuhalten, daß fie ihre Verbindung durch priefter- 
liche Trauung in eine rechtmäßige Ehe verwandeln. Ein 
folhes Berfahren entfpricht der gefeglichen Beſtimmung 

& 2 
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des Allgemeinen Landrechts Thl. II. Tit. 11. $. 112, 
und der Sorge, die der Polizei obliegt, daß öffentliches 
Hrgerniß vermieden werde. 


3) Steht einer Trauung das Hinderniß entgegen, daß die, 
welche fich trauen laffen wollen, die Gebühren dafür 
zu erlegen nicht im Stande find, fo ift von den Geift- 
lichen mit Zuverficht zu erivarten, daß fie in dieſem 
Salle die Gebühren ermäßigen, oder nach beigebrach- 
tem Armuthsatteſte ganz ſchwinden laflen werden, in- 
dem fie auf diefe Weife nicht nur dem Geifte des Evan⸗ 


geliumg, fondern auch den Forderungen der Klugheit 
genügen. 


4) Steht einer Trauung eine bloße Förmlichkeit entgegen, 
3. B. bei Ausländern der Abgang eines Tauffcheing, 
dann werden bie Herren Prediger es fich angelegen 
feyn laffen, den die Trauung nachfuchenden Perfonen 
hierbei mit Rath und That an die Hand zu gehen, um 
baldmöglichft diefes Hinderniß aus dem Wege zu räus 

men, und dadurch dem, Gittlichkeit und Ordnung fo 
fehr zumiderlaufenden Tibel des Zufammenlebens ohne 
priefterliche Kopulation, vorzubeugen oder abzuftellen 
fuchen. 
Königsberg, den 3. März 1821. 
Königl. Preuß. Regierung. 
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61. 


Befanntmachung des Königl. Dberlandesgerichts von 
Oſtpreußen, über denfelben Gegenftand. 
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Eine der Urſachen des uͤberhand nehmenden Zuſammen⸗ 
lebens nach Art der Ehe ohne Vollziehung derſelben, wird, 
gemachter Erfahrungen zufolge, in den oͤftern Verzögerun: 
gen der nach den Beftimmungen de8 Allgemeinen Landrechts 
Thl. U. Tit. 1. $. 54. und $. 18. von den vormundfchaft- 
lichen Gerichten zu ertbeilenden Erlaubnißfcheine zur Verhei⸗ 





101 


rathung minderjähriger ober verheirathet gewefener Perfonen 
gefeßt. 

Die Untergerichte von Dftpreußen werben daher bier- 
durch aufgefordert, die Ausfertigung diefer Erlaubnißſcheine, 
fowie das zu diefer erforderliche vorhergehende Verfahren in 
jebem Falle vorzüglich zu befchleunigen, und auch dadurch 
für die Erhaltung und Beförderung der Gittlichkeit ihrer Ge: 
richtgeingefeffenen zu wirken. 

Königsberg, den 23. März 1821. 
Königl. Preuß. Oberlandesgericht von Oſtpreußen. 


— — 





62. 
Bekanntmachung der Koͤnigl. Regierung zu Könige: 
berg, die Wechſelung des Geſindes betreffend. 





Es iſt Beſchwerde daruͤber gefuͤhrt, daß das gemiethete 
Geſinde oft mehrere Tage und Wochen nach der gewoͤhnli— 
chen Umziehezeit, den Dienſt antritt, unter dem Vorwande, 
daß ſeine fruͤhere Herrſchaft es nicht fruͤher entlaſſen wollen, 
indem es auch im vorhergehenden Jahre nach dem gewoͤhn— 
lichen Termine angezogen ſei, und nun ſein volles Jahr habe 
abdienen muͤſſen. Die Geſinde-Ordnung und die ſpaͤteren 
Amtsblatts⸗Verfuͤgungen uͤberlaſſen es zwar dem zwiſchen 
Herrſchaft und Geſinde zu ſchließenden übereinkommen, den 
Termin des An⸗ und Abziehens willkuͤrlich zu beſtimmen, und 
ſetzen nur bei Ermangelung eines ausdrücklichen Übereinkom— 
mens in dieſer Beziehung den 2. April als Umziehe-Termin 
feſt. Dabei muß es auch ſein Bewenden behalten. Damit 
aber, wenn durch ſolche beſondere Verabredungen ein ande— 
rer, als der in der Gegend übliche Entlaſſungs-Termin be— 
fimmt worden, die Herrfchaft, welche das Gefinde von 
neuem miethet, davon mit Sicherheit in Kenntniß geſetzt 
werde, verordiien wir, daß ein folcher von dem Herkommen 
abweichender Abzugs- Termin jedesmal in dem Dienftfcheine, 
welcher dem Gefinde Behufs feiner anderweiten VBermiethung 
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ertheilt wird, ausdrüdlich angegeben, und wenn dies nicht 
gefchehen, angenommen werden muß, daß der Dienft des Ge- 
findes an dem üblichen Umgiehe-Tage zu Ende gegangen fei, 
an welchem dann das gemiethete Gefinde den neuen Dienft 
antreten, oder auf Anrufen der neuen Herrfchaft von der Po: 
ligeibehörde in denfelben gebracht, und der vorigen Herrfchaft 
überlaffen werden muß, wegen ber hierdurch abgefürzten 
Dienftzeit des entlaffenen Gefi udes gegen daſſelbe auf Ent: 
[hädigung anzutragen. 

Königsberg, den 24. Zorn 1821. 
Königl. Preuß. Regierung. 





63. 


Reſkript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Könige. Regierung zu Arnsberg, das 
Reſſort der Polizeibehörden in Gefindes Sachen, und 
die Anmwendbarfeit der Gefinde- Ordnung in den neuen 
und wieder erlangten Provinzen betreffend. 


Der Königl. Regierung wird auf ihren Bericht vom 
22. Dezember pr. über das Reſſort der Polizeibehörden in 
Gefindefachen hierdurch eröffnet, daß in den Theilen Ihres 
Departements, in welchen dag allgemeine Landrecht einges 
führt if, die Geſetzeskraft der Gefinde-Ordnung vom 8. Nos 
vember 1810. von ben Gerichten nicht bezweifelt werden, 
und daß in biefen Landestheilen auch die Anwendbarkeit der 
aus der Gefinde-Drdnung gezogenen Neffort- Beftimmungen, 
welche die Negierung zu Magdeburg in der hierbei zurück 
erfolgenden Nr. 47. ihres Amtsblatt am 18. November pr. 
bekannt gemacht bat, keinem Zweifel unterliegen kann. Was 
aber diejenigen Landestheile betrifft, in welchen das allge 
meine Landreche noch nicht publisirt ift, fo wird in denfel- 
ben fo wenig die Gefinde-Drönung (melches Gefeß nur ein 
Auszug und Deklaration des erftern iſt), als die aus der 
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Geſinbe⸗Ordnung bergeleiteten Reſſort Beſtimmungen als Ge: 
feg angefehen werden koͤnnen. 

Zwar hat das vorige Polizei: Miniftertum die Publifa: 
tion dieſes Geſetzes mittelft Verfügung vom 5. März 1817. 
auch für jene Gegenden genehmigt. Indeſſen kann dies nur 
in der VBorausfegung gefchehen fein, daß die Publifation des 
Allgemeinen Landrechts fehr bald nachfolgen werde. Da dies 
Letztere indeffen nicht geſchehen ift, fo kann den Gerichten, 
welche die Anwendbarkeit der Gefinde-Drdnung wegen Mau: 
gels einer vom Stantsoberhaupte unmittelbar genehmigten 
Anordnung bezweifeln, mit Beftande Rechtens nichts entge: 
gengeſetzt werden, und kann den Einwohnern jener Gegen 
den nur überlaffen bleiben, ob fie die Kontenta jenes Ger 
fettes bei Abfaffung ihrer Verträge ſich zur Norm dienen laf 
fen wollen. 

Berlin, den 6. Februar 1821. 

Der Minifter des Junern und der Polizet. 
v. Schuckmann. 


— 





64. 
Reſkript des Königl. Minifteriums des Innern an dw 
Königl. Regierungen zu Erfurt und Merfeburg, das 
Reſſort der Polizeibehörden in Geſindeſachen betreffend. 





In der abſchriftlichen Anlage (a.) wird der Koͤnigl. Re: 
gierung das von Seiten des Herrn Suftisminifterg, nach vor: 
heriger Kommunikation mit dem unterzeichneten Minifterio, 
an das Dberlandeggericht zu Halberftadt unterm 15. d. M. 
erlaffene Reſkript, wegen des Reſſorts der Polizeibehörden in 
Sefindefachen, zur Nachricht mitgetheilt. 

- Berlin, den 26. Januar 1521. 
Minifterinm des mern. 
v. Schuckmann. 


an a en Dur ine a — — 
Fr * 
—— 


— 
< En 
= DE nn nd 
“- ee da - “ * — — 


u 
. 
— 
u 
# 


VERRAT T 


* 7 mei. 
4 #gwnr 


Asse ri — 


- 


—— ya 


7 KL, 
ni 


+ 


— —— — y — —— 





Y 
u 
. 
7 
5 
* 
. 
U 
+ 
u 
* 
43 
\ . 
. 
8 
v \ 
"4 
i —9 
“ 
\ E 
4 


— 


I reset 
a Be 
RZ 
Tasrre-: 





[7 
i 
1 
1 
| 
rt 
4 
E 


u = 


104 
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Nachdem über bie, wegen des Reſſorts ber Poliseibehör- 
ben in Gefindefachen von dem Königl. Oberlandesgerichte un. 
ter dem 4. Dezember v. J. gemachte Anfrage, mit dem Kö: 
nigl. Minifterio des Innern Ruͤckſprache gehalten, wird dem 
Kollegio eröffnet, daß es Fein Bedenken hat, den Polizeibe- 
börden jenfeits der Elbe diefelbe Wirkfamkeit beizulegen, wel⸗ 
che nach der Eirkular-Verordnung vom 17. April 1812. (An: 
lage b.) die dieffeitigen befigen, da die Geſinde-Ordnung fol- 
ches nothivendig macht. Der Amtmann N. hat aber die 
Vollſtreckung der von der Polizeibehörde gegen ben Gaͤrt⸗ 
ner N. erkannten Strafe bei diefer und nicht bei dem Koͤ⸗ 
nigl. Dberlandesgerichte in Antrag zu bringen, da bie Ere- 
kution polizeilicher Strafen nicht zu den Obliegenheiten der 
Suftisbehörden gehört. | 

Berlin, den 15. Januar 1821. 

Der Juſtizminiſter. 
v. Kircheifen. 


Un 
das Dberlandesgericht gu Halberfiadt. 





b. 
Wir haben aus dem dortigen Provinzial⸗-Amtsblatte 


Nr. 9. vom 10. Juli v. J. das Publikandum erſehen, mel: 


ches die Königl. Litthauifche Regierung und das Koͤnigl. Ober: 
landesgericht rückfichtlic) des in Gefindefachen zu beobachten: 


ben Reſſorts erlaffen haben. 


Wir koͤnnen Selbigen nicht bergen, daß Gie billig vor 
Erlaffung biefer, allgemeine Geſetze ergängender und abändern: 
der Verordnung darüber bei den Eonzernenten Departementg 
des Minifterii hätten anfragen follen. 

Demnächft aber Eonnen wir auch in der Sache felbft 
Ihrem Sentiment nicht überall unfere Genehmigung erthei- 
len, vielmehr haben Sie vorläufig und Bis zur Emanation 
des allgemeinen Polizei» Reglement, und in fofern nicht die 
befondern Polizei» Reglementsd ben errichteten Polizei: Direkto- 
rien größere Befugniſſe beilegen, in den von Ihnen angereg- 
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ten Fällen folgende Grunbjäpe zu beobachten, und folche im 
YAmtsblatte bekannt machen zu laffen. 
1) Wenn 
a) von der verweigerten Annahme des Gefindes in den 
Dienft von Seiten der Herrſchaft — vide $. 47. der 
Gefinde-Drdnung — 
b) von dem verweigerten Antreten im Dienfle von Seiten 
des Gefindes — $. 51. — 
e) von dem vermweigerten Behalten des Gefindes im Dienfte 
von Seiten der Herrfchaft — $. 160. — 
d) von dem verweigerten Bleiben des Gefindes im Dienfte 
von Seiten des Gefindeg — $. 167. — 
e) von dem verweigerten Abziehen und Entlaffen, 
die Rede ift, fo hat die Poliseibehörde die vorläufigen Be: 
flimmungen zu erlaffen, und fie zu erekutiren. 

Diejenigen Parteien, die ſich bei diefer Beftimmung nicht 
beruhigen wollen, koͤnnen zwar auf Urtel und Necht provo- 
ziren; fie find aber verpflichtet, inztwiichen und bis zur Ent: 
fheidung des Nichters der Beftimmung der Polizei Folge zu 
leiften. 

2) Gehört die Feſtſetzung der Strafen in den Fallen 
der $$. 12.17. 20. und 31. der Gefinde-Ordnung ftets, felbft 
wenn folche über 5 Rthlr. betragen, vor die Polizeibehör: 
den, fo daß dagegen Feine Provokation auf den Weg Rech— 
tens, fondern nur der Rekurs dagegen an die Regierung 
ſtattfindet. 

3) Die in den Ss. 51. und 168. der Geſinde-Ordnung 
feftgefegten Strafen find gleichmäßig, ohne daß eine Provoka— 
tion auf den Weg Nechtens flattfindet, von den Polizeibehoͤr— 
den feftzufegen und zu erefutiren. 

4) Wenn von Erfüllung Ffontraftmäßiger Verbindlich 
£eiten der Herrfchaft oder des Gefindes während des Dien- 
fies die Rede ift, fo müffen die Polizeibehoͤrden fich der 
vorläufigen Enticheidung untersichen und folche erefutiren, 
Bis im Wege Nechtens eine andere Entjcheidung ertrahirt 
worden. 

Beleidigungen des Geſindes gegen die Herrſchaft koͤn— 
nen die Polizeibehoͤrden bis zu 14 Tage Gefaͤngniß- oder 
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5 Rthlr. Geldftrafe ahnden, ohne daß dagegen auf den Meg 
Rechtens provozirt werden kann. | 
5) die in den $$. 37. und 38. der Gefinde-Ordnung ge⸗ 
dachten Entfcheidungen wegen ber Livree und der Koft ge: 
bühren lediglich den Polizeibehörden, ohne daß darüber auf 
rechtliches Gehör angetragen werden Fann. 
Ebenmäßig ftchet 
6) in den Fällen der $$. 10. 13..173. und 176, der 
Gefinde- Ordnung den Polizeibehoͤrden die Kognition aus— 
ſchließlich zu. 
Berlin, den 17. April 1812. 
Der Juſtizminiſter. Der Chef des allgemeinen Polizei-De— 
v. Kircheifen. partements im Minifterio des Innern. 
Sad. 
Un 
die Königl. Litthauifche Negierung zu Gum; 
binnen und an das Königl, Dberlandesge: 
richt zu SInferburg, und abfchriftlih an 
fämmtlihe Übrige Königl. Regierungen und 


Sperlandesgerichte,  fomwie an das König. 
Polizeipraͤſidium biefelbft. 


C. 
Sicherheits: Polizei. 
65. 
Reffript der Königl. Minifterien des Innern und ber Fi- 
nanjen an die Königl. Regierung zu Stettin, die Boll 
ftrefung der Erefution in Fällen, wo dazu die Gen- 
darmerie nicht mehr benußt werden Fann, betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf die Anfrage vom 31. 
v. M. eröffnet, daß fie fich in denjenigen Fällen, in welchen, 
dem Gefege vom 30. Dezember v. J. gemäß, die Gendarme: 
vie zu Exekutionsvollſtreckungen nicht mehr, mie bisher, an- 
gewendet werden darf, felbft zu helfen fuchen muß. Was 
infonderheit die Einziehung der Königl. Abgaben und Gefälle 
anlangt; fo ift e8 im der Partie der indirekten Steuern fchon 
laͤngſt Grundfag geweſen, die diesfälligen Erefutionen durch 
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bie untern Eteuerbeamten vollfirecfen zu laffen. Wo es an 
dergleichen und an Amtsbienern, befoldeten Exefutoren ac. 
wirklich Fehlt, bleibt immer noch der Ausweg, qualifizirte 
Subjefte gegen Gebühren und auf Kündigung zur Vollfirek 
Eung der Erefutionen anzunchmen. 

Wenn endlich bei der Polizeiverwaltung Erekutionen, zu 
deren Vollſtreckung die Gendarmerie nicht angewendet wer: 
den kann, nothwendig fein follten, fo muͤſſen fich dazu Die 
Behörden jedes Orts ber polizeilichen Unterbeamten bedie- 
nen. Beſondere Erekutoren fünnen zu dieſem Behufe nicht 
‚angeftellt werden. 

Berlin, den 20. Februar 1821. 

Minifterium de3 Innern. Minifterium der Finanzen. 

v. Schuckmann. v. Klewitz. 


66, 
Kerfripe der Könige. Minifterien des Innern und der 
Finanzen an die Rönigl. Regierung zu Edslin, diefelbe 
Angelegenheit betreffend. 





Um die, nach dem Ebift vom 30. Desember v. J. mun- 
mehr wegfallende Hülfe der Gendarmerie bei Erefutionsvoll 
firefungen zu erſetzen, als welcherhalb die Koͤnigl. Negie: 
rung mittelft Berichts vom 2. d. M. anfrägt, ift, da bejon- 
dere befoldete Kreis: Erekutoren nicht angeftellt werden Eön- 
nen, Fein anderes Mittel übrig, als daß die Königl, Negie: 
rung fich in foldhen Fällen, wo bie Gendarmerie zu Erefu: 
tionsvollſtreckungen nicht mehr angewendet werden darf, durch 
Benutzung anderer fubalterner Offisianten für dieſen Zweck 
zu helfen fuchen muf. 

Was infonderheit die Einziehung der Königl. Abgaben 
und Gefälle anlangt, fo ift es im der Partie der indirekten 
Steuern fchon längft Grundfag geweſen, bie diesfälligen Ere 
futionen durch die untern Beamten, insbefondere die Amts: 
Diener, vollſtrecken zu laffeı. 

"Mo 08 am dergleichen Anıtsdienern fehlt, bleibt immer 
noch der Ausweg, qualificirte Subjekte, befonders aus der 
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Zahl ber verforgungsberechtigten Militair  Invaliden, gegen 
Gebühren und auf Kündigung zur Vollſtreckung der Exeku— 
tionen anzunehmen. Anmahnungen Eönnen auch durch Die 
Steuerauffeher bemerkftelligt werben. 

Sollten bei der Polizeivertvaltung Erekutionen, zu deren 
Vollſtreckung die Gendarmerie nicht angewendet werden Fann, 
erforderlich fein, fo müffen fich die Behörden jedes Orts dazu 
entweder gleichfalls ſolcher Subjekte, welche auf Kündigung 
gegen Gebühren angenommen worden, oder aber der polizei- 
lichen Unterbeamten bedienen. 

Berlin, den 20. März 1821. 

Minifterium des Innern.  Minifterium der Finanzen. 
v. Shudmann. v. Klewitz. 


67. 
Reffripe des König. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an das Königl. Oberpräfidium von Schlefien, 
die Bekanntmachung und Verbreitung ber Stedfbriefe 
durch die Gendarmerie betreffend. 





Die in dem Berichte des Königl. Oberpräfibii von Schle: 
fin vom 15. d. M. enthaltene Anfrage wegen der Publizi- 
rung der erlaffenen Steckbriefe wird hiermit dahin beant- 
wortet. 

Die in dem Berichte gedachte Bekanntmachung und Ver: 
breitung der Steckbriefe durch die Königl. Gendarmerie er- 
folgt keinesweges von derſelben ſelbſtſtaͤndig, ſondern in Ge: 
maͤßheit einer Verfuͤgung des Miniſterii des Innern und der 
Polizei und der eingerichteten Central⸗Kontrole der Steckbriefe, 
vermoͤge welcher die in der Monarchie erlaſſenen Steckbriefe 
dem Herrn Ehef ber Gendarmerie mitgetheilt werden, um von 
ihm, mittelft eigener, demfelben dazu vom Polizei- Minifterio 
zugeftellten Blanquets fchleunigft an die verfchiedenen Gen. 
darmeriesdrigaden überfandt zu werden, wodurch die Wer: 
breitung derfelben im Bereich der ganzen Monarchie mit vor: 
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nn und fonft gar nicht zu erreichender Schnelligfeit er- 
olgt. Ä 

Da diefe Einrihtung dem Grundfage des Verhältniffes 
der Gendarmerie überall angemeffen ift, und fich fiets als 
vorzüglich nüglich bewährt hat, fo muß es bei derfelben auch 
fernerhin verbleiben, und wird das Königl. Oberpräfidium 
für die Sortdauer derfelben Sorge tragen. 

Berlin, den 30. März 1521. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Schudmann. 


68. 
CirfularsReffripe des Königl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei an fümmtliche Königl. Regierungen, 
die Verhinderung des Vagabundirens und Bettelns 
durch firengere Befolgung der in der Öeneral-Paß-Fn- 
firufeiom enthaltenen Borfchriften betreffend. 


Aus mehreren Anzeigen und Fällen hat ſich ergeben, daß 
die Vorfchriften der General Paß-Inftruftion vom 12. Juli 
1817. 66. 6. 7. 16. 23. und 32. von den Polizeibehörden 
nicht hinreichend befolgt, und infonderheit ſolchen Perfonen, 
die fich über den Zweck ihrer Reife und die Mittel, deren Kos 
fien zu beſtreiten, überall nicht ausgewieſen haben, Päfle er- 
theilt und vifirt werden; auch darauf, daß fie von der ihnen 
vorgefchriebenen Neiferoute nicht abgehen, nicht mit der gehös 
rigen Strenge gehalten wird. 

Da hierdurch aber nicht allein die Bettelei, fondern auch 
die Öffentliche Unficherheit bedeutend befördert wird, fo erhält 
die Königl. Regierung die Anweiſung, fämmtliche Polizeibe- 
hörden Ihres Verwaltungsbezirks mit Nachdruck dazu anzu- 
halten, daß fie jenen Vorfchriften beffere und aufmerffamere 
Folge leiften, Ihrerſeits aber durch forgfältige Aufficht dazu 
mitzumirkeıt. 

Berlin, den 29. Januar 1821. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Shudmanı. 
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69. 
Keffript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei an die Königl. Regierung zu Stettin, die Ber, 
rechnung und Verwendung der Paßgebuͤhren betreffend. *) 





Die Anfertigung einer fo umftändlichen Berechnung von 
den Pafigebühren pro 1820., wie die mittelft Berichts der 
Königl. Regierung vom 11. d. M. eingereichte und hierbei 
wieder zurück erfolgende, ift durch die Verfügung vom 28. 
Dftober 1819. weder beabfichtigt, noch weniger aber vorges 
fehrieben worden. Der Sinn dieſer Beſtimmung ift ganz ein⸗ 
fach der, daß die Paßgebühren nicht zu der gewöhnlichen Po⸗ 
lisei-Sportel- oder zu der Kaffe, zu welcher die übrigen Auf: 
fünfte der Polizei fließen, gezogen, fondern zu Nemuneratios 
nen verbdienter Polizeibeamten verwendet werden follen, wobei 
es im Materiellen fein Bewenden behalten muß, und der Kö- 
nigl. Regierung übrigens gern überlaffen bleibt, wegen Aus: 
führung der derfelben paffend fcheinenden abkürzenden Verfuͤ— 
gungen und Anordnungen das Weitere zu beftimmen, und al- 
lenfalls die gedachten Remumerationen nach DREH RRNIKETRGGR 
anzumeifen. 

Berlin, den 22. Sebruar 1821. 

Minifterium des Innern und der Ru 
v. Schuckmann. 
*) Bırgl. Jahrg. 183. ©. 699, f. 
1833. = 49. 
1835. » 182— 188. 
1837. +1 166. 


70. 
Cirfular-Reffripe des König. Minifteriums des Innern 
und der Polizei an fämmeliche Königl. Regierungen, 
das Pafiverfahren gegen bie in ihr Vaterland zuruͤck⸗ 
kehrenden Oſterreichiſchen Unterthanen betreffend. 





Da nach den im Gſterreichiſchen Kaiſerſtaate beſtehen— 
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den Gefegen die dortigen Unterthanen bei der Ruͤckkehr aus 
fremden Ländern in ihre Heimath die ihnen bei der Abreife 
ausgeſtellten Päffe derjenigen Behörde, welche fie ertheilt hat, 
Behufs der Kontrole einreichen muͤſſen, fo wird die Königl. 
Regierung hierdurch aufgefordert, die Derfelben untergeordne⸗ 
ten Polizeibehoͤrden anzuweiſen, daß fie den Dfterreichifchen 
Unterthanen, wenn ihnen in den vorgefchriebenen Fällen neue 
Keifepäffe ertheilt werden, die mitgebrachten Paffe nicht ab- 
nehmen, fondern allemal wieder zurücgeben, wobei jedoch, 
wie aud) fchon die General: Paß- Zuftruftion vom 12. Juli 
1817. $. 24. beftimmt, zur Vermeidung des Übelftandes von 
doppelten Päffen, in dem neuen Paſſe die Nückgabe des al- 
ten, fowie in legterm bemerkt werden muß, daß und unter 
welchem Tage, ſowie auf melchen Zeitraum, ein neuer Paß 
ertheilt worden ift. 

Zugleich ift aber den Polizeibehörden wiederholentlich ein- 
zuſchaͤrfen, daß dieſelben denjenigen Individuen, welche fich 
für Kaiſerlich Sfierreichifche Unterthanen ausgeben, und um 
Päffe zur Nückreife in die Kaiferl, Könige. Staaten bitten, 
diefe Päffe nicht, wie hin und wieder mißbräuchlich geſchehen, 
ohne vorgängige genügende Bejcheinigung, daß fie wirklich 
Oſterreichiſche Unteriyanen find, zu ertheilen, und noch weni: 
ger folche Individuen ohne volljtändige Legitimation in den 
Paͤſſen als Oſterreichiſche Unterthanen zu beseichnen befugt 
find, fondern vielmehr die in der obgedachten General: Pag: 
Inſtruktion $. 19. und 32. vorgefchriebene Prüfung nicht zu 
verabfäaumen, und in zweifelhaften Fällen fie mit einem, den 
Grund des Zweifels enthaltenden Interimspaſſe nur big an 
die naͤchſt gelegene Kaiferlich Diterreichifche Gefandtfchaft oder 
Graͤnz⸗Polizeibehoͤrde zu weiſen haben, bei welcher ihre An— 
gabe genauer unterfucht werden kann, und fie nach Befund 
der Umftände mit ordnungsmaͤßigen Päffen demnaͤchſt verfe- 
ben werben. 

Berlin, den 29. März 1821. 

Der Minifter des Junern und der Polizei. 
v. Shudmanı. 
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7 1. 
Keffript bes Königl. Diinifteriums des Innern und ber 
Polizei an die Königl. Regierung zu Arnsberg, die Vi⸗ 
firung der Paäffe zu Reifen in’s Ausland durch die 
fremden Gefandefchaften betreffend. 





Der Königl, Regierung wird auf die Anfrage vom 27. 
v. M. hierdurch nachrichtlich eröffnet, daß die Viſirung der 
Paͤſſe zu Reifen ins Ausland von Seiten der hier acereditirten 
Gefandtfchaften von Hfterreich, Rußland, Polen, Frankreich, 
Großbritannien, Dänemarf und Baiern ald Regel nothwen⸗ 
dig ift, und Ausnahmen nur in Fällen befonderer Unverdaͤch⸗ 
tigkeit zuläffig find. 

Berlin, den 13. März 1821, 

Der des Innern und der Sole, 
Schuckmann. 


72. 
Verfügung der König. Regierung zu Frankfurt an bie 
ihr untergeordneten Landraͤthe, wegen befferer Paß-Po- 
lijeiverwaltung in den fleinern Eräbdten. 





Es find neuerdings verfchiedentlih Unregelmäßigfeiten 
und Pflichtmwidrigkeiten zur Sprache gefommen, welche fich 
einige Polizeibehörden bei Verwaltung der Daß: Polizei ha- 
ben zu Schulden fommen laffen, und welche um fo firen- 
ger gerügt zu werben verdienen, als felbige die öffentliche 
Sicherheit weſentlich gefährden. Es leidet keinen Zweifel, 
daß dergleichen Unregelmäßigkeiten nicht hätten vorfom, 
men, ober mindefteng die Schuldigen in Zeiten zur Unter: 
fuchung und verdienten Beftrafung gezogen werden können, 
wenn über bie mit dem Paßweſen beauftragten Polizeibe; 
horden eine forgfältigere Kontrole von ben betreffenden 
Herren Landräthen geübt worden wäre, und weiſen wir 
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diefe daher hierdurch an, auf die Dienfiverwaltung der Po: 
ligeibehörden Ihres Kreifes ſowohl im Allgemeinen, als befon: 
ders in Bezug auf die Paß Polizei forgfältigft zu achten, und 
zu dem Ende bie Paß- und Bifa-Journale, befonders in den 
kleineren Städten, ſowie die Steckbriefs-Kontrole, öfters un: 
vermuthet zu revidiren, auch die Nevifiong - Verhandlungen, 
im Sal hierbei Unregelmäßigkeiten entdeckt werden, zur wei— 
tern Verfuͤgung uns einzureichen, und dadurch ähnlichen Uns 
gebührniffen, wie dergleichen jest wahrgenommen worden, 
vorzubeugen. 

Wir dürfen erwarten, daß die Herren Landräthe Ihren 
wichtigen Amtspflichten auch in diefer Hinficht überall gehoͤ— 
rig nachzukommen Sich beftreben, und ung dadurch der Un: 
annehmlichkeit überheben werden, wahrgenommene DVernach- 
läffigungen nachdrücklichft rügen zu muͤſſen. 

Sranffurt a. d. D., den 1. Februar 1821. 

Könige. Preuß. Negierung. 
Erſte Abrheilung. + 


I. 
Befanntmachung der Königl. Regierung zu Liegnig, 
die Ertheilung der Päfle an Juden aus dem Großher: 
zogthum Pofen beereffend. *) 


Die großen Befchwerden, twelche durch die zahlreichen, 
mit einem Kleinen Waaren-Pack und unter allerlei Vorwaͤn⸗ 
den arbeitsfcheu umherfireifenden Handels: uden aus dem 
Großherzogthum Pofen dem Lande verurfacht werden, haben 
die Königl. Regierung zu Pofen beftinimt, für ihren Verwal⸗ 
tungsbezirk die nachfichende Verordnung zu erlaffen: 

„Die mit Ertheilung von Paͤſſen beauftragten Behör: 

den verpflichten wir miederholentlich, dabei auf unbe: 

mittelte Juden, welche nicht allein das hieſige Depar: 





*) In gleicher Urt unterm 5. März 1821. auch von der Koͤnigl. Mes 
gierung zu Stettin erlaffen. 
Annalen I. Heft. 1821. 9 
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tement zwecklos bdurchftreifen, fondern auch die frem⸗ 
den uͤberſchwemmen und überall die öffentliche Sicher: 
heit gefährden, ganz befonders aufmerkfam zu fein. Es 
find denfelben durchaus Feine Paͤſſe zu ertheilen, wenn 
fie nicht überzeugend nachmeifen, an dem Drte, wo⸗ 
hin fie wollen, ein beftimmees namhaftes Gefchäft zu 
haben, und hinlängliche Mittel zur Bewirkung der Reife 
befigen.” 
„In den Päflen find der Zweck und das Ziel der 
Reiſe ausdrücklich zu bemerken. 
Erflären die Paßfucher nur unbeftinmt, 
daß fie ein Unterfommen fuchen oder Freunde be: 
ſuchen wollen, 
fo dürfen ihnen Feine Paͤſſe erteilt werden, außer 
wenn fie im legtern Falle durch urfchriftliche Artefte 
der betreffenden Ortsbehoͤrden nachweifen: 
daß an dem Orte, wohin fie wollen, wirklich die 
von ihnen namentlich zu bezeichnenden Freunde 
vorhanden find, und der Befuch und zu welchem 
Zweck verabredet if. 
In dem Paffe muß eine genaue Reiſeroute vorge 
fchrieben, und dem Paßnehmer eröffnet, auch daf 
dies gefchehen, in_dem Paſſe bemerkt werden: 
aß derfelbe, wenn er von der Route abweichen, 
oder den Paß nicht in jedem Nachtquartier und 
in jeder Stadt vifiren laffe, ald Vagabund arre 
tirt und beftraft werben ſolle. 
Zugleich fordern wir ale ung nachgeordnete. Behörs 
den auf, Juden, die ſich ohne folche Päffe blicken 
laffen, fofort zu verhaften und als Vagabunden zu 
behandeln. | 
Die Nichtbeachtunng diefer fo oft. dringend tie 
derholten Worfchrift werden wir an ben betreffenden 
Behörden in jedem einzelnen Falle durch eine uner: 
läßliche Strafe von 10 Rthlr. ahnden.” 
Dofen, den 2. Februar 1820. 
Königl. Preuß. Regierung. 
Erfte Abtheilung. 
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Diefe aus dem Amtsblatt der Königl. Regierung zu 


Pofen. für das Jahr 1520. entnommene Verordnung brin: 
gen wir hierdurch zur Kenntniß der Polizei» und Paßbehoͤr— 
den bes Bieffeitigen Negierungsbezirkg, damit diefelben dar: 


ad) 


ſich achten mögen. Dabei empfehlen wir ihnen noch 


befonders 


1) 


2) 


auf die vorbefchriebenen Handels: Juden, vorzüglich 
zur Zeit der Jahr: und Pferdemärfte, zu welchen fie 
herbeizuſtroͤmen pflegen, ein genaues Augenmerk zu 
richten; | 
diejenigen, welche mit folchen Päffen aus dem Pofen- 
fhen Negierungs: Departement verfehen find, die den 
obigen DVorfchriften nicht entiprechen, anzuhalten, und 
wenn fie fonft weiter nicht verdächtig find, mit einen 
in Nückhficht der Zeit und des einzufchlagenden Weges 
forgfältig zu befchränfenden Paſſes fofort nach ihrer 
Heimath zuruͤckzuweiſen; auch jene unvollftändigen Paffe, 
welche ihnen abzunehmen find, zur weitern Verfügung 
anher einzureichen. 


3) Diejenigen, welche mit gar feinem Paſſe verfehen find, 


fogleich zu verhaften, und über ihre bisherige Lebens: 
weile zu vernchmen, und, wenn fie dabei einigermaßen 
fich legitimiren können, in gleicher Art alsbald nach ih: 
rer Heimath zuruͤckzuſchicken. 

Dagegen ift im Abficht derjenigen, welche befonderg 
verdächtig oder wegen ihres beharrlichen Bagabundi. 
rens zur Aufnahme in das Korrektionshaus geeignet 
erfcheinen, unter Vorlegung der Vernehmungs = Proto: 
£olle, zuvoͤrderſt anher zu berichten; 


4) in jedem Falle, wo ein folches Subjekt mit einem bes 


Schränften Pafle mach feiner Heimath zurückgefchickt 
wird, fofort die Heimathsbehoͤrde fchriftlich zu benach- 
richtigen; 


5) in der Regel Eeinem Handelsjuden der bezeichneten Art, 


wenn er auch fonft unverdächtig wäre, einen Paß sur 
Fortſetzung feiner Wanderungen im Lande zu ertheilen, 
fondern ihn mit feinem Gefuche an die Obrigkeit feiner 
Heimath zu verweifen. 

52 
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Nur dann kann von diefer Negel abgewichen wer: 
den, wenn der Paßfucher in der von der Königl. Ne 
gierung zu Pofen vorgefchriebenen Art über den Befig 
der nöthigen Geldmittel und über den Zweck der Reiſe 
fi) vollſtaͤndig auszumeifen, und zugleich darzuthun 
vermöchte, daß eine Gefahr im Verzuge obwaltet. 

Eine eben fo forgfältige Aufmerkfamfeit ift auf die 
vagabundirenden Handelsjuden aus dem Königreiche Polen 
zu verwenden, welche vornehmlic) zur Zeit der Meffen von 
keipzig und Frankfurt an der Ober das Land zu uͤberſchwem⸗ 
men pflegen. 

Liegnitz, den 20. Januar 1821. 
Königl. Preuß. Regierung. 
Erſte Abtheilung. 


— 
J 


TA. 
Allerhöchfte Königl. Verordnung, das Landarmen- und 
Arbeitshaus zu Benninghaufen für die Provinz 
‚ Weftphalen betreffend. 





Wir Sriedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden, Kö- 
nig von Preußen 2c. ꝛc. 

Thun Eund und fügen hiermit zu wiſſen. Nachdem 
Wir zur Sicherung des Eigenthumg und der Perfonen Un- 
ferer getreuen Einwohner der Provinz Weftphalen vor ben 
Beläftigungen und Gefahren der Bettelei, denen diefelben in 
ihren meift zerftreuten Wohnungen vorzüglich bloßgeftelt find, 
die Errichtung eines Landarmens und Arbeitshaufes in dem 
vormaligen Klofter Benninghaufen, im Lipftädter Kreife des 
Regierungsbezirks Arnsberg, nach dem Mufter der für Die 
fen Zweck in andern Provinzen bereits beftehenden und be: 
währten gleichen Anftalten befchloffen, und -zu diefem Zwecke 
bie Gebäude nebft den erforderlichen Grundftücden und Die 
Einrichtungsfoften aus landesväterlicher Milde verliehen ha— 
ben, fo ertheilen Wir, auf den Bericht Unferer Minifter der 
Juſtiz und des Innern, nachftehendes Neglement, welches bei 
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Berfolgung des Zwecks der erwähnten Anftalt zur Grundlage 
dienen fol. 
Umfang und Zweck der Anftalt. 

1. Das Landarmen⸗ und Arbeitshaus zu Benninghau- 
fen ift für ſaͤmmtliche Regierungsbezirke der Provinz Weft- 
phalen beſtimmt, und hat den Zweck, alle innerhalb derſelben 
herumſtreichende muthwillige Bettler und Vagabunden, welche 
ſich weder zu der im allgemeinen Landrechte Thl. II. Tit. 19. 
$. 4. angeordneten Fortfchaffung über die Gränze, noch in 
Gemäßheit $. 5, zur Ablieferung an diejenigen, denen nach 
den Grundfägen $. 9. big 16. deren Verforgung obliegt, eig: 
nen, aufzufaffen und zur Ordnung und Ihätigkeit zu gewöh: 
nen, um dadurch den beftehenden Verordnungen zur Verfor: 
gung wirklich nothleidender Ortsarmen den nöthigen Nach: 
Druck zu verfchaffen. 

Es foll durch Errichtung diefer Anftalt die Verpflichtung 
der Gemeinen und Korporationen, für die Verforgung ihrer 
hülfsbebürftigen Mitglieder Sorge zu fragen, nicht gemindert, 
vielmehr um fo ernftlicher beachtet werden, als durch die er: 
öffnete Gelegenheit, fich widerfpenftiger Bettler zu entledigen, 
die Erfüllung derfelben erleichtert wird. 

Aufzunehmende Perfonen. 

2. Dagegen follen aufgegriffen und in die Anftale Ab: 
geliefert werden: 

a) ausländifche Landftreicher, (Vagabunden) ohne 
Unterfchied des Gefchlehts, Standes und Alters, in 
fofern nicht nach der Vorfchrift des allgemeinen Land; 
rechts 11. 19. $. 4., oder in Gemäßheit der mit aus— 
wärtigen Staaten wegen mwechfelfeitiger Übernahme der 
Bagabunden und Auggemiefenen abgefchloffenen Kon- 
ventionen, deren Fortfchaffung über die Graͤnze erfol- 
gen muß; 

b) arbeitsfähige inländifche Bettler und Landftrei- 
cher, die feinen beftimmten Wohnort nachweifen Fön: 
nen, und in der Provinz beim Betteln ergriffen werden, 
fie mögen aus folcher oder aus Unfern andern Provin- 
zen gebürtig fein; 

e) unverbefjerliche arbeitsfcheue Müßiggänger und 
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Bettler aus ber Provinz, welche ein vagabundi- 

rendes Leben führen, und denen ohne Erfolg Gelegen: 

heit zum Lebensunterhalt nachgewiefen worden ift. 
Vorlaͤufig follen auch Sträflinge aus dem Zuchthaufe 

zu Herford, welche nad) abgefeflener Strafe, in Erman- 

gelung des ihnen auferlegten Nachweiſes eines ehrlichen 

Broterwerbes, noc) nicht entlaffen werden Eönnen, auf: 

genommen werben; jedoch nur fo lange, bis andermeit 

für diefen Zweck geforgt werden fann. 
Landftreihern gleihgeachtete Perſonen. 

3. Den Landftreichern follen gleichgeachtet werden: 

1) bettelnde (fechtende) ausländifhe Handwerksburſchen, 
Bediente, Jäger ꝛc.; 

2) diejenigen Perſonen, welche ohne die erforderliche befon- 
dere Erlaubniß Unſerer Minifterien des Innern und 
des Handels, und Unferer Provinzial:Regierungen, ein 
nur auf deren Grund‘ erlaubtes Gewerbe umbherziehend 
betreiben, namentlih Schatten: und Marionettenfpieler, 
Thierführer, Seiltänzer, Rammerjäger, Keffelflicker, Mu 
fifanten, Hauſirer ohne Gewerbeſchein, mit Zeugniffen 
ihrer Ortsbehörde nicht gehörig verfehene Lumpens und 
Heedeſammler; En 

'5) diejenigen, welche ein verbotenes Gewerbe umberzichend 
betreiben, als MWürfelträger, Dlitätenframer, Gluͤcks⸗ 
budner, Kollektauten, Wahrfager, Gaufler und Tafchen: 
fpieler. 

4. Unverbefferlihe Bettler (2. ce.) find folche, 
welche bie zu ihrem nothdürftigen Unterhalt ihnen angetvies 
fenen Mittel nicht ergreifen wollen, bereits zum dritien Male 
beim Betteln betroffen, und durch die Anwendung der Stra: 
fen im erſten Betretungsfalle von 24ftündiger Gefängniß bei 
Waſſer und Brot, im folgenden von Verdreifachung biefer 
Sitzzeit, nebft mäßiger körperlicher Züchtigung, nicht gebeffert 
toorden find. Diefe werden alsdann, in Ermangelung einer 
Zwangsarbeits⸗Anſtalt am Orte, an das Landarmen: und Ar: 
beitshaus abgeliefert. 

Es gilt dabei gleich, ob die DBertelei mit Worten oder 
mit Mienen, innerhalb oder außerhalb der Häufer, perſoͤnlich 


- 
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oder durch Briefe und Boten verübt, auf Geld oder Lebens: 
mittel und andere Gegenftände gerichtet wurde. 
Yufgreifung. 

5 Mer als Landftreicher oder Bettler (2.) betroffen ' 
wird, fol fofort an die nächfte Polizeibehörde abgeliefert wer: 
den. Mach vorfchriftsmäßiger Unterfuchung werden die Land: 
ftreicher (2. a. b.) in das Landarmens und Arbeitshaug, 
Bettler (2. ec.) aber, imgleichen bettelnde einländifche Hand: 
werksburſche, an die Polizeibehörde ihres Wohnorts abgefen: 
bet. Finden fich unter den Aufgegriffenen folche Perfonen, 
deren Gewerbe zur Kriminal> Unterfuhung fich eignet, als 
MWahrfager, Dlitätenkrämer, Kollektanten ıc., fo find ſolche fo: 
fort dem Gerichte zu überlicfern. 

Verpflichtung wegen Landſtreicher und Bettler. 

6. Die Gendarmerie, Polizeidiener und Armenvögte find 
befonders verpflichtet, Landfireicher und Bettler ansuhalten; 
alle Einwohner find hierzu befugt und verpflichtet, felbige dann 
der Orts: Polizeibehörde fogleich zu uͤberweiſen, auch minde: 
ſtens von deren Dafein diefelbe zu unterrichten, wenn fie be: 
hindert werden, ſolche ſelbſt anzuhalten. 

7. Niemand darf, bei 8 bis 16 gGr. Strafe, dem Bett: 
ler eine Gabe reichen, den Landftreichern oder ihnen gleich zu 
achtenden Perfonen etwas verkaufen, oder vertaufchen, oder 
abfaufen, noch fich derjelben bedienen, oder an ihren Spielen 
u. f. m. Antheil nehmen. 

8. Mer tmiffentlich oder unter Verfäumniß der. allge: 
meinen polizeilichen Vorfchriften, wegen Aufnahme von Frem: 
den, einen Landftreicher oder Bettler bei ſich duldet, und ihm 
einen Aufenthalt in feinem Haufe geftattet oder ihn verheim— 
licht, verfällt in eine Strafe von drei Thalern, es möchte denn 
im wirklichen Nothfalle die Ausübung einer Pflicht der Menfch: 
lichkeit die Aufnahme geboten haben, in welchem alle jedoch 
innerhalb zwoͤlf Stunden die Voliseibehörde zu benachrichtis 
gen if. 

9. Keiner Unferer Untertbanen, insbejondere aber die 
Schiffer, Fahrleute, Fuhrleute, Poftknechte, Förfter, Zollbe— 
amte u. ſ. w. foll bei fünf Thaler Strafe unbekannten, fic) 
augenfällig als Bettler oder fonft verdächtig erweifenden 
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Perfonen zu ihrem Eintritt ind Land und meitern Fortfom: 
men behuͤlflich ſein, ſolche vielmehr ſofort uͤber die Graͤnze 
zuruͤckweiſen. 

10. Endlich ſoll Niemand das Vagabundiren und Bet: 
teln durch wiffentliche heimliche Beherbergung von Vagabun⸗ 
den und Bettlern, Abfaffung von Bettelbriefen für diefelben, 
Erleichterung de8 Entweichens bei der Aufgreifung und dem 
Transporte, Ertheilung von Zeugniffen zum Betteln auf Brand 
oder andere Unglücksfalle, oder gar von falſchen Legitimations⸗ 
Papieren irgend einer Art, vorfäglich begünftigen, bei Der: 
meidung von 10 big 50 Rthlr. Geld: oder verhältnißmäßiger 
Leibesſtrafe. 

11. Die oben ‚beftimmten Strafen (7. 8. 9. 10.) follen 
überall im zweiten Übertretungsfalle, und gegen Schanf- und 
Gaftwirthe gleich im erften Falle verdoppelt, gegen alle zur 
Polizeipflege befonder8 verpflichtete Perfonen verdreifacht, in 
jedem folgenden Falle verfchärft, bei Schanf: und Gaftwir- 
then aber der dritte Straffall mit Verluft der Befugniß zur 
Schank- und Gaftwirthfchaft beftraft werden. 


Behörden für Straffaͤlle. 


12. Die Unterfuchung aller rückfichtlich des Vagabundi⸗ 
rens und Bettelns und Begünftigung deffelben verübten poli- 
geilichen Straffäle gebührt der Orts: Polizeibehörde, welche 
die Verhandlungen zur Feftfegung der Strafe und nach Um: 
ftänden zur nähern Ermittelung dabei etwa überfehener we⸗ 
fentlicher Umſtaͤnde der Iandrathlichen Behörde abgibt, mit 
Vorbehalt der Berufung an die Negierung; die feftgefesten 
Geldfirafen fallen der Orts: » Armenkaffe zu; im Landarmen: 
und Arbeitshaus⸗Etat foll jedoch ein Fonds zu außerordent⸗ 
lichen Belohnungen hierin vorzüglich thätiger und verbienft- 
licher unterer Polizeibeamten beftimmt, und folche auf den An: 
trag der Regierungen vom Oberpräfidenten angetwiefen werden. 


ern) ya 
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Aufgreifungs « Prämie. 
13. Wer einen Landftreicher oder einen zur Aufnahme 
geeigneten Bettler aufgreift, und an die Polizeibehoͤrde ablie 
fert, erhält eine Prämie von 16 Gr., bie abfendende Polizei⸗ 
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behörde von 8 Gr., aus ber Kaffe des Landarmens und Ar 
beitshaufeg, nach darin erfolgter Ankunft deffelden. 


Zrangport. 


14. Über das Verfahren bei der Ablieferung und dem 
durch bezahlte Führer und möthigen Falls dazu zu leiftende 
Zuhren zu bewirfenden Transport der Landftreicher und Bett: 
ler an das Landarmen- und Arbeitshaus foll, vor Eröffnung 
deffelben, von Seiten Unfers Oberpräfidenten eine befondere 
Transport⸗Inſtruktion bekannt gemacht werden. 

15. Die Anftale kann fich aus den bei Aufgreifung ei: 
nes Landftreichers etwa vorgefundenen Geldern und Sachen 
für den durch denfelben veranlaßten Aufivand, und die bei 
der Entlaffung mitzugebende Kleidung und Zehrpfennig et: 
ſchaͤdigen; der Liberreft wird demfelben bei der Entlaffung zu: 
geſtellt. Stirbt derfelbe im der Anftalt, jo tritt Deren geſetz— 
liches Erbrecht ein. 

16. Finder fi) bei der Unterfuchung wegen eines zur 
Anftalt abgelieferten inlandiichen Landſtreichers, daß zu deffen 
Yufnahme eine DOrtsgemeine oder Korporation geſetzlich ver: 
pflichtet ift, fo hat die Polizeibehörde deffelben für die Zurück: 
nahme und Unterbringung des Vagabunden Sorge zu tragen, 
auch fich die Erlangung der Koftenerftattung von denjenigen, 
die dazu verbindlich find, angelegen fein zu laffen. 

Werden arbeitsunfähige einheimifche Bettler aufgegriffen, 
fo find diefelben an die Ortsarmen-Anſtalten abzugeben. Er 
gibt die Unterfuchung, daß fie aus Mangel der eigenen Orte: 
armen-Anftalt und vernachläffigter Fürforge de8 Armen: Vor: 
ſtandes zum Betteln gezwungen worden find, fo wird Die be: 
treffende Regierung nach den Umftänden ermeffend beſtimmen, 
von welcher Behörde der Koftenerfag zu fragen ff. 


Aufnahme einbeimifher Bettler, 


417. Die Zahl der aufjunehmenden inlandifchen muth— 
willigen Bettler (2. e. und b.) mird lediglich durch den zu 
ihrer Aufbewahrung vorhandenen Naum und durch die vor 
bandenen Beflferungsmittel bedingt; fie findet daher nur ſtatt 
nach vorgängiger Nückiprache des Ortsarmen Vorſtandes mit 
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der Inſpektion der Anftalt, und gegen ein nach Abzug bes 
Arbeitsverdienfteg zu befiimmendes, von der Ortsarmenkaffe 
zu bezahlendes Koftgeld; eben Diefes findet auch in‘ Hinficht 
der einſtweilen aus dem Zuchthaufe zu Herford zu überneh- 
menden Sträflinge (2.) flatt, für welche der Fonds diefer An- 
fialt das Koftgeld zahle. 


» Dauer ber Detention. 


18. Die Dauer der Detention foll von der fittlichen 
Beſſerung der Aufgenommenen und ihrer erlangten Fähigkeit 
zum felbftftändigen Brotermerbe, auch fich etwa hier dazu dar- 
bietender Gelegenheit, abhängig fein, und in Hinſicht der in- 
kändifchen Bettler von ber betreffenden Regierung, auf dag 
gemeinfchaftliche Gutachten des Inſpektors und des Geiftli- 
chen der Anftalt, beftimme werden. Die Direktion hat des: 
halb von halben zu halben Jahren jeder betreffenden Regie: 
zung einen ausführlichen tabellarifchen Bericht über dag fitt: 
liche Verhalten der Häuslinge, über ihre Arbeits⸗Gewoͤhnung 
und erlangte Faͤhigkeit zum eigenen Erwerb und die dazu vor⸗ 
handene Gelegenheit, mit ihrem und des bei der Anſtalt an: 
geftellten Geiftlichen motivirten Gutachten begleitet, zu erftat- 
ten, worauf, ob die Entlaffung erfolgen koͤnne, oder die Feſt⸗ 
haltung noch fortdauern müffe, von der Regierung beftimmt, 
und dieſe Seftfegung den Häuslingen jedesmal befannt ge: 
macht werden foll. | 

19. Ausländifche Landftreicher follen jedoch nicht über 
feh8 Monate in der Anftalt verweilen, es möchten denn me: 
gen ihrer Auslieferung mit ausmärtigen Staaten Verträge 
beftehen, in welchem Falle folche unmittelbar ftattfinder. 

20. Bei der Entlaffung werden die ausländifchen Land: 
fireicher in der nächften Richtung zu ihrer Heimath, unter 
protofollarifcher Androhung zweijaͤhriger Zuchthausftrafe bei 
ihrer Nückkehr, über die Gränze gebracht; wenn diefe dennoch 
ſtattfindet, wird mit denſelben nach Maßgabe Unſerer Be— 
ſtimmung vom 25. Februar 1817. (Geſetz-Samml. ©. 36.) 
verfahren. 

21. In der Anftalt follen die Landftreicher und Bettler, 
je nachdem fie aus wirklicher Noth oder aus Vorfag und Ge: 
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wohnheit und mit Mückficht auf die Zeit, welche fie ber Bet: 
telei und einem berumfchmweifenden Leben ergeben geweſen, 
milder oder firenger behandelt und verpflegt, insbefondere für 
ihre fittliche und religiofe Beflerung, durch Angewöhnung zur 
Reinlichkeit, Regelmaͤßigkeit, Ihätigkeit und durch Unterricht 
geforgt werden. 

Eine befondere von Unferm Minifterio des Innern zu 
erlaffende Hauspolizei und Strafordnung wird hierüber die 
nähern Beftimmungen ertheilen. 


Leitung und Verwaltung der Anflalt. 


22. Die örtliche Aufficht über die Anftalt fol, ohne 
unmittelbare Theilnahme an der Verwaltung, einem in der 
Nähe wohnenden Beamten oder Privatmanne amnvertrauet, 
bie fpezielle Verwaltung einem Ober: Jyfpektor übertragen, 
legterm ein Verwalter und Stellvertreter in allen Geſchaͤf— 
ten, welche erſterer ihm übertragen will, zur Unterftügung ge: 
geben, außerdem ein ewangelifcher und ein Fatholifcher Geift- 

licher, ein Arzt und ein Nechnungsführer, alle jedoch unter 
Vorbehalt der Kündigung angeordnet werden, indem weder 

\ der Zweck noch die Fonds der Anftalt geftatten, Perfonen bei: 
zubehalten, welche ihren Pflichten gegen diefelbe nicht ein ganz 
volftändiges Genüge leiften. Dagegen follen diejenigen ders 
felben, welche unausgeſetzt ihren Beruf gewiffenhaft erfüllen, 
wenn fie ohne eigene Schuld darin behindert werden, aus 
dem Fonds der Anſtalt fich aller Vortheile zu erfreuen haben, 
welche Unfere allgemeinen Penfiong-Beftimmungen treuen Be 
amten gewähren. 

23. Die obere Leitung der Anftalt wollen Wir Unſerm 
Hberpräfidenten der Provinz Weftphalen, rückfichtlich aller all 
gemeinen Verwaltungsgegenſtaͤnde, welche die ganze Anftalt 
und die Provinz Weftphalen gemeinfchaftlic) betreffen, über: 
tragen; demfelben liegt die Anftellung der dafuͤr erforderlichen 
Beamten und die Ertheilung der befondern Dienſtanweiſun— 
gen für dieſelben ob; er iſt für die vollſtaͤndige Erfüllung des 
Zweckes der Anftalt und für die Beobachtung der Vorſchrif— 
ten diefer Ordnung zunächft verantwortlich. 
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Nicht weniger liegt indeffen Unfern MNegierungen 
Zwecke der Anftalt auf jede Weife zu befördern und 
enfelben von dem Dberpräfidenten etwa übertragenen ein: 
1 Verwaltungs: und Beauffichtigungs:Gegenftände wahr: 
men. Insbeſondere follen bei denfelben die mit dem Ar- 
efen beauftragten Räthe, als beftändige Bevollmächtigte 
Iberpräfidenten, dafür wirkſam fein, die Regierungen in 
vollftändiger Kenntniß von der Lage der Anſtalt zu er: 
1, und zu dem Ende alljährlich die ganze Anftalt auf 
örgfältigfte gemeinfchaftlich vifitiren, alle Bücher, Der: 
fe und Protokolle fi) vorlegen laffen, Vorraͤthe aller 
inerfuchen, fämmtliche Rechnungen mit Ziziehung eines 
lators revidiren, zur Superrevifion dem Dberpräfidenten 
chen, und über den Befund aller diefer Gegenftände, fo= 
‚ber die vorgefundene zweck- und inftruftionsmäßige Ver- 
g der Anftalt überhaupt, nach zuvor darüber mit dem 
imten Verwaltungs + Perfonal abgehaltener Konferenz, 
mn an ihre betreffenden Regierungen und gemeinfchaft: 
in den Dberpräfidenten berichten, auch außer dieſer 
ion die Anftalt zu einer ungewiſſen Zeit zumeilen vi- 


5. Der Oberpräfident hat jährlich eine vollftändige 

en iſchaft von der geſammten Verwaltung der Anſtalt, 

er Anzahl aufgenommener und entlaffener Perſonen, ber 

ihnen verfertigten Arbeiten, von dem Kaffenzuftande und 

allen fonftigen Verhältniffen durch die Amtsblaͤtter zur allge: 
| N Kenntniß zu bringen. 


Sonde. 


Zur Unterhaltung der Anftalt, zu deren erſten Ein- 
3 Wir den Bedarf theils Selbſt verleihen, theild vor: 
N Beige dienen 

) der Arbeitsverdienft, 

2) das Kofigeld für inländifche Bettler, 

5) Die Beiträge der fämmtlichen Ortsarmen-Fonds oder Ge- 
meindefaffen. 

W ir bemwilligen derfelben die Portos, Stempel: und Spor- 
tel-ögreiheit, ſowie die Führung eines öffentlichen Siegels. 
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7. Ein gehörig juſtifizirter Etat über ſaͤmmtliche Eins 
nahmen und Ausgaben der Anftalt fol Unferm Minijterio des 
Innern für das erſte Jahr zur Genehmigung, und demnächft, fo 
oft ſolches von dieſem erforderlich erachtet wird, vorgelegt 
werden. In der Folge werden dieſe Etats von dem Ober— 
präfidenten vollzogen. 

23. Die nach diefem Etat erforderlichen Zufchüffe zu 
den jährlichen Unterbaltungsfoften werden nad; Maßgabe der 
Hevölferung auf die Megierungsbesirfe der Provinz und die 
hiernach aufzubringenden Duote für jeden Negierungsbezirf 
auf die einzelnen Gemeinden deffelben ebenfalls nach Verhaͤlt— 
niß der Bevölferung vertheilt, in ſofern nicht in einzelnen 
Regierungsbezirken ein Iheil des Beitrags aus allgemeinen 
Armenfonds entnommen werden kann. Es werden folche 
von den Regierungs⸗Inſtituten-Kaſſen erhoben, und halbjaͤh— 
tig praenumerando am 4. Januar und 1. Juli an die Kaffe 
der Anſtalt abgefuͤhrt. 

29. In den Gemeinden ſelbſt werden aus den vorhan⸗ 
denen allgemeinen Armenfonds zunaͤchſt, und ſo weit es deſ— 
ſen Mittel geſtatten, die Beitraͤge gedeckt, bei Ermangelung 
oder Unzulaͤnglichkeit der Armenmittel aber von den Gemein— 
de⸗Kaſſen getragen, und auf die Gemeinde. Etats übernommen- 

30. Da übrigens die gefegliche Verpflichtung jeder Ges 
meinde zur Verforgung ihrer hülfsbedürftigen verarmten Mit: 
glieder durch Errichtung dieſes Landarmen: und Arbeitshaus 
ſes nur erleichtert, nicht gemindert werden fol (1), fo erw 
warten und befehlen Mir, daß die Gemeinde: und Polizei: 
Behörden bei eigener perjünlicher Verantwortung dafür Sorge 
tragen follen, daß überall, two es noch nicht oder nur man— 
gelhaft ftattfindet, die Ortsarmen-Anftalten zweckmaͤßig geord- 
net werden. Diefe Fuͤrſorge ſoll fich nicht bloß auf Verthei— 
lung der vorhandenen Armennittel befchränken, vielmehr die 
Austheilung bloßer Spenden Fünftig gänzlich unterfagt fein, 
ohne vorgängige forgfältige Erörterung der Würdigkeit und 
Hebürftigkeit; die Armenmittel und Stiftungen follen mög: 
lichft vereinigt, jeden Orts einem befondern Armen-Vorſtande 
aus gemeinfinnigen verftändigen Einwohnern übertragen wer: 
den, und diefem die Vorſteher nicht vereinbarfer Stiftungen 
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ſich über ihre zweckmäßige Verwendung und Verwaltung aug- 
zuweiſen verpflichtet fein; es ſollen unter Leitung des Armen: 
Vorftandes in angemeffenen Abtheilungen Armenpfleger ange: 
ordnet, diefen die Armen zur nähern Aufficht und Verwen— 
dung der Unterftügungen uͤberwieſen, überall auf Erforfchung 
der Verarmungs-Urſachen, der beften Unterflügungsmeifen, auf 
Beſchaͤftigung, Unterricht, Krankenpflege, Feuerungs-Vorräthe 
2c. mögfichft Bedacht genommen, und nicht bloß der Linde: 
rung gegenmwärtiger Armuth, fondern insbefondere der Vorbeu⸗ 
gung Fünftiger Verarmung die vorzüglichfte Aufmerkſamkeit 
gewidmet werden. 


Schluß. 

31. Wir uͤbertragen Unſerm Miniſter des Innern die 
Ausfuͤhrung und Handhabung der vorſtehenden Verordnung; 
Unſerm Oberpraͤſidenten, Unſern Provinzial-Regierungen und 
Oberlandesgerichten, den Landraͤthen, ſaͤmmtlichen Polizeibe— 
hoͤrden und unteren Polizei⸗Offizianten, der Gendarmerie, fo: 
wie allen Unſern Unterthanen der Provinz Weſtphalen, befeh— 
len Wir aber, die genaue Handhabung und Befolgung des 
Inhalts in allen dazu geeigneten Faͤllen. 

Urkundlich haben Wir dieſe Ordnung Allerhoͤchſtſelbſt vol; 
zogen und mit Unferm Königl. Inſiegel bedrucken laffen. 

Gegeben Berlin, den 15. Dezember 1820, j 

el. 53 Friedrich Wilhelm. 

C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Kircheiſen. 

v. Schuckmann. 


75. 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an das 
Koͤnigl. Oberpraͤſidium der Provinz Weſtphalen, die 
Haus⸗Polizei und Straf-Ordnung für das Landarmen⸗ 
und —— zu Benninghauſen betreffend. 





Die innere Verwaltung im' Landarmen- und Arbeits⸗ 
hauſe ſoll alſo geordnet und gehandhabt werden, daß der 
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Allerhoͤchſt vollzogenen Ordnung für daffelbe, d. d. Berlin 
den 15. Dezember 1820., vollftändig genügt, die aufgenom⸗ 
menen Landftreicher und Bettler fitrlich gebeffert, gefund, ar- 
- beitsfähig und arbeitsluftig der bürgerlichen Gefellfchaft zu— 

ruͤckgegeben, deshalb angemeffen werpflegt, behandelt und be: 
häftigt, und daß mit dem Vermögen der Anftalt wirthichaft: 
lich hausgehalten werde. 

Zu dieſem Zivecke wird zu Befolgung der in den Ne 
glement $. 21. enthaltenen Borfchrift, nachſtehende Haus-Po- 
ligei- und Straf: Ordnung ertheilt. 

1. Die in die Anſtalt abgelieferten Landftreicher und 
Bettler läßt der Inſpektor in die für Männer und Meiber 
geſonderten Aufnahme: Stuben bringen, vernimmt fie dem: 
nächft, jeden einzeln, näher über die bei der Aufgreifung vor: 
läufig erörterten Umftände, in Zufammenhaltung mit der frii- 
hern Verhandlung; ergibt fich hiernach, daß folche zur Auf: 
nahme nicht geeignet, fo toird, 

a) wenn derjelbe ganz entichiedben ein einheimifcher Bett: 
ler aus der Provinz MWeftphalen oder aus ben Rhein— 
provinzen, oder ein Landftreicher aus den letzteren ift, 
($. 5. 6. Ordnung) die Zuruͤckſendung an die Polizei: 
-behörde des Wohnorts verfügt, und die Verhandlung 
der betreffenden Regierung eingereicht; 

b) wenn darüber noch nähere Erörterungen erforderlich 
find, dieſe veranlaßt; 

e) wenn derfelbe einem fremden Lande gehört, mit welchem 
Verträge wegen Zurücnahme der Bettler 2c. beftehen, 
diefe nad) deren Maßgabe eingeleitet; ſowie 

..d) wenn bdenfelben der gegründete Verdacht eines Verbre⸗ 
chens £rifft, die Uberweifung an das betreffende Gericht 
oder Inquiſitoriat veranftaltet. 

In den Fällen b. c. d. findet einftweilen die Auf: 
nahme, nach Umftänden, in die Anftalt oder in feften 
Verwahr ftatt. 

2. Iſt aber der fremde oder einheimifche Landftreicher 
unbedingt zur Aufnahme geeignet, oder ein Bettler oder Land» 
flreicher aus einer der öftlichen Provinzen des Staats, mit 
welchen das Abkommen gegenfeitiger Aufnahme befteht, fo 
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wird berfelbe unter vollftändigem Gignalement in das Haus⸗ 
vegifter eingetragen, gehörig gereinigt, in die Hauskleidung 
eingefleidet, und, nachdem ber Arzt erklärt, daß er mit Feiner 
anftecfenden Hautkrankheit behaftet, in den Arbeitsfaal einge 
führt, dem Werfmeifter und Auffeher uͤberwieſen; ift er da- 
gegen für krank erklärt, fo wird er fofort ind Lazareth ge 
bracht; Kinder dem Schullehrer übermieien. 

3. Die mitgebrachten Kleidungsftücke werben .gereinigt 
und aufbewahrt, die Papiere zu dem über jeden anjulegenden 
befondern Akt Gu welchem nachträglich alles bemerft wird, 
was daß Leben deffelben in der Anftalt betrifft) in der Regi⸗ 
firatur niedergelegt, das Geld als Depofitum vereinnahmt, 
und bei der Entlaffung letzteres, nach Abzug der veranlaßten 
Koſten, zuruͤckgegeben. 


Bekleidung. 

4. Die Bekleidung erfolgt nach dem Spezial⸗Etat 
für diefelbe; der Inſpektor forget für mohlfeiles, aber gutes 
und haltbares Material, für bequeme und tüchtige Verferti- 
gung, richtige Ablieferung und Bezeichnung mit der Nummer 
des Hauslings im Hauptregifter. ES wird davon ein Vor 
rath gehalten; abgetragene werben verkauft, die der Kranken 
aber vorfhriftsmäßig gereinigt oder vertilgt. 

Befdfigung. 

5. Die Bekdftigung der Gefunden beftimmt ber Spe 
sial- Etat, für Kranke die Vorfchrift des Arztes; Brot und 
Speifen müffen gefund, nahrhaft und untabelhaft zubereitet 
fein; die beftimmten Portionen zu den beftimmten Tagegzeiten 
unverfürge dargereicht werben, und muß biebei eine angemef: 
fene Abwechfelung ftattfinden. Der Inſpektor uͤberweiſet je- 
den Abend der Köchin den Bedarf der Speifematerialien des 
folgenden Tages, und beachtet die Thätigfeit und Nathfam: 
keit der Köchin und Küchenmagd, ſowie des Schlüters. 


Heizung und Erleuchtung. 
6. In Hinficht der Heizung und Erleuchtung muß 
gehöriged Maß gehalten, alle mit dem Zecke verträgliche 


Eparfamfeit beobachtet, alle umzeitige Verwendung ber 
s Mas 
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Materialien entfernt, und dabei die aͤußerſte Vorficht zur Ver: 
meidung von Feuersgefahr forgfältig beachtet werden. 
Reinigung. 

7. Ganz befonders muß für die NeinlichEeit, ſowohl 
de8 Haufes durch tägliches Fegen, vierwöchentliches Scheu: 
ern, jährliches Weißen der Stuben, Säle, Gänge, Treppen 
und fonftigen Gelaffe, nicht weniger Reinigung der Wände, 
Senfter und Geländer, Gefäße 2c., woͤchentliches Auslüften 
der Schlafdecken und jührliches Walken derfelben, als auch 
der Häuslinge, insbefondere durch Anhalten derfelben zu 
täglich dreimaligem Waſchen und Kämmen, fonntäglichem 
Wechfeln der Wafche, wöchentlihem Baden, foweit e8 die 
Jahreszeit geftattet, zur Neinhaltung des ganzen Anzugs ꝛc. 
geſorgt und durchaus Feine Unreinlichkeit an und um biefel- 
ben geduldet, die Auficher in dieſer Hinficht für die ihnen zu— 
getheilten Häuslinge befonders verantwortlich gemacht werden. 


Luͤftung. 

8. Es foll aller Bedacht genommen werden, den Krank: 
heiten im Haufe vorzubeugen, und den vorhandenen auf Die 
leichtefte Weile abzuhelfen; die Fenfter müffen zu dem Ende 
in ben Arbeitsiälen im Winter und Sommer die ganze Nacht, 
im Sommer auc) größtentheild am Tage, im Winter waͤh— 
rend des Effens und der Erholungszeit, in den Schlaffälen 
des Tages über, regelmäßig geöffnet und gelüftet werden; 
jede deshalb bemerkte Nachläfigkeit wird an den Auffehern 
gefiraft. Die Häuslinge follen täglich abwechſelnd regelmäßig 
in freier Luft befchäftige werden; nur der Arzt beſtimmt, wer 
Krankheits wegen nicht in die Luft gehen, nicht baden foll. 


Kranfenpflege. 


9. Die Kranken werden pünktlich nach der Arstlichen 
Korfchrift in Hinficht von Abfonderung, Bette, Waͤſche, Ba— 
den, Speifung, Kleidung 2c., in eigenen Krankenſtuben behan: 
delt; der Inſpektor forgt, daß die Arzeneien aus der Apotheke 
geholt, und bei der DBertheilung nicht verwechſelt; der War: 
ter, daß fie von den Kranken vorfchriftsmäßig genommen 
werden; Gefiorbene dürfen vor Befichtigung des Arztes von 

Annalen I. Heit. 1821. J 
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ihrem Sterbelager nicht genommen, fondern müffen mit fol 
chem vorläufig in ein befonderes Zimmer gebracht werden. 


Befhäftigung. 

10. In ſteter angemeffener Arbeit follen die Häuglinge 

zur Thätigkeit gewöhnt, zu einer ihrer Neigung und ihren 
Kräften zufagenden Befchäftigung angelernt, dadurch gebeffert, 
und ihnen die Möglichkeit gewährt werden, nach der Entlaf; 
fung ihren Unterhalt zu verdienen. Die BVerfertigung von 
Kleidern, Schuhen, Holsfchuhen, Körben, Seilen, Neten, Gur⸗ 
ten, Bürften, Leinwand, Tifchlerarbeit, nebſt Nähen, Striden, 
Spinnen, Holzſaͤgen ꝛc. follen mit häuslichen Befchäftigun: 
gen und Gartenarbeit abwechfeln. 
11. Das Maß und die Art der Hausarbeit wird für 
einen jeden von dem Inſpektor nach Ruͤckſprache mit dem 
Arzte und Werkmeifter beſtimmt; dieſes muß er bei Strafe 
befchaffen, und bei völliger Arbeitsfähigfeit wenigſtens feine 
Koft verdienen; alles, was er darüber befchafft, ift fein Ei- 
genthum; es wird darüber mit Jedem Buch gehalten, über 
* des Überverdienftes ihm freie Verwendung zur Befriedi- 
gung unfchäblicher Genüffe unter Aufficht eingeräumt, der 
Überreft big zur Entlaffung aufbewahrt, auch außerdem vor: 
züglicher Fleiß befonders belohnt. ’ 

12. Die Arbeiten leiten unter Direktion des Inſpek⸗ 
tors im Haufe der Werfmeifter, im Freien der Hausvermal- 
ter und Schlüter; dag rohe Material und die Werkzeuge be: 
forget der Inſpektor, und uͤberweiſet folches wöchentlich dem 
Werkmeiſter, von welchem er die verfertigten Arbeiten woͤ— 
hentlic in Empfang nimmt, und für gute und fichere Auf: 
bewahrung der erftern mie ber legtern Sorge, auch folche jes 
derzeit zu Buche trägt; ein Gegenbuch führt der Werfmeifter, 


15. Der Werfmeifter hat für Fertigung tüchtiger Ar: 
beit und gute Polizei in den Arbeitsfälen zu forgen; er wird 
dabei von den Auffehern unterftügt, ift aber ſtets perfünlich 
in den Gälen abwechſelnd anweſend; er beftimmt, je nach: 
dem die Arbeitsfähigfeie zu +, +, 2 oder vol gefegt, (11.) 
das Tagewerk eines Jeden, mit Ruͤckſicht auf die feft zu be- 


ſtimmende Beichäftigunggzeit in häuslicher oder Gartenarbeit; 
er forget für fietS brauchbares Arbeitsgeräth, Herftellung und 
Ergänzung defielben; die faulen und mwiderfpenftigen Arbeiter 
kann bderfelbe beftvafen, wenn aber fchärfere Züchtigungen er: 
forderlich werden, ſolches dem Inſpektor anzeigen. 


Sittlihe Heilung. 


14. Neben den vorftchenden Mafregeln (7. 10. 11.) 
ift e8 das befondere Geſchaͤft des Geiftlichen, auf die fittliche 
Befferung der Häuslinge durch belehrende Unterhaltung, Un: 
terricht und in den Gotfesverehrungen zu wirken, das fittliche 
Gefühl wieder in ihnen zu wecken, und durch religiöfen Sinn 
zu befeftigen; fich des Endes mit ihrem ganzen Leben bekannt 
zu machen und ihr Zutrauen moͤglichſt zu erwerben. Alle neu 
anfommende Häuslinge werden dem Geiftlichen ihres Glau- 
bens bei deſſen naͤchſtem Beſuche vorgeführt. 


15. Die Haͤuslinge muͤſſen daneben zur puͤnktlichen 
Ordnung und Regelmaͤßigkeit in allen ihren Verrichtungen, 
zum ſtrengen Gehorſam gegen ihre Aufſeher und Vorge— 
festen, zwreinem ſtillen und ruhigen Betragen gewöhnt, und 
im nöthigen Falle mit Nachdruck angehalten werden; zu 
allen Gefchäften, welche an fefte Stunden unverrückbar ge 
bunden werden follen, wird das Zeichen mit der Haugglocke 
gegeben. 

16. Sie müffen am Morgen nach dem Aufftchen fich 
reinigen und ankleiden, ihre Betten in Ordnung bringen, die 
Schlaf: und Arbeitsfäle fegen und lüften, und werden dem; 
nächft zur Arbeit geführt; dieſe fängt im Gommer um 5, 
im Winter um 6 Uhr an. Zwei Stunden fpäter wird eine 
halbe Stunde gefrühftücht, von 12 bis 4 zu Mittag, um 7 
zu Abend gefpeifet, Nachmittags eine halbe Stunde geruber, 
übrigens gearbeitet. 


17. Außer den Mahlzeiten und Ruhezeiten darf nichts 
genoffen, twährend der Arbeit im Haufe unter den Haus: 
lingen nichts gefprochen werden; wo diefes außerdem er 
laubt, ift alles Geräufch und Gezänfe, bei Strafe gänzlichen 
Stillſchweigens, unterfagt; ohne RT Aufſehers 
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darf Feiner Die Arbeit, nie mehr als drei zugleich und anders 
als in deffen Begleitung den Saal verlaffen; jedes muthwil⸗ 
lige Verderben der Arbeitsftoffe und Werkzeuge, fowie Be⸗ 
ſchaͤdigung und Verunreinigung von Waͤnden, Fenſtern ꝛc. 
oder der eigenen Kleidungsſtuͤcke wird ſtrenge geahndet. 


18. Den Gottesverehrungen muß jeder regelmaͤßig bei⸗ 
wohnen, die Sonn⸗ und Feſttagsſtunden außer denſelben ſind 
dem Unterrichte in der Religions- und Sittenlehre gewidmet; 
vor und nach den Mahlzeiten (16.) wird ein Gebet vorgele⸗ 
fen, oder ein Vers abgefungen; Fluchen und Schwören und 
unfittliche Neben werden unnachfichtlich geftraft. 


19. Beide Gefchlechter follen firenge abgefondert von 
einander gehalten werden, und alle Verdindung und Beruͤh⸗ 
rung ſorgfaͤltig vermieden werden. 


20. Alle Verbindung der Haͤuslinge außer dem Hauſe 
iſt verboten; es darf ihnen keine Speiſe ꝛc. zugetragen, ihnen 
beſtimmte Geſchenke, Briefe, muͤſſen dem Inſpektor behaͤndigt 
werden, welcher dagegen verpflichtet iſt, den Angehoͤrigen von 
Haͤuslingen die gewuͤnſchte Auskunft zu ertheilen, dieſen auch 
Briefe in ſeiner Gegenwart zu ſchreiben geſtattet. 


21. Durch ſtrenge aber gerechte, durch ernſte aber freund⸗ 
liche, durch nachdrückliche aber liebreiche Behandlung, follen 
der Inſpektor, die Geiftlichen, der Arzt und der Hausverwal⸗ 
ter die Häuslinge erziehen und regieren, ihr Anſehen behaup- 
ten; fie werden dann mit der Furcht auch die Liebe derfelben 
erwecken und ihr Vertrauen gewinnen; alle Leidenfchaftlich: 
feit muß ihnen fremd, firenge ruhige — ihr Geſetz 
fein; dieſe Grundſaͤtze ſollen der Inſpektor und der Hausver, 
walter auch den Hausdienern einfloͤßen, zu ſolcher Behand⸗ 
lung dieſelben anleiten, gewoͤhnen, und mit unnachſichtlicher 
Strenge anhalten; es muß der Ruhm der Anſtalt und deren 
Vorſteher fein, den Zweck mit den mwenigften Strafen zu voll: 
bringen; zu Belohnungen iſt der Inſpektor (nach $. 23.) er: 
mächtigt. 


Strafen. 
22. Als Strafmittel dienen: 
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4) die Entziehung der Mahlzeiten; 

2) das Nacharbeiten; Zurückhaltung von der Arbeit im 
Freien; 

3) das Verbot alles Sprechens; 

4) der Alleinſitz am Speiſetiſche; 

5) das Entziehen der Verwendung des Nebenverdienſtes C11.); 

2 das Tragen eines Strafkleidungsſtuͤcks; 

das Kloßtragen; 

8) Förperliche Züchtigung, mit Berückfichtigung der Judivi 
dualität de zu Beſtrafenden; 
9) einfames dunkles Gefaͤngniß, ohne Befchäftigung, bei 
Waſſer und Brot. 

Der Sinfpektor kann alle diefe Strafen außer dringen: 
den Fällen, jedoch 8. nur unter Zuſtimmung des Arztes, fo: 
wie 9. des Geiftlichen verhängen, auch mehrere diefer Stra 
fen verbinden, und muß deren Dauer beftimmen; der Haus: 
verwalter darf nur 1. bis 7., der Werfmeifter nur 1. big 
4. verfügen; allemal muß aber dabei darauf geſehen wer— 
den, daß die Vollzicehung der Strafen ohne Leidenfchaft mit 
möglichfier Schonung des Ehrgefühls geſchieht; Die Aufſe— 
her dürfen gar nicht firafen, mar zur Ausführung der Stra— 
fen dienen. 


Belohnungen. 
23. Zur Belohnung dienen: 
4) die Ausdehnung der Arbeitszeit im Freien; 
2) die Erlaubniß, Taback zu ſchnupfen, und bei Arbeiten 
im Freien Taback zu rauchen; 
3) die Erlaubniß des Sprechens oder Singens bei der 
Arbeit; Ehrenfige bei den Mahlzeiten; 
4) die Vergoͤnnung eines Glafes Branntwein, Bier 2. 
5) die Vergoͤnnung einzelner Speife: Zugaben, einzelner beſ⸗ 
ferer Kleidungsftüce; 
6) das Tragen eines BefferungssKenngeicheng ; 
7) die Aufnahme an den Tiſch der Aufſeher; 
" 8) Abkürzung der Sitzjeit. 
Ale Belohnungen gehen allein vom Jufpektor aus, wel- 
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cher jedoch Anträge der Hausoffisianten darauf zu berückfich: 
tigen verpflichtet ifl. 

24. In den Schlaf: und Arbeitsfälen fol die von den 
Häuslingen zu beobachtende Tages- und Lebens: Ordnung, al- 
leg was fie darnach zu hun und zu unterlaffen haben, nebft 
den zu erwartenden Strafen und Belohnungen, angefchlagen, 
und einem jeden neuen Ankoͤmmling folche ausführlich erklärt 
werden. 


Entlaffung. - 


25. Die Entlaffungen finden nach Vorfchrift der Hrd- 
nung (18. 19. 20.) und der Transport: Anmweifung ſtatt; in: 
ländifchen Landftreichern muß ber Inſpektor, nach zuverläffig 
begründeter Überzeugung von ihrer Befferung, ein Unterfom- 
men außer dem Haufe, twelches fie in den Stand fegt, ihr 
Brot ehrlich zu verdienen, auszumitteln fich bemühen. 

26. In Dinficht der gegen Koftgeld aufgenommenen in- 
ländifchen Bettler Ordnung 17.) findet überall dieſelbe Bes 
handlung flatt, wie der Haͤuslinge. 

27. Kinder von Landftreichern, welche mit den Eltern . 
aufgenommen, werden von diefen getrennt, einer vorzüglich 
forgfamen Behandlung, nad) Mapgabe ihres Alters, gewid— 
met, zur Schule angehalten, zugleich mit ihren Eltern entlaf 
fen; elternlofe vermwaifete Kinder gehören den folchen befon- 
ders getwibmeten Öffentlichen Anftalten, in welche der Inſpek— 
tor bemüht fein wird, fie anzübsingen, bis dahin aber folche 
im Landarmenhaufe behält. 


Sicherung. 


28. Die innere Sicherheit der Anſtalt beruht ing: 
befondere auf puͤnktliche Pflichterfüllung des gefammten der: 
felben gemwidmeten Perfonals; auf firenger Handhabung der 
innern Ordnung; auf zweckmaͤßiger Sonderung und aufmerk— 
famer Beobachtung der Häuslinge, welche, weder im Haufe 
noch bei Arbeiten außer dem Haufe, je ohne Aufficht fein 
dürfen; auf Abhaltung aller äußern Berührungen und Ber: 
bindungen, und auf Entfernung aller Mittel und Gelegenhei⸗ 
ten, welche eine Störung der Ruhe und Ordnung, die Aug: 
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führung von Komplotten, bie Entweichung ıc. herbeiführen | 
oder befördern Fönnten. 

29. Zür gehörigen Verfchluß der Thüren und Gänge 
forgen die Auffeher, von denen einer abwechfelnd unter ſich 
und mit dem Schlüter und Hausfnechte, mit geladenem Ge 
wehr verfehen, die Nachtwache im Innern der Auſtalt hält, 
und welche durch den Inſpektor vollſtaͤndig unterrichtet wer: 
den, tie fie fich in den vorkommenden Fällen zu verhalten 
haben. 

30. Fuͤr die äußere Sicherheit forgen ber Pfoͤrtner und 
Nachtwaͤchter, insbefondere die bei der Anftalt ftationirten 
Gendarmen; die Wachfamkeit derfelben wird vom Inſpektor 
und Hausverwalter ſtrenge kontrolirt. 


31. Bei ausbrechendem Feuer werden die Haͤuslinge in 
den innern Hof gefuͤhrt; wenn der Aufenthalt dort nicht zu⸗ 
laͤſſig, in einen vorher dazu auserſehenen gefchloffenen Naum 
im Wirthſchaftsgebaͤude; die zweckmaͤßigſten Anordnungen zur 
Loͤſchung des Brandes, mittelft der ſtets zur Anwendung be 
zeiten Löfchungsgeräthe, und eines Vorraths von Loͤſchungs⸗ 
ſioffen, die Sicherung der Kranken, die Rettung der wichtig⸗ 
fin Gegenftände zc. ordnet ber Inſpektor mit umfichtiger Des 
fonnenheit nach den Umftänden, und tweifet auch hier jedem 
im voraus fein Gefchäft für den Tall an. | 

32. Dem Infpeftor und deſſen Stellvertreter, bei Ab: 
weſenheit oder Krankheit dem Hausverwalter, haben alle für 
die Bedienung der Anftalt und Haushaltung angenommenen 
Perſonen den pünktlichften Gehorfam zu leiften, und alle de; 
ven Anweiſungen unbedingt und zur Gtelle zu vollziehen; 
auch die geringſte Widerſpenſtigkeit darf hier nicht geduldet 
werden, und hat die Entlaffung ſofort zur Folge; gegründe- 
ten Beſchwerden wird jedoch ber Direktor das Gehoͤr nicht 
verſagen. 

33. Jeder Aufſeher zc. muß die ihm beſonders übertra: 
gene Arbeit, ſtets zur beflimmten Zeit, mit munterem unver 
droffenem Eifer verrichten, felbft ein Mufter der Ordnung 
und Pünktlichkeit, der Ruhe und Sriebfertigkeit, des Gehor- 
ſams und der frengfien Regelmaͤßigkeit darftellen, welche fei- 
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nen Beauffichtigten einzupflangen ſtets fein Augenmerk ift, 
insbefondere für die höchfte Ordnung und Neinlichkeit in den 
ihm übertragenen Sälen und an den ihm zunächft uͤberwieſe⸗ 
nen Häuslingen Sorge tragen; jedes. Stück muß da feinen 
beftimmten Pas haben, alles gehörig in Acht genommen 
werden. Alle Vertraulichkeit gegen die Häuslinge ift ihm, 
ſowie allen in Lohn der Anftalt fichenden Perſonen, verbo; 
ten; fie dürfen von diefen fo wenig etwas annehmen, erfau- 
fen, als ihnen verkaufen, vertaufchen, zubringen, beftelen — 
bei Strafe unmittelbarer Entlaffung, welche auch die Trunk 
fälligkeit trifft; bloße Verſehen werden mit Gelde durch Lohn- 
abzug geahndet; andere Strafen, als mit Gelde und Ent 
laffung, find gegen dieſelben nicht antwendbar, bei ihrer mit 
Vorbehalt der Kündigung erfolgenden Annahme (wobei vor 
nämlich zu beachten, daß Jeder ein beftimmtes Gewerbe 
verftcht, um auc durch Unterweifung darin nußbar zu fein) 
werden ihnen diefe Vorfchriften und ihre befondern Gefchäfte 
zum Protokoll eröffnet, fie durch Handfchlag darauf verpflich- 
tet, und ihnen ein Annahmefchein ausgehändigt, in welchem 
diefe Bedingungen deutlich angegeben werden müffen. 


Entlaffung zur Strafe kann aber nicht ohne Vorbewußt 
und Genehmigung des DOberpräfidenten erfolgen. 


34. Der Befuch von Perfonen, welche die Anftalt näher 
Fennen zu lernen wünfchen, ift in der Regel nur an jedem 
Mittwoch zuläffig; der Inſpektor kann folchen jedoch aus be- 
fondern Nückfichten, namentlich Neifenden, Beamten und fol- 
chen Perfonen, welche einen wirklichen Zweck damit verbin- 
den, auch außer diefem Tage geftatten und denfelben befrie- 
digende Auskunft dafür ertheilen; er wird diefe auch auffor⸗ 
dern, ihre Bemerkungen und Erinnerungen in ein befonderg 
hiezu ihnen offen zu legendes Buch einzutragen. 


35. Für die Mitglieder und Abgeordneten der Königl. 
Inquiſitoriate in Münfter, Herford, Werden, Arnsberg ift 
die Anftalt ſtets offen; es müffen ihnen auf Erfordern ale 
Haͤuslinge vorgeführt, alle Verhandlungen offen gelegt, auf 
begründetes Verlangen ſolche verabfolgt, und es ſoll dieſen 
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Angquifitoriaten monatlich eine Lifte ber neuen Ankömmlinge, 
nebft deren Signalements, mitgetheilt werden. 
Berlin, den 26. Januar 1821. 
Der Minifter des Innern. 
v. Shufmann. 


76. 
Bekanntmachung des Königl. Oberpräfidiums der Pros 
vinz Weftphalen, den Transport der Landftreiher und 
Bettler nad) dem Landarmens und Arbeitshaufe zu 
DBenninghaufen betreffend. 





1. Der Transport der Landflreicher und Bettler nach 
dem Landarmenhaufe zu Benninghaufen erfordert eben die 
Vorſichts⸗ und Sicherheit: Maßregeln, welche die General; 
Transport: nftruftion vom 16. September 1816. für die 
Transporte der Vagabunden vorfchreibt. Ihre Vorfchriften 
finden daher bei den Transporten nach dem Landarmenhaufe 
zu Denninghaufen volle Anwendung, und verpflichten alle die- 
jenigen, welche mit dem Transporte der gedachten Individuen 
beauftragt oder befchäftigt find. 

2. In jedem Kreife wird ein Sammelplag für aufge 
griffene Landftreicher und Bettler am Kreisorte eingerichtet. 
Er dient zur Sammlung und fihern Aufbewahrung der im 
Kreife Aufgegriffenen, bis zur Stärfe eines Transports nad) 
dem Landarmenhaufe. 

Dahin erfolgen von den Hrts-Polizeibehörden im Kreife 
Die Ablieferungen nach vorhergegangener fummarifcher Der: 
nehmung und Unterfuchung der Aufgegriffenen, (mozu fie mit 
gedruckten, bloß augzufüllenden Schematen verfehen werben 
follen); fie befördern dieſe Verhandlungen gleichzeitig an den 
Landrath. Diefer hat zu erörtern, ob bie Aufgegriffenen nach 
$. 5. der Ordnung für das Landarmenhaus an daffelbe ab: 
geliefert werden können oder nicht. Im erftern Falle verfügt 
er den Transport dahin, im letztern nach den Umftägbden bie 
Nückfendung an die Polizeibehörde des Wohnorts, oder die 
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Überweifung an die Gerichtsbehoͤrden, oder was ſonſt geſetz⸗ 
lich zuläffig ift. 

3. Vom Sammelplage werben die Transport: Statio- 
nen der Gendarnerie: Dislofation nach Benninghaufen eins 
gehalten, und von ben Königl. Regierungen die Korrefpon- 


denz ber hinterliegenden mit den vorliegenden Kreifen ats 


geordnet. 


4. Die Führung der Transporte erfolgt durch die Gen: 
darmen; damit für Diefe, wo es die Anzahl der Transporta- 
ten erfordert, die nöthige Begleitung bereit, ſei, werden auf 
jedem Sammelplage und jeder Station mehrere tüchtige, hand: 
fefte und gewandte Transporteurd ein für allemal beftellt, 
welche mit 6 gGr. für die Meile, auf Befcheinigung richtiger 
Ablieferung, fonft aber gar nicht, begahlt werden. Es müffen 
daſelbſt einige Schließwerkzeuge zum fichern Transport frecher 
und verbächtiger Landftreicher vorhanden fein, auch Anftalten 
geiroffen werden, daß die Transportaten eine bi zur Saͤtti⸗ 
gung ausreichende warme Koft erhalten Fönnen. 


5. Fuͤr die Verpflegung werden auf den Tag und Kopf 
2 gGr. bezahlt, wofür bei der Ankunft den Weibern 4, den 
Männern 2 Pfd. Brot und eine. nahrhafte warme Suppe 
oder fonflige Speife, und beim Abgange ber zweite Theil des 
Brote mit z oder 2 Pfund verabreicht werden muß. 

6. Die Stärfe der Trangportbegleitung (4.) richtet fich 
nach den Umftänden. Nur bei verbächtigen, unternehmenden, 
frechen Zransportaten dürfen zwei Transporteurs für den 
Mann genommen werden. 


7. Wagen: Transport findet in der Negel nicht ftatt. 
Nur bei höchft miderfpenftigen Transportaten, und bei unter: 
weges erfranfenden Arreftaten, muß vom Gendarm ein zwei⸗ 
fpänniger Wagen (einfpännige Karre, oder auch ein Pferd 
nad) Umftänden) bei der Polizeibehörde der Station nachge 
fucht, von diefer bewilligt, und im Transportzettel dag Erfors 
derniß beftätigt werden, wofür alsdann pro Dee und Pferd 
6 gGr. fofort bezahlt werben. 


8 Wenn vier oder mehrere Arreftaten zuſammengebracht 
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oder gefammelt worden, erfolgt deren Abfendung nach dem 
Landarmenhauſe; ohne diefe Anzahl werden einzelne alle vier: 
sehn Tage, in beiden Fällen an beftimmten Tagen, welche fo 
geordnet werden, daß die Transporte ber nähern Stationen 
die der entferntern aufnehmen (3.), abgefandt. | 

9. Was bei dem Transport zu beobachten, ift in der 
General: Transport: Inſtruktion vorgefchrieben, wohin verwie⸗ 
fen wird. 2 


n 410. Jeder Transport geht von Station zu Gtation. 

Die Ablieferung deffelben erfolgt fietS an die Polizeibehörde 
des Stationgorts, welche verbunden ift, darüber zu quittiren, 
und die Transportkoften, welche alle Ausgaben von der Auf: 
greifung an bis zur Ablieferung befaffen, nach den Transport 
zetteln, welche gedruckt den Behörden zugeftellt werden, fofort 
und bei einer Strafe von 2 Rthlr. zu erflatten. Bei Wie 
derholung der Weigerung oder Verzögerung der Nückerftat- 
tung des Vorfchuffes wird diefe Strafe verdoppelt. 


11. Entfpringen Transportaten aus dem Aufbewah- 
rungsorte oder vom Transporte, fo werben die verurfachten 
Transportkoften von demjenigen getragen, durch deffen Schuld 
oder Verfäumnig die Entweichung veranlagt if. Was .des- 
halb und bis zur Wiederergreifung gefchehen muß, beftimmt 
gleichfalls die General: Infiruftion. Hier wird nur bemerkt, 
daß Die Eingefangenen fofort an das Pandarmenhaug zur weis 
tern Verfügung abgeliefert werden müffen. 

42. Bei ber Ankunft der Transporte in Benninghaufen 
liefert der Trangportführer folche an den Iuſpektor des Land» 
armenhaufes ab, welcher die Transportaten und die verfie- 
gelt mitgefandten. Gelder, Sachen und Papiere übernehmen, 
darüber quittiren und die Vorfchüffe der legten Stations⸗Be⸗ 
börde nach den Transportzetteln erftatten muß. 


43. Über diejenigen, welche bei der nähern Prüfung 
und Bervolftändigung der Aufnahme-Verhandlungen, oder in 
deren Folge veranlaßter näherer Erfundigung, nicht in der 
Anftalt behalten werden können, wird nach Vorſchrift der Ge 
fee verfügt. Die Transportkoften erftattet die abfendende Bes 
hörde, wenn diefelbe durch nachläffiges oder mangelhaftes 
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Verfahren (2) den Transport verurfacht hat, nach auf den 
Antrag des Inſpektors erfolgender Entfcheidung der betreffen: 
den Königl. Regierung. 

- 44. Nac) abgelaufener Strafeit werden ausländifche 
Landftreicher über die ihrer Heimath nächfte Gränze transpor: 
tirt, und ihnen dahin zu ihrer Legitimation ein Laufpaß ein: 
gehaͤndigt; die Koften dieſes Transports über die Gränge 
werden nach Borfchrift der General: Inftruktion bei der be; 
treffenden Königl. — liquidirt. 

15. Inlaͤndiſche muthwillige Bettler, welche (nach vor⸗ 
gaͤngiger Ruͤckfrage bei dem Inſpektor) als Koſtgaͤnger in 
die Anſtalt aufgenommen werden, koͤnnen dahin bei Gelegen: 
heit eines Transports (8.) befördert werden. — Bei ihrer 
Entlaſſung in die Heimath erhalten fie ein Reifegeld von 
2 gGr. auf drei Meilen, und einen Laufpaß dahin; diefe Ko, 
fien erftattet die Ortsarmen- oder Gemeinde: Kaſſe. 

Muͤnſter, den 8. Februar 1821. | 

Königl. Preuß. Oberpräfident der Provinz Weftphalen. 
v. Binde 


Schema ad $, 2. zur Vernehmung der Aufgegriffenen. 
j Vernehmungszettel. 


1) Namen? 
2) Alter? 
3) Geburtsort? 
4) letzter Aufenthaltsort? 
5) wie lange er von da entfernt geweſen? 
6) womit er fich ernährt hat? 
7) ob und von wem er bisher Unterftüßung erhalten hat? 
8) wo und von wem er aufgegriffen worden ? 
9) weshalb er aufgegriffen? 
10) was ſich an Sachen, Schriften, Geld ” ihm gefunden? 
den ten 
Der Bürgermeifter. 
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Schema ad $. 10. zum Transportzettel. 


Transportzettel fuͤr den Landſtreicher 


Obengenannter iſt am ten 182 um 

Uhr Morgens durch Fuͤhrer .... von .... nach .. 

3 Meilen abgeſandt, 

Signalement. 

Alter Jahr Es iſt vorgeſchoſſen: 

Größe Fuß für Aufgreifungspramie 16 gGr. 
Zoll für den Abfender 5 =: 

Haare für 5 Meilen dem Trans; 

Stirm porteur . 18 ⸗ 

Augenbraunen fuͤr einen Wagen Sur) 

Augen Died =» — —⸗ 

Naſe für Zehrgeld. Fe 

Mund 1 Nthl. 20 gGr. 

Zähne 

Bart Namen der abfendenden erfien 

Kinn Polizeibehoͤrde. 

Geſicht 

Geſichtsfarbe 

Statur und nach Abgabe erſtattet. 

Beſond. Kennz. Name des quittirenden Gendarmen. 

Bekleidung 


angekommen am ten 182 um Uhr 


weiter befoͤrdert am ten 182 um 
Uhr durch den Gendarmen 
von nach 4 Meilen. 
Vorſchuß 1Rt. 20 gGr. 
. Sransporsur 4 Meilen | — ⸗ 
Sehrgeld . — 2 + 


2 Kl. 22 g6r. 
Pramen der abfendenden zweiten 
Polizeibehoͤrde. 
und nach Abgabe erſtattet. 
Name des quittirenden 2ten Fuͤhrers 


—A 
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11 
Befanntmachung des Königl. Oberpräfidiums der Pro: 
vinz Weftphalen, wegen puͤnktlicher Vollziehung der 
ertheilten Vorſchriften für das Landarmen⸗ und Arbeits⸗ 
haus zu Benninghauſen. 





Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben geruhet, die Einrichtung 
eines Landarmen⸗- nnd Arbeitshauſes für hieſige Provinz im 
Mittelpunkte derſelben zu Benninghauſen anzuordnen, und 
durch huͤlfreiche Unterſtuͤtzung möglich zu machen. Die Al: 
lerhöchft vollgogene Ordnung für diefe Anftalt d. d. Berlin 
den 15. Dezember 1820., welche ſich hier beigefügt finder, 
fetzt die Behörden und das Publikum von den wohlthätigen 
Zwecen und Mitteln der Anftalt in Kenntnif, deren Eintritt 
und Wirkſamkeit und die Eröffnung der Anftalt am 1. April 
d. J. hiermit beftimme wird. Die von dem Herrn Minifter 
des Innern Excellenz vollzogene Hauspolizei: und Straf: Ords 
nung d. d. Berlin, den 26. Januar cur. fowie die Trans; 
port-Anmweifung d. d. Münfter, ben 8. d. M. follen den Po: 
liseibehörden befonders zugefertige werden. 

Sch vertraue den leßtern, ſowie insbeſondere den Ar 
men⸗Vorſtaͤnden, daß diefelben durch pünftliche Vollziehung 
ber ertheilten Vorſchriften die ihnen für ihren Wirkungskreis 
gewordene Erleichterung anerkennen; ich mwünfche, daß die Eins 
twohner, ingbefondere die Gemeinde-Vorftände, dieſelben in de 
ven Ausführung felbfiftändig unterflügen, und fich dadurch 
den Gewinn der neuen wohlthaͤtigen Anſtalt ganz aneignen 
mögen. 

Münfter, den 10, Februar 1821. 

Königl. Preuß. Oberpräfident von Weftphalen. 
v. Vinde. 
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78. 
Reſkript der Königl. Minifterien des Innern und ber 
Finanzen an die Königl. Regierung zu Cleve, die Ans 
und Abmeldung eins und wegziehender Perfonen 
betreffend. 


Der Polizeibehörde jeden Orts fteht die Befugniß zu, 
poligeilic anzuordnen, daß eine jede in die Gemeine einzie- 
hende Perfon fich bei der Behörde melde, und daß der Ei- 
genthümer des Haufes, in welchem der Einziehende feinen 
Wohnfig nimmt, für deffen Meldung mit verantwortlid) fei. 
Gegen die Übertreter biefer Vorfchrift wird demnächft auf 
Betreiben des Poliseifommiffairs oder des bie Stelle deffel- 
ben vertretenden Beamten, von den Munizipal: Polizei-Serich- 
ten erkannt, und der Kontravenient, wenn auch eine beftimmte 
Strafe für die Übertretung nicht angeordnet ift, in eine, nach 
richterlichem Ermeffen zu arbitrirende Strafe genommen wer 
den müffen. 

Solchergeſtalt bedarf e8 der von der Königl. Regierung 
mittelft Berichts vom 2. v. M. in Artrag gebrachten -Emanis 
rung eines allgemeinen Polizei⸗Geſetzes, wodurch die An: und 
Abmeldung ein- und twegziehender Perfonen bei Strafe anzus 
ordnen, nicht, und da in fpegieller Beziehung auf das Klaf- 
fenfteuergefeß die Verpflichtung der einziehenden Familien⸗ 
Häupter fomohl, ald der Eigenthümer der bewohnten Grund - 
ftücke, zur Anmeldung der im Laufe des jahres vorfommen- 
den Perfonenftands Veränderungen analogiſch aus den Ber 
fimmungen des $. 7. des Klaffenfteuer-Gefeges gefolgert wer⸗ 
den kann, fo ift auch in diefer Hinficht der Erlaß einer allge 
meinen DBerordnung nicht unbedingt nothwendig. 

Berlin, den 18. Januar 1821. 

Minifterium des Innern.  Minifterium der Finanzen. 

v. Schuckmann. v. Klewitz. 
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79. 
Refkripe des Könige. Minifteriums des Innern an bie 
Königl. Regierung zu Marienwerder, die Einfperrung 
von Verſchwendern, Bettlern ꝛc. in Korrektions⸗Anſtal⸗ 
ten, auf Anträge der Polizeibehörden, betreffend. 





Auf den Bericht der Königl, Negierung vom 2. d. M., 
worin Sie auf Deklaration des Weftpreußifchen Randarmen; 
Neglements vom 31. Dezember 1804. $. 16. Nr. 7. angeträs 
gen hat, wird bderfelben zu erkennen gegeben, daß ohne alles 
Bedenken die Polizeibehörde den Gerichten Behufs der Ein» 
leitung des Prodigalitäts-Prozeffeg mit Hinficht auf Thl. I. 
zit. 38. $. 9. der Allgem. Gerichts-Ordnung Anzeige machen 
kann, welchen demnaͤchſt nach Nr. 5. $. 16. des allegirten 
Reglements zu überlaffen fein wird, auf Einfperrung in die 
Korrektions⸗Anſtalt anzutragen. 

Allein dies Mittel wird mwahrfcheinlich von Eeinem fon; 
derlichen Effekt fein, weil «8 dahin fteht, ob der zu beftel- 
lende Kurator geneigt fein wird, auf die Einfperrung des 
Kuranden anzutragen, und felbft dann, wenn etwa ein neues 
Gefeg ihn zu einem folchen Antrage in größerm Maße wie 
bisher verpflichten follte, e8 dennoch der Polizeibehörde ſchwie⸗ 
rig fein dürfte, auf dieſen ihr nicht rückfichtlich feiner gan⸗ 
zen Amtsführung untergebenen Kurator einzumirfen. Es 
ſcheint vielmehr dem Übel auf andere Art begegnet werden 
muͤſſen. 

Die von der Koͤnigl. Regierung bezeichneten Perfonen, 
namentlih der N. N., welche dermalen ohne Vermögen 
find und nicht arbeiten, fcheinen gar nicht anders als durd) 
Bettelei leben zu können. Der Begriff der Bettelei ift nicht 
darauf befchränft, daß jemand gerade auf der Straße und 
an öffentlichen Orten um Almofen anfpricht; noch ift der 
Beweis der Bettelei gerade auf das Ertappen bei einem 
geile Anfprechen beſchraͤnkt. Es fcheint daher, daß ber 

. N. durch eine forgfältige Unterfuchung wird fehr füglich 
— werden koͤnnen, Almoſen, ſei es auf direkte oder 
indi⸗ 
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indirekte Weife, gefucht zu haben. Sobald dies feftfteht, und 
zugleich unzweifelhaft ift, daß die phyfifche Kraft zur Arbeit 
ihm nicht abgeht, fo wird e8 auch nach Nr. 1. des allegir: 
ten $. 16. fein Bedenken leiden, ihn ohne Weiteres, wie je: 
den andern Bettler, in das Korreftionshaus zu fenden. Hier 
nach fcheint die in diefen und in ähnlichen Fällen ſich gezeigte 
Schwierigkeit bloß in dem Mangel ber faktifchen Ausmitte: 
lungen zu liegen, und die Königl. Regierung wird daher an: 
getwiefen, folche ergänzen zu laffen, und quo facto die Schul; 
digen zum Korreftionshaufe abführen zu laſſen. 
Berlin, ben 2. Januar 1821. Ä 
Minifterium des Innern. 
Erfte Abtheilung. 
Koehler. 


80. 
Refkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Stralſund, die von Seiten der 
Polizeibehörden gegen entlaſſene Straͤflinge oder ab in- 
stantia abfolvirte Individuen zu nehmenden Maßre— 
geln betreffend. 





Der Königl. Regierung wird in Bezug auf die Derfel: 
ben aus dem Königl. Yuftisminifterio zugegangene Benach- 
richtigung, in Betreff der in Neu-DVorpommern gegen Ber 
brecher, welche nach überftandener Strafzeit aus den Gefäng- 
niffen entlaffen, oder gegen Angeklagte, die ab instantia ab- 
foloirt worden find, von Seiten ber Polizeibehörden anzu: 
mendenden Maßregeln, hierdurch zu erkennen gegeben, daß 
den Gerichtsbehörden nicht, wie Sie in ihrem Berichte vom 
21. Suli v. 9. angetragen hat, die Verpflichtung auferlegt 
werden kann, die Poliseibehörden von den Entlaffungen der 
Verbrecher aus den Gefängniffen nach ausgeftandener Strafe 
ex ofheio zu unterrichten. Auch würde folches nicht einmal 

Annalen 1. Heft. 1821. / 
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bei allen Sträflingen, die von den Zuchthaus: Behörden auf 
den Grund der vorhergegangenen Erkenntniffe entlaffen. wer: 
den, möglich fein, da e8 nicht jedesmal einer Nückfprache 
mit den Gerichtöftellen, von welchen die Verurtheilung aus: 
gegangen ift, bedürfen wird. Es ift vielmehr Obliegenheit 
der Polizeibehörden, in folchen Fällen, wo Veranlaſſung dazu 
vorhanden, Erfundigung darüber einzuziehen, und ſich entwwe- 
der von den Direktionen der Strafanftalten, oder von dem 
unterfuchenden Richter, nach Maßgabe der Umftände, die er 
forderliche Nachricht zu verfchaffen. 
REN: den 15. März 1821. 
Der Minifter des Innern. 
v. Shufmann. 


81. 

Reffript des Könige. Minifteriums des Innern an die 
Königl. Regierung zu Merfeburg, die Kurz und Wer: 
pflegungsfoften für erfranfte Handwerfsburfchen 
betreffend. 


—— — 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf ihren Bericht vom 
26. v. M. eröffnet, daß die Gewerks⸗Kaſſen im dortigen Des 
partement, da felbige die Koften der Kur und Verpflegung 
eines erkrankten fremden Haudwerksburſchen nad) der dort 
noch beftehenden Zunftverfaffung aus eigenen Mitteln ohne 
irgend einen Negreß beftreiten, auch nicht verpflichtet find, 
diejenigen Koften wieder zu erftatten, welche ein zur dorti— 
gen Provinz gehörender auswärts erfranfter Gefelle ver: 
- urfacht. 
Was die von der Königl. Regierung allegirte Verfügung 
des ehemaligen allgemeinen Polizei: Departements vom 30. 
Mai 1812. betrifft, fo ift folche aus befondern Gründen nur 
an die damaligen Regierungen von Pommern, ſowie von der 
Kur: und Neumark erlaffen worden, in den übrigen Provin- 
zen aber nicht zur Anwendung gekommen. 
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| Die Abficht derfelben ift auch ohmehin nicht dahin ger 
gangen,. und hat nicht dahin gehen koͤnnen, die Vorfchriften 
des Allgemeinen Landrechts Thl. I. Tit. 8. $. 353. ff. zu 
beſeitigen. 
Berlin, den 21. Februar 1821. 
Miniſterium des Innern. 
Erſte Abtheilung. 
Koehler. 


| 
Polizei gegen Ungluͤcksfaͤlle. 


52. 
Cirkular⸗Reſkript der Könige. Minifisrien der Geiſtli⸗ 
chen, Unterrichtss und Medizinals Angelegenheiten und 
des Innern, an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die 
Rettung verunglücdter und in Todesgefahr gerarhener 
- Menfchen, und die dafür zu bewilligenden Prämien 
betreffend. 


Der Königl. Negierung werden hierbei Eremplare ber 
Anweifung *) zur zweckmaͤßigen Behandlung und Rettung ber 
Scheintodten, oder durch plößliche Zufälle verungluͤckter Per: 
fonen, zur unentgeldlichen Vertheilung an die Kreisphnfifer, 
Kreischirurgen und an jede einzelne Kommune, und zum De: 
bit an diejenigen, die font etwa diefe Anweiſung zu erhalten 
münfchen, überfandt, und wird hr überlaffen, das jeder 
Kommune unentgeldlich zu ertheilende Eremplar dem Predi— 
ger, Echullehrer oder Gemeine-Vorſteher, wie Sie es nach 
den Lokal: Verhältniffen für das paffendfte Halt, einzuhaͤndi⸗ 
gen; für den Debit aber ift der Preis eines jeden Eremplarg 
auf einen Groſchen Nominal-Münze feftgefebt. 

Bei Gelegenheit diefer Vertheilung hat die Koͤnigl. Res 


*) Im äten Hefte des Jahrgangs 1520, &. S52—568, 
82 
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gierung zugleich die Beftimmungen ber $$. I. II. IH. des 
Edikts vom 15. November 1775., imgleichen bie. gefeglichen 
Strafbeſtimmungen wegen Vernachlaͤſſigung der hieher gehoͤ⸗ 
rigen Obliegenheiten zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen; 
auch daß derjenige, welcher einen fuͤr ertrunken, erfroren, er⸗ 
ſtickt oder erdroſſelt geachteten Menſchen zuerſt zu retten ſucht, 
und zur weitern Huͤlfsleiſtung unterbringt, im Falle dag Le 
: ben deffelben gerettet wird, neben der Erftattung der Ausla- 
gen, für feine Bemühungen eine Gratififation von 5 Rthlr., 
im Falle des Mißlingens der Nettungsverfuche aber doch von 
2 Rthlr. 12 Gr.; die Chirurgen aber für ihre Mühtwaltung 
zur Wiederbelebung der DVerunglücten eine Remuneration, 
und zwar im erften Falle von Zehn Thalern, im zweiten von 
Fünf Thalern zu erwarten haben, welche im Falle des Un- 
vermögens der Verunglückten ober ihres Nachlaffes, und mo 
verfaffungsmäßig die WVerbindlichfeit dazu der Gemeindekaffe 
nicht obliegt, oder von derfelben deshalb Widerfprüche erho⸗ 
ben werden, vorbehaltlich des Anſpruchs am Diefelbe, unver: 
süglich aus den Staatskaffen bezahlt werden follen, und mer: 
den hierdurch die frühern, über diefen Gegenftand erlaffenen 
Vorfchriften näher beftimmt. 
Berlin, den 20. Dftober 1820. 
Minifterium der Geiftlichen, Untere Minifterium des Innern. 
richte: und Medizinal-Angele- v. Schuckmann. 
genheiten. 
v. Altenſtein. 


83, , 
Reſkript der Königl. Minifterien der Geiftl., Unterrichts: 
und Mebizinals Angelegenheiten fomwie des Innern, an 
die Königl. Regierung zu Bromberg, denfelben Gegen: 
ftand betreffend. 





Der Königl. Regierung eröfftten wir auf Ihre Anfrage 
in dem Berichte vom 12. Dezember v. J. daß 
zu 1) die in der Verfügung vom 20, Dftober v. 9. ver- 
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heißenen Prämien nicht bloß für Rettung der Schein: 
todten, fondern im Allgemeinen für bie Rettung vers 
unglückter und in Todesgefahr gerathener Menfchen zu 
bewilligen find; 
zu 2) haben nicht bloß Chirurgen, welche fich um die Wie-* 
derbelebung eines Scheintodten bemühen, fondern über: 
haupt Mebdizinalperfonen, und alfo auch wirkliche Arzte 
in vorkommenden Fallen Anfpruch auf die Prämien 
von refp. 10 Rthlr. und 5 Nehlr ; 
zu 5) kann e8 nicht darauf ankommen, wer zuerft Die Net: 
tungsverſuche angeftellt hat; vielmehr wird die Prämie 
in dem Falle, wenn dabei mehrere Perfonen fonkurri: 
ren, unter diefelben zu vertheilen fein; 
zu 4) ift den Chirurgen, außer den beftimmten Softro, die 
Prämie zu zahlen; jedoch können in den Fällen, wenn 
die Koften den GStaatsfaffen zur Laft fallen würden, 
ſolche nicht noch außer den Prämien gegen diefelben li: 
quidirt werden. 
Berlin, den 2. Februar 1821. 
Minifterium der Geiftl., Unterrichts: Minifterium des Innern. 
und Medizinal:Angelegenheiten. v. Shudmann. 
v. Altenftein. 


— 
Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Königsberg, dieſelbe Angelegen: 
heit betreffend. 





Der Königl. Regierung eröffnen twir auf den Bericht 
vom 10. Dezember v. J., daß fich die in dem Reſkripte 
vom 20. Dftober v. J. beflimmte Ermäßigung der Prä- 
mien für die Bemühungen zur Rettung der Scheintodten, 
oder durch plögliche Zufälle verunglückten Perfonen, auf die 
Verfügung des vormaligen General-Direftorii vom 24. uni 
1788. gründet, twelche in der Myliusfchen Edikten-Samm— 
lung abgedruckt, und folchergeftalt in vim legis publizirt 
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if. Es muß daher bei jener Beflimmung fein Betwenden 
behalten. 
‚Berlin, den 27. Februar 1821, 
Minifterium des Innern. Erfte Abtheilung. 
mr, 


83. 
Cirfular- Refkripe der Königl. Minifterien der — 
chen, Unterrichts⸗ und, Medizinal-Angelegenheiten, fowie 
des Innern, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, über 
die Gebühren für die Wiederbelebung fcheintodter 
Perfonen. 

Es find Zweifel darüber entftanden, wiefern die mittelft 
Allerhöchfter Kabinets-Ordre vom 2. November v. J. be 
fimmten Gebühren der Mebdizinalperfonen für ihre Bemühun- 
gen zur Wiederbelebung Scheintodter oder Verungluͤckter, ne 
ben den in dem Erlaffe vom 20. Oftober v. J. beftimmten 
Prämien der bei den Nettungsverfuchen konkurrirenden Ärzte 
und Wundärzte, zu bezahlen find. Die gedachte Kabinets⸗Or⸗ 
dre ftellt nur dag Defervit des Arztes oder Wundarztes feſt, 
welches derſelbe von Privatperfonen zu fordern hat. Es ver 
ftehe fich daher auch von felbft, daß biefelben von diefen, in 
fofern deshalb durch befondere Provinzial-Gefege nicht ein Anz 
deres beftimmt ift, ferner ein Mehreres nicht fordern koͤnnen, 
daß aber dadurch die ihnen zugeficherten Prämien aus Staats⸗ 
kaſſen nicht ausgefchloffen werden, doch koͤnnen in dem Falle, 
wenn die verpflichteten Privatperfonen dem Arzte oder Wund⸗ 
arzte die Gebühren nicht zu geben vermögen, ſolche nicht noch 
außer der Prämie gegen die Staatskaſſen liquidirt wer- 
den, vielmehr müffen fich diefelben in diefem Falle mit der 
Prämie begmügen. 

Berlin, den 10. Februar 1821. 

Minifterium der Geiftlichen, Unter Minifterium des Innern. 
richte: und Medizinal:Angele- v. Shudmann. 
genheiten. 
v. Altenftein. 
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86. 
Allgemeine penel Vorſchriften der Koͤnigl. Re⸗ 
gierung zu Poſen. *) 


Auf den Grund eines Reſkripts des Koͤnigl. Miniſterii 
des Innern vom 17. Dezember v. J. bringen wir nachfte: 
bende Feuer: Ordnung zur Kenntniß und zur Beachtung bes 
Publifums und der und nachgeordueten Behörden. 

Zugleich mweifen wir die Herren Landrathe an, bie in den 
$$. 38. 39. 42. 63. und 64. vorbehaltenen Beftimmungen, 
nach dem Bebürfniffe und den Verhältniffen der einzelnen 
Städte. und der bedeutendern Dorf- Kommunen, mit deren 
Drtsbehörden fie ſich deshalb zu vereinigen haben, zu treffen, 
und wie dies gefchehen, in den näshften Berichten tiber die 
halbjährige Reviſion der —2— Geraͤthſchaften, ſpeziell 
nachzuweiſen. 
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Abſchnitt I. 
Vorſchriften zur Verhuͤtung ber Feuersbrünfte. 

4) Jeder Hausvater ift verpflichtet, in feiner Wohnung auf 
Feuer und Licht aufmerffam zu fein, und dafür zu for- 
gen, daß feine Hausgenoffen, Dienftboten und Kinder 
vorfichtig damit umgehen. 

er bei feinen Nachbarn dag Gegentheil bemerkt, 
hat davon ber Obrigkeit unverzüglich Anzeige zu machen. 

2) Mit brennenden Kiehn oder Holz, oder mir bloßen breu— 
nenden Lichtern oder Lampen, oder mit glühenden Koh: 
len in offenen Gefäßen, darf nicht über die Straße, 
befonders aber niemals in Ställen oder Scheunen, 
auch nicht auf Böden, Speicher oder ähnliche Geläße 
gegangen werden, we leicht Feuer fangende Dinge fich 
befinden, oder doch zu fein pflegen. Noch weniger darf 
bei bloßem, d. i. unverwahrtem Feuer oder Licht dag 
Vieh gefüttert oder Häckfel gefchnitten werden. 

3) Wenn in Ställen, Scheunen u. f. w., oder zu Gän- 

*) In ähnlicher Art von der Königl, Negierung zu Bromberg für 


beren Departement unterm 16, Januar 1821. publizirt. (Amtsbl. 
derfelben Nr. 8. Beilage.) 
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gen über die Straße und Höfe Licht oder Erleuchtung 
gebraucht wird, fo foll das Licht oder bie Lampe in 
feuerfichern blechernen, ober in Blech oder Blei einge 
faßten Glaslaternen vorfichtig verfchloffen werden. 

4) Auch in den Wohnhäufern dürfen brennende Lichtfer; 
zen niemals an Balken, Wänden, Tiſchen, Bänfen, 
und dergleichen befeftigt, fondern felbige follen, fobald 
fie nicht in Laternen ſtehen, auf Leuchter oder wenig⸗ 
ſtens auf folche Gefäße geftecft werden, welche nicht 
entzundbar find. 

5) Laternen von Papier, Blafen, Horn oder Holz find gänz- 
lich verboten. 

6) Pfannen und Töpfe mit "Kohlen dürfen nur da, wo 
keine leicht entzündlichen Gegenftände in der Nähe find, 
gebraucht werden, und immer nur mit Beobachtung 
vorzüglicher Vorficht, wenn das Feuer darin wohl ver: 
wahrt ift. 

Die Anwendung berfelben zur Erwärmung der Wohn: 
zimmer, ftaft des Heizeng, zur Erwärmung in hölernen 
Buden, zur Erwärmung der Hände beim Trocknen der 
Waͤſche auf den Hausböden, oder zum Kochen auf den 
Straßen und öffentlichen Plaͤtzen, darf nicht mehr flatt: 
finden. 

7) Ale Einheigöffnungen müffen gefchloffen werden, fobald 
das Flammenfeuer aufgehört hat. Das Feuer auf den 
Herden darf, befonders gegen die Nacht, nicht eher 
verlaffen werden, als bis es zufammengefeßt und mit 
Waſſer gelöfcht, oder mit einem blechernen oder irdenen 
Deckel bedeckt if. 

Außerhalb der eigentlichen Feuerſtellen darf nirgends 
in den Gebäuden oder in deren Nähe Feuer gehal- 
ten oder angemacht werden, am wenigſten auf den Ge: 
hoͤften. 

8) Bei ſehr ſtuͤrmiſcher Witterung duͤrfen keine große Feuer 
in den Werkſtaͤtten und auf den Feuerherden, nament⸗ 
lich auch Feine Brau- und Darr⸗Feuer angezündet, die 
fhon vorhandenen aber müffen fo fehleunig als mög: 
lich ausgelöfcht werben. 
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9) Brennbare Sachen aller Art find von ben Feuerftätten 
möglichft fern zu halten. — Befonders aber ift bei Auf- 
bewahrung der leicht fangenden Gegenftände, als Flachs, 
‚Hanf u. dgl., fowie des Branntweins und ber Fett⸗ 
waaren, als Sped, Talg, Ohl, Theer, Pech u. dgl., 
bie aͤußerſte Vorſicht zu beobachten. Größere, nicht bloß 
zum Hausbedarf beftimmte Borräthe von Gegenftäns 
den und Waaren diefer Art, dürfen gar nicht in den 
Wohnhäufern aufberwahrt werden, eg fei denn, in feuer: 
fihern gewoͤlbten Gemächern. 

Ohl darf niemals auf Flachs, Hanf oder dicht ver: 
pactes Tauwerk gelagert, auch nicht nahe dabei aufbe: 
wahrt werden, wegen Gefahr der Gelbftentzundung. 

10) Wegen Aufbewahrung und Behandlung des Schieß— 
pulvers bleiben die befonderen Vorfchriften in Anwen⸗ 
dung, welche in der Bekanntmachung vom 19. Juni 
1816. (Amtsblatt für 1816. Seite 221.) enthalten find. 

41) Afche, befonders von Torf und Steinfohlen, darf 
nicht auf den Böden und in hölzernen Gefäßen, fon: 
bern nur in den Küchen oder Kellern in blechernen 
oder irdenen Behältern aufbewahrt, oder folche muß 
aus den Gebäuden ganz fortgefchafft werden, an folche 
Stellen hin, wo fein Schaden dadurch verurfacht wer- 
den Fann. 

412) Das Trocknen, NReinmachen und Schwingen des Flach: 
ſes foll in der Regel ganz außerhalb der Drtfchaften 
gefchehen. Das Hecheln darf zwar in den Häufern, 
jedoch nicht bei Licht, fondern nur am Tage verrichtet 
werden. 

13) Ungelöfchter Kalk darf nicht in der Nähe von Gebäu- 
den, auch nicht offen, fondern im verdeckten Behältnik 
fen aufbewahrt werden: 

414) Große Holzftöße, Heufchober, Strohhaufen und ber: 
gleichen, dürfen nicht in der Nähe der Gebäude, worin 
Feuerftellen befindlich find, oder unmittelbar an denfel: 
ben aufgeftellt werben, fondern müffen nad) Maß: 
* der Hrtlichkeit in moͤglichſter Entfernung davon 
bleiben. 
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15) Die in Holz arbeitenden Handwerker follen die Späne 


in ihren MWerkftätten nicht anhäufen, fondern folche in 
der Regel täglich daraus fortfchaffen und nach fichern 
Geläßen bringen, auch unter feinem Vorwande bren- 
nendes Licht in der Werkſtaͤtte ohne Aufficht ſtehen laffen. 


46) Seifenfieder, Lichtgießer u. f. tv. dürfen niemals des 


Nachts Talg, Wachs u. f. w. fchmelzen. Dies foll ſtets 
nur bei Tageszeit, mit Beobachtung der nöthigen Vor: 
ficht, gefchehen. - Firniß darf niemals in den Häufern, 
fondern nur entfernt von den Gebäuden auf dem Felde 
gekocht werden. 


17) Weder auf öffentlichen Straßen und Plägen innerhalb 


der Drtfchaften, noch in Stallungen, Scheunen, aud) 
Holz» Niederlagen, und an ähnlichen der Feuersgefahr 
leicht ausgefeten Ortern, darf Taback geraucht werben. 


Ein Jeder hat die Befugnig, demjenigen, welcher Diefe 


Vorfchrift verlegt, die Tabackspfeife abzunehmen, und 
ihn der Polizeibehörde zur Beftrafung anzuzeigen. Der 
Betroffene ivird nach ber Verordnung vom 21. Mai 
1516. (Amtsblatt pro 1816. ©. 83.) beftraft. 


18) Das Schießen mit Feuergewehren in der Nähe von 


Gebäuden, oder andern leicht entzündbaren Gegenftän- 
den, ift bei 5 bis 50 Rthlr. Strafe verboten. Cine 
Ausnahme von der Regel findet nur flatt, men zur 
Toͤdtung eines von der Wuth befallenen Thieres Schiek- 
getvehr gebraucht wird, desgleichen bei befondern Gele: 
genheiten mit ausdrücklicher Erlaubniß und unter fpe- 
sieller Aufficht der Polizeibehorde. 

Mit gleicher Maßgabe ift das Abbrennen der Rake— 
ten und anderer Feuerwerke verboten. 


19) Es ift die Pflicht jedes Hauswirths, auf gehörige 


Reinigung der Schornfteine in feinem Haufe zu halten. 
Die näheren Beftimmungen in diefer Beziehung und 
die Pflichten der Schornfteinfeger, find bereits durch 
eine befondere unterm 2. Dezember 1818. (Amtsblatt 
für 1518. ©. 1058.) bekannt gemachte Verordnung 
feftgefegt. 


20) Gleichergeftalt bleiben wegen der Neubauten und Ge: 
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bäube- Reparaturen im Allgemeinen, ſowie insbefondere 
wegen Veränderung der Feuerftätten, die beftehenden 
gefeglichen Vorſchriften (Allgemeines Landrecht Thl. J. 
Tit. 3. $. 65. big 82.) und die darauf ſich gründenden 
befondern Verordnungen in Anwendung. (Amtsblatt 
pro 1816. Seite 253.302. 524. — pro 1517. Geite 2, 
und pro 1818. ©. 157.) 

Dliableiter dürfen nur mit Vorwiſſen und Genchs 
migung ber Polizei angelegt werden. 

21) Um die aus dem Verfall und fchlechten Zuftande ber 
Gebäude entſtehende Feuersgefahr nach Möglichkeit zu 
vermeiden, ift von Zeit zu Zeit, mindeftens aber halb- 
jährlich, in allen Städten und Dörfern die Feuerficher- 
heit fämmtlicher häuslichen Einrichtungen und Bauan- 
lagen mit Sorgfalt zu unterfuchen. 

Diefe Sener-Vifitationen, bei welchen zugleich auf 
Beobachtung der fonftigen Baupolizei-Vorſchriften zu 
halten ift, find in den Städten von den Polizei-Diri: 
genten oder Bürgermeifter, in der Negel mit Zuziehung 
eines Maurer: und eines Zimmermeiſters, two möglic) 
auch des Schornfteinfegers, in Ermangelung diefer Ge: 
werksleute, mit Zusiehung einiger verftändigen Bürger, 
auf den Dörfern aber von den Dorfichulzen, mit Zus 
gichung des Dorfälteften, abzuhalten. In fo weit ſich 
dabei augmittelt, daß vorgefundene Bauanlagen oder 
gewiſſe Theile der Gebäude, im vorgefundenen Zuftande, 
wegen Feuergefährlichkeit, den ergangenen polizeilichen 
Vorſchriften gemäß, nicht geduldet werden können, muß 
nac) den Umftänden entweder die Sortfchaffung, oder 
die zur DBefeitigung der Gefahr erforderliche Veraͤnde— 
rung unverzüglic; ins Werk gefegt werden. Alle Feue— 
rungen, ohne Ausnahme, muͤſſen an mafliven Brand: 

mauern liegen. 

22) Seifenficder, Eichtzicher u. ſ. w. bedürfen, nächft den 
Bäckern, Brauern und Brennern zu ihrem Gewerbe vor: 
züglich fefter und ficherer Feuerfiätten. Bei neuen An: 
lagen der Gemwerbetreibenden dieſer Art, in Städten 
oder gefchloffenen Dörfern, und bei Haupt» Neparatu: 
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ren an den fchon vorhandenen Anlagen, ift darauf zu 
halten, daß die Feuerftätten nicht nur durch maffive 
Ningwände, fondern auch durch Gewoͤlbe ficher geſtellt 
werden. 


23) Die im vorhergehenden $. 22. genannten, und über: 


haupt alle diejenigen Getwerbetreibenden, welche zu den 
Seuerarbeiten gehören, oder welche zu ihrem Gemerbe 
eines größeren als des zu einer gewöhnlichen Haus: 
wirthſchaft nöthigen Feuers bedürfen, follen Feine neue 
Wohnung beziehen und ihre Wohnung nicht verändern, 
ohne zuvor der Polizeibehörde zur Prüfung der Zulaͤſ—⸗ 
figkeit und Feuerficherheit Anzeige gemacht und Geneb: 
migung erhalten zu haben. 


24) Der höchfte Punft eines Stubenofens fol wenigfiens 


ein Fuß von der Dede des Zimmers entfernt bleiben. 


25) Eiferne Nauchröhren, welche aus Windöfen in die 


Schornfteine geführt werden, dürfen in einer Entfer- 
nung von 3 Fuß Fein Holzwerk haben. 


26) In den Städten follen Schornfteine Fünftig nur von 


Ziegelm erbaut, nicht auf Balken oder hoͤlzerne Stüßen 
gefeßt, nirgends auf das Gebälk oder Kehlbalken ab: 
geſetzt, oder aufgefattelt, auch durchaus nicht auf Holz 
gefchleift, fondern fehlechterdings auf einem maffiven 
Fundament aufgeführt, und nöthigenfalls zufammenge- 
woͤlbt werden, fein Holzwerk darf die Schornfteinröhre 
unmittelbar berühren, Balken und Sparrhölger, welche 
der Schornflein- Aufführung im Wege ftchen, find abzu- 
fhneiden, und durch Duerhölzer auszumechfeln, doch 
fo, daß Balken, Sparren und Wechfel wenigſtens £ 
Zug vom Schornſtein entferne bleiben. 

Auch auf dem platten Lande ift dahin zu toirken, 
daß bei Neubauten, fo viel möglich, nur maffive 
Schornfieine erbaut werden, und die noch fo Häufig 
geklebten abkommen. Doch ift hierbei der Vermoͤgens 
Zuftand der ntereffenten mit Billigkeit zu berückfich- 
tigen. 


27) Die nicht maſſiv gewölbten und daher nicht feuer: 


fihern Badöfen auf dem Lande und in dem Eleinen 
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Städten, desgleichen Töpferöfen, follen menigftens 100 
Schritt von andern Gebäuden entfernt fein. 
28) Alle an den Außenflächen (in den Wänden, dem Gie- 
bel, oder dem Dache) der Gebäude in den Städten 
oder gefchloffenen Dörfern vorhandenen Öffnungen fol- 
len mittelft Fenſtern oder Laden verfchließbar gemacht, 
und legtere folen, fobald die Gebäude ohne menfchliche 
Aufficht bleiben, verfchloffen werden. 

29) Den Dorfgemeinden wird empfohlen, zwiſchen den ein: 
zelnen Gehöften und auf den leeren Plaͤtzen in ben 
Dörfern Bäume anpflanzen zu laffen, befonders von 
denjenigen Gattungen, welche ſtark belaubt werben, und 
— zur Hemmung der Feuersbruͤnſte ſehr beitragen 
koͤnnen. 


Abſchnitt II. 
Vorſchriften, welche darauf zwecken, daß bei vorkommenden Feuersbruͤn⸗ 
ſten die zum Loͤſchen erforderlichen Mittel ſich in Bereitſchaft finden, 
und gehörig angewendet werdeu koͤnnen. 

30) Jeder Hauswirth hat dafürzu forgen, daß die Straße / 
vor feinem Haufe, tweber bei Tage, noch des Nachts, 
durch Wagen, Holz oder andere nicht dahin gehörende 
Gegenftände geiperrt werde. 

31) Jede Haushaltung hat fich mit einer Tonne oder ei- 
nem ähnlichen Wafferbehälter zu verfehen, worin jeder 
Zeit, befonders über Nacht, ein angemeflener Waffervor- 
rath in Bereitfchaft zu halten ift. 

32) Die öffentlichen und Privat-drunnen find fortdauernd 
in gutem, brauchbarem Stande zu unterhalten, und wenn 
fie fchadhaft werden, unverzüglich auszubeſſern und 
tieder in Stand zu fegen. Der Befiger eines Privat 
Brunnens darf folhen nicht ohne Vormwiffen und Ge 
nehmigung der Polizeibehörde verfallen oder ganz eins 
gehen laſſen. 

33) In jeder Gemeinde find, nach Verhältniß ihrer Be 
trächtlichkeit, die erforderlichen Löfch- und Rettungs⸗Ge⸗ 
räthfchaften anzufchaffen, in fo weit folche noch fehlen. 
Dazu gehören Sprigen, Wafferfüven, Eimer, Feuerha⸗ 
Een, Leitern u. ſ. w. 
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Die Koften der Anfchaffung und Unterhaltung der 
öffentlichen Geräthfchaften find aus dem Kommunal: 
Fonds oder durch Beiträge der Gefammtheit aller Mit 


“glieder jeder Gemeinde, die Koften der Privar: Löfchge: 


räthfchaften aber find von jedem einzelnen Hausbeſitzer 
zu beftreiten. 


34) Bon melchen einzelnen Gemeinden große fahrbare 


Schlauch: oder Rohrſpritzen anzufchaffen und die Ro: 
fien dazu aufzubringen find, wird durch befondere Ver: 
fügungen feftgefeßt merden. An fonftigen öffentlichen 
Löfchgeräthfchaften follen in der Regel wenigſtens von 
jeder Gemeinde auf 6 bis 10 Feuerftellen ein Waſſer⸗ 
füven auf einer Schleife und zwei große Feuerhafen, 


außerdem in den Städten einige große Feuerleitern un- 


terhalten iverden. 

Es ift dafür zu forgen, daß die, Küven auf paſſen⸗ 
den Plaͤtzen aufgeſtellt, im Sommer jederzeit mit einem 
frifchen Waffer gefühlt, im Winter aber umgekehrt auf 
Unterlagen geftellt werden. 

Die übrigen öffentlichen Löfchgeräthfchaften find an 
fichern, aber leicht zugänglichen Orten aufzubewahren. 


35) Ar Privat: Löfchgeräth fol in der Megel jeder Haug: 


befizer einen ledernen Feuereimer, einen Feuerhafen, eine 
Art, eine Handfprige, eine fogenannte Feuerpatfche (d. 
i. eine an einem Ende mit Lappen dick umwickelte 
Stange), in den Städten eine Leiter unter dem Dache, 
auf den Dörfern eine bis über den Schornftein rei: 
chende Leiter, anfchaffen und unterhalten. 

Das Privat-Löfchgeräth ift unterfcheidend zu bezeich- 
nen, entweder mit der Hausnummer, oder dem Nas 
men des Eigenthümerg, ober durch andere leicht erfenn: 
bare Merkmale. 


36) Bei Gelegenheit der nach $. vorzunehmenden 


Feuer: Vifitationen ift zugleich — win und 
der Zuftand der vorgefchriebenen Löfchgeräthfchaften zu 
unterfuchen, und dafür zu forgen, daß den etwa ent- 
beeften Mängeln fofort abgeholfen werde. Wenn Fe 
mand hierin ſaͤumig ift, fo hat die Polizeibehörde für 
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deffen Rechnung das Mangeinde zu beforgen, und die 
Koften nöthigenfalls durch Exekution von demfelben ein: 
zuziehen. 

37) Die groͤßeren Feuerſpritzen, wo dergleichen vorhan— 
den, find im der Regel drei bis vier Mal jährlich zu 
probiren, wobei zugleich dag zu deren Bedienung be: 
ſtimmte Perfonale im Gebrauche der Spriten zweck—⸗ 
mäßig zu üben ift. 

Diefe Proben und Übungen dürfen jedoch nicht bei 
Froſtwetter vorgenommen werben. 


38) Nach den befondern Verhältwiffen und der Eigenthuͤm⸗ 
lichkeit jedes einzelnen Orts, find von den Polizeibehör: 
den die Einrichtungen anzuordsen, welche erforderlich 
find, um bei entfichender Feuersbrunſt alle Einwohner 
davon aufs ſchleunigſte in Kenntniß zu feßen, die Löfch: 
und Rertungsanfialten mit der gehörigen Drdnung zu 
betreiben, alle Verwirrungen möglichft zu vermeiden, 
und alle zur Hülfsleifiung verpflichteten Perfonen in 
zweckmaͤßige Thaͤtigkeit zu ſetzen. 

Insbeſondere find zur Heranbringung und Bewe— 
gung der Spritzen, und zur Herbeiſchaffung des Waſ— 
fers die noͤthigen Mannſchaften und Pferde, ſowie zur 
Behandlung der übrigen öffentlichen Loͤſchgeraͤthſchaf⸗ 
ten, bdesgleichen zum Nertungsgefchäft, zu den etwani⸗ 
gen Reſerven u. ſ. w. gewiſſe Perfonen im Voraus zu 
beftimmen. 

Im Allgemeinen muß jeder Fenerdienfipflichtige mit 
Anweiſung verfehen fein, welches Gefchäft er bei vor 
kommenden Fenersbrünften zunächft und vorzugsweiſe 
anzugreifen hat. Auch die Art des Feuerlaͤrms durch 
Schnarren, Trommeln, Anfchlagen der Sturmglocken 
u. ſ. w. und welche Perfonen zunächit die Laͤrmſignale 
geben follen, ift anzuordnen. Ferner find Nettungspläge 
zu bezeichnen, wo die geborgenen Sachen einſtweilen 
unter Bewachung niedergelegt werden koͤnnen. 

Befinden ſich oͤffentliche Kaſſen, Archive und ders 
gleichen am Orte, fo ift insbefondere auch wegen deren 
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‚Rettung und Bergung für den Fall entſtehender Feuers: 
gefahr das Nöthige anzuordnen. 

39) Auch zur Dämpfung der Seuersbränfte in benachbar: 
ten Ortichaften muß Hülfe geleiftet werden, und es ift 
für dergleichen Fälle ebenfalls ſchon im Voraus das 
Erforderliche zu beftimmen, damit die Huülfeleiftung nicht 
verſaͤumt werde, zugleich aber fuͤr die Sicherung des ei⸗ 
genen Wohnorts geſorgt bleibe. 


Abſchnitt III. 
Vorſchriften uͤber das Verhalten bei vorfallenden Feuersbruͤnſten. 


40) Jeder, in deſſen Wohnung ein Brandfeuer entſteht, iſt 
verpflichtet, unverzuͤglich Laͤrm zu machen, die Eingaͤnge 
des Gebaͤudes zu oͤffnen, und die Bekanntmachung der 
Feuersgefahr ſchleunigſt zu verbreiten. (Allgemeines 
Landrecht Thl. II. Tit. 20. $. 1566. 1567.) 

44) Auch diejenigen Brandfeuer, welche noch vor gefchehes 
nem Feuerlaͤrm durch Privathülfe gelöfcht worden find, 
müffen der Polizei gemeldet werden. 

42) Jeder, welcher ein Brandfeuer bemerkt, che Lärm ent 
fianden ift, fol augenblicklich, fo viel ihm möglich ift, 
für die Bekanntmachung und für Veranftaltung des 
Laͤrms forgen. 

Bei Nachtzeit find befonders die Nachtwächter vers 
pflichtet, auf die Merkmale der Brandfeuer aufmerkfam 
zu fein, und wenn fie dergleichen in oder an einem 
Haufe wahrnehmen, ſogleich anzupochen und die Be 
twohner des Haufes zu wecken. Beftätigt fich die Ver: 
muthung eines fattfindenden Brandfeuerd, fo müffen 
die Nachtwächter fogleic) Laͤrm machen, und dadurch, 
forwie durch Anpochen an die Häufer, die Nachbarn 
und übrigen Einwohner des Orts, — auch die 
naͤchſten Polizeibeamten wecken. 

Welche ſonſtige Laͤrmſignale zur —— der 
Feuersbruͤnſte bei Nacht oder bei Tage zu geben ſind, 
bleibt nach den Verhaͤltniſſen jedes Orts zu beſtimmen. 

43) Alle zum Feuerdienſt verpflichteten Perſonen muͤſſen 
auf die erſte Nachricht von einer Fenersbrunſt unver⸗ 

zuͤglich 
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zuͤglich an den Ort ihrer Beftimmung, oder mit dem 
Löfchgeräth unmittelbar zur Brandftelle eilen. 

Ein jeder muß die fogenannten Feuerzeichen, wo folche 
ſchon eingeführt find, mitbringen, um durch deren Ab: 
lieferung an den betreffenden Polizeibeamten fein Er: 
fcheinen nachzuweiſen. Frauenzimmer und Kinder, fo: 
toie ale müfigen Zufchauer dagegen follen fortbleiben 
oder zurückgemwiefen, und diejenigen, welche Unordnung 

. verurfachen, oder böfer Abfichten verdächtig find, ohne 
Anftand verhaftet werden. 

44) Zur Sortfhaffung der Sprigen und Wafferküven ift 
jeder pferdehaltende Einwohner fein Geſpann zu geftel- 
len fchuldig. 

- 45) Schornfteinfeger, Maurer und Rir.uerl . te, wo fie vor⸗ 
handen find, follen, nebſt ihres, Geſellen, mit den erfor; 
Derlichen Werkzeugen auf der Brandftelle erfcheinen, um 
befonders beim Niederreißen Dienfte zu leiften. 

46) Zur Zeit eines Brandfeuers follen alle Privat: Brun- 
nen und Mafferbehälter, ohne Ausnahme und Nück 
ficht, zur Benugung für die Eöfchanftalten verftattet 
werben. 

47) Dem erften Polizeibeamten jedes Orts, oder feinem . 
Stellvertreter, liegt die Anordnung und Leitung der Löfch: 
und Nettungs: Anftalten ob; in Garnifon » Städten un: 
ter der durch die Allerhochite Kubinets:Drdre vom 
29. Auguft 1818. (Annal. S. 819.) befohlenen Mit: 
wirkung des Militairs. 

48) Gleich dem Dirigenten, müffen alle übrigen Polizei— 
beamten des Orts, in fofern deren noch vorhanden 
find, ungeſaͤumt ſich zur Brandftele begeben, um ent 
weder das nach den DVorfchriften der Orts» Behörde 
ein für allemal übertragene Gefchäft zu beforgen, oder 
an Ort und Stelle die nach Bewandtniß der Umftände 
ihnen vom Dirigenten zu ertheilende Befehle zu voll 
ziehen. 

49) Zu den Pflichten der Polizeibehoͤrde gehört es insbe⸗ 
fondere, darauf zu fehen, daß jede zum Seuerdienft be: 
flimmte Perfon ſich auf ihrem Plate befinde, und 

Annalen I. Heft 1321, 9 
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ihrer Schuldigkeit nachkomme, daß uͤberall Ordnung, 
nach Moͤglichkeit, aufrecht erhalten werde, daß die 
Spritzen, two dergleichen vorhanden, zweckmaͤßig aufge: 
ftellt, ununterbrochen bewegt und mit Waffer verforgt, 
und dag die übrigen Löfchungsmittel auf das Wirffamfte 
in Anwendung gefeßt werden. Diefelbe hat dag Recht 
und die Verpflichtung, jede zur Hemmung und Daͤm⸗ 
pfung der Seuersbrunft nothwendige Maßregel zur Aus 
führung bringen zu laffen, namentlich die in der Nähe 
des Feuers vorhandenen Zäune und andere entzundbare 
Gegenftände, fo viel es möglich, forträumen, nach Um: 
fanden die Niederreißung von Gebäuden anzuordnen 
und bewirken zu laffen, felbft, wenn folche noch nicht 
vom Feuer ergriffen find, fofern diefe Maßregel dazu 
dienen kann, dem Brande Gränzen zu feßen. Seber: 
mann ift fchuldig, fich den diesfälligen Anordnungen zu un 
terwerfen, und jede Widerfeglichkeit wird ſtrenge beftraft. 


50) In den Städten follen bei nächtlichen Feuersbruͤnſten 


von den Bewohnern aller Käufer in den zur Brand: 
ftätte führenden, und in den benachbarten Straßen, bie 
Fenfterladen geöffnet und brennende Lichter, odkr Lam: 
pen an die Fenſter, oder in Laternen vor den Häufern 
aufgeftellt werden. 3 

51) Das Nettungsgefchäft, nämlich die Bergung der Mo: 
bilien u. ſ. w., iſt im Allgemeinen den Maßregeln zur 
Dämpfung de8 Feuers untergeordnet, und darf in der 
Kegel nur fofern geftatter werden, als für die Loͤſchungs⸗ 
anftalten dadurch Fein Hinderniß erwaͤchſt. 


Abifhnite IV. 

Borfchriften wegen der Mafregeln nah gedäimpfter Feuershrunfl. 

52) Keine fenerdienfipflichtige Perfon darf fich, ohne Er: 
laubniß des Polizei: Dirigenten oder feines GStellvertre: 
ters, von der Brandſtaͤtte entfernen. 

55) Nach gedaͤmpfter Feuersbrunft muß, nach Beftimmung 
des Polizeibeamten, die erforderliche Mannjchaft mit 
Löfchgeräthen auf der Brandftätte zurückbleiben, um 
Wache zu halten, das wieder noch etwa auflodernde 
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euer fogleich zu löfchen, und die noch glimmenden 
oder ſchwelenden brennbaren Gegenftände mit Maffer 
zu begießen. Das ift fo lange fortzufegen, und die da: 
bei angefiellte Mannfchaft ift alle 6 oder 8 Stunden 
fo oft abzulöfen, und durch andere zu erjegen, bis Feine 
Gefahr zu befürchten ift. 

54) Gleichmaͤßig müffen, fo lange «8 nöthig ift, gefüllte 
MWafferfüven zur Brandftätte geführt werden. 

55) Die Poliseibehörde hat zu beftimmen, wann diefe Maß: 
regeln eingeftellt werden können. 

56) Von derfelben ift dafür zu forgen, daß bie fichen ge: 
bliebenen Mauern und Wände der abgebrannten oder 
vom Feuer befchädigten Gebaͤude, in fo weit ſolche Ge 
-fahr und Einfturz drohen, abgebrochen oder nicderge: 
riſſen werden. 

57) In ſofern aus dem Schutte noch Sachen von Werth 
zu retten find, ſoll die Brandſtaͤtte binnen den erſten 
36 Stunden gegen Diebftahl bewacht, und ſolches von 
der Polizeibehörde angeordnet werden. Die. nachherige 
Bewachung, wenn fie noch nuͤtzlich wäre, ift Sache der 
einzelnen Intereſſenten. 

58) Die Eigenthümer der Brandſtelle find ſchuldig, bin: 
nen einer von der Polizeibehoͤrde angemeffen zu beſtim— 
menden Friſt den Schutt forträumen zu laffen. 


59) Das gebrauchte Feuerlöfchgeräth muß nach dem Brande 


ungefäumt forgfaltig unterfucht, das Fehlende ergänzt 
und das Schadhafte aufgebeffert, die Brunnen muͤſſen, 
wenn fie befchädigt find, ebenfalls fogleich wieder in 
Stand geſetzt werden. 

60) Nach jedem Brandichaden beſtimmt die Polizeibehörde, 
ob und in welchen Graͤnzen der Wiederaufbau eines 
neuen Gebäudes auf der Brandſtelle ftattfinden darf. 
Auch Nothgebäude dürfen nicht ohne polizeiliche Ge: 
nehmigung errichtet werden. 

61) Sobald es irgend die Löfchungsgeichäfte geſtatten, hat 
die Poliseibehörde, nach Ben befichenden befondern Bor: 
fchriften, die Unterfuchung über die Entſtehung der 
Seuersbrunft abzuhalten. 
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62) Desgleichen Hat biefelbe alle diejenigen, welche etwa bei 
der Feuersbrunft oder nachher ihre Pflicht nicht erfült, 
oder fich andermweit haben etwas zu Schulden fommen 
laffen, zur Verantwortung und Unterfuchung zu ziehen, 
und deren Beftrafung zu veranlaffen. 

65) Die Strafe für Verlegung der vorfichenden Vorfchrif: 
ten, in ſoweit die Höhe berfelben für beflimmte Ber: 
gehungen nicht in den beftehenden Gefegen und Ver: 

ordnungen ſchon vorgefchrieben, und wenn nicht etwa 
die Kontravention mit einem durch befondere Strafge⸗ 
fee bedroheten Vergehen oder Verbrechen in Verbin: 
. dung ift, werben nach allgemeinen Grundſaͤtzen (Allge⸗ 
meines Landrecht Th. V. Tit. 20. $$. 29.33. 35.240.) abs 
gemeffen, und in der Negel auf Geldbußen von 1 big 
10 Rthlr. oder verhältnigmäßige Leibesſtrafen feftge: 
fest, in Wiederholungsfällen aber durch angemeffene Er: 
hoͤhung gefchärft. Die Straffäge für einzelne Verge—⸗ 
bungen oder Unterlaffungen follen von den Ortsbehoͤr⸗ 
den mäher beſtimmt werben. Für diejenigen, welche 
aus bloßem Muthwillen oder in böfer Abficht wiffent: 
lic) ohne Grund Feuerläarm veranlaflen, und die Ein: 
wohner beunruhigen, wird nachdrüdliche Eörperliche Zuͤch⸗ 
tigung oder Gefängnißftrafe von 3 bis 6 Wochen” feft: 
gefeßt, in fofern nicht entftandene befondere Nachtheile 
eine härtere DBeftrafung begründen. _ 

64) Wer fich dagegen bei Feuersbrünften rühmlich aus: 
zeichnet, deffen Name foll belobend öffentlih befannt 
gemacht, und es follen demfelben, nach Befinden der 
Umftände, Belohnungen aus öffentlichen Fonds zu Theil 
werden. Auch haben die Ortsbehörden angemeffene Prä- 
mien für Diejenigen auszufegen, welche bei Feuergge 
fahr die erſte Sprige oder die erfie Küve zur Brand: 
ftätte bringen, oder wo nur eine fahrbare Sprige vor: 
handen iſt, die erften Pferde zur Fortbringung bderfelben 
vorlegen, ferner welche dag erfte Lärmfignal beforgen, 
oder auf ähnliche Art zuerſt zu den RUCBECEDEN thätig 
mitwirken, 

Pofen, den 19. März 1821. 
König. Preuß. Regierung. Erſte — 
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* 87. 
Bekanntmachung der Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, 
die Feuerſpritzen auf dem Lande betreffend. 





Die Herren Landraͤthe, Ortsobrigkeiten und Domainen— 
beamten machen wir, mit Bezug auf die Verfuͤgung vom 
29. Juli v. J. (Amtsblatt Seite 150.) wiederholt darauf auf: 
merkfam, daß die von der Kurmärkfchen Land: Feuerfocietät 
für die Anfchaffung der neuen Feuerfprigen bisher bewillig: 
ten SO Prozent von dem Werthe derfelben nur noch big zum 
1. Mai 1321. gezahlt werden, und daß wenigſtens die Be 
ftelung der GSpriße, unter Vorlegung des Kontrafts oder 
glaubhafter Artefte der Anfertiger, vor dem 4. Mai bei 
der Feuer: Societäts: Spezial: Direktion nachgemwiefen wer— 
den muß. 


Da fchon die Ebifte vom 1. Dftober 1708. und vom 
12. Juni 1725. die Anfchaffung der großen Feuerfprigen in 
allen DOrtichaften, foviel es die Gelegenheit verffattet, vor: 
ſchreiben, das allerhöchften Orts beftätigte Land» Feuer: So; 
cietaͤts⸗Regulativ vom 11. Auguft 1771. auch die ausdruͤck— 
liche Beftimmung enthält: 
dag in allen Orten Feuerſpritzen angefchafft werden 
follen, und daß nur in Anfehung der Fleinen Dörfer, 
welche ihres motorischen Unvermögens wegen eine ei 
gene Spritze anzufchaffen nicht im Stande find, die 
Berbindung von 2, 3 auch 4 Dörfern, welche nicht 
weit auseinander liegen, nachgegeden werden Eönne, 
fo folgt daraus, daß nur folche Gemeinen von Anfchaf: 
fung einer eigenen Feuerſpritze entbunden werden können; 
welche zur Klaffe der Eleinen und ganz unvermögenden ge 
bhören.. 


Die Herren Landräthe werden daher wohl thun, wenn 
fie alle diejenigen Gemeinen, die mach ihrer pflichtmäßigen 
Anficht und den ihnen befannten nähern DVerbältniffen der: 
felben, zu den Fleinen und unvermögenden nicht zu zählen 
find, auffordern, die DBeftellung der Spritzen fofort zu be 
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wirken, und daß dies gefchehen, noch vor dem 1. Mai d. %. 
bei der Land: Feuer » Societäts - Spesial : Direktion nachzumei- 
fen, damit fie, wenn fich bei den deshalb anzuftellenden naͤ⸗— 
bern Ermittelungen ergeben follte, daß fie nach dem Sinne 
der im Eingange erwähnten Beftimmungen, für verpflich- 
tet erachtet werden müßten, eine eigene Feuerfprige anzu: 
fchaffen, nicht die fo bedeutende Beihülfe der 30 Prozent 
verlieren. Die Herren Landräthe weiſen mir zugleich an, 
fich fogleich) mit den Herren Domainen- Beamten und übri- 
gen Polizeiobrigfeiten in Verbindung zu fegen, und ung in: 
nerhalb 8 Wochen eine vollftändige Uberficht der in ihrem 
Kreife vorhandenen großen Feuerfprigen zu überreichen, da: 
bei auch alle diejenigen Ortfchaften mit aufzuführen, in wel 
chen fich jet Eeine Feuerfprigen befinden, und uns hin— 
fichtlich dieſer ein vollftändig begründetes Gutachten abzu: 
geben, welche bderfelben nach den angezogenen, Beſtimmun— 
gen zur Anfchaffung einer eigenen Feuerfprige aufzufordern, 
wie für die übrigen aber die Affociationen zu bilden fein 
dürften. 

Die Herren Landräthe des Zauch-Belsiger und Syüter: 
bogk⸗-Luckenwalder Kreifes werden rückfichtlich der vormals 
Sächfifchen Landestheile auf das Mandat vom 18. Februar 
1775., die Verhütung der Feuersgefahr betreffend, aufmerk⸗ 
fam gemacht, und haben die angeordneten Ermittelungen auch 
in diefen Diftrikten vorzunehmen, und deshalb an und zu 
berichten. 

Potsdam, den 20. März 1821. 

Königl. Preuß. Negierung. 


88. 
Befanntmachung ber Königlichen Regierung zu Dan 
5ig, die Abfchaffung der hölzernen und geflebten Schorn: 
fteine betreffend. 





Nachdem von allen Behörden die Nachweifungen der 
im vorigen Jahre abgefchafften hölzernen und geklebten Schorn= 


— — — — 
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fteine eingegangen fi nd, haben wir dag Ganze zufammenftel: 
Ien laffen, theils um eine vollftändige Überficht davon zu er⸗ 
halten, theils um die Reſultate oͤffentlich vorlegen zu koͤnnen. 
Zu dem Ende laſſen wir hier die Haupt-⸗Nachweiſung folgen, 
in welcher die Fortfchritte, die bisher in Wegfchaffung der 
poligeiwidrigen Schornſteine gemacht find, dargeftellt werden, 
fo daß überfehen werden kann, welchen Behörden das Zeug: 
niß befonderer Thaͤligkeit in dieſer Angelegenheit gebührt, und 
welche darin zurückgeblieben find. Daß im vorigen Jahre 
nicht mehr, als gefchehen, geleiftet iſt, dies wird zum Theil 
durch den Umftand entfchuldigt, daß die Aufführung maffi- 
ver Schornfteine durch das anhaltende Regenwetter gehindert 
wurde; um defto mehr muüffen daher bie Behörden fih be 
eifern, in dieſem Fahre nicht nur dag, was im vorigen Jahre 
nicht geichehen Eonnte, nachholen, fondern auch überhaupt fo 
viel polizeiwidrige Schornfteine fortfchaffen zu laſſen, als die 
Ruͤckſicht auf diejenigen befonderen Umftände nur geftattet, 
welche in einzelnen Fällen noch einige Nachficht erheifchen 
möchten, die aber Hinfichts der Bezirke der Intendanturen 
Marienburg, Tiegenhof und Elbing, die von den wohlhabend- 
fien Einfaffen des Regierungsbezirks bewohnt find, ferner 
nicht mehr in dem Grade wird ftattfinden Fönnen, daß bie 
Fortfchritte zum Ziele fo unbedeutend bleiben, wie fie bisher 
getwefen ſind. Hiernächft müffen der. Danziger Land: und 
der Carthaufer: Kreis und bie Intendantyr Carthaus als die 
jenigen Diftrifte genannt werden, in welchen noch fo viel 
zu thun ift, daß die Behörden ihre ganze Thätigkeit anzumen- 
Ken haben werden, um den übrigen Behörden, die verhält: 
nigmäßig größere Fortfchritte gemacht haben, gleich zu Fom: 
men. Sämmtliche Behörden werden angewiefen, eine Nach: 
weiſung der in diefem Jahre fortgefchafften hölzernen und ge: 
lebten Schornfteine, in der unterm 25. März v. J. (Amts: 
blatt Nr. 14.) wſchtichenen Form, bis zum 1. November 
d. J. einzureichen. 
Danzig, den 27. Maͤrz 1821. 
Königl. Preuß. Regierung. Erfte Abtheilung. 
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89. 


Befanntmahung ber Königl. Regierung zu Liegnig, 
das beim Segen der Stubenöfen zu beobachtende Ber: 
fahren betreffend. 





Es find öfters Feuersbrünfte dadurch entftanden, daß bie 
Hfen in den obern Etagen entweder nicht auf Füßen ftehen, 
oder Feine Hohlungen unter dem Herde erhalten haben, fon 
dern ausgefüllt, von dem Fußboden auf bis zum Herde auf 
gemauert, auf Balken und Fußböden, auch an Holzwaͤnden 
oder zu nahe an hölzernen Decken gefeßt und mit keinem Vor 
pflafter verfehen werben. 

Um diefen Gefährlichkeiten fir die Folge vorzubeugen, 
wird hiermit Folgendes verordnet und feſtgeſetzt. 

1) Darf kein Ofen, welcher auf Balken und Fußboden zu 
ſtehen kommen ſoll, alſo kein von der Erde ausge— 
mauertes Fundament bekommt, von dem Fußboden an 
bis zum Herde mit vollem Mauerwerk verſehen ſein, 
ſondern ſolcher muß entweder auf ſteinernen Unterſaͤtzen 
oder hoͤlzernen Ofenfuͤßen dergeſtalt geſetzt werden, daß 
zwiſchen der Unterkante des Ofens und dem Fußboden 

‚ein freier Spielraum von wenigſtens 6 Zoll Höhe ent 

halten ift. 

2) Können zwar, als Unterlage des Ofens, auf deffen ſtei⸗ 
nernen oder hölzernen Füßen hölzerne Zargen ange: 
wendet werden, biefe dürfen aber nur aus einem Nah: 
men mit dem Umriſſe des Ofens von 3 Zoll oder der: 
jenigen Breite beftehen, daß darauf die Kachelfchicht 
fammt Sutter derfelben aufgefeßt werben kann, und hoͤl⸗ 
gerne Dueerftücke oder fogenannte Zungen dürfen dieſe 
Zargen nicht enthalten, fondern es müffen, ſtatt deren, 
Schienen von Eifen, von Rahmſtuͤck zu Rahmſtuͤck 
übergelegt, angewendet werben. 

3) Sollen Hfen, mit Roſten und mit Afchfällen eingerich- 
tet, gefet werben, fo gelten die ad 1. und 2. gedach⸗ 
ten Borfchriften ebenfalls. 

4) Dürfen Eeine Ofen gegen eine hoͤlzerne Wand geſetzt 


* 
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werben, wenn folche nicht wenigſtens mit Ziegel 6 Zoll 

ſtark bekleidet ift. 

5) Darf jeder Ofen nur fo hoch gefeßt werden, daß def 
fen Oberkante wenigftens 1 Fuß 6 Zoll hoch von Höls 
zurnen oder belehmten und begypften Decken entfernt 
bieibt. 

6) Dürfen die Röhren der Hfen niemals durch hölzerne 
Bände, und nur in der Entfernung von 1 und $ Fuß 
vyn hölzernen oder belehmten oder begypfien Decken 
ggogen werden. 

Tritt etwa der Fall ein, daß eine Dfenröhre durch 
eite von Holz verbundene Wand gezogen werden muß, 
fo muß das Fach, durch welches die Röhre gelegt wird, 
werigfteng 3 Fuß im Duadrat im Lichten groß und mit 
Miuerziegeln ausgeſetzt feinz dann darf aber die Röhre 
nu: durch die Mitte dieſes ausgemauerten Faches ge 

leg werden. 

7) Bor jeden Dfen, welcher innerhalb der Zimmer, bie 
mit hölzernen Fußboden belegt find, geheizt wird, muß 
ein Ziegel: oder Fliefens Pflafter oder eine Blechplatte 
vor dem Einheizloche, von wenigſtens 2 Fuß lang und 
1% fuß breit, gelegt werden. 

Diefe Vorfchriften haben die Maurer und Töpfer, puͤnkt⸗ 
fich zu beplgen, twidrigenfalls fie bei dem erſten Übertre— 
tungsfalle it eine Strafe von Fünf Thalern genommen, und 
im Wiederhilungsfalle ihnen nach Befinden, rückfichtlic) auf 
die gefeglich Beftimmung des allg. Landrechts Th. UI. Ti 
20. $. 769.,ihr Gewerbe gelegt werben wird. 

Den Hrren Landraͤthen, den Polizei» Diftrift8- Kommiſ⸗ 
farien und Kagifträten wird es bei eigener Verantwortung 
zur Pflicht gmacht, nicht nur auf die Befolgung diefer Vor: 
fchrift für di Folge ein wachſames Auge halten zu laffen, 
fondern auch die DVeranftaltung zu freffen, daß diejenigen 
Hfen, welche etwa wider die vorgebachten Vorſchriften bie 
jetzt beftehen, nöglichft bald nach, folchen umgeändert werden. 

Liegnitz, en 18. März 1821. 

König. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 
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90. 


Bekanntmachung der Koͤnigl. Regierung zu Erfurt, die 
Anlegung von Sand, Thon: und Lehmgruber betr. 





* Da ed den Polieibehörden des Orts obliegt, über die 


Gefahrloſigkeit der innerhalb der Gränzen ihres Beirks ans 


‚gelegten Sande, Thon⸗ und Lehmgruben forgfältig zu wa. 
chen, und die zur Vorbeugung von Unglüchsfällen erforder: 
lichen Vorkehrungen zu treffen; fo iſt es uothwewig, daß 


dieſe Behörden auch von der. Anlage dergleichen Guben ge: 


börig unterrichtet werden. | 

In dieſer Hinficht verordnen wir daher: das Fünftig 
Jeder, der eine Sands, Thon- oder Lehmgrube wu zu er: 
öffnen beabfichtigt, hiervon zeitig und fpätefteng 'inen Tag 
vor der Aufgrabung der betreffenden Ortspolizeibehörde voll 
ftändige Anzeige macht, im Unterlaffungsfal aber ine ange- 
mefjene Ordnungs- oder Polizeiftrafe zu erwarten hat. 

Indem wir dieß zur allgemeinen Kenntniß bingen, ma- 
hen wir noch insbefondere die Königl. bauasführenden 
Beamten auf die genaue Befolgung diefer Vorchrift auf: 
merffam. 

Erfurt, den 31. März 1821. 

Königl. Preuß. Regierung. 


91. | 
DBefanntmachung des Königl. Ober-Bergams zu Bonn, 
die Ungluͤcksfaͤlle beim Bergbau betrffend. 





Wir übergeben hiermit dem bergbautreißuden Publi- 
kum eine weitere Uberficht der Unglücksfälle, nelche feit- un: 
ferer legten Bekanntmachung vom 21. Auguft v 3. big heute 
in den Bergwerken des Dürener Bergamtsbeztks fich zuge: 
fragen. Wenn es biernach einerfeits auch zw Beruhigung 
gereicht, daß die Anzahl diefer Unglücksfälle äcfes Mal ge 
ringer iſt, als in gleich langen Zeiträumen dr vorhergehen: 


171 


den Jahre, und dies zu der Hoffnung berechtigt, daß unfere 
mehrfachen Warnungen nicht ganz fruchtlos find; fo bleibt 
auf der andern Seite der Gedanke doch immer fehr nieder 
fchlagend, daß wiederum 4 Menfchen, nicht fowohl als 
Dpfer eigener Unvorfichtigkeit, als vielmehr vorzüglich in 
Folge der in früherer Zeit bewiefenen Nachläffigkeit in Be: 
achtung bergpolizeilicher Erforderniffe, ihr Leben auf die fchaus 
derhafteſte Weife haben einbüßen müffen. 
Zu zwei verfchiedenen Malen hatten Arbeiter in den 
Steinfohlengruben das Unglück, ganz unvermutheter Weil, 
fogenannte unterirdifche Seen — in alten Bauen geſam⸗ 
melte Waffer — anzuhauen, und fo wurden im Aften Falle 
ein, im 2ten Falle aber drei Menfchen, tmorunter Water 
und Sohn, von den plößlich hereinbrechenden Fluthen ver: 
ſchlungen. 
Schreckliche Ereigniſſe, wo alle menſchliche Huͤlfe der 
wuͤthenden Gewalt des freiwerdenden Elements weichen muße 
wo alle Selbſtrettung unmöglich iſt! — Allein dieſe Un—⸗ 
gluͤcke haͤtten nicht ſtattgefunden, wenn die ſo ſehr noͤthi⸗ 
gen bildlichen Darſtellungen der alten Grubengebaͤude vor: 
handen getvefen wären; aus diefen mwürden die Gruben: 
Offizianten und durch biefelben die Arbeiter von der Nähe 
ſolcher unterirdifcher Wafferbehälter unterrichtet worden fein, 
und dann einen Ort verlaffen haben, wo unter der Fort: 
feßung der Arbeit fie einem unvermeidlichen Tode entgegen 
gingen. 
Was bie vergangene Zeit unterlaffen, kann num freilich 
nicht wieder gut gemacht werden, in fofern nämlich als 
gegenwärtig der Zugang zu den alten Bauen verfchloffen. 
ift; aber um fo mehr mwird es Pflicht, die Zufünft vor 
ähnlichen traurigen Ereigniffen ficher zu ſtellen, und fo viel- 
leicht noch Hunderte von Menfchen vor dem Waſſertode zu 
fügen. 
Wir ermahnen deshalb die Bergwerksbeſitzer, von ih: 
ren Gruben, nach Vorſchrift der beftehenden Gelege und 
Verordnungen, rißliche Darftellungen anfertigen zu laffen, 
und folche nicht allein auf den Gruben zu deponiren, fon 
dern auch Kopien davon bei dem vorgefegten Bergamte ge 
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fesmäßig einzureichen. Über Mangel an Gelegenheit zur 
Anfertigung der Riſſe, welche den Grubenbefigern nicht al- 
lein aus bergbaupoligeilichen Rückfichten, fondern auch wegen 
ihres eigenen Intereſſes wichtig und unentbehrlich fein muͤſ— 
fen, Tann nicht geklagt, und. derfelbe zum Vorwande ge: 
nommen twerden, dieſe legale Borfchrift zu umgehen, da 
der Staat für die Anftellung des nöthigen Markfcheider: 
Perſonals geforgt hat, won welchem die Bergmerksbefiger 
‚ bie Aufnahme der Gruben auf ihre Koften bewirken laffen 
koͤnnen. | 

Die Königl. Bergämter zu Düren und Saarbrücken 
find angewieſen, für die Aufrechthaltung dieſer Vorſchrif— 
ten zu machen, mit aller Strenge gegen die ‚Säumigen und 
Kontravenienten zu verfahren, und folche bei den Fompe 
tenten Gerichtöhöfen noͤthigenfalls wegen Nichtbefolgung ges 
feglicher und bergpolizeireglementsmäßiger Vorfchriften zu de; 
nungiren. | 

Bonn, den 30. Januar 1821, | 
Königl. Preuß. Ober-Bergamt für die Niederrheini: 
| ſchen Provinzen. 





92. 
Defanntmachung des Königl Dber-Bergamts zu Bonn, 
die Rettungs» Apparate betreffend. 





Durch das noch Fraftbeftändige franzöfifche Dekret über 
die Bergwerks⸗-Polizei vom 3. Januar 1813., Art. 15., und 
die darüber erlaffene miniſterielle Inſtruktion vom 9. Fe⸗ 
bruar 1813. ift beftimmt, daß auf den Bergwerken jeder: 
zeit die nöthigen Medifamente und Hülfsmittel zur Rettung 
von Verunglücten oder Scheintodten in einem volftändi- 
gen Apparat vorräthig gehalten werden follen. Diefe Be: 
ſtimmung ift bisher nur hoͤchſt theilmeife beobachtet worden, 
welches wohl vorzüglich feinen Grund darin haben mochte, 
daß micht leicht die Gelegenheit vorhanden war, fich der 
gleichen Fomplete Rettungsapparate zu verfchaffen. Diefe 
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Schwierigkeit ift nunmehr befeitigt; auf Anordnung des Koͤ⸗ 
nigl. Medisinal-Rollegiums des Großherzogthums Niederrhein 
zu Coblenz ift nämlich die Anfertigung folcher Apparate von 
ſehr zweckmäßiger Einrichtung in Vielzahl veranlaßt worden, 
und es hat fich ein Mitglied diefer Behörde, Herr Medisinal: 
Affefor Dr. Heymann in Eoblenz, zur Beforgung der Net: 
tungsapparate bereitwillig erklärt. 

Die Bergmwerksbefiger Fünnen fi) daher an denfelben 
zu diefem Ende wenden, und werben den volftändigen Ap⸗ 
parat, einfchließlich der nöthigen Medikamente, im Preiſe zu 
32 Rthlr. 12 Gr. Preuß. Kourant erhalten. 

Zur endlichen volftändigen Ausführung der vorerwaͤhn⸗ 
ten Gefeßes-Digpofition, deren hohe Zweckmaͤßigkeit auch oh— 
nehin gewiß von feinem Bergwerksbefiger verkannt werden 
wird, verordnen wir hiermit: 

1) daß die. Königl. Bergämter zu Düren und Saarbrücden 
den Grubenbefigern ihrer Bezirke eine Friſt vorbeftim: 
men follen, innerhalb welcher auf den Werfen fich ein 
folcher Apparat befinden muß; 

2) daß es, nach Maßgabe der Lage, der Gefährlichkeit und 
der Belegfchaft der Zechen, von den Königl. Bergäm: 
tern nachgelaffen werden koͤnne, wenn mehrere Werke 
fich eines und bdeffelben Apparat gemeinfchaftlich be: 
dienen wollen; dag betreffende Königl. Bergamt wird 
aber alsdann jedesmal feftfegen, auf welcher Grube der 
Apparat zum gemeinfchaftlichen Gebrauche aufbewahrt 

werden foll, und | 

3) daß alle Kontraventionen gegen dieſe Verordnung den 
fompetenten Gerichtshöfen zur Beftrafung von den Koͤ-⸗ 
nigl. Bergämtern angezeigt werden follen. 

Bonn, den 11. Februar 1821. 
Königl. Preuß. Ober: Bergamt für die Niederrheinifchen 
Provinzen. 


\ 





E. 
Gewerbe: Polizei. 
») 
3 93. 


Cirkular⸗Reſkript der Königl. Minifterien des Handels, 
des Innern und der Polizei und der Finanzen, an 
fammiiche Koͤnigl. Regierungen, den Betrieb des Haus 
firgewerbes betreffend. 





Es find von mehreren Seiten Zweifel darüber vorge 
" bracht worden, in wiefern eine Negierung befugt fei, umher: 
ziehenden Perfonen einen Gemwerbefchein zu ertheilen, vermöge 
deſſen fie auch in andern Negierungsbeirken, oder wohl gar 
im ganzen Lande ihr Gewerbe treiben dürften, auch ob in 
folchen Fällen die Gemerbefteuer nur einmal oder öfter ent: 
richtet werden folle. 
| Ungeachtet diefe Zweifel bereite verfchiedentlich fpeziel 
beantwortet worden find, fo halten die unterzeichneten Mini: 
ſterien e8 doch für nöthig, um der Übereinfiimmung willen, 
hieruͤber, mit Vorbehalt der Beſtimmungen des kuͤnftigen Hau: 
ſir⸗Geſetzes, folgende Anordnungen zu ertheilen: 

1) Die polizeiliche Dualififation muß vor der Ertheilung 
eines Haufir-Gemwerbefcheing allemal geprüft werden und 
feftftehen, und darf durchaus nicht in eine leere Forma 
lität ausarten, fondern muß auf einer genauen Kennt 
niß der perfönlichen und bürgerlichen WVerhältniffe des 
Subjefts und feines bisherigen Lebenswandels beruhen, 
womit es um fo firenger zu nehmen ift, je mehr dag 
gewaͤhlte Gewerbe die öffentliche Sicherheit, den recht: 
lichen Gewerbsbetrieb und das Finanz-ntereffe gefahr; 
den kann; auch muß der inländifche Haufirer einen bes 
ffimmten Wohnfig im Lande haben. 

Ausländer — fofern überhaupt ihre Zulaffung zum 
Haufir-Gemwerbe im Inlande geftatter if, — welche nicht 
fchon als rechtliche Männer bekannt find, müffen fich 
über ihre Unbefcholtenheit durch unztweideutige Zeug: 
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niſſe ihrer Ortsobrigkeit ausweiſen, und noͤthigenfalls 
eine Kaution ſtellen. 

Wenn nun auch in der Borandfebung, daß ein fo 
zur Zulaffung zum Gewerbebetrieb mit Umberziehen qua- 
lifizirt befundenes Subjekt ohne polizeiliche Gefahr feine 
Wanderungen über die Grängen eines einzelnen Negies 


rungsbezirks hinaus erftrecken dürfte, fo Eönnte doch 


leicht alsdann die Zahl der Haufirenden fich weit über 
den Bedarf vermehren. 
Aus diefem Grunde hat 


2) jede Regierung den Gemwerbefchein für Haufirer nur für 


3 


— 


4) 


5) 


6) 


ihren eigenen Bezirk zu ertheilen, und. e8 muß im Ge: 
twerbefchein ausgedrückt werden, two darauf haufirt wer⸗ 
den darf. 

Will jemand auch in einem oder andern benachbarten 
Megierungsbezirfe oder im ganzen Staate haufiren, ſo 
muß dazu eine Genehmigung, und zwar im erftern Falle 
von der Regierung des Bezirfs, im zweiten von dem 
Minifterio des Handels beim Auf: und Verkauf, bei 
andern Gemwerben aber von dem Minifterio des Innern 
und der Polizei, vorhanden feyn. 

ft eine folche Genehmigung zur Zeit der Ausfertigung 
des Gemerbefcheins fchon ausgewirkt, fo muß mit Be- 
zug darauf der ermeiteste Bezirk, worin haufirt werden 
Fann, im Gemerbefchein genau bemerkt werden. 

Erhält der Haufirer aber die Genehmigung erft fpäter, 
fo kann von der Regierung, wo er fich meldet, oder in 
deren Bezirk er fich gerade aufhält, die Zulaffung des 
erweiterten Gewerbebetriebs auf dem Gemerbefcheint, 
mittelft einer unterfchriebenen und befiegelten Signatur, 
vermerff werden. 

Die Negierung muß durch den Vertheiler des Gewer—⸗ 
befcheins diefem das volle Signalement des Haufirers 
anfiegeln laffen, und auf folches im Gemerbefchein Be 
zug nehmen. Auch Fann ftatt deffen, wenn der Ertra- 
hent einen für die Zeit des Haufirens gültigen Reiſe— 
paß befitst, der das Signalement enthält, diefer ange: 
fiegelt werden. | 
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7) Sn der Zahlung der Gewerbeſteuer macht es keinen 
Unterfchied, ob jemand nur in einem oder in mehreren 
Negierungsbezirken zu hauſiren befugt wird, fdndern 
e8 darf jeder nur einmal für das ganze Jahr die Steuer 
entrichten. : 

Berlin, den 26. Januar 1821. 
Minifterium des Minifterium des Innern Minifterium der 


Handels. und der Polizei. Finanzen. 
v. Buͤlow. v. Shudmann. v. Klewitz. 
94. 


Reffript der Königl. Minifterien des Handels und des 
Innern und der Polizei an die Königl. Regierung zu 
Breslau, die DBefchränfung des Haufirgewerbes 

| betreffend. 


———— 
x 


Die Königl. Regierung legt das Gemwerbefteuer - Edift 
som 30, Mai v. 5. nicht richtig aus, wenn fie nach ihrem 
Berichte vom 22. September v. 5. der Meinung iſt, daß 
durch felbiges die Freiheit des Haufirend ausgedehnt fei, 
indem vielmehr das Gegentheil ftattfinde. Denn dag be 
fagte Edikt bezeichnet mehrere Waaren als folche, mit de 
nen nicht haufirt werden fol, in Hinficht welcher e8 bisher 
zweifelhaft gewefen, ob ein Haufiren damit hat geftattet 
werden dürfen, feitbem durch die Veränderungen des neuen 


Steuergefeßes der Begriff von hoch impoflirten Waaren ger 


feglich nicht mehr vorhanden ift, mit welchen das Haufiren 
durch den $. 151. des Edikts vom 7. September 1811. un- 
terfagt war. 

Auch find die Beftimmungen dieſes Edifts über dag 
Haufiren, durch das Geſetz vom 30. Mai v. J. nicht auf: 
gehoben, und namentlich ift durch Fein Gefeß den Auslaͤn— 
dern ein, Recht eingeräumt worden, die Erlaubnig zum Hau: 
firen im Lande zu verlangen. Im Gegentheil gibt der $. 
147., verbunden mit $. 160., der Königl. Regierung ein 
weites Feld, das Haufiren überhaupt; und namentlich der 

Aus; 


r 4 — 
WMiniſterium des Junern. 
ei ee: Atz⸗ 










u d der 5* und ber Finanzen, an die Koͤ⸗ 
Regierung zu Achen, die Nichtausdehnung ver 
eral Haufir » Ronzeffionen auf den * 
Ba! ni — — Re 


* Urimee En au ae ı 2 5 










Der Königl. Regierung wird auf Ihre Anfrage vom 
8. v. M. erwiedert, daß die General: Haufir: Konzeffion 
des menhandlers N. N, aus Heepen vom. 7. Dezember 
v. 3. und überhaupt alle auf den ganzen Staatsbereich 
lautenden Hauſir⸗Konzeſſionen deshalb nicht auf den Graͤnz⸗ 
bezirk ausgedehnt werden koͤnnen, weil der Hauſirhandel in 
letzte viel Gelegenheit zur Bedeckung von Unterſchleifen 
* auch mit der Kontrole in dieſem Bereich unverein⸗ 
ar iſt. | 

Durch die gleichlautende Faſſung im Eingange ſaͤmmt⸗ 
licher General» Haufir-Konzeffionen ift übrigens die obige 
Befchränfung ſchon vorauggefehen, und hat die Koͤnigl. 
Regierung jedenfalls ganz recht verfahren, im dieſer Bezie⸗ 

Annalen 1. Heft. 1821. M- 


* 
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bung den $. 17. der Zoll» Ordnung, wie gefchehen, zu be: 
achten. de — — 
Berlin, den 31. Maͤrz 1821. — 
Der Miniſter des Der Miniſter des Innern Der Finanz 


Handels. und der Polizei. minifter. 
v. Bülom. v. Shudfmann. v. Klemis. 
96. 


Reffript des Königl. Minifteriums des Innern und der 

Polizei, an die Koͤnigl. Rheiniſchen Regierungen, die 

Beſchraͤnkung der an Auslaͤnder zu ertheilenden Hauſir⸗ 
Konzeſſionen betreffend. 





Aus Veranlaſſung der in einem Polizei-Berichte ges 
machten Unzeige, empfehle ich der Königl. Regierung, , bie 
Erlaubniß zu Vorzeigung von Guckkaſten und dergleichen 
umberziehend zu betreibenden Gewerben, welche aus poli- 
zeilichen Nückfichten den Eingebornen oft verfagt ‚ werden 
muß, fernerhin Ausländern nicht mehr zu ertheilen, und 
Ihren Unterbehörden die Konzeflionirung von Ausländern 
zu folchen Gewerben zu unterfagen. Die Königl. Regierung 
hat die jet bereite ertheilten Konzeflionen dieſer zu 
rebibiren, und diejenigen, welche an Unterthanen der Staa- 
ten außerhalb Deutfchland gegeben find, fogleich zurück zu 
nehmen. 

Berlin, den 26. März 1821. 
Der Minifter deg Innern und der Polizei. 
v. Schudfmann. 


179 


\ 


| 97. 
Cirkular⸗Reſkript der Königl. Minifterien des Hans 
dels und des Innern und ber Polizei, an fämmtliche 
Königl. Regierungen, den Verkauf des Strohes 
betreffend. 





In Anſehung des. Strohverkaufs auf den Märkten fo: 
wohl, als im Privat: Verkehr, herrfcht eine Verſchiedenheit, 
Die große Übelſtaͤnde herbeiführt. Derfelbe - gefchieht zwar in 
der Regel nach Schoden von Bunden, legtere aber wiegen 
bald ‚mehr, bald tweniger; die in einem Schocke enthaltene 
Dmantität Stroh ift daher fehr relativ, und gibt diefer lm: 
Stand häufig Anlaß zu Streitigkeiten zwiſchen den. Verkäufern 
und Käufern, welche in, Ermangelung. einer allgemeinen ge: 
feglichen. Gewicht8: Beftimmung für dieſen Artikel nicht ent- 
ſchieden werden koͤnnen. 

Fuͤr die Koͤnigl. Kaſſe eutſteht daraus ebenfalls Verluſt, 
indem bei Schließung von Kontrakten über Stroh: Fieferun: 
gen an den Staat; von dem Lieferanten der zu beforgende 
Ausfall gleich) mit in Anfchlag gebracht wird, weshalb dag 
Stroh um fo viel theurer bezahlt werden muß. 

Es ift die Abficht, diefe Inkonvenienzen abzuftellen. 

Die Königl. Regierung wird daher aufgefordert, anzu: 
zeigen, twie es mit dem Berfauf des Strohes in Ihrem Be: 
ziefe bisher, theils nach gefeglichen Vorſchriften, theils nach 
dem Herfommen oder örtlichen Beftimmungen, gehalten wor: 
den, und wohin Ihre Meinung hiernach für die Einftige De: 
——— des Gegenſtandes geht. 

Berlin, den 13. September 1819. 


Miniſterium des Miniſterium des Innern und 
Handels. der Polizei. 
v. Buͤlow. — v. Schuckmann. 


— —— — 
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| 98. 
CirfularsReffripe der Königl. Minifterien des Handels 
und des Innern und der Polizei, an fämmtliche Koͤ— 
nigl. Regierungen, ausfchlieglich derjenigen zu Berlin 
und Bromberg, denfelben Gegenftand betreffend. 





Der Königl. Regierung wird in Verfolg ded Generale 
vom 13. September 1819., den Strohverfauf betreffend, und 
an Befcheides ftatt auf den über diefen Gegenftand erftatte: 
ten Bericht bekannt gemacht, daß, da die gefammelten Nach— 
richten zu ber Überzeugung geführt, daß die allgemeine 
Einführung eined gleichförmigen Gewichts der Strohbunde 
‚nicht dringend erforderlich fei, und zum Theil — 
iſt, beſchloſſen worden iſt, davon abzuſtehen. 

Berlin, den 14. Januar: 1821. 


Minifterium deg Minifterium des Innern und 
Handels. ‚der Polizei. 
v. Bülow v. Shufmann. 
99, 


Reffript der Königl. Minifterien des Handels und bes 
Innern und der Polizei, an die Königl. Regierung zu 
Berlin, diefelbe Angelegenheit betreffend. 





Da aus den, auf das Generale vom 13. September 
1819., den Verkauf des Strohes betreffend, erſtatteten Regie⸗ 
rungsberichten hervorgeht, daß das marftpolizeiliche Intereſſe 
bie Einführung eines gleichförmigen Gewichts der Strohbunde 
nicht dringend erheifcht, und für Berlin darüber eine gefeg- 
liche Vorfchrift vorhanden ift, deren Allgemeinmachung hedeu⸗ 
tenden Inkonvenienzen unterworfen fein würde, fo ift Davon 
abgeftanden, und ſolches fämmtlichen Regierungen bekannt ge: 
macht worden. 

Was dagegen jene bier beftehende, das Gewicht des 
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um Marftverkehr eingehenden Strohes zum Gegenftande ha: 
sende Einrichtung betrifft, fo ift e8 unfer Wille, daß felbige 
mfrecht erhalten werde, wozu alſo die Könige. Regierung 
werdurch befonders angewiefen wird. 

Berlin, den 14. Januar 1821. 


Minifterium deg Minifterium des Junern und 
Handel. der Polizei. 
v. Buͤlow. v. Schuckmann. 
100. 


Reſkript der Koͤnigl. Miniſterien des Handels und des 
Innern und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu 
Bromberg, uͤber den naͤmlichen Gegenſtand. 





Saͤmmtlichen Regierungen wird heute, in Verfolg des 
Generale vom 13. September 1819., den Strohverkauf betref— 
fend, eröffnet, daß von der allgemeinen Einführung eines 
gleihförmigen Gewichts der Strohbunde abgeftanden worden, 
weil fich aus den gefammelten Nachrichten ergeben, daß es 
deren nicht dringend bedarf. 

Auch der Könige. Regierung zu Yromberg gereicht dies 
auf Ihre Berichte vom 30. September 1819. und 6. Novem⸗ 
ber v. J. zur Nachricht, mit dem Bemerken, daß das von 
Ihr erwähnte hiefige Verfahren Folge einer befondern Be 
flimmung ift, melche auf den Grund einer Verordnung vom 
28. Sebruar 1816. wegen des zum Marktverkehr einge 
benden Strohes erfolgt ift, und die hier aufrecht gehalten 
werden fol, ohne bedeutende Inkonvenienzen aber nicht allge 
mein gemacht werden Eann. | 

Berlin, den 14. Januar 1821. 

Minifterium des PMinifterium des Innern und 
Handels. der Polizei. 
v. Buͤlow. v. Schuckmann. 
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101. 
Reſkript des Könige. Minifkeriums des Innern an die 
Könige. Regierung zu Trier, die Bewilligung von Pri 
mien für die Annahme von Taubftummen als Lehrlinge 
betreffend. 


Die von der Königl. Regierung in dem Berichte vom 
12. d. M. ausgefprochene Anficht, daß die Ertheilung ber 
Inhalts Alterhöchfter Kabinets-Drdre vom 16. Juni 1817. 
verheißenen Prämien von 50 Rehlr. die Annahme und And 
Iehrung eines Taubftummen als Lehrling bedinge, und dahet 
alsdann nicht ftattfinde, wenn ein Water feine Pflichten 
durch die ihm obliegende Erziehung feines taubſtummen 
Sohnes erfülle, ift ganz richtig, und es kann daher auch 


‚auf den in dem mebft feinen Anlagen hiebei zurückerfolgen 


ben Berichte des Landraths zu Ottweiler enthaltenen In 
trag, dieſe Prämie dem Büchfenmacher N. N. daſelbſt, bri 
welchem der letztere Fall eintritt, zu bewilligen, nicht einge 
gangen werden. Wenn dagegen die Umftände deffelben von 
der Art find, daß ihm eine Unterflügung zu gewaͤhren für 
angemeflen zu halten, fo bleibt der Königl. Negierung über 
laffen, ihm aus dem Wohlthätigkeits-Fonds bei Ihrer Haupt 
Eaffe eine dergleichen, ettoa im Betrage von 25 Nehir., jedoh 
unter der Vorausfegung zu verabreichen, daß der Fonds fol 


ches geftatte. 


— 


Berlin, den 30. Januar 1821. | 
WMiniſterium des Innern. Erfte Abtheilung. 
Koebler. 


102. 

Reffripe der Könige. Minifterien des Handels und dt 
Innern und der Polizei, an die Königl. Regierung zu 
Breslau, die Anlegung neuer Schanfflätten in den 
Städten betreffend. 





Wir haben zwar nach dem Antrage der König. Regie— 
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rung vom 8, 8, M. den Deftillateur N. N. zu Brieg auf 
fein erneuertes Geſuch wegen bes ihm zu geftattenben 
BranntweinsAusfchanfs an fisende Gäfte unter Verweifung 
auf den Befcheid vom 26. Mai v. J. nochmals abichläglich 
befchieden, müffen aber die Königl. Regierung wiederholt 
darauf aufmerffam machen, daß die Anlegung neuer Schanf: 
ftätten in den Städten nicht nach dem $. 55. des Gewerbe: 
Polizei⸗Edikts, fondern nach $. 131. seq. ibid. zu beur- 
theilen, und der Grund diefer gefeglichen Beftimmung le 
Diglich der ift, die örtliche Polizei zu ermächtigen, ſolchen 
Derfonen die Ausuͤbung des Schanfbetriebs zu unterfagen, 
denen fie das QDualififationg: Atteft verweigern zu muͤſſen 


glaubt. 
Berlin, den 26. März 1821. 
Minifterium des Minifterium des Junern und 
Handels. der Polizei. 


v. Bülom. v. Shufmanı. 


| 103. 
Befanntmahung der König. Regierung zu Münfter, 
das Fleifchaufblafen von Seiten der Fleifcher betreffend. 





Die üble Gewohnheit der Metzger, dag Fleifch des ge: 
fchlachteten Viehes aufzublafen, ungeachtet dies fchon unterm 
10. Juli 1811. verboten worden, findet noch flat. 

Dies Aufblafen ift aber, da die eingeprefte Luft "in 
daß Zellgemwebe dringt, mindeftens Efel erregend und von 
gar feinem Nutzen, fondern offenbar zum Nachtheil des Pu- 
blikums, teil daffelbe, indem dem rohen Fleifche ein befle- 
res Anfehen und ein größerer Umfang verfchafft wird, ge 
täufcht wird. 

Dies ganz polizeiwidrige Verfahren wird daher hiermit 
bei einer twillfürlichen, und von 1 bis 3 Thaler nach den 
Umftänden zu beftimmenden Strafe unterfagt, und wird 
den Metzgern aufgegeben, ſich darnach zu achten; auch wer: 
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ben bie Poligeibehörden angetwiefen, auf dieſes Verbot firenge 
zu halten. | 
Muͤnſter, den 18. Februar 1821. 
Königl. Preuß. Regierung. 





104. 
Befanntmachung der Königl. Regierung zu Münfke, 
über das laute Hetzen des Fleinen Viehes durch Hunde. 





Das laute Heben des Eleinen Viehes durch Hunde Fann 

nicht, länger geduldet erden. 
Abgeſehen davon, daß diefe Verfahrungsart graufam, 
und für das menfchliche Gefühl empörend ift, fo ift es ge 
wiß, daß das Fleine Vieh durch diefen martervolfen Tran: 
port über feine Kräfte angeftrengt, erhitt und abgemattet jur 
Schlachtbank fommt, und fo ein für die menfchliche Gefund- 
beit ungefundes Sleifch liefert. 

Es wird daher daffelbe bei einer Strafe von 1 Kehle 
unterfagt, und nur geftattet, daß Hunde ohne Bellen und 
Beißen zum Treiben benußt werben Fönnen. Wird derglei 
chen Vieh aus entfernten Gegenden herbeigeholt, fo müfen 
dazu Wagen und Karren benußt werden. 

Damit aber auch die Schlächter Gelegenheit finden, dad 
Publikum mit ſchmackhaftem und gefundem Zleifche zu verſe— 
ben, fo wird hiermit beftimmt, daß Fünftig Fein Kalb unter 
14 Tagen alt, und unter 36. Pfund, ohne Kopf und Gehengt 
ſchwer, verkauft werden darf. 

Endlich wird das Haufiren mit Zleifch bei Konfiskation 
deffelben zum Beften der Armen-Anftalten und bei einer Straft 
von 2 Rthlr. wiederholt verboten. Ä 

Dagegen bleibt den fremden Verkäufern geſtattet, geſun— 
des und fchmackhaftes Zleifch auf dem Markte nach vordert 
ger poligeilicher Befichtigung feil zu bieten. 

Hiernach haben diejenigen fich genau zu achten, welche 
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dies angeht, und die Poligeibeamten und Gendarmerie über 
die Befolgung diefer Verordnung genau zu Wächen. 
Münfter, den 9. März 1821. 
Königl. Preuß. Regierung. 


105. 
Befanntmachung, 
die — in Crefeld betreffend. 





Zufolge eines Reſkripts der xonigl. Regierung zu Duͤſ⸗ 
feldorf, vom 26. v. M., ſoll dahier :die bisherige Brottaxe 
aufhören, und, um dag Publikum gegen Übervortheilung und 
fonftigen Nachtheil zu ſchuͤtzen, folgendes Verfahren ſtatt⸗ 
finden: 

1) Das bei dem Verkaufe des Brotes dahier Bisher uͤb⸗ 
liche Gewicht darf ohne beſondere Genehmigung der Polijei⸗ 
behörde nicht verändert werden; dagegen ift 

2) die Beftimmung des Kaufpreifes der Waare jedem 
Bäcker überlaffen, jedoch ift er verpflichtet, die Preife, zu des 
nen er zu verfaufen gedenkt, mit genauer Bemerkung der 
Pfunde: oder Lothzahl, welche für die gemeldeten Preiſe 
geliefert werden, allmonatlicy) und außerdem fo oft er eine 
Veränderung der Preife für nothwendig haͤlt, der Polizei 
behörbde, mittelft eines ganz deutlich gefchriebenen oder ge- 
druckten Preifegetteld, auf welchem fein Name, die Num- 
mer feines Haufes und ein von ibm gewähltes Zei: 
chen, daß er dem Brote aufdrucden muß, vermerkt fein 
muͤſſen, in duplo anzuzeigen, und davon ein mit dem visa 
der Behörde verfehenes Exemplar an einem in die Augen 
fallenden Ort der Verkaufsfielle zur Einficht des Publikums 
auszuhaͤngen. 

3) Das Duplikat dieſes Preiſezettels wird auf dem Rath⸗ 
hauſe an einem geeigneten Orte zur Kenntnißnahme des Pu- 
blifums offen gelegt. 

Zur Sicherung des Gewichts ſowohl, als der Dualität 
der Verkaufsiwaare, hat überdies 
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4) nicht nur jeder Bäcker eine ganz richtige Waage und 
erprobtes Gewicht ſtets im der DVerkaufsftelle bereit zu hal: 
ten, damit er dem Käufer, fobald er es verlangt, die Waare 
vortwiegen kann, fondern die Polizei bat aud) periodifche 
und außerdem, fo oft fie Beranlaffung dazu zu haben glaubt, 
unvermuthete Vifitationen anzuftellen. Diefe Unterfuchungen 
find auf das Vorhandenfein der richtigen Waage und des 
Gewichts des Brotes und deffen Qualität zu richten; für 
den letztern Zweck iſt jedoch der Kreisphyſikus dabei zuzu— 
iehen. 
5) Rach dem Erfund dieſer Viſitationen werden dieje— 
nigen Baͤcker, bei denen gar keine oder eine unrichtige Waage 
und Gewicht vorgefunden iſt, und die, bei denen das Brot 
von unrichtigem Gewicht oder nicht ausgebacken oder ſonſt 
von polizeiwidriger Qualitaͤt iſt, auf dem geſetzlichen Wege 
zur Beſtrafung gezogen, und bie Übertreter, ſowie die darauf 
gefolgte Strafe, ohne jedoch der Uebertreter Namen zu nei 
nen, periodijch von der Polizeibehörde befannt gemacht. Mit 
diefer Bekanntmachung find zugleich die Namen derjenigen 
zur Kenntniß des Publikums zu bringen, twelche das wohl 
feilfte, und derjenigen, welche bei gleichen reifen das beſte 
Brot verkauft haben. | 

Gegenmärtiges fol durch das hiefige Wochenblatt jur 
allgemeinen Kunde gebracht werben. . 

Erefeld, den 19. März 1821. 

Der Eommiffarifche Bürgermeifker. 
€. 4. Jungblut. 


106. 


—— — fuͤr das Muͤnſterſche nr 
rungs» Departement. 





Es hat eine nähere Erörterung ergeben, daß DVBernad) 
läffigung in der Weberei und Mangel des vollen Länge 
und Breitemaaßes den verminderten Abfag der Leinwand 
des hiefigen Regierungsbezirks größtentheils verſchulden, und 
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daher fich lebhaft der Wunfch ausgefprochen, durch Einrich⸗ 


fung von fich überall mohlthätig bewährten Leinwand⸗Leggen 
diefem bel zu feuern. 


Wir erfüllen diefes Verlangen, indem wir, unter Ge 


nehmigung des hohen Minifteriums des Handeld, nachfols 
gende Leggeordnung für unfern Verwaltungsbezirk ertheilen, 
mit Ausnahme des Kreifes Tecklenburg, woſelbſt die befte- 
hende Leggeordnung vorerft in MWirkfamfeit bleibt. 


I. Allgemeine Beftimmungen über ben Zweck der 
Legge und ber dadurch zu gewährenden Öarantie. 


6. 1. Jedes zur Legge gebrachte Stücd Leinwand, (mit 
Ausnahme der Sad, Pad: und Farbe: Leinwand) muß die‘ 
Länge von 52 Brabänder Ellen (534; Berliner) haben: die 


Breite theilt fich nach WVierteln, und bleibt dem Weber über: 
laffen, fie muß aber auf der Legge angegeben werden, 
ebenfo wie bie Feinheit der Leinwand nach der Fadenzahl. 
(ätel. Stel 2c.) 

Der alsdann, nach vorgängiger Durchfchauung, dem 
Stüce zu gebende Stempel befcheinigt und gewährt dem 
Ankaͤufer: | 

1) dag Laͤngenmaaß zu 52 Brab. Ellen; 

2) die Breite der Leinwand nach Biertel; 

3) die Feinheit nach Maßgabe der Fadenzahl; 

4) die durch das ganze Stück fortgehende Gleichheit des 

Gewebes, ſowohl in Hinficht des Stoffes, als der Arbeit. 


U. Ernennung bes Leggemeifters und feiner 
Gehülfen. 

$. 2. Fuͤr jede Legge wird ein Leggemeifter mit einem 
oder zwei Gehülfen ernannt. Derfelbe muß ein, das öf: 
fentliche Zutrauen verdienender, Fautionsfähiger Mann fein, 
der bei hinreichender Kenntniß der Leinmweberei und der ver: 
fhiedenen örtlichen Sorten der Leinwand zugleich die Leg- 
gekaffen:, Buch» und Nechsnungsführung verſteht. Der 
Leggemeifter und die beiden Gehülfen werden nur mit Vor: 
behalt der Kündigung angeftellt, und vom. Bürgermeifter 
des Orts auf treue Erfüllung ihrer Pflichten. nach dieſer 
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Ordnung vereidigt, worüber eine ſchriftliche Verhandlung auf 
zunehmen iſt. 


II, Allgemeine Pflichten des Leggemeiſters und 
ſeiner Gehuͤlfen. 


8§. 3. Dem Leggemeiſter liegt unter Handreichung der 
Leggegehuͤlfen die Prüfung und richtige Würdigung der zur 
Legge gebrachten Leinwand in Hinficht der Gleichheit des Ge: 
webes und der vollen Fadenzahl nach den angegebenen Sor— 
ten oder Nummern, die Vermeſſung der Lange und Breite, 
die richtige Bezeichnung und Stempelung, das Wiederzufam- 
menlegen und Einbinden, wenn folches die Eigenthümer ver: 
langen; die Bewahrung vor Unreinlichfeit und Befchädigun 
gen, bis die Leinwand dem Eigenthümer zurückgegeben, bie 
richtige Eintragung in dag Leggebuch und Negifter und bie 
Zührung der Kaffe, ob. 

Fuͤr letztere, ſowie für richtige Stempelung, beſtellt der: 
felbe eine Kaution, deren Betrag das Leggeamt unter Zu 
ftimmung des Legge-Kommiſſairs beftimmt. 

Der Leggemeifter und feine Gehülfen müffen den zur Legge 
fommenden Kaufleuten und Webern mit Befcheidenheit be 
gegnen, und das Leggen nach der Reihefolge in der Ankunft 
vornehmen; es ift dagegen auch jede Unhöflichkeit, und Lär 
men und Störung feitens der Anweſenden ſtrenge unterfagt. 

Weber der Leggemeifter noch die Gehülfen dürfen von 
den Webern ober Fabrikanten Geſchenke annehmen, bei Straft 
von 5 Rthlr., und im Miederholungsfalle der fofortigen 
Entlaffung. 


IV. Leggeoperation und Bezeichnung der ver 
[hiedenen Stempel. 

Der Leggemeifter hat die zur Legge gebrachte Leinwand 
in Empfang zu nehmen, und fofort den Namen des We 
ber, nebft der angegebenen Breite und Nummer des Stüds 
nach der Fadenzahl mit Kreide darauf zu fchreiben. Dem: 
nächft wird die Leinwand auf dem dazu beftimmten Legge—⸗ 
tifche von 5 zu 5 Brad. Ellen gemeffen und durchgefehen, 
ob die Weberei untadelhaft und gleichmäßig iſt. Finden 
fich Feine bedeutende, dem Ankäufer ſchadende Fehler vor, 
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und ift auch ſowohl die Länge ald die erklärte Breite und 
Fadenzahl richtig, fo erhält die Leinwand folgende Stempel: 
1) einen zu Anfang des Stuͤcks und am Ende von 52 
brab. Ellen. Diefer Stempel bat bie Umfchrift des 
Leggeortes, und bezeichnet in der Mitte ſowohl bie 
Lange als Breite; 


2) einen zu Anfang des Stücks beisubruckenden Stempel, 
welcher die Feinheit nach Fadenzahl angibt, 5. B. Stel, 
Heel, I2tel ıc. 

Sad:, Pad: und Farbe:Leinwand unterliegen kei⸗ 
ner beftimmten Längebeftimmung; fie werden bloß in 
Hinficht der Breite und Fehler geſchauet, und mit ei⸗ 
nem Stempel Nr. O verfehen, der in der Mitte zugleich 
die Breite enthält. 


3) Iſt das Stück in der Breite allerhöchfteng einen Zoll 
fchmäler, als e8 nach der Angabe fein follte, fo wird 
außerdem noch ein dritter Stempel mit der Bezeih- 
nung S. M. beigedruckt, um dem Anfäufer bemerflich 
zu machen, daß die volle angegebene Breite nicht vor- 
handen fen; fehlt jedoch an der vom Weber erklärten 
Breite mehr als ein Zoll, fo wird dag nächftfolgende 
abfteigende Viertel aufgeftempelt, und auf den lber- 
ſchuß an Breite Eeine Nückficht genommen, fo z. 2. 
twird Leinwand, welche als Z angegeben, der aber mehr 
als 1 Zoll hieran fehlt, nur zu 2 durch den Stempel 
bezeichnet. 

4) Leinwand, welche fich durch befondere Feinheit, Güte 
und Gleichheit des Gewebes auszeichnet, fol als An⸗ 
erkenntniß des Fleißes und zur Aufmunterung des We: 
bers noch einen befonderen Kronen:Stempel erhalten. 
Bei künftigen Praͤmien⸗Vertheilungen wird hierauf vors 
züglich Nückficht genommen werden. — Findet fich ein 
Stüd länger als 52 brab. Ellen, fo kann der We 
ber das Lbermaß abfchneiden laffen und zurücknehs 
men; ift aber das Stück nicht 52 Ellen lang, oder bie 
Verarbeitung nicht durchgehends gleich, oder find bes 
deutende Fehler darin vorhanden, fo erhalt dag Stücf 
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gar Feinen Stempel, und wird dem Weber, nach Ein 


zaahlung der Strafe, ($. 7.) zurückgegeben. |; 


Sobald die Stempel aufgedruckt find, traͤgt der Leg: 


gemeifter die: gefchehene Leggung in dag jebem. Weber unent⸗ 


geldlich zu verabreichende Leggebuch, ſo wie iu (ei Regi⸗ 
* ein. 
V. Leggegebuͤhren. 

— 5. Die Leggegebuͤhren, welche einzig zur Unterhal⸗ 
* der Anſtalt beſtimmt find, und verwandt werden fol: 
len, ‚werden vorläufig non. jedem zur Legge gebrachten Stüde 
‚Leinwand, e8 mag die Beftempelung erhalten oder ‚nicht, 
auf zwei gGr. fefigefeßt. Auf die Breite, größere oder ge 
ringere Feinheit, kommt es hiebei nicht an. 

VI. Zeitbeſtimmung über die Arbeitsſtunden auf 
ber Legge. 

— 4 6. In den Monaten Dezember, Januar, Sebruat, 

"März, April, Mai ift die Legge wöchentlih an zwei vom 

Leggeamte näher befannt zu machenden Tagen, in ben Mo: 


naten Suni, Suli, Auguſt, September, Oktober, November 


‚aber woͤchentlich an einem Tage offen. In den erſten 6 
"Monaten muß der Leggemeifter mit feinen Gehülfen von des 
Morgens 9 bis 12 Uhr und de8 Nachmittags von 2 bis 
5 Uhr auf der Legge gegenwärtig fein, in den leßtern 6 Mo 
‚nafen Morgens von 7 bis 12 Uhr und des Nachmittags 


‚von 2 bie 5 Uhr. 


Wenn an einigen Orten noch mehrere Leggetage erfor: 
derlich fein follten, fo hat das Leggeamt ſolche näher zu be 
ſtimmen. 

VN. Strafbeſtimmungen. 
$. 7. Der Leggemeiſter iſt verflichtet, die bei der Pruͤ⸗ 


fung ſich zeigenden Fehler im Geſpinnſt, Garn, Gortirung, 


Gewebe, Leinen oder Staͤrkung und Appretur den Webern 


mit Beſcheidenheit zu zeigen, und ſie uͤber deren Verbeſſe⸗ 


rung zu belehren. 
Grobe und betruͤgliche Fehler ziehen folgende deſtimmie 


Strafen nach ſich: 


a) Für jedes Stück, welches nicht die Länge oder Man—⸗ 
gel an ber vom Weber erklärten Breite hat . . 12 gGr. 


"b) für nicht gehörige Sortirung der Garne, Schee: 
rung und Einfchlags . 12 gGr. 
e) fehlende Faͤden und nachlaͤſſig behandelter Fa⸗ 
denbruch im Stuͤcke 16 + 
d) fchadhafte. — der Stärke oder des 
Breies 1 
e) ſchlechte Eggen 8 
) anterlaffene Mitbringung des Beggebuche . 
Diefe Strafen werden im Wieberholungsfalle verdoppelt, 
Wenn übrigens die fich zeigenden Fehler auch nicht fo 
geeigniet find, um die hier beftimmten Strafen erkennen zu 
können, fo darf doch, fobald ſolche für den Anfäufer von 
erheblichen Nachtheilen fein mürden, das Stück nicht ge 
ftempelt werben, ‚fondern es wird dem Eigenthümer fofort 
zurückgegeben. 


VIII. Fuͤhrung des gaffen⸗ und Rechnungsweſens. 
$. 8. Der Leggemeiſter trägt die Gebühren und Straf 
gelder in das Leggeregifter nach dem vorgefchriebenen Sche 
ma ein, und fchließt die Einnahme mit jedem Monat ab. 
Die Gelder muß er bei eigener DVerantwortlichkeit fofort in 
fihern Verſchluß bringen; und darf fich deren Verwendung 
ju eignem Gebrauche in Feiner Art anmafen, auch ohne bes 
fondere Anmeifung des Leggeamts Feine Ausgaben daraus 
beftreiten. Sind Utenfilien anzufchaffen, Reparaturen zu bes 
wirken 2c., fo muß dies dem Vorſteher des Leggeamts gut 
Genehmigung und Anweiſung angezeigt werben. 

Über Einnahme und Ausgabe reicht der Leggemeifter alle 
Fahre am 1. Januar eine gehörig belegte Rechnung dem 
Leggeamte ein, melches foldye annimmt, die erforderlichen 
Bemerkungen dazu macht, oder fie den Umftänden nach für 
berichtigt erklärt. Findet der Leggemeifter fich durch die No: 
taten des Amts beeinträchtigt, fo wird die Rechnung dem 
Legge⸗-Kommiſſair zur Entfcheidung vorgelegt. 


IX. Gehalt des Leggemeifters und feiner Ge: 
ülfen. 

$. 9. Das Gehalt des Leggemeifters und feiner Gehüls 

fen kann erft nach Maßgabe der flattgefundenen Einnahme 
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am Schluffe des erften Jahres beſtimmt werben. Das Amt 
hat nach abgenommener Rechnung die Vorſchlaͤge hierzu dem 
Legge⸗Kommiſſair einzureichen, welcher ſolche, mit ſeinem Gut⸗ 
achten begleitet, an uns zur Entſcheidung einſenden wird. 
Sollte die Einnahme von einzelnen Leggen, nach Abzug 
der Unterhaltungs: und Befoldungskoften, noch einen Über 
ſchuß gewaͤhren, fo fol biefer zu Prämien für vorzüglich gute 
und preiswürdige Arbeit, zur Verbefferung der Weberei und 
Spinnerei im Allgemeinen, wie auch zur Unterſtuͤtzung ver 
armter und verdienter Weber, welche nie firaffälig geworden 
find, verwandt werden. Die hierzu vom Amte zu machen 
den Vorfchläge find dem Legge: Kommiffair zur Genehmigung 
einzureichen. 
: X. Beflimmung der feggeorte. 


$10. Die Leinwandleggen folen am Orten errichtet 
werben, mofelbft und in deren Umgegend fo viele Leinwand 
für den Handel verfertigt wird, daß die Anlage einen fichern 
Beftand verfpricht; vorläufig zu: 
1) Warendorf, 2) Ölde, 3) Beckum, 4) Lüdinghaufen, 
5) Werne, 6) Dlfen, 7) Legben, 8) Ahaus, 9) Stadt 
lohn, 10) Epe, 11) Gronau, 12) Borfe, 13) Laer, 14) 
Meteln, 15) Gefcher, 16) Billerbeck, 17) Steinfurt, 
18) Everswinkel, 19) Emsdetten. 
Es fteht jedoch jedem Weber frei, die Leinwand zu jeder ihm 
"beliebigen Legge zu bringen. 


X. Errichtung des feggeamts und deffen de 
fimmung. 

$. 11. An jedem diefer Drte wird ein Leggeamt gebil- 
‚bet, welche® aus drei Kaufleuten und aus drei Webern be 
fteht, die von den Leinwandhaͤndlern und Webern bes Orts 
alle drei Fahre gewählt werden. 
Dem Amte gebührt die nächfte Aufficht über die Legge 
anftalt, und die Sorge für Erfüllung feines Zweckes in 
genauer Vollziehung diefer Ordnung; es ernennt ben Leg 
gemeifter und deſſen Gehülfen‘, es erörtert und entfcheibet 
zwifchen den Webern und dem Leggemeifter etwa vorkom⸗ 
mende Streitigkeiten, mit Borbehalt des Nekurfes an bie 





| 193 
Iandräthliche Behörde; e8 macht dem Legge-Kommiſſair die 
Vorfchläge zu den Prämien u. ſ. w. 

Die Mitglieder des Leggeamts mählen einen aus ihrer 
Mitte zum Vorſteher, welcher die nächfte Leitung der dem 
Amte übertragenen Gefchäfte hat, und folches in vorfommen: 
den Fallen zufammenberuft; die Mitglieder verwalten ihre 
Stellen als Ehrenpoften. . 


XI, Ernennung des Legge⸗Kommifſairs und 
deſſen Beſtimmung. 


$. 12. Um die erforderliche Einheit des Verfahrens zu 
erhalten, wird vorläufig ein dazu geeigneter fachfundiger Mann 
zum Legge-Kommiſſair beftellt, und demfelben die Oberauf— 
fiht über fämmtliche Leggen des Regierungsbezirks übertras 
gen. Diefer wird vorerft halbjährlich die Leggen bereifen, 
den Bang des Gefchäfts beobachten, Mängeln und Mißbräus 
hen abhelfen, die Vollziehung diefer Ordnung in allen ihren 
Theilen beachten, mit den Amtern über die noch zu £reffenden 
Unordnungen und DVerbefferungen fich berathen, und die er- 
forderliche Anteifung ertheilen, oder nach Umftänden bei ung 
nahfuchen. Von den Herren Landräthen und Bürgermeiftern 
erwarten wir, daß diefelben ihn überall in Ausführung feines 
mohlthätigen Berufs thätig unterflügen werden, 

Der Legge⸗-Kommiſſair ift verpflichtet, auf feinen Rund: 
reiſen das Leggebuch des Leggemeifterg fich vorlegen zu laffen, 
defien Nechnungsführung und Kaffenzuftand, imgleichen die 
Lage des Rechnungs: Abnahme» Gefchäfts nachzufehen. Auf 
vorgefundene Verſehen hat derſelbe die Leggemeifter und Äm— 
fer aufmerkſam zu machen, welche feinen desfallfigen Anwei⸗ 
füngen pünktlich Folge leiften müffen; vorgefundene Unregel: 
mäßigkeiten aber hat er fofort'näher zu erörtern und ung das 
don Anzeige zu machen. 

„Auch wird derfelbe und die Leggemeifter und deren Ger 
hülfen namhaft machen, welche fich durch eine befonderg thaͤ— 
Age und gejchickliche Dienftführung auszeichnen, und werden 
diefe bei Vertheilung außerordentlicher Belohnungen vorzugs⸗ 
weiſe berückfichtigt werden. 

Ale Berichte des Regge: Kommiffairg, die einzelnen Leg» 

Annaten I. Heft. 1821. N 
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gen betreffend, werben uns durch die Hand des berreffenden 
Landraths, mit deffen Viſa und etwaniger Bemerkung beglei, 
fet, eingereicht. 

Am 1. März jeden Jahres erftattet ung der Legge-Kom: 
miſſair eine allgemeine vollftändige Überficht über den Gang 
des Geſchaͤfts, Kaflenzuftand des legt abgelaufenen Jahres ı. 
XII. Termin zur Eröffriung der Legge-Anftalten. 

Die Eröffnung der Leggen hat am 1. Februar b. J. 
ftatt; es werden daher bie betreffenden Landräthe und Bür- 
germeifter angemwiefen, wegen Einrichtung der Lokale u. f. iv, 
die bereits überall eingeleiteten Anordnungen zur Ausführung 
zu bringen, damit obiger Termin überall eingehalten werden 


koͤnne. 
Muͤnſter, den 9. Januar 1821. 


Königl. Preuß. Regierung. 


F. 
Weges» Polizei 
107. 


Befanntmachung der Koͤnigl. Regierung zu Cobleny 
die Breite der Radfelgen betreffend. 





Mit Bezug auf die frühere Bekanntmachung erflären 
wir hiermit, daß das Gefeß vom 7. Ventofe XIL, worin die 
erlaubte Breite der Nadfelgen an Güterwagen näher beftimmt, 
und jede geringere Breite der Radfelgen bei 50 Franken 
Strafe verboten ift, durch den publigirten Chauffeegeld Tarif 
außer Kraft gefeßt üft, und deshalb auf die Befolgung dieſes 
Geſetzes fernerhin nicht mehr gehalten merden wird. Dage 
gen ift Seitens, des hiebei intereffirten Publifumg zu beach— 
ten, daß alle Laſtwagen mit Rädern von 6 Zoll Breite und 
darüber, wenn fie beladen find, nur 8 Pfennige, und ment 
fie ledig find, 4 Pfennige, pro Pferd und Meile, ale tal 
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wagen mit fchmaleren Kabfelgen aber — beladen 1 Gr. 6 
Pf. und ledig 8 Pfennige pro Pferd und Meile, Fuhrwerke 
aber‘ welche mit Kopfnägeln oder GStiften befchlagen find, 
die + Zoll und darüber vorftehen, den doppelten Sata an 
Chauffeegelde zu entrichten haben. . 

Coblenz, den 20. Februar 1821. 
Königl. Preuß. Regierung. 


| G. | 
Baus Polizei. 


108. 
Baus Polizei-Reglement der Stadt Erefeld. 





I. Allgemeine polizeiliche Rüdfichten. 

$. 1. Dei der Vergrößerung der Stadt Erefeld, durch 
Aufführung von öffentlichen und Privat» Gebäuden, wird der 
von Sr. Königl. Majeftät feftgeftellte, bei der Regierung in 
Düffelborf beruhende Grundriß der Stadt ald Baſis befolgt. 

$.2. Eine von der Regierung beftätigte Kopie dieſes 
Grundriffes, im Mapftabe von „5 und in ſechs Sektionen 
ausgefertigt, bewahrt dag Bürgermeiftereiamt der Stadt zur 
iedesmaligen Einficht der Baulufligen, und ald Norm für die 
fädtifche Bau:Kommiffion. 

$. 3. Sowohl zur Regulirung des bereits beftehenden 
Straßenpflafters, als auch zur Regulirung neuer Straßen: 
und Bafferleitungs- Anlagen, befindet fich auf dem Bürger: 
meiftereiamte ein Niveau: Regifter, welches fich auf den Plan 
der Stadt bezieht, und die Abweichung der Bodenlage gegen 
eine, durch Abwägung von dem böchften Punkte der Stadt 
ausgemittelte, an den Straßenecken durch eingegoffene Eifen 
bezeichnete Horizontal⸗Ebene nachweiſet. 

8. 4. Wie bei den new anzulegenden Straßen die ge 
tade Linie —————— beizubehalten a fol auch, 


— — 


* J — — 
"> f vs N : * — 
EL en 5 20774738 Dr — 
— es * ee ae une; — — > —— 
— — Meter . > Art: ı ern : 
- un mm, ’ LT * un 
7; & 3 j 
air. - Ye ae PER FETG : 
. ans . Tears a. Ex - 
J Fo + a zu 
er 
Pe a ——— 


—————— 


—— 


er —— — Eee a 4* — 
— alt an Ne Teen, hie —— Tan * 
— a 7 A ti. 1eu * pi men “ 

PIE 2* a th Wr Re} * R By J “a 

Par» #5 * 3 * ** * * F 
Pin »d ne We en ® 4 er 
“ 44 J ——— ZUR eb EL 
2 — 2 > ir pe > > 7 —*— * 
* * — 22 rer . +87 % * f 
** 28, gr er fa " - mr . * ug Au bi ER u 1 DR 

—— 


1 








mm mist 





196 Ä 


wenn in alten Straßen Häufer oder Bauwerke, melche die 
Kichtung der Straßen-Linie unterbrochen, abgetragen werden, 
ihr Wiederaufbau nur in der Hauptrichtung der Häuferreihe 
gefchehen. 

$. 5. New. anzulegende Straßen erhalten neben der 
Sahrbahn Fußwege von menigftens 6 Fuß Breite. Daffelbe 
findet bei dem Neubau derjenigen alten Straßen fatt, die 
nicht unter dreißig Fuß breit find. 

$. 6. Neu anzulegende Brücken innerhalb der Stadt 
befaffen, ztoifchen den Lehnmauern oder Bruftgeländer, die 
ganze Straßenbreite. 

$. 7. Gebäude, die durch ihre Beftimmung eine üble 
Ausdünftung mit fih führen, und dadurch der Gefundheit 
Nachtheil bringen können, erhalten ihre Lage außerhalb, oder 
an der Gränze der Stadt. j 

$. 8. Das Nivelements-Negifter der Stadt weiſet nad), 
welche Strecken der alten Stadtgräben bei der Vergrößerung 
der Stadt verfchüttet werden müffen, und welche Streden 
derfelben als überwölbte Kloaken beisubehalten find. 

$. 9. Alle unterirdifche MWafferleitungen, deren mehrer 
erforderlich find, werden nach der Morgenfeite der Stadt hin 
abhängig angelegt. 

$. 10. Bon den Dachrinnen fol das Waffer vermittelf 
Negenröhren bis 14 Fuß über das Straßenpflafter, „herunter: 
geleitet werden. 

$. 11. Die Fahrbahn und die offenen Waſſerrinnen der 
Straßen werden, wie bisher örtlich üblic) mar, mit Steinen 
von 25 bis 36 Zoll O Oberfläche und 7 Zoll Bindung 9% 
pflafter. Dagegen ift auf den Trottoirg ein Pflafter von 
Rheinkieſeln zuläffig. 

I. Arbeiten und Aufführungen auf Koften 
der Stadt. i 

$. 12. Auf Koften der Stadtgemeinde werden ausgehuͤhtt: 

1) die größern Wafferleitungen; 

2) die Brücken über diefelben, in fo weit folche nicht Fort 
fegungen von Landſtraßen bilden, wobei die Staatskaſſ 
konkurrirt; | 

3) die Anlagen und Verfchönerungen der öffentlichen Plaͤte; 
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4) Bau und Unterhaltung bes Pflafters, in fo weit dieſes 
herkoͤmmlich der Gemeinde: Verwaltung obliegt, und in 

ſo weit nicht die Straßen Landftraßen bilden; 

5) Ermwerbung der zur Ausführung der Straßen, wie folche 
durch den Plan feftgefegt find, niederzureißenden Ge: 
bäude, in fofern die Straßen Eeine Landftraßen darſtel⸗ 
len, oder dazu beftimme find. 

Zu den bei 2. 4. und 5. bezeichneten Anlagen und Er⸗ 
werbungen konkurrirt die Staatsfaffe nur alsdann, wenn folche 
auch des allgemeinen Intereſſes wegen nothwendig befunden 
werden. Daß Terrain zu den neu anzulegenden Straßen müf: 
fen aber die Neuanbauer auf eigene Koften, und zwar jeder 
nach der Länge feines Grundſtuͤcks, wo ſolches an die Straße 


ſtoͤßt, und nach der Hälfte der Straßenbreite felbft erwerben. 


$. 15. Zur Beftreitung der im vorigen $. bezeichneten 
Koften, veräußert die ftädtifche Wertwaltung die ausgetrockne⸗ 
ten Kanäle, das Material der eingehenden Brücden, Stadt 
mauern, Thore, Thürme, die Baupläge auf ftädtifchem Bo; 
den u. ſ. w., nach den bei Veräußerung von Gemeinde - Ei: 
genthum vorgefchriebenen Formen. 

$. 14. Fuͤr die der ftädtifchen Verwaltung bei ber Aug: 
führung des Stadtplanes obliegenden Bauarbeiten und Er: 
werbungen wird derfelben die Errichtung einer befondern 
Daufaffe bewilligt, und die nach $. 13. eingehenden Gelder 
werden von dem Gemeinde: Empfänger für dieſen Zweck be 
fonder8 berechnet. 

$. 15. Wenn zur Ausführung — im Plane * 
genden ſtaͤdtiſchen Anlagen oder Erwerbungen, beſondere Geld⸗ 
beiträge zu der Baukaſſe erforderlich find, fo wird die Regie— 
tung auf den Grund des Gefees vom 16. September 1807, 
und auf den Vorfchlag des Stadtraths die Semnehme Rollen 
jedesmal feſtſtellen. 


II. Städtifhe Bau-Kommiſſion. 


$. 16. Die ftädtiiche Bau-⸗-Kommiſſion befteht unter dem 
Vorfige des Buͤrgermeiſters, aug dem Stadtbaumeifter, einem 
Seometer und einem Nechnungsbeamten. 


$. 17. Die Kommiffion tritt auf befondere Einladung 
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des Buͤrgermeiſters zuſammen, welcher auch die Arbeiten un 
ter die Mitglieder austheilt, und die Anweiſungen über Ge 
meinde:Bauten-Gebühren und Nemunerationen vollzieht. 

$. 18. Die Kommiffion prüft ‚ale Gemeinde: und Pri— 
vat:Bau-Angelegenheiten, fomohl bei Neubauten, als bei 
Haupt: Reparaturen, und reicht die Pläne darüber, von ih 
rem Gutachten begleitet, dem Landrathe ein, welcher biefelben 
genehmigt, oder in zweifelhaften Faͤllen bei der Regierung 
anfragt, 
$. 19. Die befondern Obliegenheiten des Stadtbaumei—⸗ 
fters find: die eingereichten Bauplane, mit Nückficht auf die 
reglementsinäßige Beftimmung, in technifcher und poligeilicher 
Hinficht zu prüfen, weshalb die Bau⸗-Projekte, im Grund 
Durchfchnitt und Aufriffe, der Kommiffion vorgelegt werden 
müffen. Er revidirt fammtliche Gemeinde: Bauanfchläge und 
Gemeinde: Bau:Rechnungen, und macht darüber, daß ſowohl 
die Gemeinde- als Privat-Bauten nach den feftgeftellten Pla 
nen, ohne Abänderung, ausgeführt werden. Er forget ferner 
für die Unferhaltung der Gemeinde: Gebäude und der Feuer 
loͤſch⸗Geraͤthſchaften. 

$. 20. Der Geometer weiſet auf dem Terrain bie durch 
den Stadtplan vorgefchriebene Baulinie an, beforgt bei je 
dem vorkommenden Falle dag Nivelement, und trägt die je 
desmaligen Abweichungen davon in dag Nivellements⸗Regi⸗ 
fter ein. 

$. 21. Der Rechnungsbeamte beforgt den Kalkül dei 
ganzen bei der Kommiffion vorfommenden Rechnungsweſens, 
entwirft die Anmeifungen über Gemeindebauten, führt in den 
Sitzungen der Kommiffion das Protofoll, und verfaßt ſaͤmmt⸗ 
liche fchriftliche Verhandlungen der Kommiffion. 

In fofern diefe Stelle nicht ein Mitglied des Gemein 
deraths, oder der Verwaltungs-Sefretair, unentgeldlich über 
nimmt, Eönnen für die Ausfertigungen der Kommiffion, in 
fomeit fie dag Privat-ntereffe betreffen, angemeflene Gebůͤh⸗ 
ven genommen, und daraus der Rechnungsbeamte remuneritt 
werden. J 

$. 22. Der Geometer erhaͤlt für jeden einzelnen gall 
von den Intereffenten den doppelten, durch dag allgemeine 
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Seldmefler Reglement beftimmten Diätenfag, und wird für 
ein Viertheil des Tages, zu 3 Stunden angenommen, mit 
18 gGr. Honorirt. 
$. 23. Auch der Stadtbaumeifter wird von den Inte⸗ 
reſſenten jedesmal honorirt, nach demſelben Maßftabe, wie ber 
Beometer. 

$. 24. Die Regierung beftätigt, auf den Vorſchlag des 
Landraths, den Baumeifter, Geometer und Rechnungsbeam: 
ten der ftädtifchen Bau-Kommiſſion. | 


Indem Ich das zur Erweiterung ber Stadt Erefeld am 
6. 9. M. von Ihnen eingereichte Bau» Polizei: Reglement ges 
nehmige, fege Ich hierdurch feft, daß, wenn zur Ausführung 
des von Mir genehmigten Bauplaus von ber Stadt, oder 
auch von eihem Einzelnen, Privat-Eigenthum in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird, und daruͤber kein Vergleich zu Stande zu 
bringen iſt, alsdann das franzoͤſiſche Geſetz vom 8. Maͤrz 
1810. hierauf angewandt, und die Abtretung als zum dffent- 
lichen Nutzen erforderlich betrachtet werden fol. An die Stelle 
des nach dieſem Gefeß zu jeder Erpropriation nöthigen lan- 
desherrlichen Defrets tritt Die obige allgemeine Genehmigung 
de8 ganzen Bauplan, und eg foll nur in dem Falle noch be; 
fondere Autorifation eingeholt werden, wenn bei der Augsfüh- 
rung irgend eine Abweichung von dem allgemeinen Plan als 
nothwendig erfcheinen follte. 

Ich beauftrage Sie übrigens, das Reglement und gegen; 
waͤrtige Kabinets⸗Ordre durch das Amtsblatt gehdrig publi⸗ 
ziren zu laſſen. 

RE: den 22. März 1821. 


Friedrich Wilhelm. 
An 


die Staatsminifter v. Rircheifen, Graf 
v. Bülow und v. Schudmann. 


Vorſtehendes Reglement und die darauf fich begiehende 
Alerhöchfte Kabinets:Drdre vom 22. März 1821. wird mit 
dem Zufage bekannt gemacht, daß die im $. 2. des Regle- 
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ments vorgeſchriebene Kopie des genehmigten Stadtplanes 
auf dem Rathhauſe zu Crefeld niedergelegt, das im 6.3. 
erwähnte Niveau:Regifter "bereits angefertigt, und darnach 
der $. 3. und $. 8. des Reglements unverzüglich zur Ausfuͤh— 
führung kommen twird. | 

‚Düffeldorf, den 28. April 1821. . 
Königl. Preuß. Regierung. 





IX 
Medizinal: Wefen. 


| 109. 
Reffript des König. Minifkeriums der Geiftlichen, Un 
terrichts⸗ und Medizinals Angelegenheiten, an bie Rb 
nigl. Regierung zu Stettin, die Niederlagen von Zahn: 
pulver, Tinfturen und Mundwaffer betreffend. 





Auf die von der Königl. Regierung in Betreff der Nie 
derlagen von Zahmmitteln, unterm 4. November c. gemachte 
Anfrage, wird Derfelben, unter Zufertigung einer Abfchrift (a) 
der Verfügung an dag hiefige Poliseiprafidium vom 11. fe 
bruar 1812, hierdurch eröffnet, dag dag Cirkular⸗Reſkript 
vom 7. Oktober d. J. ſich auf alle ſowohl in als außer dem 
Regierungsbezirk befindlichen Zahnärzte erfireckt, und daher 
keine Ausnahme flattfinden kaun. Was bie Zahntinktur des 
Dr. Bogler zu Halberftadt anberrifft, fo iſt demfelben in 
Ruͤckſicht auf feine perfönliche Rage fchon im Jahre 1814. 
die Erlaubniß ertheilt worden, fein Mittel, nach vorhergegan 
gener Unterfuchung deffelben, jedoch nur umter dem Namen 
einer die Zähne und dag Zahnfleifch reinigenden und ſtaͤrken⸗ 
den Zahntinftur, ungehindert verkaufen und feil bie 
ten zu dürfen, jedoch muß er fich jeder prahleriſchen Lob⸗ 
preiſung und Aufzählung beſonderer und vorzuͤglicher Heil 
Fräfte derfelben gänzlich enthalten, bei Strafe, daß ihm, wenn 
er biefer Bedingung zuwider handelt, der Verkauf der Zahır 
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tnktar aufs Neue unterfagt — fol. Bis dahin alfo, 
daß er dieſe Befugniß überfchreiten follte, muß ihm auch aus: 
nahmsweiſe erlaubt bleiben, Niederlagen von feiner Tinktur 
zu halten. 
Berlin, den 25. November 1820. 
Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts: und Medisinal: Ans 
gelegenheiten. 
v. Altenftein. 


a. 

Um allen Ausnahmen, welche durch die zu Gunften ber 
Hofzahnärzte Lautenfchläger und Noraͤus erlaffenen Koͤ— 
nigl. Kabinets⸗Ordres ftattfinden müßten, zu begegnen, bat 
das allgemeine Polizei: Departement folgende Beftimmungen 
in Hinficht der fämmtlichen hiefigen Zahnärzte zu treffen für 
nöthig erachtet. 

Es fieht hinführo den Zahnärzten frei, ihre Zahnpulver, 
Zahn: Latwerge und Zahntinkturen oder fogenannte Mund: 
twaffer, zur Konfervation der Zähne und des Zahnfleifcheg, 
da dies mehr Gegenftände des Lurus find, nicht nur zu big: 
penfiren, fondern auch felbft zubereiten; dagegen find fie aber 
verbunden, dem Polizei Phyfifus auf fein Verlangen, jedoch 
unter der Verbindlichkeit der Verſchwiegenheit, Die Ingredien⸗ 
zien dazu bekannt zu machen. 

Alle uͤbrigen wirklichen Arzeneimittel, deren ſie ſich zur 
Heilung der Zahnkrankheiten bedienen wollen, und welche nie⸗ 
mals innerliche fein dürfen, müffen fie in der Regel den Pa> 
tienten nach Rezepten aus der Apotheke verordnen, koͤnnen 
aber zum Gebrauch in dringenden und fchleunigen Fällen klei⸗ 
ne Borräthe davon bei fich führen, die fie aber aus einer 
Ipotheke entnehmen müffen. Die Zufammenfesung derfelben 
ift der Apotheker, der unumgaͤnglich nöthigen Kontrole wegen, 
dem Polizei: Phyfifus, wenn es von ihm verlangt wird, gleich 
fang nachzuweiſen verpflichtet. 

Mag endlich dag Opium und deffen Präparate, deren 
fih die Zahnärzte zur Linderung der Schmerzen häufig be 
dienen, und fie daher augenblicklich zur Hand haben müffen, 
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betrifft, fo muß ihnen die Gefahr, welche mit dem Mißbrauch 
dieſer Mittel verbunden iſt, bemerklich gemacht, und ihnen da 
her bei dem Empfang derfelben aus ber Apotheke, ſowie bei 
ihrer Aufbewahrung und Dispenfation Die größte Vorſicht 
und Genauigkeit empfohlen, auch muͤſſen fie für alle durd) 
den Mißbrauch oder aus Nachlaͤſſigkeit entſtehende Gefahr 
verantwortlich gemacht werden. Em. Hochwohlgeboren br 
beauftrage ich daher auf Ihre Berichte vom 20. Januar und 
2, Zebruar c., unter Zurücfertigung der dem ꝛc. Noraͤus 
zugehörigen Anlage vom 7. v. M., das Nöthige an den Po⸗ 
üizei⸗Phyſikus, wie auch an die fämmtlichen approbirten wirt 
lichen Zahnärzte, hiernach zu erlaffen. 
Berlin, den 11. Februar 1812, 
König. Geheimer Staatsrath und Chef des Departements 
der allgemeinen — im Miniſterio des Innern. 
ad, 


An 
den König. Polizei: Präfidenten, Herrn 
v. Schlechtendahl, hieſelbſt. 





110. 
Cirkular-Reſkript des Koͤnigl. Miniſteriums ber Geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, af 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, dieſelbe Angelegenheit 
betreffend. 





Die Königl. Negierung erhält anbei Abfchrift von der 
an die Regierung zu Stettin unterm 25. November v. Yet 
laffenen Verfügung und deren Beilage, um ſich darnach We 
gen der von den Zahnaͤrzten zu dispenſirenden und anzuwen⸗ 
denden Zahnmittel, wie auch in Betreff der uͤbrigen Vorſchtif⸗ 
ten, und beſonders des nachgelaſſenen Debits der Zahntink 
tur de8 Dr. Vogler zu Halberftadt, achten zu fönnen. 

Berlin, den 26. Januar 1821. 

Minifterium der Geiftlichen, Unterrichts und Medizinal⸗ Ange⸗ 
legenheiten. 
v. Altenſtein. 
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x, 
Militair-Sachen. 


111. 
Bekanntmachung uͤber den einjaͤhrigen Militairdienſt in 
der Provinz Weſtphalen. 





In dem $. 7. des Geſetzes über die Verpflichtung zum 
Kriegsdienfte vom 3. September 1814. find die Berechti⸗ 
gungen junger Leute von wiſſenſchaftlicher oder Eünftlerifcher 
Bildung ausgefprochen, welche als Freiwillige unter gewiß 
fen Bedingungen zu dem einjährigen Militairdienfte zuge: 
laffen werden follen. Die Verordnung der hohen Minifte: 
rien des Sinnern und des Krieges vom 19. Mai 1816. 
(Münfterfches Amtsblatt Seite 101.) ertheilt über jene Bes 
dingungen die nähern DVorfchriften, fowie die Inſtruktion 
über die Erſatz- Aushebung vom 30. Juni 1817. $$. 98 big 
100. wegen Ausdehnung der Begünftigung auf Funftgerechte 
Arbeiter, deren Gemwerbe für das Land von befonderer Wich— 
figfeit ift. 

Im Allgemeinen beftand bisher das Verfahren, daß bie; 
jenigen, welche ihren Anfpruch von ihrer wiffenfchaftlichen 
oder künftlerifchen Bildung herleiten, fich bei dem Komman⸗ 
deur eines Truppentheils meldeten, und von dieſem, entwe⸗ 
der auf den Grund der von ihnen beigebrachten Zeugniffe, 
oder nach einer angemeffenen Prüfung, zugelaffen wurden; 
daß dagegen die Eunftgerechten Arbeiter ſich bei der Kreis 
Erfagfommiffion ihres Kreifeg zu melden hatten, von biefer 
ein Zeugniß über ihre Befähigung und über die, das Recht 
zum einjährigen Dienft begründende Wichtigkeit ihrer Pros 
feffion erhielten, und demnächft erft nach Maßgabe bie 
ſes Zeugniffes von den ZTruppenbefcehlshabern angenommen 
Wurden. 

Die Schwierigkeit einer gleichförmigen Prüfung der zu 
der gefeßlichen Wohlthat berechtigenden Anfprüche von ver- 
fhiedenartigen Behörden hat die hohen Minifterien des In⸗ 
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nern und des Krieges veranlaßt, auch für die Provinz Weſt⸗ 
phalen die Niederfegung eigener Kommiffionen zur Prüfung 
der zu dem einjährigen Dienft fich meldenden jungen Leute 
in Münfter und Minden zu beftimmen, bei melchen oder 
den bereits in Düffeldorf und Weſel vorhandenen Prüfungs: 
Kommiffionen alfo hinführo alle jene jungen Leute fich zu 

- melden, und vor welchen fie die vorfchriftsmäßige Prüfung 
zu beſtehen haben. 

Bon Seiten de8 General:Kommandog ift die Veranſtal⸗ 
fung getroffen, daß bei den Truppen Freiwillige auf einjäh— 
rige Dienftseit nur dann angenontmen werden, wenn fie fih 
durch ein Zeugniß einer der gedachten Kommiffionen, al 
hierzu berechtigt, ausweiſen. I 

Die Kommiffionen, welche aus Militair: und Civilfom 
miffarien zufammengefegt find, werden nach Erfordern einen 
obern Militairarzt, auch für die Prüfung der kunſtgerechten 
Arbeiter noch geeignete Gewerksmeiſter zuziehen. 


Diefelben verfammeln fich jeden erfien Montag der Mor 
nate Januar, April, Auguft. 

Die jungen Leute, welche fich zur Prüfung zu fielen 
beabfichtigen, haben fich deshalb vorher fchriftlich an den 
Borftand der betreffenden Kommiffion zu wenden, und ihrer 
Eingabe beisufügen: \ 

4) ihren Geburtsfchein, 

2) die Einwilligung ihrer Eltern oder Vormünder, 

3) die Zeugniffe über den von ihnen bisher genoffenen 
Unterricht und. über ihr fittliched Betragen, n 

4) ihre Erklärung darüber, im welcher Art fie ihre Equi⸗ 
pirung und ihren Unterhalt während der Dienftzeit zu 
befireiten gedenken, 

5) die Eunfigerechten Arbeiter auch das Zeugniß der Kreis— 
Erfagfommiffion über die einen Anſpruch auf ein— 
jährigen Dienft begründende Wichtigkeit ihrer Pro 
feffion. , 

Die Kommiffionen koͤnnen nur folche junge Leute zut 
Prüfung zulaffen, welche das 20fte Jahr noch nicht vol 
endet haben. Nach vollendeten 20ften Jahre iſt jeder, der 
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fich nicht bereits zum einjährigen Dienfte gemeldet und qua» 
lifizirt hat, zum ordentlichen dreijährigen Kriegsdienſte vers 
pflichtet, und nur die Departements: Erfaßfommiffion kann 
ihn bei der, der jährlichen Aushebung vorangehenden Muftes 
rung aus gang befondern Gründen von dem ordentlichen 
Eintritte dispenfiren und nachträglich zu der Pruͤfungs⸗Kom⸗ 
miffion vermweifen. 


Wer mit einem, zu dem einjährigen Dienft ihn qualifi- 
jirenden Zeugniffe einer Prüfungs: Kommiffion verfehen ift, 
fann, nach bei dem Landrath abgegebener Erklärung, den 
Eintritt bi8 zu dem Ende feines: 2öften SERIEN ders 
fchieben. 


Hat er dag 23ſte Fahr —— ohne wirklich ein- 
getreten zu fein, fo hat er die gefegliche MWohlthat verfcherzt, 
und fälle in die ordentliche Aushebung zum dreijährigen « 
Dienfte zuruͤck. 


Dualifizirt fih ein junger Mann rückfichtlich feiner 
Kenntniffe und feiner übrigen PVerhältniffe zum einjährigen 
Dienfte; fehlt ihm aber hierzu die Förperliche Tüchtigfeit, fo 
ertheilt ihm die Kommiffion ein biernach abgefaßtes Zeug: 
niß, welches ihn, ohne Verluſt des Privilegiums, vor der 
Hand von dem Eintritte digpenfirt, mit welchem er aber 
vor Vollendung des 2öften Jahres ſich von neuem vor der 
Departements: Erfagfommiffion zus fiellen hat, um nach den 
Umftänden zu dem wirklichen Eintritt auf die einjährige 
Dienftzeit angemwiefen, bedingt oder unbedingt entlaffen zu 
werden. Ein geprüftes Individuum kann fi) daher Künftig 
bei den Erfagfommiffionen damit nicht entfchuldigen, daß es 
wegen Förperlicher Mängel bei dem Militair nicht angenom⸗ 
men worden fei. 


Die Prüfungs »Kommiffionen werden nach jeder ihrer 
Sigungen den betreffenden Königl. Regierungen von ben bei 
ihr vorgefommenen Meldungen und von Dr darauf ge: 
faßten Befchlüffen Nachricht geben. 


Hinſichts der jungen Leute, welche fi für Wolke: 
Sändeprerfeilen. mit Erfolg gebildet haben, bleibe die frü- 
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here Beftimmung (Münfterifcheg Amtsblatt 1818. &. 330.) 
unverändert. 
Münfter, den 26. März 1821. 
Der fommandirende General de8 Der Ober: Präfident. 
Vllten Armeeforps. v. Binde 
v. Horn. 


112, 
Cirkular⸗Reſkript des Königl. Kriegesminifteriume an 
fämmtliche Königl. Regierungen, über einzelne 
Servisfüße. 





I. Ein Divifions- Adjutant erhält, in fofern er Lieute 
nant ift, incl. des Stallfervifes, monatlich 
in Städten Ifter Klaffe 6 Rthlr. 12 Gr. 
⸗ ⸗ 2ter ⸗ 4 ⸗ 21 ⸗ 
In dieſe Kategorie gehoͤren: 
a) Ein zweiter Adjutant eines Prinzen des Koͤnigl. Hauſes; 
b) Ein zweiter Adjutant bei einem General: Kommando; 
e) Ein dritter deggleichen; 
d) Ein erfter Adjutant bei einem Divifiong- Kommando; 
e) "in zweiter desgleichen; 
f) Der zweite Adjutant der General-Inſpektion der Ar 
tillerie; 
g) Der dritte desgleichen; 
h) Der zweite Adjutant bei dem General-Inſpekteur ber: 
Ingenieure; 
i) Der dritte desgleichen; 
k) Ein erſter Adjutant eines Inſpekteurs der Artillerie; 
)) Ein Adjutant einer Ingenieur-Inſpektion; 
m) Ein Adjutant eines Brigade-Rommandeurs der Kar 
vallerie; 
n) Ein Kavallerie» Adjutant eines Brigade: Kommandeurs 
der Landwehr; 
o) Ein Adjutant eines Kavallerie Regiments und 
p) Ein Ydjutant des Gouverneurs in einer großen Stadt. 
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I. Ein Infanterie Brigade: Abjutant erhält, in fofern 
er Lieutenant ift, incl. des Stalfervifes, monatlich 

in Städten After Klaffe 6 Rthlr. — Gr. 
⸗ ⸗ 2ter Dr 12 s 
In dieſe Kategorie gehören: 

a) Ein ziveiter Adjutant eines Inſpekteurs der Artillerie; 

b) Ein zweiter Adjutant einer Ingenieur: Infpektion; 

ce) Ein Infanterie-Adjutant eines Brigade: Kommandenrg 
der Landwehr; Ze; 

d) Ein Adjutant eines Infanterie» Brigade: Rommandkırg, 
und 

e) Der Adjutant der Lehr: Esfadron. 

II. Ein Regiments» oder Bataillons- Adjutant der In⸗ 
fanterie erhält, in fofern er Lieutenant ift, incl. des Stallſer⸗ 
viſes, monatlich 

in Städten After Klaſſe 5 Rthlr. 12 Gr. 
⸗ ⸗ 2ter 4⸗ ⸗ 

In dieſe Kategorie gehoͤren: 

a) Der Adjutant eines Infanterie-Regiments; 

b) Der Adjutant eines Infanterie: Bataillong ; 

c) Der Adjutant eines Landwehr: Bataillong; 

d) Der Adjutant einer Artillerie Brigade; 

e) Der Adjutant einer Feftungs - Sinfpektion ; 

f) Der Adjutant des Pionier⸗Inſpekteurs; 

8) Der Adjutant einer Pionier» Abteilung; 

h) Der Adjutant einer Artillerie Abtheilung. . 

IV. Die in nachbenannter Kategorie ftehenden Kom: 
Pagnies Chefs erhalten, incl. des Stallfervifes, monatlich 

in Städten After Klaffe 8 Rthlr. 12 Gr. 
⸗ ⸗ 2ter ⸗6 ⸗ 9 ⸗ 

a) Ein Stab8-Hffisier einer Garniſon⸗Kompagnie; 

b) Jeder der beiden Alteften Kapitains eines Infanterie: 
Regiments; 

e) Ein Tirailleur: Kapitain eines Infanterie: Bataillong, 
in ſofern er nicht erfter oder zweiter Kapitain. im. Ne 
gimente ift; 

4) Der ältefte Kapitain eines Jäger» oder Schüßen- und 
eines Garde⸗ und‘ Grenadier : Landwehr: Bataillong ; 
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e) Der Kommandeur einer Pionier» Abtheilung, wenn er 
Kapitain iſt. 

V. Außerdem erhalten noch nachbenannte Offiziere, ind. 

des Stallfervifeg, monatlich: 
a) Ein Bataillons- Kommandeur der Linien» Infanterie 
in Städten After Klaffe 9 en 12 * 
⸗ ⸗ 2ter — 3 
b) Ein Artillerie⸗Offizier vom Dat in grofen Feftungen, 
in jofern er nur Kapitain ift: 
in Städten After Klaffe 9 Ra — Gr. 
⸗ 2ter ⸗ 6 18 ⸗ 
c) Ein Ingenieur⸗Offizier vom Date in einer großen 
Seftung, in fofern er nur Kapitain ift: 
in Städten After Klaffe 9 Rthlr. — Gr. 
⸗ ⸗ 2ter ET 18 = und 
d) Ein Artillerie» Offizier vom Plage in Fleinen Feſtun—⸗ 
gen, ein Ingenieur» Offizier vom Plage in Eleinen de 
fingen, ein Plagmajor in einer großen Seftung, ein 
Platzmajor in einer Hauptftadt (außer Berlin), in ſo⸗ 
fern gedachte Judividuen nur Kapitaing find: 
in Städten After Klaffe 8 Rthlr. 12 Gr. 
⸗ ⸗ 2ter «56 3 9 ⸗ 

Bei dieſer Gelegenheit wird der Koͤnigl. Regierung zu⸗ 
gleich bekannt gemacht, daß in Betreff der Serviszahlungen 
an die Auditeurs folgende Prinzipien vom 1. Januar ce. zu 
beachten find. 

Alle Divifionsaubitenre, die früher nicht wirkliche Hber 
auditeurg waren, haben nur auf den Servis eines Stabs⸗ 
rittmeifters Anfpruch ; jedoch koͤnnen ſie verlangen, daß ihnen 
außerdem, entweder eine Verhoͤrſtube in einem oͤffentlichen 
Gebaͤude angewieſen, oder, in deſſen Ermangelung, eine Ent— 
ſchaͤdigung von 3 Rthlr. monatlich gezahlt werde. Übrigens 
- fönnen in einem und demſelben Lokal mehrere Verhoͤre zu 
gleicher Zeit abgehalten werden, wie bei jedem Gerichtshofe. 
Wegen der Stand» und Gerichtsrechte hat jedoch die obett 
Militairbehörde die Zeit zu beftimmen, wann diefem oder je 
nem Militairgericht das Lofal alein zu dieſem Behuf zu üder 
weiſen iſt. si 

ie 
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Die Gouvernements: und Garnifon:Aubiteure erhalten, 
fowie die wirklichen Ober⸗Auditeure, den Servis eines Stabs⸗ 
offisierd der Infanterie; jeboch haben nur die leßtern auf ein 
Gefhäftszimmer in ertwähnter Art Anfpruch. 

Diejenigen bei den Divifionen ftehenden ehemaligen 
Hber s Auditeurg, welche dieſe letztere Charge nur für bie 
Dauer des Krieges bekleidet haben, find mit dem eigentlichen _ 
Divifiong- Aubditeuren gleich zu behandeln, und erhalten, wie 
diefe, den Servis eines Stab8:Rittmeifters und eine Ver - 
hörftube. 

Berlin, den 5. März 1821. 

Königl. Preuß. Kriegsminifterium. 
Viertes Departement. 
v. Jasky. Pomowitz. 
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113. 
CirfularsReffript des Königl. Minifteriums des Innern 
an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, die amtliche Unter; 
fügung der auf jährlichen uͤbungs-Reiſen begriffenen 
Oeneral:Stabsoffiziere betreffend. 





Die von des Königs Majeftät im Jahre 1803. vollzo⸗ 
gene Inſtruktion für den Generalftab feßt feſt, daß die. Re 
fognogsirungen, welche den General: Stabgoffizieren, als 
jährliche übungs-Reiſen aufgetragen werden, durch Samms 
lung flatiftifcher Notigen in militairifcher Beziehung auf eis 
ven höheren Grad der Vollkommenheit gebracht werden fol- 
m. Damit. die Erreichung diefer Anerhöchften Abficht defto 
Mehr gefichert und erleichtert werde, hat die Königl. Regie 
18 die Landräthe Ihres Bezirks anzuweiſen, den auf Ne 
ognoszirungs⸗Reiſen begriffenen General: Stabgoffizieren die 
mugung aller in ben Kreis-Regiftraturen vorhandenen ſta⸗ 
tiſiſchen Tabellen und ſonſtigen Nachrichten zu geſtatten, auch 

MWpialen I, Heft, 1821. D - 
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denſelben bei Einziehung der etwa außerdem erforderlichen 
Notizen behülflich zu fein. 
Berlin, den 27. Februar 1821. 
Minifterium des Innern. Erfte Abtheilung. 
Koehler., 


N m 
114. 


Reeſkript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Königsberg, die Bequartirung: 
privilegirter Grundſtuͤcke betreffend. 





Da dasjenige, was die Königl. Regierung in Ihrem 
Berichte vom 5. d. M. in Hinficht der Bequartirung der 
dortigen privilegirten Grundftücde und des früher diesfalls 
ftattgefundenen Verhaͤltniſſes anzeigt, Feine klare Auskunft 
über die hierbei eintretenden fpeziellen Nückfichten gibt, auch 
die möglichen verfchiedenen Fälle nicht im Voraus numerirt 
werben können; fo kann auch eine beftimmte allgemeine Ent 
fcheidung nicht erfolgen, fondern es bleibt der Königl. Re 
gierung lediglich überlaffen, in einzelnen Fällen salvo recursu 
zu entfcheiden, in wiefern nach $. 59. der Städte: Ordnung 
die privilegirten Grundſtuͤcke befreit bleiben oder amgegogen 
werben follen, und allenfalls über folche befondere Falk, 
worüber ihr neue erhebliche Zweifel entſtehen, ſpeziell anzu⸗ 
fragen. 

Folgendes * Ihr indeſſen, zwar nicht als Deklara⸗ 
tion des Geſetzes, welche nur dem allerhoͤchſten Geſetzgeber 
zuſteht, wohl aber zur Andeutung ber Anſichten des Miniſte⸗ 
rii uͤber deſſen Anwendung dienen, wonach, wenn gegen Ihre 
Entſcheidungen reklamirt werden ſollte, hier entſchieden wer 
den wird. 

Im Allgemeinen kann nur das zum gewoͤhnlichen Zuſtande 

der Dinge gerechnet werben,’ was entweder fortwährend be 
ſteht, oder jaͤhrlich an beſtimmten Orten und zu beſtimmten 

Zeiten regelmäßig wiederkehrt. 
Alles Andere, wobei Zeit und Ort dergeſtalt unen 
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daß das Ergebniß nicht beftimmt vorausgefehen, daher auch 


feine dauernde Einrichtung von dem Einzelnen darauf getrof- 


fen werden kann, ift als Refultat eines außergewöhnlichen 
Ereigniffes anzufehen, und bringt daher auch) einen außerge⸗ 
wöhnlichen Zuftand der Dinge hervor. 

Hiernach wird die Königl. Regierung jeden einzelnen 
Fall leicht beurtheilen koͤnnen. Es würden nämlich die privi⸗ 
legirten Grundftücke befreit bleiben müffen von aller Ein; 
quartierung bei der Friedens⸗Garniſon, ferner bei jährlich 
wiederkehrenden und an einem beftimmten Drte zu haltenden 
Verfammlungen ‚einzelner Zruppentheile, bei Unterbringung 
dee Rekruten, welche in Folge der. gewöhnlichen jährlichen 
Ergänzung fich am Orte verfammeln, oder ihn paffiren u. ſ w. 

Dahingegen mären fie zu belegen bei den wegen Garni: 
lons Veränderungen erfolgenden Durchmärfchen ganzer Trup⸗ 
pentheile, im Gegenſatz zu einzelnen fortwaͤhrend vorkommen⸗ 
den Verſetzungen, bei großen Revuͤen und Manoͤvern, die 
nicht an einem ein für allemal beſtimmten Orte und zu be 
Rimmter Zeit gehalten werben, und bei allem, was fich auf 
den Krieg felbft, auf die Vorbereitungen dazu und die Fol: 


> 


gen davon bezieht, auch in Hinficht alles deffen, was fich auf 


die Landwehr bezieht, fteht den gedachten Grundftücken keine 
Befreiung zu, da das Landwehr-Inſtitut erft nach Publikation 
der Städte» Ordnung begründet ift. 
Berlin, den 16. Januar 1821. 
Der Minifter des Innern. 
v. Shudfmann. 
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zweiter Abfchnitt. 


Auswärtige 


Geſetzgebung 





| 1. 
Kaiferlich Öfterreichifche Verordnung, die WBerleihung 
ausfchließlicher Privilegien auf Entdefungen, Erfin 


‚dungen und Berbefferungen im Gebiete der Induſtrie 


betreffend. 





Wir Stanz der Erſte ꝛc. 


m in allen Provinzen des Öfterreichifchen Staats ein 
gleihmäßiges Spftem der Verleihung ausfchließender Privi— 
legien auf Entdeckungen, Erfindungen und Verbefferungen Im 
Gebiete der Induftrie einzuführen, und durch daffelbe auf die 
Aufmunterung des Erfindungsgeiftes und auf die Belebung 
der National: Berriebfamkeit günftig zu wirken, haben Bir 
über einen Vortrag Unferer Kommerz Hof:Kommiffion zu dr 
fchließen befunden: 

1. Abſchnitt. er 
Bon dem Gegenftande der ausfchliegenden Priv® 
legien, und dem Berfahren zur Erlangung 
berfelben. 


$.1. Zur Erlangung eines ausfchließenden Privilegiums 
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in dem Sfterreichifchen Staate find alle neuen Entdeckun— 
gen, Erfindungen und Verbefferungen bes In⸗ und Auslan⸗ 
des im gefammten. Gebiete der Induſtrie geeignet, ed möge 
das Privilegium :vom einem In: ober Ausländer angefucht 
werben. 


$. 2. Wer ein ausfchließendes Privilegium auf irgend 
eine neue Entdeckung, Erfindung oder Verbefferung im Ge 
biete der Induſtrie zu erlangen mwünfcht, hat bei dem Kreis: 
amte, in deſſen Bezirk er ſich aufhält, fein Gefuch nach dem 
beiliegenden Formulare A einzureichen, in demfelben feine 
Entdefung,; Erfindung ober DBerbefferung in der Wefen- 
heit anzugeben, die Anzahl von Jahren, auf welche er bag 
Privilegium zu erlangen wuͤnſcht (welche jeboch auf feinen 
Tel den Zeitraum von funfjehn Jahren überfchreiten bür- 
fen, $. 19.), auszudrücken, die darnach entfallende Tare nach 
den weiter unten ($. 13— 18.) vorkommenden Beftimmun: 
gen zur Hälfte zu erlegen, und eine verfiegelte genaue Be: 
ſchreibung feiner Entdeckung, Erfindung oder Verbefferung 
beitulegen, welche mit folgenden Erforderniffen verſehen 
fin muß: | 

a) Die Befchreibung ift in der deutfchen oder in der Ge— 
Khäftsfprache der Provinz, wo das Gefuch eingereicht wird, 
einzulegen, 

b) Sie muß fo abgefaßt fein, daß jeder Sachverftändige 
den Gegenſtand mac dieſer Befchreibung zu verfertigen im 
Stande ift, ohne neue Erfindungen, Zugaben oder Verbeſſe— 
tungen beifügen zu müffen. | 

e) Dasgjenige, was men iſt, alfo den Gegenftand des 
Privilegiums ausmacht, muß in der Befchreibung genau uns 
terſchieden und angegeben fein. 

d) Die Entdefung, Erfindung oder DVerbefferung muß 
Har und deutlich, und ohne Zweideutigkeiten, die irre leiten 
Ennten, und dem in b. angegebenen Zwecke entgegen find, 
dargeſtellt werben. 3 

e) Es darf weder in den Mitteln, noch in der Aus— 

ugsweiſe etwas verheimlicht werden; es dürfen daher 
weder theurere oder nicht Die ganz gleiche Wirkung hervor; 
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bringende Mittel angegeben, noch Handgriffe, welche zum Ge 
lingen der Operation gehören, werfchtwiegen werben. ‚aD 

Wo es thunlich iſt, find zur beffern DVerfinnlichung be 
Gegenftände, der Befchreibung Zeichnungen oder V ei ll 
beizufügen, obwohl biefelben nicht unumgänglich erforbe 
werden, wenn anders der Gegenftand durch die Befchreibun; 
allein, nach dem in b ausgedrücten Erforderniffe, ** 
genug gemacht werden kann. 

K. 3. Das Kreisamt hat dem Prisegieunenhen | übe 
die gedachten Eingaben einen Empfangfchein (Certifikat) mac 
dem beiliegenden Formulare B. augzufertigen, in w 
nebft dem Namen und Wohnorte des Privilegienmerbere 
Tag und Stunde der Überreichung, die Beftätigung der de 
jahlten Tare und die Angabe der in dem Gefuche in de 












Wefenheit angezeigten Eutdeckung, Erfindung oder Verbefe 









rung anzufeßen find. ‚ar 
$. 4. Bon diefem Tage und diefer Stunde an at 
Priorität der angezeigten Entdeckung, Erfindung ober Ber 
beiferung zu gelten, dag heißt: jede Einwendung einer MM 
diefem Termine gemachten oder ausgeübten gleichen Ent 
deckung, Erfindung oder Verbefferung wird als ungut 
betrachtet und kann die Neuheit der von dem Privilegien 
werber ordnungsmäßig angezeigten und befchriebenen Em 
deckung, Erfindung oder DBerbefferung nicht weiberlege — m 
aufheben. 
$. 5. Auf den Umfchlag ber verfiegelten eſch 
hat das Kreisamt den Namen und Wohnort des 
gienwerbers, Tag und Stunde der Überreichung, 
zahlte Taxe und die Angabe der in dem Geſuche in. 
Wefenheit angezeigten Entdeckung, Erfindung oder er 
ferung unter Mitfertigung des Privilegienwerbers — 
bei der uͤberreichung nach dem beiliegenden —— 
anzuſetzen, dieſe Beſchreibung, ſammt dem Geſuche, ohne Ber 
zug laͤngſtens binnen drei Tagen unerbrochen an die Saw 
desſtelle der Provinz zu uͤberſenden, und die empfangen 
Tare auf dem gewoͤhnlichen Wege an die Landesſtelle abju⸗ 


en. — 
$. 6. Die Landesſtelle Hat ſich in Feine wie immer ge 
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artete Erhebung Äber bie Neuheit oder Nüglichkeit der Ent, 
deckung, Erfindung oder Verbefferung einzulaffen, ſondern 
mir zu beurtheilen, ob bie in dem Gefuche in der Weſenheit 
angezeigte Entdeckung, Erfindung oder Verbefferung in Feiner 
öffentlichen Hinficht fchäblich oder den Landesgefegen zuwi⸗ 
ber fei? darüber gleichfalls ohne Verzug längftens binnen 
acht Tagen ihren Bericht an bie zur Leitung der Kommerz 
Angelegenheiten befimmte Hofbehörde zu erftatten, und fammt 
dem Gefuche die mit der Beftätigung des Kreisamtes ver: 
fehene verfiegelte Befchreibung, auf deren Umfchlag fie 
bloß den Tag des Empfanges und ber Weiterbeförderung 
an die Kommerz: Hofftelle beizufügen hat, unerbrochen bei: 
zulegen. | 
$. 7. Weitere Einvernehmungen und Erhebungen hat 
die Landesftelle nur in denjenigen Fällen zu pflegen, in wel⸗ 
hen derfelben Bedenken über die Schäbdlichkeit oder Gefeß: 
widrigkeit aus Staatsrückfichten, bei der in dem Gefuche in 
der Wefenheit angezeigten Entdeckung, Erfindung oder Ber: 
befferung auffallen, welche folche Erhebungen nothwendig 
machen, und auch in diefen Fällen ift jederzeit die vorläufige 
Anzeige an die zur Leitung der Kommerz: Angelegenheiten be: . 
fimmte Hofbehörde binnen acht Tagen zu machen. 

$. 8. Eine Eröffnung der von ben Privilegientwerbern 
ju überreichenden verfiegelten Befchreibungen bei der Lan: 
desſtelle darf nur bei folchen Gegenftänden ftattfinden, welche 
in dag Sanitaͤtsfach einfchlagen, und worüber mach den 
Iandesgefegen eine vorläufige genaue Unterfuchung von der 
medisinifchen Fakultät erforderlich iſt. Es verfteht fich übri- 
gens von felbft, daß, wenn bie auch bei andern Gegen: 
ſtaͤnden in den Gefuchen um Privilegien allenfalls verfchwie: 
genen, aber in den verfiegelten Befchreibungen enthaltenen 
Mittel oder Berfahrungsarten gegen Polizei: oder Sani— 
täts-Nückfichten, oder gegen das allgemeine Staats: Yu; 
tereſſe freiten, die Anwendung und Ausübung derſelben 
eben fo wenig mit einem außfchließenden Privilegium, als 
ohne ein ſolches geftattet werden Fönne, und daß die Be: 
— des Privilegiums in ſolchen Faͤllen ſich von ſelbſt 

e. | 
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$. 9. Die zur Leitung der Kommerz: Angelegenheiten be; 
ftimmte Hofbehörde hat über die von den Länderftellen ein 
langenden, mit den gedachten Erforbderniffen gehörig verfehe: 
nen Privilegien» Gefuche die. Vorträge an Uns zu erſtatten, 
die Ausfertigung der Privilegien -Urkfumden, unter den noͤthi⸗ 
gen Vorfichten und Klaufeln, nach dem beiliegenden Form 
lare D. zu erwirken, und die Aushaͤndigung berfelben an die 
Privilegirten, nebft der bisher gewöhnlichen Kundmachung, zu 
veranlafien... Ä 

u. Abſchnitt. 


Von den mit den ausſchließenden Privilegien 
verbundenen Vortheilen und Befugniſſen. 


$. 10. Das ausſchließende Privilegium ſichert und fchügt 
dem Privilegirten den augichließenden ‚Gebrauch feiner Ent 
deefung, Erfindung oder DVerbefferung, fo mie: fie in: feine 
eingelegten Befchreibung dargeſtellt worden iſt, für die Ar 
zahl von jahren, auf welche fein Privilegium lautet. 

. $. 11. Der Privilegirte ift berechtigt, alle. jene Werk 
ftätten zu errichten, und jede Art von Hulfsarbeitern in der 
felben aufzunehmen, welche zur vollftändigen Ausübung des 
Gegenftandes feines Privilegiums in jeder, beliebigen: weite 
ſten Ausdehnung nöthig find, folglich überall in der No 
narchie Etabliffements und Niederlagen zur DVerfertigung und 
zum Verfchleiße des Gegenflandes feines Privilegiums zu" 
richten, und andere zu ermächtigen, feine Erfindung une 
dem Schuge feines Privilegiums auszuüben, beliebige: 6% 
fellfchafter anzunehmen, um feine Erfindungs » Benutzung 
nach jedem Mafftabe zu vergrößern, mit feinem Privile 
gium felbft zu disponiren, e8 zu vererben, zu verkaufen, zu 
verpachten oder fonft nach Belieben zu veräußern, Mb 
auch im Auslande auf feine Erfindung ein Privilegium zu 
nehmen. 

$. 12. Das Privilegium auf eine Verbeſſerung od 
Beränderung einer privilegirten Erfindung hat fich. Ami 
und allein auf Die individuelle DVerbefferung oder Berändt 
rung felbft zu befchränfen, und dem privilegirten Verbeſſ 
ver oder DVeränderer auf die übrigen Theile der bereits HIV 
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vilegirten: Erfindung; ober einer. ſchon bekannten Verfahrungs⸗ 
art: fein. Necht zu geben, wogegen der Haupterfinder eben fo 
wenig die von einem Andern gemachte privilegirte Verbeſſe⸗ 
rung oder: Veränderung benugen darf, wenn er ſich * 
mit — deshalb einverſteht. 


IE Abſchnitt. 
Von den Privilegien-Taren. 


$.. 13. Die Privilegien⸗Taxen find nach Verhaͤltniß 
ber Dauerzeit der. Privilegien. ($. 14.), die jedoch funfzehn 
Jahre nicht überfchreiten darf ($. 19.) zu entrichten, und 
bat der Privilegienmwerber felbft zu beftimmen, auf wie viele 
Sabre bis zur höchften. Dauerzeit hinauf er dag Priviieginm 
zu erhalten wuͤnſche. 

$. 14. Für jedes Jahr der Dauerzeit eines Privile 
giums, es laute diefes auf eine Entdeckung, Erfindung oder 
Berbeflerung, ift, fo viel die erften fünf Jahre anbelangt, 
eine Privilegien» Tare von zehn Gulden Konventionsmuͤnze, 
zufammen alfo für ale fünf Sahre 50 Gulden; für das 
fechste Jahr 15 Gulden; für das fiebente Jahr 20 Gul- 
‚den; für dag achte Jahr 25 Gulden; für dag neunte Jahr 
30 Gulden; für das zehnte Jahr 35 Gulden; für daß eilfte 
Jahr 40 Gulden; für das zwoͤlfte Jahr 45 Gulden; für 
das dreisehnte Jahr 50 Gulden; für das vierzehnte Jahr 
35 Gulden; für das funfzehnte Jahr 60 Gulden Konven- 
tiong: Münze, zufammen alfo für die höchfte Dauerzeit von 
fünfzehn Jahren 425 Gulden Konventiond- Münze zu ent 
richten. 

$. 15. Die Hälfte der hiernach für die ganze Dauer: 
zeit entfallenden Privilegien: Tare ift, wie gefagt ($. 2.) gleich 
mit dem Anfuchen um das Privilegium, die andere Hälfte 
aber in eben fo vielen Jahres: Raten, als die Dauerzeit des 
verliehenen Privilegiums ausmacht, mit Anfang eines jeden 
Jahres, bei fonftiger Einziehung des Privilegiums, zu ent: 
richten. 

$. 16. Um den Erfindern die Erlangung von Privile⸗ 
gien zur probeweiſen Ausübung ihrer Erfindungen zu erleich⸗ 
tern, kann derjenige, der Anfangs ein Privilegium auf eine 
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geringere Zeit ald 16 Jahre erhalten hat, vor dem Ablaufe 
des Privilegiums die Verlängerung beffelden bis hoͤchſtens 
zur Zeit von 15 Jahren gegen dem erlangen, daß er für 
die Verlängerung des Privilegiums von ber ſtufenweiſen 
Tax-Bemeſſung der verlängerten Jahre, bie Hälfte dieſes 
biernach für die Dauerzeit diefer Verlängerung entfallenden 
Betrages, bei Bewilligung der Verlängerung, und bie at: 
dere Hälfte in eben fo vielen Jahres-Raten, als die Ber 
längerung dauert, mit Anfang eine® jeden biefer verlänger: 
ten Jahre, bei fonftigem WBerlufte biefer Verlaͤngerun 
entrichte. | | 

$ 17. Gebe bezahlte Tare ift als verfallen zu betrach⸗ 
ten, und e8 kann fein Anfpruch auf eine Ruͤckverguͤtung der 
felben gemacht werben, wenn auc in der Folge Umſtaͤnde 
bervorfommen, welche bie Nullität eines Privilegiums her: 
beiführen, es fei denn, daß der Staat aus öffentlichen Ruͤd⸗ 
fihten ein Privilegium zu annlliren, oder nicht zu ertheilen 
finde, in welchem Falle bie ‚bezahlte Taxe zurück zu erflat 
ten ift. 

$. 18. Außer ber gedachten Tape, dann der Erpebitiond: 
Gebühr von drei Gulden Konventions- Münze für jede Pri 
vilegien: Urkunde, und einer Stempelgebühr von fieben Gul⸗ 
den Konventions- Münze, hat der Privilegirte für die Ber 
leihung des Privilegiums Feine wie immer geartete Gebäht, 
Honorirung oder Expeditions- und Kanzlei: Spefen unter 
irgend einem Vorwande zu entrichten, und die Privilegien 
Urkunden find kuͤnftig, wie jedes andere Befugniß⸗Dekret, ex 
officio zu erpebiren. 

IV. Abſchnitt. 


Bon dem Anfange, ber Dauer, dem Umfange, det 
Kundmahungsart und Erlöfchung der ausſchlie— 
Benden Privilegien. 


$. 19. Die höchfte Dauerzeit ber Privilegien mird; wie 
gefagt ($. 2. und 13.) auf funfzehn Jahre feftgefegt. 

$. 20. Die Zeit der Dauer eines Privilegiums be 
ginnt von dem Datum der Privilegien: Urkunde, jeboch kann 
die Wirkſamkeit des Privilegiums in Beziehung. auf bie 
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Straffälligkeit der unbefugten Nachahmung des privilegirten 
Gegenftandes erft mit dem Tage der Kundmachung des Pri⸗ 
vilegiums in den öffentlichen Blättern beginnen. 

6. 21. Der Umfang ber Privilegien hat ſich ohne Aus⸗ 
nahme auf die ganze Monarchie zu erftrecken. 

$. 22. Jedes Privilegium ift in drei Urkunden auszu⸗ 
fertigen, wovon die erſte fuͤr die geſammten Erbſtaaten, mit 
Ausnahme von Ungarn und Siebenbuͤrgen, die zweite fuͤr 
Ungarn, und die dritte fuͤr Siebenbuͤrgen zu gelten hat. 

$: 23. Die Privilegien erlöfchen: 

a) wenn e8 ber genauen Befchreibung der Enthechung, 
Erfindung oder Berbefferung, worauf das Privilegium ange: 
fücht worden iſt, an den im $..2. (a—e) vorgefchriebenen 
Erforberniffen, oder auch nur an einem berfelben fehlt; 

b) wenn jemand gefegmäßig” ertweifet, daß die privilegirte 
Entdeckung, Erfindung oder. Verbefferung fchon vor dem 
Tage und der Stunde des ausgefertigten amtlichen. Certis 
fifats im Inlande nach den weiter unten ($. 27. d.) vor: 
fommenden Beflimmungen nicht mehr als neu angefehen wer⸗ 
den Fönnte; 

e) wenn der Eigenthümer eines in Kraft beſtehenden 
Privilegiums nachweiſet, daß bie fpäter privilegirte Entdeckung, 
Erfindung oder Werbefferung mit feiner eigenen früher. orb- 
nungsmäflig angezeigten und privilegirten Entdeckung, Eeſin 
dung ober Verbeſſerung identiſch fei; 

d) wenn der Privilegirte binnen Jahresfriſt nach u 
Tage der Ausfertigung des Privilegiums feine Entdeckung; 
Erfindung oder Verbefferung noch nicht auszuüben angefans 
gen hat, er fei ein In⸗ oder Ausländer; 

e) wenn er diefe Ausübung ein Jahr lang während der 
Privilegienzeit unterbricht, ohne fi) darüber mit genügenden 
Gründen augzumeifen; 

f) wenn bie zweite Hälfte ber Privilegien: Tare nicht in 
ben oben vorgefchriebenen Jahres: Raten entrichtet wird; 

6) endlich mit dem Verlaufe der urfprünglich ertheilten 
oder durch Verlängerung erhaltenen Privilegienzeit. 

Es verfieht fi) von felbfi, daß dieſe Erlöfchungsarten 
‚auch für einen jeden, der ein Privilegium am fich bringt, 
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fo wie für. den urfprünglich Privilegirten, zu gelten haben 
- Nach der Erlöfchung eines Privilegiums wird Die beliebige 
Benutzung der Entdeckung‘, Erfindung oder Werbefferung, 
auf melde das Privilegium — mar, — frei 
— | 
V. Abfhnitt. A 

Bon ber Einregiſtrirung der Privilegien... 

$. 24. Damit derjenige, welcher ein Privilegium an: 
fuchen will, in den Stand geſetzt werde, zu feiner "größeren 
Sicherheit die bereits ertheilten Privilegien zu burchfehen, iſt 
bei fämmtlichen Länderftellen der Monarchie ein Regifter zu 
eröffnen, in welches die fämmtlichen Privilegien, mie fie er: 
theilt werden, fammt der Angabe der Perfonen, welchen fit 
ertheilt worden find, ihren Wohnfigen, des Datums der Aus 
fertigung der amtlichen Gertififate, der Privilegiums- Urkunde, 
und ber Erlöfchungszeit des Privilegiums einzutragen, und 
in welchem eine befondere angemeffene Rubrik für Anmer⸗ 
ungen über den Stand der nachherigen Ausübung, und über 
die in dem Befige der Privilegien gefchehenen Veraͤnderun 
gen offen zu laffen if. Bei der zur Leitung der Kommerz 
Angelegenheiten beftimmten Hofbehörde ift dag a; 
zu führen. 

$. 25. Wenn das Privilegium an einen Andern über 
geht, fei es durch Kauf, Taufch, Schenkung, Erbſchaft, Ber 
pachtung oder fonflige Veräußerung, fo ift Davon die beglau⸗ 
bigte Anzeige an die Landesftelle zu erftatten, von w 
auf der Nückfeite der Privilegiums:Urkunde die Der 
rung des Befiges zn bemerken, zu beflätigen, und Darüber 
an die zur Leitung der Kommerz; Angelegenheiten beftimmte 
Hofbehoͤrde die Anzeige zu erſtatten iſt, um dieſe Veränderung 
in den Regiftern anmerken zu laffen. 

$. 26. Wegen der Revifion der bisher ertheilten aub 
ſchließenden Privilegien, deren Befiger in dem Befige ber: 
felben in der Art und unter den Bedingungen, wie fie ihnen 
ertheilt worden find, verbleiben, wird die weitere Weiſung 
nachfolgen. 
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VI. Abſchnitt. 
Bon dem Verfahren: bei entftehenden Streitig, 
keiten, und von der Straf-Sanftion des neuen 
Syſtems. 


A * 27. Zur Vorbeugung und zweckmaͤßigen Entſcheidung 
von Streitigkeiten werden folgende Beſtimmungen feſtgeſetzt: 

Das Privilegium gruͤndet ſich auf die von dem Beſitzer 
deſſelben "eingelegte Beſchreibung der Entdeckung, Erfindung 
ober Verbeſſerung ($. 10.) Bei entſtehenden Streitigkeiten 
wird daher die Entdeckung, Erfindung oder Verbeſſerung 
nur nach dem Zuftande beurtheilt, in welchem fie in der ein⸗ 
gelegten Beſchreibung dargeſtellt iſt. 
4) Als eine Entdeckung iſt jede neue Auffindung einer 
zwar ſchon in fruͤhern Zeiten ausgeuͤbten, aber wieder gang 
verloren gegangenen, oder einer zwar im Auslande noch jetzt 
ausgeuͤbten, aber im Inlande unbekannten induſtriellen Ver⸗ 
fahrungsweiſe anzuſehen. 
6) Als eine Erfindung iſt jede Darſtellung eines neuen 
Gegenftandes mit neuen Mitteln, oder eines neuen Gegen: 
ſtandes mit fchon bekannten Mitteln, oder eines fchon bes 
Fannten Gegenftandes mit andern, von denjenigen, welche 
ſchon für denfelben Gegenftand angewendet werden, verfchie- 
denen Mitteln, zu betrachten. 

co) Als eine Verbefferung oder Veränderung ift jede 
Hinzufügung einer Borrichtung, Anordnung oder Derfah, 
rungsmeife zu einem bereitS bekannten oder privilegirten Ges 
genftande anzufehen, durch welche in dem Zwecke des Ge 
genſtandes oder in feiner Darftellungsweife ein mehr vol. 
fommener Erfolg, oder eine größere Okonomie erzielt wer- 
“den fol. 
sd) AS nem ift irgend eine Entdeckung, Erfindung, Vers 
befferung oder Veränderung zu betrachten, wenn fie im In⸗ 
lande weder in der Ausübung, noch durch eine in einem 
Öffentlich gedruckten Werke enthaltene Befchreibung bekannt 
ift; jedoch Fan die Neuheit einer Entdeckung, Erfindung 
oder Werbefferung: aus einer in einem öffentlich gedruckten 
Werke enthaltenen Befchreibung nur in dem Falle angefoch- 
ten werben, wenn diefe Beichreibung fo genau und deutlich 
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ift, daß hiernach jeder Sachverftändige den Gegenftand, morauf 
ein Privilegium angefucht oder erlangt worden iſt, zu 
fertigen oder auszuüben vermag. 

$. 25. Über die Fragen: ob ein ertyeilted Privilegium 
aus öffentlichen Nückfichten oder wegen unterlaffener Aus: 
übung deffelben, oder wegen von dem "Privilegiumg + Befiger 
nicht erfüllter oder von ihm verlegter Bedingniffe der Ber 
leihung, aufzuheben fei, haben die politifchen Behörden, nad) 
Maßgabe ihres allgemeinen Wirfungskreifes, und mit dem 
Vorbehalte des in der gefeglichen Friſt zuläffigen Relurſes an 
die hoͤhere Behoͤrde, zu erkennen. 

§. 29. Das Erkenntniß über die Exiſtenz eines Eingriffe 
oder einer Verlegung, über die Anwendung der gefeglichen 
Strafe, über den Erſatz des von der einen oder andern Seite 
erwiefenen Schadens, ſowie über einen Streit um dag recht 
mäßige Eigentbum eines Privilegiumg, er möge wegen ber 
Priorität der Erfindung, Entdeckung oder Verbefferung, oder 
aus einem privatrechtlichen Titel entfpringen, ficht dem or⸗ 
dentlichen Nichter zu, und ift in dem vorgefchriebenen Rechte 
wege auf die gefegmäßige Art zu erwirken. 

$. 30. Bei dieſem oder demjenigen Nichter, welcher fi 


im Orte befindet, und der Zuftändige des Verleger märt, 


wenn dieſer fich dort befände, ift auch der Privilegirte im 
Falle, als er glaubt, daß jemand fich einen Eingriff in feine 
privilegirten Mechte erlaubt, oder diefelben verlegt hätte, be 
rechtigt, gegen ben unbefugten Nachahmer des Gegenftan 
des feines Privilegiums die Einftelung der ferneren Nach— 
ahmung beffelben zu verlangen, und die unverzügliche Be 
fchlagnahme des nachgeahmten Gegenftandes, es möge ſich 
diefer bei dem Nachahmer felbft oder bei einem Dritten vor 
finden, oder von dem Auslande hereingebracht worden fein, 
zu begehren, worüber dann der Nichter, den es betrifft, ohne 


- Zeitverluft zur Handhabung des Privilegiums fein Amt zu 


handeln hat. 

$. 31. Eingriffe in die Privilegien werden mit einer 
Strafe von Ein Hundert Species-Dufaten, wovon bie eine 
Hälfte dem Privilegirten und bie andere Hälfte dem Ar 
men» Fonds des Ortes, wo das Erkenntniß in erſter I 
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ftanz gefällt wurde, gehört, nebft der Konfisfation der machs 
gemachten Gegenftände des Privilegiums zum Vortheile des 
Privilegirten, verpönt. 

Gegeben in Unferer Haupt: und Nefidenzftadt Wien, 
den achten Dezember im Eintaufend Achthundert und zwan— 
sigften, Unferer Regierung im neun uud zwanzigſten Sabre. 

(L. S,) Franz. 
Franz Grafv. Saurau, 
oberfter Kanzler. 
Profop Graf Peter Graf Johann Nep. Freiherr 
v. Lazansky. v. Goes. v. Geißlern. 
Nah Sr. 8. 8. apoftol. Majeftät Höchfteigenem Befehle. 
Johann Freiherr v. Megburg. 


—— 





Sormular A. 


Löbliches ꝛc. (Hier ift daß Kreisamt, an das man fich 
zu wenden bat, zu nennen.) 

N. N. (Tauf:, Zuname, Charakter, Wohnort des 
oder der Privilegienmwerber) zeigt (zeigen) biermit gezie— 
mend an, eine neue Entdeckung (Erfindung, Verbeſſerung) 
gemacht zu haben, welche in der Wefenheit darin befteht, 
daß: 

(Hier iſt die Darſtellung derſelben zu folgen.) 

Die genaue Befchreibung davon, nach der Vorfchrift des 
Aen $. des allerhöchften Patents vom 8. Dezember 1820, ent 
worfen, liegt bei. 

(Wenn Zeichnungen, Modelle, Mufter ꝛc. ꝛc. zugleich bei- 
gebracht werden, ift diefes mit genauer Angabe der Anzahl 
der Stücke bier anzufeßen.) 

Auf dieſe angezeigte und vorfchrifismäaßig befchriebene 
Entdefung (Erfindung, DBerbefferung), welche der (die) 
obgedachte (m) und unterzeichnete (nm) Privilegiumsmwerber 
nach beftem Wiffen und Gemwiffen für neu im Sſterreichi⸗ 
ſchen Staate nach den Beſtimmungen des $. 27. des ge: 
dachten allerhoͤchſten Patents und folglich auf ſeine (ihre) 
Gefahr und Verantwortung zur Erlangung eines ausſchlie— 








bung dargeſtellt iſt, unter den gefegmäßigen Rlaufeln. ınd Der 
dingungen auf Sabre an, zu welchem Ende die hier ang 
in Folge des & 14. des gedachten. allerhöchften. Patents. ent, 
fallende halbe Privilegien Tape mit _ Gulden Koventions 
Münze entrichtet, und um die Ausfertigung des amtlicher 
‚ Gertififats zur Sicherung meiner (unferer) Priorität aſpruͤche 
angeiangt wird. I. 
u "on Jahr und zu der ‚Qndfertigung Siefer s nzeige 
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Sormular B. 


Von dem unterfertigten Amte wird hiermit 
daß heute (den Tag, Monat und die Jahreszahl) um 
Uhr Vor⸗(Nach⸗) Mittags, N. N. (Tauf⸗, a 
rafter und Wohnort des oder der Privilegienwerber) in dem 
hierortigen Amte erfchienen ift (find), ſammt dem vorſchrifts 
maͤßigen Anbringen ein verſiegeltes Paket, in welchem an 
geblich feine (ihre) neue Entdeckung (Erfindung, Verbeſſe 
rung) beſchrieben iſt, und welche nach dem obigen An 
gen in der Wefenheit darin beſtehen fol, daß (hier ha 
Darftellung berfelben wörtlich, wie fie in dem Aubringe 
angezeigt ift, nebft der Anmerkung der allenfalls ı [ h be 
gefügten Zeichnungen, Modelle, Mufter ꝛc. ꝛc. zu 
bei dem hierortigen Amte überreicht, und für die: 
gefuchte Dauerzeit eines ausſchließenden — 

.Jahren die Hälfte der hiernach in Folge 
des — Patents vom 8. Dezember 1820. 
Konventions⸗Muͤnze entfallenden Privilegien Aare 
tet bat (haben). 

Gegeben ; den 
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Sormular C. 


Beilage ad Nrum, Exhibiti. .. -.. des Kreisamts. 
Befhreibung 

der von N. N. (Tauf⸗, Zuname, Charakter und Wohnort) 

angeblich gemachten neuen Entdeckung (Erfindung, Verbeſſe— 

zung), welche im Wefentlichen darin befteht; (mit dem An- 
bringen gleichlautende Darftelung). 

Empfangen den (Jahr, Monat, Tag und Stunde.) 

Amtliche Unterfchriften. 

Mitfertigung des (der) Privilegienmwerber. 

Zuletzt ift hier unten’ der Tag der Einlangung bei der 
Sandegftelle, der Nrus. Exhibiti der Landesftelle, und der Tag 
der Weiterbeförderung nach Hofe genau anzufegen. 

Anmerkung. Jede, wenn auch noch fo geringe, Ver: 
zögerung oder ſonſtige DVernachläffigung in der Be 
förderung dieſer Packete wird an den Schuldtragenden 
firenge zu ahnden fein. 


Sormular D. 


Nachdem UNE N. N. (Tauf-, Zuname, Charakter und 
Wohnort. des oder der Privilegientverber) allerunterthänigft 
borgeftellt hat (haben), daß er (fie) eine, nach feinem (ihrem) 
beften Wiſſen und Gewiſſen in dem Sfterreichifchen Staate 
neue Entdeckung (Erfindung, Verbeſſtrung) gemacht habe 
(n), darin beftehend: en 

(Darftellung aus dem Anbringen), auf welche Entdek: 
kung (Erfindung, Verbefferung) er (fie) um ein ausfchließen- 
des Privilegium auf die Dauer von . . . . Jahren bittet 
(n) und. — — 

nachdem dießfalls alle in Unſerem Patente vom 8. De 
jember 1820. vorläufig vorgefchriebene Formalitäten erfüllt 
worden find; ü —— 

So haben Wir Uns bewogen gefunden, dem N. N, 
ſeinen (ihren) Erben und Ceſſionaren, für feine (ihre) ge 
Annalen I. Heft. 1821. P 





226 


nannte Entdeefung (Erfindung, Verbeſſerung) ein ausſchlie— 
ßendes Privilegium auf... . , nach einander folgende Jahre, 
für den ganzen Umfang der Monarchie unter den in Une 
rem Patente vom 8. Dezember 1820. enthaltenen Bebingun 
gen, und namentlich gegen dem zu verleihen: i 
Erfteng: daß, wenn in der verfiegelten genauen Be 
fchreibung diefer Entdefung (Erfindung, Verbeſſerung) ti 
der alle8 DVermuthen, folhe Mittel und Derfahrungsarten 
enthalten fein follten, die in dem oben erwähnten Anbrin⸗ 
gen, und in der dafelbft vorfommenden Darftellung der We 
fenheit der, gedachten Entdeckung (Erfindung und Verbeſſe 
rung) verfchtviegen worden waren, und welche gegen die Lan 
desgeſetze fireiten ſollten, die Anwendung und Ausübung der 
felben eben fo wenig mit dem ertheilten ausfchliegenden Pri 


vilegium, als ohne ein folches, geftattet. werden koͤnne, und 


daß die Bewilligung dieſes Privilegiums in einem folden 
Falle fih von felbft aufhebe. 

Zweitens. Daß das gedachte Privilegium erloͤſche, 
fobald irgend ein mefentliher Mangel der vorfchriftsmäßt 
gen Eigenfchaften dieſer  Befchreibung gefegmäßig ertiefen 
wird. 

Dritten. Daß, fobald- irgend Jemand mittelſt geſetz 
lichen Beweiſes darthun koͤnnte, daß im Inlande vor der 
Ausfertigung des dem (den) Privilegienwerber (n) ausgeſtell⸗ 
ten amtlichen Certifikats die privilegirte Entdeckung Erfin⸗ 
dung oder Verbeſſerung) nach den diesfalls in Unſerem Pa— 
tente vom 8. Dezember 1820. aufgeſtellten Beſtimmungen 
nicht mehr als neu angeſehen werden konnte, das Privilegium 
als erloſchen, oder vielmehr als nicht ertheilt betrachtet wer⸗ 
den foll. 

Viertens. Daß dag Privilegium erlofchen, oder viel 
sche als nicht ertheilt angeſehen fein ſoll, wenn der Ev 
genthuͤmer eines in Kraft beſtehenden Privilegiums nach⸗ 
weiſet, daß die neu privilegirte Entdeckung (Erfindung, 
Verbeſſerung) mit ſeiner eigenen fruͤher angezeigten und 
a US (Erfindung, Werbefferung) iden⸗ 
tifch fei 
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Sünftene. Daß das Privilegium  erlöfchen fein fol, 
wenn der (die) Privilegirte (n) binnen Yahresfrift nach dem 
heutigen Tage feine (ihre) Entdeckung (Erfindung, Verbeſſe⸗ 
rung) noch nicht auszuüben angefangen hat (haben), oder 
wenn er (fie) diefe Ausübung ein Jahr Tang während der 
Privilegiengeit unterbricht (brechen), ohne fich darüber durch 
genügende Urfachen auszumeifen. 

Sechstens. Daß das Privilegium erlofchen fein fol, 
wenn die noch zu entrichtende halbe Privilegien: Tare nicht 
in den gefeglichen Friſten berichtiget wird. 

Siebentens. Daß mit dem Verlaufe der gefeßmäßigen 
Privilegienzeit die Benugung der gedachten Entdeefung (Er: 
findung, Verbefferung) Jedermann frei fein fol. 


Wenn nun die gefegmäßigen Bedingungen gefreulich in 
Erfüllung gebracht werden, fo ſoll er (follen fie) nicht nur 
Diefes ihm (ihnen) allergnädigft verliehenen Privilegiums fich 
zu erfreuen haben, fondern Wir verordnen zugleich, daß wäh: 
rend... . Jahren, von dem Tage der öffentlichen Kund⸗ 
machung diefer Urkunde anzufangen, in dem ganzen Umfange 


⸗ 


der Monarchie, ſich außer ihm (ihnen), ſeinen (ihren) Erben 


oder Ceſſionarien, Jedermann enthalten ſoll, die von ihm 
(ihnen) angezeigte und beſchriebene Entdeckung (Erfindung; 
Perbefferung) auszuüben, bei Verluſt des nachgemachten Ges 
genftandes des Privilegiumg, welcher zum Nutzen des (der) 
„N. N, verfallen fein fol, und einer Geldftrafe. von Ein: 
hundert Spezies: Dufaten im jebem Uebertrefungsfalle, to: 
von die Hälfte dem Armen: Fonds des Ortes, wo das 
Erkenntniß in erfter Inſtanz gefällt wurde, die andere aber 
dem (den) N. N. zuzufallen hat, und unnachfichtlic durch 


das in dem Lande, wo die Uebertretung gefchieht, befind: u 


liche Fiskalamt einzutreiben iſt. Wie denn auch. den Ueber: 

treter dieſes Privilegiums noch insbefondere Unſere aller- 

hoͤchſte Ungnade treffen, und es dem (den) N. N. ing: 

befondere vorbehalten fein fol, ihn wegen alles ermweislichen 

Schadens zum Erfaß vor dem ordentlichen Nichter zu be 

langen. 
p2 
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Den Behörden, die es betrifft, ertheilen Wir dem gemeſ⸗ 
fenften Befehl, über die Handhabung dieſes Privilegiums 
und die damit verbundenen Bedingungen zu — 
Urkund deſſen ꝛc. ꝛc. 
Wien, den 
(L. 8.) Franz. 
Folgen die gewoͤhnlichen Unterſchriften.) 


| 
Raiferl. Ruf. und König. Polnifches Gefes, wegen 
Abtretung des Privat: Eigenrhums zu Gunſten eines 
öffentlichen Bedürfniffes im Königreiche Polen. 





Wir Alexander ıc. 

Art. 1. Die Staatsverwaltung hat dag Necht, von 
Jedem die Abtretung feines Eigenthumes zu Gunften eines 
öffentlichen Bedürfniffes gegen gerechten und vorläufigen Er 
fas in Folge des 27ſten Art. der Verfaſſungsurkunde zu ver 
langen. 

Art. 2 Die File, in melchen eine folche Abtretung 
begehrt werden Fann, find nachfiehende: a) Wenn der An 
legung oder Regulirung der Hauptſtraßen und Pläge, Ge⸗ 
bäude, Gärten, Wälder oder Bergwerke im Wege ftchen. 
b) Wenn bei Anlegung, Verfertigung oder Verbeſſerung ber 
Hauptſtraßen die Staatsverwaltung ſich genoͤthigt ſaͤhe, auf 
oder in dem Grunde eines Privat: Eigenthümers vorfin⸗ 
dige Materialien zu verwenden. c) Wenn für bie Anle 
gung oder Regulirung der Straßen in den Städten dad 
Eigenthum eines Privaten ein unausweichliches Hinderniß 
wäre. d) Wenn die Anlegung fchiffbarer Kanäle, die Re 
gulirung oder Verwahrung ſchiffbarer Flüffe, die Hinweg 
räumung bon Schaden, welche durch fie entftehen, den Pris 
vaten feines Eigenthumes, oder feiner durch die Geſetze 
nicht unterfagten oder durch obrigkeitliche Bewilligung er⸗ 
laubten Einkünfte beraubt. e) Wenn das Privatgut zur 
Anlegung von Feftungen oder Verſchanzungen unumgänglid 
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nothwendig if. f) Wenn durch bie Aufftelung eines Lagers 
oder die Abhaltung einer wmilitairifchen Mufterung der Pris 
vate auf immer, oder auf eine Zeit, der Einkünfte aus feinem 
Grunde verluftig wird. g) Wenn durch die Anlegung öffent: 
licher Straßen ein Miteigenthümer mehr als den vierten 
Theil feined ganzen Erbgutes verliert. 

Art. 3. Wenn immer der Fall eintritt, daß bie Regie: 
rung die Abtretung eines Privatgutes zum öffentlichen Nugen 
verlangt, und fie mit dem Eigenthuͤmer mittelft eines gut 
willigen Vergleiches nicht zu Ende Eommeh kann: fo erfolgt, 
nah Anhörung des Staatsrathed, dem es zukommt, über 
die beiderfeit8 gemachten Einwendungen zu erfennen, die Ent: 
ſcheidung des Königs oder deffen Stellvertreterd. In diefer 
Entfheidung wird die Benennung und die Gattung des zur 
Abtretung begehrten Eigenthumeg, fowie der Ort, wo es ge 
legen ift, ferner der Name des Eigenthümers deffelben, der 
Beweggrund, aus welchem die Abtretung verlangt wird, end: 
lich die Autorifation einer eigenen Regierungs: Kommilfion 
enthalten fein, der es obliegen wird, dieſe Entfcheidung in 
Erfülung zu bringen. 

Art. 4. Diefe Entfcheidung fol in das Buͤlletin derje⸗ 
nigen Woimmodfchaft, wo das Eigenthum gelegen ift, und in die 
Warfchauer Zeitung aufgenonmen werden, um die Gläubi- 
ger, welche auf das Gut Anfprüche haben, hiervon zu ver 
ſtaͤndigen. 

Art. 5. Die Vollfuͤhrung der erwaͤhnten Entſcheidung 
ſoll ausſchließlich mittelſt des Landgerichts, in deſſen Be: 
zirke das Gut gelegen iſt, und auf folgende Art Statt haben. 

Art. 6. Die zur Vollfuͤhrung der erwaͤhnten Entſchei— 
dung aufgeſtellte Behoͤrde hat ſich zu bewerben, daß dem 
Eigenthuͤmer entweder perſoͤnlich oder in ſeine Wohnung 
die Aufforderung zugeſtellt werde, er habe vor dem Land- 
gerihte zu erfcheinen und das Urtheil, in welchem bie zur 
Abſchaͤtzung des Gutes beftimmten Schäßleute beſtimmt mer: 
den, zu erwirken. Dem Gerichte ſteht es frei, nach Maß 
der Dringlichkeit der Sache, den Termin, zu erfcheinen, 
auch abzufürzen. Zugleich mit der Aufforderung ift dem 
Eigenthümer eine Abfchrift der Negierungs: Entfcheidung ein: 
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zuhändigen, und merden darin die von Seiten der Regierung 
beftimmten Schäßleute namhaft gemacht. Wäre der Aufent- 
halt des Privat: Eigenthümers unbekannt, oder befände er 
fih außer den Grängen, ohne einen Bevollmächtigten im 
Orte zu haben, fo ift die Aufforderung dem Vogte oder dem 
Burgemeifter einzuhändigen. - 

Art. 7. Hinfichtlich des beiden Theilen zuftehenden Red: 
tes, eigene Schäßleute mit beizugiehen und gegen die gegen 
theiligen Einwendungen zu machen, find die Vorfchriften des 
Gefeßbuches über das gerichtliche Verfahren in Civilſachen 
zu beobachten. | 

Art. 8. Das Landgericht erläßt, nachdem es über die 
allenfalls gemachten Einwendungen erkannt hat, ein Urtheil, 
in welchem die Schägung befohlen wird, beftimmt hierzu 
einen Kommiffiong: Richter und die Schägleute, gibt ihre 
Dor- und Beinamen, ſowie auch die Benennung des zu 
fhägenden Gutes an, und beauftragt, im Falle die Parteien 
Perfonen zu Schäßleuten gemählt hätten, die Feine öffentlich 
anerfennten find, eine GerichtSperfon, um von diefen ben 
Eid abzunehmen. ' 

Art. 9. Gegen diefes Urtheil hat Feine Oppofition oder 

Appellation Statt, und wurde daffelbe in Gegenwart der 
Parteien erlaffen, fo bedarf es auch feiner befondern Zw 
ftelung. 
Art. 10. Nach Vorzeigung diefes Urtheiles, und laͤng⸗ 
fieng binnen acht Tagen, beftimmt der Kommiffiong: Richter 
den Termin, warn er fammt den Schägleuten zur Abſchaͤ— 
gung fchreitet. Die Verftändigung von diefem Termine muß 
längftens binnen acht Tagen dem Eigenthümer zugeftelt 
werden. | 

Art. 11. Bis hinfichtlic der Abfhägung nicht die ge 
feglichen Borfchriften erfolgen, kann diefelbe einftwweilen nad) 
dem Ortögebrauche vorgenommen werden. Aus Stein auf 
geführte Gebäude: Palafte und Häufer in den Städten; 
Panäfte, Wohn: oder Wirthfchafts: Gebäude auf den Dir 
fern; Englifche Gärten, Fabrikgebaͤude, Mahl, Schneider 
Papier: oder Walfmühlen, Wirthshäufer, Brauhäufer, Brannt—⸗ 
meinbrennereien u. ſ. w., wie auch Kirchen, find doppelt ab 


— 
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zuſchaͤtzen. Ein Mal nach ihren Erbauungskoften, dann 
nach den reinen Einkünften, die fie abmwerfen. Die Wahl, 
nach welcher Schäßungsart, ob nach der erften oder ber 
zweiten, der Schadenerfag zu leiften fei, ſteht ausſchlleßlich 
dem Eigenthümer zu. 

Art. 12. Der Kommiffiong> Richter hat binnen acht 
Tagen das Schäkungs» Protokoll bei dem, Landgerichte zu 
erlegen; während dieſer Zeit ift «8 den Parteien freigeftelt, 
gegen die Schäßung (entweder weil fie zu hoch oder zu ge 
ring erfcheint) ihre Einwendeungen zu machen; folche find . 
der Gegenpartei mitzutheilen, und beide Theile binnen acht 
Tagen vor Gericht zu laden. Das Gericht beftätige nun 
entweder die Schäßung, oder tegulirt fie felbft, oder fendet 
noch einmal einen Kommiffionair mit denfelben oder andern 
Schägleuten auf das zu fchägende Gut. Im Iegteren Falle 
hat die Partei, welcher befonder8 daran liegt, nach wieder 
erfolgter Überreichung der Akten, dag Necht, die Gegenpar- 
kei binnen acht Tagen vor Gericht zu fordern, und letz⸗ 
teres ſetzt nun, nach Anhörung der allenfalls noch vor; 
gebrachten Bemerkungen, den Werth unabänderlich feſt. 
Mein der Streit über die Schägung kann nad) dem er: 
ftien Termine die Leiftung des ausgefprochenen Erſatzes, wenn 
die Regierung nichts dagegen einzuwenden hat, von Geiten 
derfelben nicht verhindern, noch auch, daß dag Gut auf der 
Stelle zum öffentlichen feftgefeßten Gebrauch verwendet 
werde. 

Art. 13, Die Regierung ift verpflichtet, den fünften 
Theil de8 vom Gerichte augsgefprochenen Erfages dem Eigen: 
genthümer zu leiften. j 

Art. 14. Gind Feine auf die Realität hypothezirten 
Gläubiger vorhanden, fo ift dieſer fünfte Theil dem Eigen 
thümer felbft gegen deffen Quittung zu bezahlen. 

Art. 15. Gibt es aber auf die Realitaͤt hypothezirte 
Gläubiger, oder wollte der Eigenthümer den Empfang die: 
fe8 fünften Theild verweigern, oder wäre fein Aufenthalt 
unbekannt, oder er außer den Gränzen wohnhaft, oder we 
gen Minderjährigkeit, entzogener freier Vermögens: Verwal: 
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tung u. f. w. zum Empfange nicht berechtigt, fo ift die Summe 
zu deponiren. | | 

Art. 16. Auf welche der genannten Arten die Zahlung 
immer erfolgt fein mag: fo hat dag Landgericht ein folches 
Gut ald zum öffentlichen Gebrauche abgetreten zu erklären. 
Diefe Erklärung muß bie im dritten Artikel erwähnte Ne 
gierungs-Entfcheidung, das Datum der verordneten Schäßung, 
die Summe des durch die Schägleute beſtimmten Erſatzes 
und des erlegten fünften Theiles, endlich Die Duittung 
des Eigenthümerd oder des Depofiten: Amtes dem gan 
zen Inhalte nach enthalten. Diefe Erklärung ift dem Ei— 
genthümer zuzuftellen; gegen Diefelbe hat Feine Einwen⸗ 
dung oder Appellation Statt, und fie ift den Hypotheken⸗ 
buche zur Umfchreibung in dem Eigenthumsbuche einzuver⸗ 
leiben. 

Ark. 17. Alle Gerichts» und Schäßungsfoften hat die, 
die Abtretung. des Eigenthums fordbernde Partei zu fragen. 

Art. 18. Bis die verfaffungsmäßigen Landgerichte eins 
geführt fein werden, ſteht die diesfällige Verhandlung, ſtatt 
derfelben, den Zribunalen erfter Inſtanz, und, ſtatt der Kom 
miffiong: Richter, den von ihnen abgeordneten Perfonen zu. 
Nachdem Wir diefeg ertwogen, und durch Unfere Königl. Sant 
tion beftätigt haben, fo befehlen Wir ꝛc. 2c. 
Gegeben zu Warfchau, den 12. Oftober 1820. . 

Alexander. 


3 
König. Großbritanniſch-Hannoͤverſche Werordnung, das 
Upotheferwefen und den Handel der Apothefer, Fabri⸗ 
kanten, Droguiften und Materialiften mit Arzeneis und 
anderen in die Materia medica einfchlagenden 
Waaren betreffend. 





Georg der Bierte, von Gottes Gnaden König des 
‚vereinigten Reichs Großbritannien und Irland ꝛc., auch 
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König von Hannover, Herzog zu Braunfchweig und Lüne- 
burg ac. ꝛc. 

Zu Abhelfung der bei den, auf Unfere Anordnung ges 
ſchehenen Vifitationen der Apotheken in Unferm Königreiche 
Hannover, ſich bervorgethanen Mängel bei dem Apotheken: 
weſen, haben Wir für nöthig erachtet, unter Berückfichtigung 
fowohl des Wohle des Publikums als desder Apotheker felbft, 
nachftehende Verordnung zu erlaffen, welche nicht nur alle 
Derhältniffe des Apothekerftandes und ale Beziehungen def 
felben umfaßt, fondern auch beftimmt, in welcher Maße der 
Detail: und Großhandel mit Argeneimaaren den Apothes. 
fern, Fabrikfanten und Droguiften zufteht, und welche auf 
die Gefundheit der Menfchen Einfluß habenden Waaren 
als Handels: Artifel zu führen den Materialiften nicht er 
laubt ift. 


Erſter Abfchnitt. 
Bon dem Apotheferwefen im Allgemeinen. 


| 1. 

Niemand fol in Unferm Königreiche die Apotheferfunft 
felbftftändig, das heißt als Befiger, als Pächter, oder als 
adbminiftrirender Provifor einer Apotheke, ausüben, der nicht 
mit einem, auf feine Perfon gefeglich ausgeftellten Privi- 
legio, oder mit einer desfallfigen ausdrüdlichen Konzeſſion 
einer Unſerer Provinzials Regierungen verfehen iſt, und 
den Apotheker - Eid vor der betreffenden Obrigkeit . abge: 
legt Hat. 

2. 

Unfern Provinzial» Regierungen liegt ob, dafür zu forgen, 
daß die Apotheken zweckmäßig im Lande vertheilt, und der: , 
felben weder zu viele, noch zu menige in den verfchiedenen 
Gegenden und Orten vorhanden fein mögen. 

Das Beduͤrfniß des Publikums, nicht in zu weiter Ents 
fernung feine Arzenei nachfuchen, oder mit gefährlichem Zeit⸗ 
verluſt auf deren Bereitung warten zu müffen, und die noth- 
Wendige Aufrechthaltung des Apotheferftandes, durch Zus 
ſicherung einer angemeffenen Konkurrenz von Käufern, muͤſ— 
fen hiebei forgfältig erwogen, und mit einander ausgeglis 
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chen werden. Wo es nach biefem Grundfage nothwendig 
iſt, die Anzahl der Apotheken in einer Gegend zu vermeh 
ren, da wird in manchen Fällen die Anlage von Filial: Apo: 
thefen der Errichtung neuer felbftftändiger. Apotheken vor- 
zugiehen, und dann im der Regel demjenigen Apotheker zu 
überlaffen fein, der bis dahin die Gegend beforgte, wenn 
deſſen Gefhäftsführung zu Befchwerden Feine Weranlaf 
fung gab. 

Wenn hingegen in andern Gegenden und Orten ein 
Überfluß von Apotheken fich ergibt, wodurch der Betrieb 
derfelben und mithin die Sicherheit des Publikums gefaͤhr⸗ 
det wird, fo muß es ernflliche Angelegenheit der betreffen: 
den Provinzials Regierung fein, die Überzahl der Apotheken 
nach und nach einzufchränfen, fo daß fie Die auf Lebenggeit 
ober auf beftimmte Zeit ertheilten Apotheker Privilegien bei 
deren Erledigung nicht wieder erneuern oder auf andere Per 
fonen übertragen. 

Wo eine Apotheke eingeht, weil die Anzahl der Apo⸗ 
theken an dieſem Orte oder in dieſer Gegend fchon hinrei⸗ 
chend oder zu groß iſt, da ſollen die Apotheker, zu deren Vor: 
theil ein folches Apotheken: Privilegium nicht wieder verlie 
ben wird, gehalten fein, den Beftand diefer Apotheke an Are 
nei: Vorräthen und Apotheker »Geräthfchaft, in ſofern ihre 
Befchaffenheit untadelhaft und brauchbar ift, zu übernehmen, 
und gegen Erlegung des tarirten Werthes an fich zu kau— 
fen. Eben fo foll, wenn die Konzeſſion zu einer Apotheke 
auf eine andere übergeht, derjenige, welcher fie erlangt, ver 
pflichtet fein, und nur unter folcher Bedingung die Konzel 
fion erhalten, daß er die vorräthigen Medikamente, Ge 
fäße u. ſ. w. Eur dag ganze Corpus pharmaceuticum, ſo 
weit alles gut und brauchbar ift, an fich Eaufe, und dem 
vorigen Befiger oder deffen Erben, nach dem Urtheil eine 
oder mehrerer Sachverftändigen, vergüte, dafern micht der 
abgehende Apotheker oder deffen Erben, eine vortheilhaftere, 
mit polizeilichen Nückfichten jedoch vereinbarliche Gelege 
heit sum Verkauf ihres Inventarii finden ſollten. Ob uͤbri⸗ 
gend ein folcher Verkauf in dem einzelnen Falle mit den 
nicht unbeachtet zu laffenden polizeilichen Nückfichten verein 
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bar fei, bleibt lediglich zur Beurtheilung. Unferer Provinzial: 
Regierungen verftellt.” 
3. 

"Niemand foll als eigenthümlicher Beſitzer, als Pächter, 
oder als adminiftrirender Provifor einer Apothefe in ber 
felöftftändigen Ausübung der Apotheferfunft von den Provin⸗ 
zial- Regierungen beftätigt werden, twelcher nicht 

a) fünf und zwanzig Fahr alt ift, den Ruf eines recht: 
fchaffenen, verftändigen und gefegten Mannes befigt, 
und denfelben nöthigenfals durch gültige Zeugniffe be: 
legen kann; 

b) über feine gründliche Erlernung der Apotheferfunft gül- 
tige Zeugniffe, fowohl von feinem Lehrherrn, als auch 
von den Prinzipalen, bei denen er konditionirt hat, 

und wenn er ein pharmaszeutifches Inſtitut, oder eine 
Univerfität befucht hat, auch von dem Vorſteher jenes 
Inſtituts oder von Seiten der Univerfität und ber 
Profefforen, bei welchen er Kollegia befucht hat, bei: 

- bringen, und dadurch bemeifen kann, daf er fünf Jahre, 
oder bei großem Fleiße und guten Fähigkeiten, wenig— 
ſtens vier Fahre die Apothekerkunſt praftifch erlernt, 
und darauf fünf Fahre, oder wenn er. allein in der 
Eigenfchaft eines Provifors auftreten will, wenigſtens 
vier Fahre mit dem Beifall feiner Pringipalen Fondi- 
tionirt habe, in welcher Hinficht ihm jedoch die Zeit, 
welche er als förmlicher Zögling in einem pharmazeu: 
tischen Inſtitute, oder auf einer Univerfität zugebracht 
bat, unter Beibringung guter Zeugniffe, mit der Be 
günftigung zu Gute kommen fol, daß ein in folchem 
Inſtitute, oder auf der Univerfitat zu gleichem. Zwecke 


verwandtes Jahr für zwei Konditions- Fahre gerechnet 


werden darf, 

0) Außerdem aber durch ein von der ärztlichen Prüfungs: 
Behörde zu Hannover mit ihm angeftellteds Eramen 
binlängliche Beweiſe von feiner Gefchicklichkeit und 
von feinen Kenntniffen in der praftifchen Apotheker: 
Funft, ſowie in den MWiffenfchaften und gelehrten Vor: 
übungen, welche bderfelben zum Grunde liegen, oder 


\ 
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zur Ausübung derfelben erfordert werden, "abgelegt 
hat. 

Nur dann, wenn er allen dieſen Forderungen gehörig 
Genüge geleiftet hat, foll ihm die Ausübung der Apotheker: 
kunſt im Königreiche geftattet werden Fönnen, und er bered; 
tigt fein, auf die Verleihung eines Apotheker - Privilegiumg, 
oder auf die Ertheilung der Erlaubniß, einer Apotheke als 
Pächter oder adminiftrirender Provifor vorzuftehen, Anſpruch 
zu machen. 


4. 

Im Fall alſo ein pribvilegirter Apotheker mit Tode ab; 
geht, fo kann weder deſſen Wittwe, noch ein fonfliger 
Erbe, ohne Weiteres die Gefchäfte deffelben fortfegen, fon 
dern e8 muß fofort der Todesfall der kompetenten Obrigkeit 
angezeigt werden, die alsdann mit Zuziehung des Phyſikus 
Verfügung zu treffen hat, daß das Gefchäft vorerft mög 
lichſt gefichert werde, bis auf fofortigen Bericht an die be 
treffende Provinzial» Regierung, von “u endliche Berfür 
gung erfolgt. 


Findet es fich dann, — die Apotheke ein Real⸗Pri⸗ 
vilegium beſitzt, der Familie eigenthuͤmlich gehoͤrt, oder an 
das Haus geknüpft iſt, fo hat die Provinzial⸗Regierung zw 
nächft nach diefen Beziehungen fich zu beflimmen, jedoch mit 
dem vorherrfchenden Prinzip, daß Fein anderer, als ein nad) 
$. 3. qualifizirter Apotheker, die Verwaltung der Apotheke 
PR 


6. 

Iſt kein folcher qualifizirter oder * uͤbernahme ge⸗ 
neigter Erbe, und auch Fein Grund vorhanden, wegen € 
ner etwa nachgebliebenen Wittwe, oder wegen etwa vorhan⸗ 
dener minorenner, vieleicht noch zu qualifigirender Erben, die 
Apotheke vorerft, jedoch unter Bedingungen, welche bie Pros 
vinzial-Regierung billigt, zu verpachten, oder durch einen 
qualifisirten Provifor verfehen zu laffen: fo muß dieſelbe, 
falls der Eigenthümer folche nicht binnen zweijaͤhriger Seit 
(in welcher Zeit den Gefchäften ein qualifisirter Proviſor, mit 
Genehmigung der Provinzial»:Regierung, vorzufegen iſt) auf 
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einen qualifigirten Befiger bringt, gefchloffen, und, wenn es 
die Nothdurft erfordert, auf die Anlegung einer neuen Apos 
theke Bebacht genommen werden. 

Die Provinzial: Negierungen haben bei Genehmigung 
ber Pacht»Kontrakte über Apotheken darauf zu fehen, daß 
folche nicht unangemeffene, zu läftige Bedingungen enthal- 
ten, welche dem Abfage und den Orts-Verhaͤltniſſen nicht 
entfprechen, und wobei der Pächter zum Nachtheil der Apo- 
thefe und unter mancherlei Gefahr -für das Publikum nicht 
befteben kann. 

4, 

Die Anftellung eines folchen qualifisirten Proviſors ift 
ebenfalls erforderlich, wenn der Inhaber xiner Apotheke 
wegen einer langwierigen Krankheit oder wegen anderer 
erweislichen Urfachen, namentlich twegen ftörender Nebenges 
Ihäfte, dem Apotheker » Gefchäfte nicht, genuͤgend vorſte⸗ 
ben kaum. 

Dergleihen ftörende Nebengefchäfte, e8 mögen Bebdie- 
nungen oder andere fein, dürfen deshalb von den Apothe⸗ 
ken, ohne Anfrage bei den betreffenden Provinzial: Regie 
‚tungen, und ohne deren Genehmigung, nicht übernommen 
"werden. 


8. 

Namentlich find folche Apotheker, welche zugleich Ärzte 
find, und die Erlaubniß haben, praftifiren zu dürfen, was 
jedoch von den Provinzial: Regierungen nur unter dringen: 
den Umftänden geftattet werden darf, verpflichtet, ihre Apo⸗ 
thefen durch qualifisirte und beeidigte Proviforen verwalten, 
und durch diefelben, nicht nach mündlicher Anordnung, fon: 
dern allein nach förmlichen Rezepten, die von ihnen verord⸗ 
neten Arzeneien dispenſiren zu laſſen. 


9. 

Kein Apotheker kann an demſelben Orte zwei oder meh⸗ 
rere wirkliche Apotheken zugleich beſitzen. Wuͤrde eine zweite 
Apotheke an ſeinem Wohnorte durch Erbſchaft oder ſonſt 
eine Art von zufaͤlligem Erwerbe ihm zufallen, ſo muß er 
die eine innerhalb einer Friſt von zwei Jahren verkaufen, 
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und bis dahin fie durch einen qualifisieten ER verſe⸗ 
hen laſſen. 
BIS 5% 

Wenn einem Apotheker geftattet wird, eine Filial+Apo- 
thefe anzulegen, fo ift er verpflichtet, einen qualifizirten und 
beeidigten Provifor bderfelben vorzufegen; jedoch fol für die 
ordnungsmaßige Verfaffung und Beforgung einer folchen 
Silial » Apotheke, außer dem Provifor, der Apotheker felbft ver 
antwortlich fein, und wenn es fich ſpaͤterhin ergeben follte, 
daß eine folche Apothefe ihren Zweck nicht erfülle, oder eine 
felbfiftändige Apotheke an jener Statt wuͤnſchenswerther fei; 
fo kann die ertheilte Erlaubniß zu einer folchen Filial-Apo- 
thefe, nach vorhergegangener einſahrigen ———— zurüd: 
genommen werben. 

41. 

Einem Apotheker ficht es frei, die Ausübung feines po: 
thefergefchäfts freiwillig aufzugeben, und feine‘ Apotheke, im 
Fall fie fein Eigenthum ift und ein Real: Privilegium ge 
nießt, zu verkaufen, oder unter Genehmigung der NProvin 
zial-Negierung zu verpachten; jedoch darf er bei Strafe von 
50 Thalern und bei Verluſt feines Privilegiums feine Apo—⸗ 
thefe nicht eigenmächtig und ohne Anzeige bei der Provin⸗ 
zial» Regierung fchließen. 

12. 

Apothefern, die einmal freiwillig der Ausübung dei 
Apothekergefchäfts entfagt Haben, fpäterhin aber daſſelbe 
von neuem zu befreiben wünfchen, wird ſolches zwar nicht 
geradezu verweigert; indeffen müffen fie, fofern fie nicht 
das Eigenthum der Apotheke beibehalten, und folche etwa 
nur auf gewiffe Jahre verpachtet haben, um die Erneut 
rung ihres Apotheker: Privilegiums wieder nachfuchen, und 
im Fall fie 5 jahre ald Apotheker außer Thätigkeit waren, 
einer abermaligen Prüfung bei der ärztlichen Prüfungs:de 
börde fich unterziehen, wenn es für nothwendig erachtet 
wird. 

1,3. 
Apotheker, welche die mit dem Apothekergefchäft vet⸗ 
bundenen Pflichten und Verbindlichkeiten nicht erfüllen, . 


l 
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in der Führung ihres Gefchäfts große Nachläffigkeiten be 
gehen, fchlechte und verdorbene Arzenei⸗Waaren führen, be: 
trügerifcher Weile Medifamente verfälfchen, oder anders bes 
reiten, als die Landes: Pharmakopoe es unter einer beſtimm⸗ 
ten Benennung vorfchreibt, Gifte und andere heftig wirkende 
Mittel auf eine geſetzwidrige Weife verkaufen, fi dem Trunfe 
ergeben, twiederholter und twiffentlicher Weberfchreitungen ber 
Arzenei⸗Taxe oder anderer grober Vergehungen fchuldig ma- 
chen, follen die Anftelung eines abminiftrivenden. Proviforg 
auf. ihre Koften, und, nach Befchaffenheit der Umftände, 
den Verluſt des ihnen ertheilten Privilegiums zu erwarten 
haben, mit ausbrüclichem Worbehalte der von dem pein⸗ 
lichen Richter vieleicht nöthig befundenen Kriminal⸗ Unter 


fuchung. 
14. 


Auch iſt ed den Apothekern, bei Strafe von Zehn Tha—⸗ 
lern, und in wiederholten Übertretungs- Fällen bei fchärferer 
Strafe, und felbft bei Verluft ihres Privilegiumg, verboten, 
mebisinifche Praxis zu treiben, ärztliche Kranken» Befuche zu 
machen oder bei wirklichen Krankheiten Medikamente zu vers 
ordnen, wovon. jedoch ein Nothfall, und, in Ermangelung 
baldiger ärztlichen Hülfe, bie Affiftenz bei plöglichen Lebens⸗ 
gefahren, vom Blige getroffener, in Dämpfen ober böfen 
Luftarten erftickter, oder fonft des Scheintodes verdächtiger 
Derfonen, wie auch in Bergiftungs: Fällen, eine erlaubte 
Ausnahme machen fol. 

15. 

So wie die Apotheken im Allgemeinen unter der Auf: 
ficht und Leitung ihrer Obrigkeit und der refpeftiven Pro: 
vinzial« Regierungen fehen, fo find fie im Befondern der 
Kontrole Unſers General⸗-Inſpektors der Apotheken und 
der Eompetenten Phyfizi unterworfen. Erfterer bat, nad 
der ihm befonders ertheilten Inſtruktion, die Apotheken, und 
auf befondere Veranlaffung, oder wenn fie auf feinem Wege 
liegen, auch die Filiale Apotheken des ganzen Königsreiche 
zu revidiren. Letztere find verpflichtet, die in ihrem Di- 
firift belegenen Apotheken und: Filial- Apotheken forgfältig 
zu beachten, alle etwa von ihnen bemerkten, befonders Die 
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von dem. General: infpeftor gerügten Anordnungen und 
Gefegwidrigkeiten abftelen zw laſſen, und, im Fall es bie 
Apotheker unterlaffen, bei der Obrigkeit Anzeige davon zu 
machen. 

46 _ 

Zu diefem Ende follen auch die Phyſizi, wo es nur 
einigermaßen einzurichten ift, zu den vom General: Snfpek 
tor anzuftellenden Bifitationen binzugezogen werden, und 
wird ihnen zur Pflicht gemacht, denfelben, auf deswegen 
an fie ergangene Aufforderung oder Einladung, beizuwohnen, 
oder im Fall fie unvermeidliche Abhaltung hätten, diefelbe 
fchriftlich dem General: nfpeftor anzuzeigen, damit derfelbe 
die Urfache ihrer Abmwefenheit, nach ihrer Darftellung, fer 
nem Berichte an die betreffende Provinzial» Regierung bei 
fügen koͤnne. 

Außerdem aber follen die Phyſizi alle zwei Jahre, wo 
und wenn folches nicht etwa von dem General: Sjnfpektor 
indeffen gefchieht, fomwie zu jeder Zeit, in welcher die Pro 
vinzials Negiernng fie dazu auffordert, oder dringende Gründe 
es erheifchen, die Apotheken und SFilial:Apothefen ihres Dis 
ſtrikts vifitiren, und zwar nach folgender Inſtruktion: 

a) Sie follen, den Apothekern unerwartet, diefes Geſchaͤft 
vornehmen; 

b) von den Apothefern Feine Bezahlung, wohl aber bie 
Vergütung der Neifekoften, in der Art, wie fie folche 
bei Reifen in andern Offizial» Gefchäften berechnen, 
annehmen; 

ce) die Apotheke nach allen ihren Abtheilungen, daß heißt, 
die Offisin, die Materialien: Kammer, den Kräuter 
Boden, den Keller, das Laboratorium nachfehen, ob 
—* den Verorduungen gemäß, in Ordnung ſich be 

nden; 

d) das Gift-Protofol, den Arzenei: Katalog, das Defek 
tenbuch, dag Herbarium vivum oder das ſtellvertre⸗ 
tende Kupferwerk, die Apotheker» Drönung, die Lan 
des⸗Pharmakopoe, die Gewichtſtuͤcke und bie Apolhe⸗ 
ker⸗Taxe fich vorzeigen laffen ; . 

se) dk 
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e) Die Lehrlinge über ihren Unterricht befragen, und, fo 
viel e8 angeht, felbft prüfen; und 

f) die Gehülfen aus der Landes: Pharmakopde etwas über: 
fegen und einige Rezepte tariren laffen ; 

g) über vorgefundene große Mängel und Gebrechen an 
die betreffende Provinzial» Regierung Bericht erftattenn, 
damit dieſe wegen deren baldiger Abftelung nicht nur 
das Nothwendige verfügen, fondern auch durch Mit: 
theilung eines ſolchen Berichts und der darauf ge 
troffenen Anordnungen an den General: nfpektor der 
Apotheken, deſſen Aufmerkfamfeit auf eine folche Apo- 
thefe beſonders richten möge. \ 

Zweiter Ubfchnitt. 


Von den Privilegien und Berechtigungen ber 
Apotheker. 


17. 

Nur den Apotheken ift es erlaubt, mit Arzeneitwaaren 
und unter den im $. 70. angegebenen Einfchränkungen, mit 
Giften, ſowohl im Kleinen (en detail) als im Großen (em 
gros) zu handeln; jedoch dürfen fie größere Duantitäten 
von beiden nur an andere Apotheker, an Arzte und Wund⸗ 
ärste, die zum Gelbftdispenfiren befugt find, oder an folche 
keute, welche derfelben zu ihren Künften und Handwerken bes 
dürfen, nicht aber an ärztliche Pfufcher oder Duackfalber, bei 
Strafe von zehn bis fünfzig Thaler, verkaufen. 

18, 


Zufolge diefer Beftimmung wird den Fabrikanten und 
Droguiften der Verkauf befagter Stoffe nicht anders als en 
gros geftattet, und zwar von gewöhnlichen Arzeneitwaaren 


nicht unter einem Pfunde, vom weißen Arſenik aber nicht _ 


unfer vier Pfunden, vom Naufchgelb, Operment, Brechmweins 
fein, Sublimat, Bleizucker und Opium nicht unter zwei 
Münden; auch dürfen fie letztere giftige oder heftig mir: 
kende Subftanzen nur an Apotheker und folche Leute ver: 
faufen, welche diefe Dinge zu ihren Künften und Handwer— 
en gebrauchen, und nicht anders als gegen einen Empfang: 
(ein, den fie forgfältig aufbewahren müffen. Uebertretun⸗ 
Annalen I. Heft. 1821. Q 
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gen bdiefer Verordnungen follen mit der Strafe von zehn bis 
fünfzig Thalern belegt werden, und bei wiederholten Über 
tretungen, mit dem Verluſte ber Berechtigung zu einem fol 
chen Handel. 

19, 

Den Kaufleuten und Materialiften aber, welche nur 
Kleinhandel treiben, wird hiermit gänzlich verboten, mit Are 
neien, e8 mögen folche. für Menfchen oder Thiere verlangt 
werden, zu handeln, und es iftihnen ferner nicht geftattet, fol 
gende Waaren als Handelsartikel zu führen: 

Aloe. Anies, Sterns — Semen anisi stellati. Arſenik 
— Arsenicum album. Aſant, ſtinkender — Asa foetida. 
Blätter: Sennes- — Folia sennae. Bleizucker — Plun- 
bum acelicum oder Saccharum Saturni. Blumen: Kamillen 
— Flores Chamomillae vulgaris. lieder — Flores Sau 
buci. Wolverlei — Flores Arnicae. Brechmweinftein — 
Tartarus stibiatus oder Tartarus emeticus. Kampher — 
Camphora. Kockelskoͤrner — Coceuli Indici. Koloquinten 
— Colocynthides. Cremortartari — Tartarus depuratus. 
Sliegen: fpanifche — Cantharides. Sliegenftein — Regulus 
Arsenici oder Cobaltum. Harz: Elemi — Elemi. Jalappen 
— Resina Jalappae. Hol: Duaffia — Lignum Quassiae. 
Süß: — Radix Liquiritiae, Kellerhalskoͤrner — Semen 
Coccognidü. Krähenaugen — Nuces vomicae. Lakritzenſaft 
— Suceus Liquiritiae. Magnefia: weiße — Magnesia car- 
bonica oder alba. weiße, gebrannte — Magnesia usta od! 
caleinata. Mann. Moos: islaͤndiſches — Lichen Islandi- 


‚ eus. Myrxrhe — Myrrha. HI: Pfeffermuͤnz⸗ — Oleum 


aethereum Menthae piperitae. Operment — Auripigmen- 
tum. Opium. Präcipitat: rother — Hydrargyram oxyda 
tum rubrum oder Mercurius praecipitatus ruber. rät 
pitat: weißer — Hydrargyrum ammoniaco - muriaticum odet 
Mercurius praecipitatus albus. Pulver: Bärlappen- oder 
gelbes Streupuloer — Semen Lycopodii. Queckſilber — 
Hydrargyrum oder Mercurius vivus. Mealgar — Risigal- 
lum, Rinde: Cascaril — Cortex Cascarillae. China — 
Cortex Chinae fuscus, flavus und ruber. Duaffia — Cor- 
tex Quassiae. Simaruba — Cortex Simarubae. Saamen: 
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Bärlappen- — Semen Lycopodiü. Gabadil- — Semen Sa- 
badillae. Wurm; — Semen Cinae. Salz: Bitter oder 
englifche8 Sal; — Magnesia sulphurica oder Sal amarum, 
Sal anglicum. Glauber- — Natrum sulphuricum oder Sal 
mirabile Glauberi. Sauerflee — Oxalium oder Sal Ace- 
tosellae. Tropfen: Hoffmannfche — Spiritus sulphuricus 
aethereus oder Liquor anodynus wineralis Hoflmanni. 
MWeinftein: Brech- —  Tariarus stibiatus oder Tartarus 
emeticus. Wurzel: Althee- — Radix Altheae, Baldrian- — 
Radix Valerianae. Bertram: — Radix Pyrethri. Kalmus⸗ 
— Radix Calami. Columbo- — Radix Columbo. Ensian- 
— Radix Gentianae, Jalappen- — Radix Jalappae. Rha—⸗ 
barber- — Radix Rhabarberi oder Rhei. Veilchen-— Ras 
dix Iridis florentinae;z und außerdem alle bier nicht be 
nannte, aber augfchlieglich zum Arzeneigebrauche dienende 
rohe und zubereitete Arzeneitvaaren, ‚oder zu den Giften ge 
börige Dinge. 

Diejenigen Arzeneiwaaren aber, welche auch in der Fär- 
berei und zu andern. technifchen Bebürfniffen gebraucht wer: 
den, und deren Verkauf ihnen auch ferner geftattet wird, 
als: Alaun — Alumen. Bleiglätte — Lythargyrum. Blei» 
weiß — Cerussa alba, Grünfpan — Aerugo. Gummi: 
arabifche8 — Gummi arabicum. Traganth — Gummi tra- 
gacanthae. Mennig — Minium, Del: Terpenthin- — Oleum 
Terebinthinae. Vitriol — Oleum Vitrioli oder Acidam 
sulphuricum. Saffran — Crocus. Salmiat — Ammonium 
muriaticam oder Sal ammoniacum. Galpeter — Kali nitri- 
cum oder Nitrum. Scheidewaffer — Acidum nitricum oder 
Aqua fortis. Spiauter — Zincum. Spießglanz: König — 
Stibium purum oder Regulus Antimonii. Vitriol: blauer 
oder cpprifcher — Cuprum sulphuricum oder Vitriolum 
coeruleum oder de Cypro. grüner oder Eifenvitriol — 
Ferrum sulphuricum. Vitriolum martis. weißer — Zincum 
sulphuricum oder Vitriolum album, Meinftein, roher — 
Tartarus erudus. Wigmuth. — Bismuthum oder Marcasita ; 
ſollen von ihnen nicht unter einem Viertelpfunde verkauft 
werden dürfen. 

D 2 
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Kaufleute, welche gegen biefe Verordnung handeln, ver, 
fallen nicht nur in eine Geldftrafe von 10 Thalern, fondern 
es follen deshalb auch Nachfuchungen bei ihnen angeftelt, 
und alle, nach Ablauf von ſechs Monaten nach Publikation 
‚ biefer Verordnung, gefunden werdende Vorraͤthe von den in 
diefer Verordnung ihnen zu führen unterfagten Arzenei⸗ und 
Giftwaaren konfiszirt werben. 

| 20. 

Desgleichen wird auch den "Arzten und Wundärsten 
die Anlegung und Haltung von Winkel: Apotheken gänzlid 
unterfagt, fowie auch das GSelbft-Dispenfiren von inneren 
Medikamenten, wofern fie nicht, twegen zu ‚großer Entlegen 
heit einer Apotheke, ein befondere befchränkte Erlaubniß von 
der Provinzial-Regierung erhalten haben, bei einer Strafe 
von 10 Thalern, die in Miederholungsfällen big auf 50 
und 100 Thaler gefchärft werden kann, und wenn die 
nicht abfchreckt, bei Verluſt der Erlaubniß, praktifiren zu 
dürfen. Es ift jedoch in diefem Verbot der Gebrauch er 
ner Heinen Reiſe-Apotheke für dringende Fälle nicht mit 
begriffen. 

Auch wird den Provinzial: Regierungen die Befugniß 
‚vorbehalten, in öffentlichen Kranken Anftalten bie Einridr 
tung zu treffen, daß die Arzeneien für die in folchen Anfiab 
ten befindlichen Kranken darin bereitet werden, und verſteht 
es fich von felbft, daß die von Unferer Kriegs: Kanzlei ge 
troffene Einrichtung, nach welcher die Franken Militair Per 
fonen, in und aufer den Hospitälern, von den Militait 
Ärzten und Wundärzten mit Arzenei verfehen werden, die 
gemöhnlich und größten Theild aus der Selb» Apotheke zum 
einzelnen und unentgeldlichen Dispenfiren denſelben verab: 
folgt wird, durch diefe Apotheker: Ordnung Feine Veraͤnde⸗ 
rung erleidet. 

21. 
AUrzte und Wundaͤrzte, welche die Erlaubnig erhalten 
haben, innere Medikamente „dispenfiren zu dürfen, find ge 
halten, ihren pharmazeutifchen Bedarf von den ihnen a 
getoiefenen Apotheken, nicht aber aus Fabriken und von 
Droguiften zu beziehen; über Ankauf und Verkauf ein form 
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liches Buch zu führen, und über die von ihnen Bispenfirten 
Yrzeneien den Kranken entfprechende fürmliche Rezepte ein- 
zuhändigen, auf denen der Preis leferlich beſtimmt iſt. Die 
Überfchreitung der Apotheker Tare wird ihnen, bei Strafe 
von 10 bis 50 Thalern, und follte dies nicht abfchrecken, 
bei Verluſt der ihnen ertheilten Erlaubniß, felbft dispenfiren 
zu dürfen, ernftlich unterfagt. TIhierärzten ift geftattet, die 
Arzeneien, welche fie Franken Thieren reichen, felbft zu berei- 
ten, fo weit folhes in bloßen Mifchungen, DVerfertigung 
von Abkochungen amd Yufgüffen befteht; jedoch find fie ver- 
pflichtet, die Arzenei-Ingredienzien felbft, fofern folche nicht 
in einfachen einheimifchen Pflanzentheilen beftehen, die fie 
ſelbſt etwa einſammeln, ſowie die kuͤnſtlichen Praͤparate aus 
einer Apotheke ihres Orts, und falls hier keine iſt, aus 
der ihnen zunaͤchſt liegenden Apotheke zu nehmen. Koͤnnten 
ſie aber hiegegen gegruͤndete Einwendungen machen, ſo hat 
ihnen die betreffende Provinzial⸗Regierung eine andere Apo— 
thefe anzumeifen, von der fie ihren Bedarf zu beziehen ha—⸗ 
ben. Diefe Tierärzte Haben gleichfalls Buch zu führen 
über den An: und Verkauf diefer Arzeneien, welches ſie ſammt 
den Belegen auszuhändigen, und eine Unterfuchung bdeffelben, 
fowie ihrer Arzeneivorräthe, von der Obrigkeit, mit Hinzu: 
siehung des Phyſikus, fih gefallen zu laſſen haben, fobald 
ein Verdacht oder eine Befchwerde im dieſer Beziehung ge: 
gen fie entfteht. Überfchreiten oder mißbrauchen fie biefe 
Befugniß, und verkaufen fie die von ihnen bereiteten Arze⸗ 
neien zu theuer, fo follen fie nach dem Urtheil der betreffen: 
den Provinzial» Regierungen in eine Strafe von 5 bis 10 
Thalern gezogen, und bei twieberholten Vergehungen der Art, 
ber Erlaubniß, die Arzneien felbft bereiten zu dürfen, ver⸗ 
luſtig werden. 
22. 


Auch follen bie Phyſici, in. deren Bezirk folche felbft- 
dispenſirende —rzte oder Wundaͤrzte wohnen, verpflichtet 
fein, ein wachſames Auge auf dieſelben zu haben, alljähr: 
lich einmal, oder nach den Umſtaͤnden öfterer, deren Handel: 
bücher, und einmal im Jahre, unter Mitwirkung einer das 
Protokoll führenden obrigkeitlichen Perfon, deren Vorraͤthe 
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von Arzeneimitteln nachfehen, das Schadhafte und Untaug: 
liche in ihrer Gegenwart vernichten laffen, und über die 
etwa bemerften, dem Publiko nachtheiligen oder den Ver: 
ordnungen zuwider laufenden Untegelmäßigfeiten an die Pro; 
vinzial- Regierung Bericht erftatten. | 
23. | 

Im Fall ein Phyſikus felbft die Erlaubniß erhalten ha, 
ben ſollte, Medikamente auszugeben: fo foll einem benachbar: 
ten Phyſiko die im vorigen Paragraph beftimmte Verpflich⸗ 
fung in Nückficht deffelben übertragen werden. 

| 24. | 

Serner wird auch aller Verkauf von geheimen Argene, 
mitteln jeder Art, und von fogenannten Specificis, ſowie 
auch das Haufiren mit Arzeneien, auf das Strengfte verboten, 
und allen Obrigkeiten und Phyſicis befohlen, hierauf forg 
faltig zu achten, und unter Feinerlei Vorwand folches zu ge 
ftatten, fondern folche unbefugte Arzeneifrämer zur gebühren 
den Strafe zu ziehen, und die bei ihnen gefundenen Medika— 
meiente zu vernichten. 

Drittter Abſchnitt. 
Beſondere Obliegenheiten und Pflichten der 
Apotheker. 
1. In Rüdfiht der Lehrlinge und Gehülfen. 
25. 

Es ift den Apothefern geftattet, in fofern es ihnen nicht 
insbefondere unterfagt wird, ſowohl Lehrlinge gegen ein fli 
pulirtes Lehrgeld, als auch Gehülfen nach dem Umfange ir 
red Gefchäfts anzunehmen, jedoch unter den Beftimmungen 
der 66. 26 bis 32. und in der Art, daß die Zahl der Lehr 
linge niemals die Zahl der Gehülfen überfteige. 

26. Ä 

Denjenigen Apothekern, welche Lehrlinge Halten, twird 
auf das Nachdrüclichfte anbefohlen, ſich auf das Gewiſſen⸗ 
baftefte der wiffenfchaftlihen und moralifchen Ausbildung 
ber ihnen anvertrauten jungen Leute anzunehmen, fie nicht zu 
Gefchäften und Arbeiten zu mißbrauchen, die ihrer Beſtim⸗ 
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mung fremd find, und für bie Erhaltung ihrer Geſundheit 
möglichft Sorge zu tragen. 
27. 

Was infonderheit den ihnen zu ertheilenden Unterricht 
betrifft, fo follen fie diefelben nicht nur in der praftifchen 
Apothekerfunft gründlich unterweiſen, fondern ihnen auch die 
Anfangsgründe der Chemie und Botanik, nebft der Waaren: 
kunde, in beftimmten Stunden vortragen, und außerdem auch 
ihnen geftatten, in gelegenen Stunden und foviel e8 ohne 
weſentliche Störung des Gefchäfts in der Apotheke gefchehen 
kann, durch Privat-Unterriht in Sprachen und andern. ihr 
nen für ihr Sach nothwendigen Kenntniffen fich für ihre 
. künftige Beftimmung gründlich auszubilden. Um diefe Pflicht 
gehörig erfüllen zu koͤnnen, iſt es nothwendig, daß die Apo- 
thefer Die hiezu erforderlichen pharmaceutifchen und bota- 
nifchen Bücher ſich anfchaffen, und außerdem auch ein voll: 
ffändige8 Herbarium vivum von ben in hiefigen Gegenden 
wild mwachfenden und in Gärten Fultivirten offizinellan Ge 
wächfen, oder anftatt deffelben ein gutes Kupferwerk, worin 
diefelben Pflanzen getreu abgebildet find, vorräthig haben. 


28. 

Unferm General⸗Inſpektor der Apotheken und befon- 
ders den Phnficis wird es zur Pflicht gemacht, bei den von 
ihnen anzuftelenden Bifitationen der Apotheken, auf biefen 
Punkt ein befonderes Augenmerk zu richten, und durch an- 
gemeffene Prüfungen der jungen Leute fich zu überzeugen, 
ob die Lehrherren dieſen Verpflichtungen nachkommen, wi— 
drigenfalls fie verbunden fein follen, höheren Orts davon 
Anzeige zu machen. 

29, 

Apotheker, welche diefer Verordnung nicht gewiffenhaft 
nachfommen, dürfen in der Folge Eeine Lehrlinge mehr 
annehmen, und in folchen Fällen, wo ein Apotheker er 
weislich den Unterricht eined von ihm angenommenen Lehr: 
lings vernachläffigt, follen die Eltern oder Vormünder def 
felben nicht nur das Necht haben, den jungen Menfchen bei 
einem andern Apotheker in bie Kehre zu geben, fondern 
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auch bei dem £ompetenten Berichte auf die Wiedererſtat 
tung des ausgezahlten Eehrgeldes nach Ermäßigung der Um, 
ftände anzutragen, jedoch unbeſchadet des Rechts, auch aus 
andern rechtlichen Gründen ben Lehrling aus der Lehre weg 
zunehmen. 

30. 

Junge Leute, welche ſich dem Apothekerfache widmen 
wollen, ſollen vor Ablauf des 14ten Jahres als Lehrlinge 
nicht angenommen werden. Auch muͤſſen ſie die fuͤr ihr Fach 
nothwendigen Schulkenntniſſe beſitzen, namentlich eine fer 
tige leſerliche Hand ſchreiben, in der gewoͤhnlichen Rechnen 
kunſt wohl geübt fein, und wenigſtens fo viel Latein ver: 
ftehen, daß fie leicht Fonfiruirte Säge dieſer Sprache, nad 
den Regeln der Grammatif, Rs überfegen koͤnnen. 


Es foll alfo der — eines Lehrlings jedesmal eine 
Prüfung durch feinen Fünftigen Lehrheren und: den Phyſikus 
vorangehen, welchem Legteren dafür 1 Thaler von dem Echt | 
linge anzunehmen erlaubt if. 

! Nach dem obigen Mafftabe unwiſſende Subjekte müfen 
zuruͤckgewieſen werden, ſowie überhaupt nur folche. Lehrlinge 
zugulaffen find, die bei einem gefunden Körperbau, durch gute 
Anlagen und gute Sitten fich empfehlen. Unverbeſſerlich un 
achtfame, unfleißige, fittenlofe Lehrlinge koͤnnen zu jeder Zelt 
von ihrem Lehrherrn entlaffen werden. 

32. 

Die Dauer der Lehrjahre wird im Allgemeinen auf fünf 
Sabre feftgefegt; fol aber, nad) Maßgabe der Fähigkeiten 
und der erworbenen Kenntniffe der jungen Leute, von den 
Lehrherren um ein Fahr —— werden koͤnnen. 


Der nach Beendigung u Lehrjahre von ihrem Behr 
herrn ihnen auszufertigende Lehrbrief fol ihnen von dem⸗ 
felben nicht eher erteilt werden, ald big fie zuvor von dem 
Phyſikus, und in deffen Gegenwart von ihrem Lehrhern, 
einer Prüfung unterworfen find, und binlängliche Proben 
ihrer praftifchen Gefchicklichkeit fowohl, als ihrer Kennt 
niſſe, abgelegt haben. Es fol daher Fein Lehrbrief gültig 
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fein, welcher nicht von dem mit der Prüfung befaßt gewe— 
fenen Phyſikus unterfchrieben worden ift. Der Phyſikus fol 
für die Prüfung zwei Thaler von dem Lehrlinge anzunehmen 
berechtigt fein. 

34 


In Ruͤckſicht der Gehülfen werden die Apotheker ver; 
pflichtet, außer den Fontraftmäßig unter ihnen verabredeten 
Verbindlichkeiten, fuͤr die weitere wiſſenſchaftliche Ausbildung 
derſelben moͤglichſt Sorge zu tragen, ſie ſelbſt, wo es die 
Gelegenheit mit ſich bringt, zu unterweiſen und ihre Kennt⸗ 
niffe zu berichtigen, befonder8 auch durch Empfehlung guter 
pharmaz eutiſch⸗ chemifcher Schriften, und durch Anleitung 
zum eigenen felbftdenfenden Studio, twie nicht weniger, fo: 
viel e8 Die Gefchäfte in der Apotheke geftatten, durch Be⸗ 
gänftigung der Gelegenheit, ſich anderweitig für ihr Fach 
auszubilden, zur Verbefferung und Vermehrung ihrer Kennt⸗ 
niffe beizutragen. 

35. | 

Dagegen wird es den Apothekergehülfen ernftlich anbes 
fohlen, fich mit der Apothefer- Ordnung, mit der Landes: 
‚Pharmakopde und mit der Apotheker⸗Taxe pflichtmaͤßig ver 
traut zu machen, nach deren Anordnungen fich gewiſſenhaft 
zu richten, und ihren Prinzipalen in Allem billige Folge zu 
leiften; eine jede Belehrung und Zurechtweifung dankbar von 
ihnen anzunehmen, ſich ben ihnen obliegenden und übertra- 
genen Gefchäften auf das Bereitwilligfte zu unterziehen, und 
überhaupt allen von ihnen übernommenen Pflichten "getreu 
lich nachzukommen, inmaßen fie weder als Proviforen, noch 
als felbfiftändige Apotheker, angeftellt werben follen, wenn fie 
nicht nach $. 3. Nr. b. durch günftige Zeugniffe ihrer Vor⸗ 
gefegten empfohlen werden. 


2. In Rädficht der Anlage und der innern Befchaffenbeit der Apotheken. 
36. 

‚Bei Anlegung einer Apotheke fol insbefondere darauf 
gefehen werden, daß dazu ein dem Gefchäfte entfprechendes 
Eofal gewählt werde, welches nicht nur trocken und luftig 
gelegen ift, fondern auch den zur Einrichtung einer guten 
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Dffisin, einer hinreichend geräumigen Material: und Kräu- 
terfammer, und eings guten Laboratorüi erforderlichen Raum 
geſtattet, und mit einem oder mehreren guten Kellern verſe⸗ 
ben ift. Auch fol zugleich darauf Nückfiht genommen mer: 
den, daß die Lage eines folchen Haufes für die Bewohner 
des Orts bequem ift, und falls am demfelben Orte mehrere 
Apotheken befindlich find, diefelben, fo weit e8 die Verhaͤlt⸗ 
niſſe zulaffen, gehörig vertheilt liegen. 

Demzufolge find auch diejenigen, twelche eine Apothefe 
anlegen, gehalten, der DOrtsobrigkeit die von ihnen hinſicht⸗ 
dich des Lokals beabfichtigte Wahl anzuzeigen, und deren 
Genehmigung dazu einzuholen. Desgleichen haben auch die 
Inhaber von Apotheken, melde gefonnen find, ihre Apo- 
thefe in ein anderes Lokal zu verlegen, daffelbe zu beob- 
achten. — 

37. 
Eine jede Apotheke, mit Ausnahme der Filial- Apothe 
Een, foll außer einer gut eingerichteten, wo möglich "gegen 
Norden gelegenen. Offizin, ein orbeutliches und gutes feuer: 
feftes Laboratorium, nebft einem zur Aufbewahrung der. &r 
räthfchaften dienenden Zimmer, eine gute und hinreichend. ge 
raͤumige Materials und Kräuterfammer, und wenigſtens eb 
nen augfchließlic zum Gebrauche der Apotheke dienenden Kel⸗ 

ler enthalten. | 

Für die Filial- Apotheken ift es hinreichend, wenn fit, 
außer einer, für die Bedürfniffe des Orts oder der Gegend 
gehörig eingerichteten Offizin, mit einem fogenannten Decoc- 
torio verſehen find. 
| 38. ’ 

Die Offizinen follen gefchloffen und nicht, mie ſolches 
in älteren Zeiten wohl in einigen Provinzen der Fall wat, 
auf offener Flur fich befinden. 

Wenn daher diefe Einrichtung in irgend einer Apotheke 
noch ftattfinden follte, fo bat der Eigenthümer fofort auf 
die Abftelung dieſer hoͤchſt fehlerhaften Einrichtung Bedacht 
zu nehmen. 

Desgleichen follen auch die Offizinen eine dem Umfange 
des Geſchaͤfts angemeffene Größe erhalten, zweckmäßig ein 
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gerichtet und namentlich mit guten Gefäßen, ſowie auch 
mit genauen Waagen, Gewichten und Menfuren, die von 
Zeit zu Zeit einer forgfältigen Prüfung zu unterwerfen find, 
verfehen fein. 

Hat der Apotheker die Erlaubniß, auch mit Material: 
Waaren zu handeln, fo fol es ihm zwar geftattet fein, 
diefelben zugleich mit in der Offizin zu haben, jedoch muͤſ— 
fen fie von den Medikamenten gänzlich er — 
werden. 

39. 

Zu den Materials und Kraͤuter⸗Kammern ſollen — 
falls eigene Zimmer und gehoͤrig abgeſonderte Boden⸗Kam⸗ 
mern genommen werden, die hinreichend geraͤumig, hell, trocken 
und luftig gelegen ſind. Auch muͤſſen dieſelben gleichfalls 
mit den zur Aufſtellung der Medikamente erforderlichen Re: 

pofitorien und Schränken verfehen fein. 

Das Aufbewahren der Arzeneimittel auf der Hausflur, 
auf offenen Vorplägen und auf dem allgemeinen Hausbo— 
den, wenn nicht in verfchloffenen Behältern, wird gaͤnzlich 
verboten. Auch follen auf den Material: und Kräuter -Kam- 
mern Eeine andere frembdartige Gegenftände zugleich mit auf: 
bewahrt werden. Indeſſen follen doch diejenigen Apotheker, 
welche auch einen Handel mit. Material: Waaren führen, dies 
felben auf der Material und Kräuter: Kammer mit verwah- 
ven duͤrfen, wenn folches der Raum geftattet, und fie 
von den Medikamenten ebenfalls völlig getrennt gehalten 
erden. 

40. 

Der zu dem pharmazeutifchen Gebrauch dienende Kel⸗ 
ler muß von dem Haushalts-Keller gänzlich abgeſondert 
fein und gehörig’ verfchloffen werden Eönnen. Auch dürfen in 
demfelben Feine Gemüfe, Brot, Käfe, Bier und andere Haus— 
halts» Bebürfniffe zugleich mit aufbewahrt werden. 

In dem Keller felbft müffen außerdem zur Aufftellung 
der darin zu verwahrenden Medifamente die erforderlichen 
Repofitorien angebracht fein. 

Wo übrigens das Lokal die Anlage eines ordentlichen 
Kellers nicht geftattet, fol, anftatt deſſelben, eine im unter- 
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fien Stock des Haufes befindliche Eühl gelegene Kammer 
eingerichtet werben, doch ift letzterer Nothbehelf nur in fehr 
Eleinen Apotheken, wenn fie in Fein anderes Lokal verlegt 
werden koͤnnen, zu geſtatten. 


Insbeſondere ſoll auch darauf geſehen werden, daß in 
den Apotheken gute Laboratoria vorhanden ſind, und daß 
dieſelben nicht nur in einem ſich dazu ſchickenden Lokal au 
gelegt und auf eine ihrer Beftimmung und den Bebürfniffen 
ber Apotheke gemäße Art eingerichtet find, fondern aud) auf 
fchlieglich zum pharmazeutifchen Gebrauch dienen, und weder 
zugleich ald Küche oder ald Waſchhaus oder fonft zu einem 
nicht pharmazeutifchen Zwecke benugt werden.? 

Eben fo wenig kann es auch fernerhin geftattet wer 
den, daß die Küche zugleich mit als Laboratorium diene und 
benugt werde. Wo der Raum es nur irgend geftattet, fol 
das Laboratorium auch ein Nebenzimmer haben, worin die 
nicht im Gebrauch befindlichen Geräthfchaften aufbewahrt 
werden Eönnen. Für die größeren Apotheken wird es aw 
ßerdem zweckmaͤßig fein, außer dem eigentlichen Laboratorio, 
ein fogenanntes Decoctorium zu befigen, jedoch wird ſolches 
nicht gefeglich verlangt. 

42. 

Bon gleicher Wichtigkeit für die Apotheken ift auch 
der Beſitz eines guten pharmazeutifch»chemifchen Apparate. 
Daher wird den Apothefern ausdrücklich zur Pflicht gemacht, 
ihre Apotheken mit allen den Gerätbfchaften zu verfehen, 
welche zur Darftellung der verfchiedenen von ihnen zu be 
reitenden pharmazeutifchen Präparate erforderlich find, und 
zugleich darauf zu fehen, daß dieſe Geräthfchaften ſowohl 
binfichtlich ihrer Natur und Güte ihren Beflimmungen voll 
kommen entfprechen, ald auch in einem guten Zuftande er 
halten werben, und der dabei unvermeibliche Abgang zeitig 
genug erfegt werde. 

3. In Rädfiht des ve ber Argeneimittel. 


Mag bie Haltung und Anſchaffung der Arzeneimittel be⸗ 
trifft, ſo ſind die Apotheker ohne Ausnahme verpflichtet, 
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ſowohl von den rohen, als auch von ben zubereiteten Arze⸗ 
neimitteln alle diejenigen vorräthig zu haben; welche in der 
Hannöverfchen Landes: Pharmafopöe mit einem Sternchen 
bezeichnet find. 

Jedoch fol e8 den Inhabern der Eleineren Apotheken 
nachgefehen werben, wenn fie von denjenigen Präparaten, 
welche leicht einer von felbft erfolgenden Zerfegung und Vers 
derbniß unterworfen find, ald von ben Syrupen, Ertraften, 
deſtillirten Waſſern u. f. w. Diejenigen nicht führen, wenn 
gleich fie mit einem Sternchen verfehen fi nd, von denen die 
Phyſici ihnen befcheinigen, daß fie von den Arzten ihrer Ge 
gend nicht verordnet zu werben pflegen. Übrigens aber follen 
die Apotheker ohne Ausnahme gehalten fein, auf Verlangen 
der Ärzte auch alle die in der Landes⸗Pharmakopde aufers 
dem noch aufgeführten rohen und zubereiteten Arzeneimittel 
vorräthig zu haben. 

44, 


Nicht weniger follen die. Apotheker verbunden fein, auch 
folche rohe oder zubereitete Arzeneimittel, welche in der Lan⸗ 
des⸗ Pharmakopoͤe nicht verzeichnet ſind, baldigſt anzuſchaffen, 
ſobald ein ordentlicher Arzt oder Wundarzt — davon 
zu machen wuͤnſcht. en 

Desgleichen follen alle Apotheken wit den in der Lan⸗ 
des⸗Pharmakopoe —— Reagentien verſehen ſein. 


Den Filial⸗ Apotheken — geſtattet, nur diejenigen Me⸗ 
dikamente zu führen, welche in den gewöhnlichen und hätts 
figer vorkommenden Krankheitsfällen angewandt zu werden 
pflegen. 2 


Sämmtliche Arzeneimittel müffen in einer dem Abfage 
der Apotheke verhältnigmäßigen Menge vorräthig gehalten, 
und alle etwa entfichenden Defekte jeitig genug ergänzt 
werden. 

Um dieſes defto zuverläffiger überfehen und beforgen zu 
fünnen, wird es allen Apothekern zur Pflicht gemacht: - 

1) ein Defektenbuch über die von den Materialiften 
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und aus Fabriken zu begiehenden Arzeneimittel zu führen, def 
fen einzelne Blätter in zwei Kolumnen abgetheilt find, in de 
ven erfte der Zeitfolge nach die vorfallenden Defekte einge 
tragen werden follen, und in Die andere daneben die Zeit der 
MWiederanfchaffung, nebft Angabe der von dem Medikamente 
bezogenen Menge; s 
2) auch ein ähnliches Defektenbuch über die in dem La 
boratorio der Apotheke felbft verfertigten Praparate zu hal 
ten, welches Diefelbe Einrichtung haben, und in der erfien 
Kolumne ebenfalls die defekt gewordenen Präparate, und in 
der andern Kolumne die Zeit der Wiederbereitung, nebft der 
davon angefertigten Menge, bemerkt enthalten fol. 
4. In Rüdficht Be Güte der Arzeneimittel. - 
48. | 


Sämmtliche Arzeneimittel müffen in den Apotheken von 
untadelhafter Güte fein, und es follen fernerbin von ds 
nem und demfelben Arzneimittel nicht mehrere Sorten von 
verfchiedener Güte, welche angeblich zum Handverkauf, oder 
zum Arzenei»Gebrauch für die Thiere beftimme find, gehal⸗ 
ten werden. 

Die Apotheker haben daher bei dem Einkauf der rohen 
YArzeneimittel und, derjenigen Präparate, welche ihnen aus 
Fabriken, zu nehmen erlaubt ift, ganz ingbefondere darauf 
zu fehen, daß fie diefelben aus guten Duellen beziehen, alles 
mal die beften Sorten verfchreiben, und Diefelben, ehe fie 
folche in ihre Offizinen und Vorraths⸗-Kammern aufneh— 
men, auch ihre Güte und Achtheit forgfältig prüfen, und im 
Fall, daß folche nicht gut und Acht von ihnen follten befun⸗ 
den werden, den Materialiften und Sabrifanten wieder zu⸗ 
ruͤckſchicken. 

49. 

Nur folgende zubereitete Medikamente ſoll den Apothe 
fern erlaubt fein, aus Fabriken und von Droguiften zu be 
giehen. 

Acidum aceticum. Acidum citricum. Acidum ben- 
zoicum. Acidum muriaticum. Acidum nitricum, Aci- 
dum nitricum fumans, Acidum phosphoricum purum. 
Acidum succineum. Acidum tariaricum. Ammonium sub- 
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carbonicum, Ammonium subcarbonicum pyro-oleosum. 


. Ammonicum muriaticum subl. et crystallisatum,. Argen- 


tum nitricum crystallisatum. Argentum nitricum fusum, 
Baryta muriatica. Hydrargyrum muriaticum corrosiv. Hy- 
drargyruam muriaticum mite crudum, Hydrargyrum oxy- 
datum rubrum. Kali aceticum, Kali carbonicum neutrale, 
Kali causticum fusum. Kali sulphuricum, Liquor Ammo- 
nii pyro-oleosi,. Magnesia carbonica. Magnesia sulphu- 
ric. Natrum aceticum. Natrum carbonicum neutrale, 
Nairum phosphoricum. Natrum subcarbonicum eryst. Na- 
trum sulphuricam. Oleum animale aethereum. Oleum 
animale foetidum, Phosphorus., Sapo medicatus. Tarta- 
rus natronatus, Zincum oxydatum album. Zincum purum, 
Zineum sulpburicam purum. 

Ale andere hier micht benannte Präparate follen die 
Apotheker in ihren Apotheken felbft bereiten, oder aus an⸗ 
dern Apotheken beziehen. 


Auf die Darftellung aller von ihnen felbft anzufertigen: 
den Präparate haben die Apotheker allen möglichen Fleiß 
und die größefte Genauigkeit zu verwenden, und biefelben 
nicht eher in die Standgefäße zu geben, als big fie ſich zu⸗ 
vor durch eine forgfältige Prüfung von der Reinheit amd 
Güte derfelben gewiſſenhaft überzeugt haben. 

51. 


Zu dem Ende wird es auch den Apothefern ausdruͤck⸗ 
lich anbefohlen, daß fie die in der Landes: Mharmakopde auf; 
geführten Neagentien fich felbft bereiten, oder nur aus nams 
haften und gut akkreditirten Fabriken fich verfchaffen, und 
in einem in der Offisin oder dem Laboratorio befindlichen 
Schranke oder Kaften aufbewahren. 

| 52. 

Ale in hiefigen Gegenden mild wachſenden offisinellen 
Planen follen die Apotheker, wo möglich, felbft einſam⸗ 
meln faffen, und nicht von Materialiften beziehen. Auch 
wird es ihmen unterfagt, Pflanzen, melche durch die Kultur 
an Wirkfamkeit verlieren, zum Arzeneigebrauch in ihren Gär- 
ten anzubanen. 
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53. 

Hinfichtlih der Anfertigung der Präparate haben ſich 
die Apotheker genau an die in der Hannöverfchen Pharma 
Eopde gegebenen Vorfchriften zu halten, und es wird ihnen 
firenge unterfagt, biefelben nach Gutduͤnken abzuändern, 
ober das Mittel nach einer andern Pharmakopoͤe, oder auf 
eine andere ihnen etwa zweckmäßig fcheinende Weife zu 
verfertigen. 

WIN indeffen ein Arzt ein oder das andere Präparat 
auf andere Weiſe, ald nach der Landes: Pharmafopde ange 

fertigt wiffen, fo find die Apotheker allerdings verbunden, 
folches zu thun, jedoch dürfen fie ein folches Präparat dem 
nad) der Hannöverfchen Pharmakopoͤe verordneten nicht will⸗ 
kuͤhrlich fubftituiren, oder es ohne unterfcheidende Benennung 
aufbewahren, und eben fo wenig darf das ähnliche in der 
Landes: Pharmakopde aufgeführte Präparat, falls es mit 
nem Sternchen bezeichnet ift, REN: 

6 


Zerſetzte Präparate und andere durch Alter, Schmuß, 
Schimmel, Wurmfraß u. f. w. verdorbene und für den Are 
neigebrauch nicht mehr taugliche Arzeneimittel dürfen in Fer 
ner Apotheke geduldet, fondern müffen fogleich fortgefchäfft 
und durch unverborbene Mittel erfegt werden. 

Es follen daher auch bei jeder vorfallenden lbergabe 
einer Apotheke an einen andern Inhaber oder Pächter, die 
Arzeneimittel derfelben genau durchgefehen, und alle etwa vor- 
gefundene verborbene und veraltete Mittel Eaffire werden. 
Der neue Inhaber oder Pächter fol auf Feine Weife ver 
pflichtet oder befugt fein, folche verdorbene Arzeneimittel mit 
zu übernehmen. 

5. In Rüdficht der — der Arzeneimittel. 


Eine zweckmaͤßige und ofatige Aufbewahrung der 
Arzeneimittel wird den Apothekern zu einer beſondern Pflicht 
gemacht. Sie haben alſo mit aller Aufmerkſamkeit dafuͤt 
zu ſorgen, daß die Medikamente durchgaͤngig in guten und 
ihrer Natur angemeſſenen Gefaͤßen aufbewahrt werden, in 
welcher Hinſicht verordnet wird: äh 


* 
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4) Alle rohe, trockene, nicht flüchtige, ober durch den Zu: 
tritt der Luft an Wirkfamkeit verlierende Arzeneimit- 
tel follen in gut eingerichteten Repofitorien mit Schieb- 
faden, ober in einzelnen Kaften und Tonnen, bie 
mit gut fchließenden Deckeln verfehen find, verwahrt 
werben. 

2) Alle durch dem Zufritt der Luft leicht verderbende oder 
auch dem Wurmfraße zu fehr untermorfene trockene rohe 
Arzeneimittel‘ muͤſſen in Blechkaſten mit genau ſchließen⸗ 
dem Deckel, oder in gehoͤrig verſchloſſenen Glaͤſern oder 
Steintöpfen aufbewahrt werden. 

3) Zu Aufbewahrung aller Teicht zerfliegenden "Sale und 

Präparate folen Glasgefäße benußt werden. 
4) Alle fcharfe, flüchtige und durch den Zutritt der Luft 


leicht zerſetzbare Arzeneimittel müffen ſaͤmmtlich in Glä- 
fern, mit gut eingeriebenen und genau fchließenden 


Glasſtoͤpſeln aufbehalten werden. 
Bei mehreren Tinkturen, und einigen andern nicht be: 
fonders ſcharfen und flüchtigen Liquidis, wird es indeffen 


nachgefehen, daß die Stand» Flafchen im Keller oder auf der 


Material» Kammer bloß mit Korkftöpfeln und darüber gebun⸗ 


dener Blafe verfehen find. In der Offisin müffen jedoch 


auch diefe Liquida in Spiritus Gläfern mit eingeriebenen 


Glasftöpfeln enthalten fein. 
5) Zur Aufbewahrung der Ertrakte follen Gefäße von 
Steingut oder Sanitätsgut gewählt werben. 


6) Die Pulver endlich aller derjenigen Arzeneimittel, deren 


Beftandtheile fluͤchtiger Natur find, oder durch den 
Zutritt der Luft leicht eine nachtheilige - Mifchungs: 


Veränderung erleiden, follen in Gläfern, die entweder 


— 


mit gut eingeriebenen Glasſtoͤpſeln oder gut ſchließen- 
den Koͤrken verſehen ſind, oder auch in guten Biech⸗ 


buͤchſen aufbewahrt werden. 


Außerdem duͤrfen nicht zweierlei Medikamente zugleich 


n einem und demſelben Gefäße verwahrt werden, ſondern 


edes Medikament muß fein befonderes ‚Gefäß erhalten. Ins 


effen fol es doch den Inhabern Fleinerer Apotheken nach⸗ 
Annalen I. Het. 1821. R 
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gefehen werden, daß fie bei alzubefchränftem Ratıme einige 
der weniger gebräuchlichen Arzemeimittel, deren Verwechſelung 
nicht leicht zu beforgen ift, oder doch ‚Eeine bedenkliche Fol: 
gen, haben Fan, in einer und derfelben Schieblade oder in 
demfelben Kaften verwahren; jedoch ſo, daß ein jedes dieſer 
Medikamente in einem durch eine befeſtigte Queerwand ge 
trennten Fache enthalten fein, und jedes Fach feinen beſon⸗ 
dern Deckel haben muß. 

Das Aufbewahren aber der Arzeneimittel in papiernen 
oder leinenen Beuteln, bie ‚bloß in einem offenen Nepoft 
torio befindlich find, oder gar in einem gemeinfchaftlichen 
Kaften. zufammengepackt liegen, ſowie auch die Aufbewah—⸗ 
rung der Kräuter und anderer Medikamente in Kaften mit 
Faͤchern und gemeinfchaftlichen Deckeln, wird gänzlich vers 
boten. 


56. 


Die Arsenicalia und andere zu den Giften gerechneten 
Mittel follen außerdem in verfchloffenen Schränfen verwahrt 
werden, die entweder Schiebladen enthalten, oder mehrer 
gehörig. von einander getrennte Fächer haben. Zu biefen 
Schränken, von denen einer in der Dffisin, und ein anderer 
größerer auf der Material-Rammer befindlich fein foll, muß 
ein jedes der darin aufzubewahrenden Gifte in guten’ und ge 
hörig bedeckten Gefäßen verwahrt werden. Auch muͤſſen 
außerdem noch die zur Zerkleinerung und zum Abwaͤgen die 
fer Mittel erforderlichen Neibfchalen, Löffel, Waagen und 
Gewichte in diefen Schränken zum ausfchlieglichen Gebraud) 
befindlich fein. 

Dieſe Schraͤnke follen mit der Auffchrife „Giftſchrank 
oder einem davor gemalten Zodtenkopfe verfehen werden, 
und nach jedem Gebrauch verfchloffen fein. Den Schlüffel 
dazu fol Niemand anders als der Inhaber oder Vorſtehet 
der Apotheke in Verwahrung haben, der ihn nur unter eig 
ner Verantwortlichkeit dem Gehülfen, welcher die Rezeptut 
verficht, anvertrauen darf. In dem Giftfchranfe der Offijzin 
barf Fein Arſenik, Sliegenftein, Auripigment und ealgar 
aufbewahrt werben. 


En 
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Desgleihen folen auch das Opium und deffen Praͤpa⸗ 
rate, ſowie alle andere ähnliche heftige Mittel, namentlich 
die narfotifchen Ertrafte, Aqua Lauro-Cerasi und Amyg- 
dalarum amar,, Argentum nitricum fusum und erystallisa- 
tum, die Mercurialia, die Antimonialia, Pulvis und Tinc- 
tura Cantharidum, Pulvis radicis Ipecacuanhae und Phos- 
phoras, in der Offizin in Schränken aufbewahrt werden, 
und nicht mit den ‚übrigen Arzeneimitteln zuſammengeſtellt 
fein. Diefe Schränke follen jeden Abend von dem die Re 
zeptur beforgenden Gehülfen, oder dem Apotheker ſelbſt ver- 
fchloffen, und der Schlüffel von ihm in Verwahrung genom- 
men werden. er 

58, . 

Sämmtliche zur Aufbewahrung der Arzeneimittel dienende 
Behältniffe und Gefäße, müffen mit dem Namen des darin 
befindlichen Argeneimitteld, nach der in der Hannöverfchen 
Pharmakopde angenommenen Nomenklatur, bezeichnet fein; 
jedoch wird den Apothefern, welche noch die alte Nomen: 
Eatur auf ihren Gefäßen eingebrannt .oder mit Ölfarbe vor- 
gemalt führen, vorerſt geftattet, die alte Nomenklatur, in fo 
weit fie mit der Synonymik der Pharmakopde übereinftimmt, 
beizubehalten, bis die mit ber Zeit erforderliche Erneuerung 
der Signaturen die Bezeichnung mit. der neuen Nomenkla- 
tur geftattet, die bei der Anlage newer Apotheken fogleich eins 
geführt werdeu muß. | | 

. GSpäteftens ‚aber. fol nach DBerlauf von fünf Jahren 
die neue Nomenklatur von den Apothekern auf den Signa⸗ 
turen allein gebraucht werben. Die Signaturen müffen rich- 
fig und leferlich gefchrieben fein, und find entweder auf bie 
‚Gefäße einzubrennen oder mit Hlfarbe vorzumalen. Die 
Signaturen. mit: Kreide aber, fo wie auch das Vorbinden 
oder lofe Anhängen derfelben, werben firenge verboten. Auch 
müffen Die älteren. Signaturen, falls das Gefäß zur Auf: 
bewahrung anderer Arzeneimittel angewandt werben fol, zu- 
vor ausgelöfcht- werden. Überhaupt haben BR Apotheker auf 
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die Erhaltung der Signaturen mit der groͤßten Sorgfalt 
zu achten. 


59. 

Die Arzeneimittel ſelbſt muͤſſen nun auch ſowohl in der 
Offizin, als auf der Material⸗ und Kraͤuterkammer und im 
Keller, in einer nach der Größe der ‚Apotheke und der Be 
fchaffenheit des Lokals zu ermäßigenden Ordnung, welche 
das Auffindeit erleichtert, aufgeftellt fein, wobei insbeſondere 
mit darauf Nückficht zu nehmen ift, 

4) daß Feine Arzeneimittel neben einander. zu ftehen kom⸗ 
men, toelche Teiche mit einander vertwechfelt werden 
Fönnen; 

2) daß nach $. 57. alle narkotifche, draftifche und andere 
heftig wirkende Arzeneimittel von den übrigen gehörig 
abgefondert, und 

+3) die ſtarkriechenden Arzneimittel nicht mit dem übrigen 
sufanimengeftellt werden. 


’ 60. 

Damit übrigens das Ganze fich leicht überfehen laͤßt, 
und die einzelnen Medikamente auch ohne Zeitverluſt leicht 
aufgefunden werfen können, fo ſoll | 

1) über.den gefammten Arzeneivorrath einer jeden Apotheke 
ein: General⸗Katalog verfertigt werden, welcher in 
alphabetifcher Ordnung die Namen fämmtlicher vor 
handenen Arzeneimittel, unter welchen fie in die Han 
növerfche Pharmakopde aufgenommen worden find, 
enthält, mit jedbesmaliger Beifügung des Orts, wo 
das Arzeneimittel -befindlich ift und der Nummer des 
Behältniffes ober Gefäßes, worin daſſelbe verwahrt 
wird. : Br 
Diefer Katalog fol an einem fichern. beftimmten Orte 

in der Offizin aufbewahrt werden: 

2) Sollen auch über die auf der Materials" und Kräuter 
fammer und im Keller befindlichen Vorraͤthe noch 
befondere Kataloge in. Form einer: Tabelle abgefaßt 
werden, die ebenfalls alphabetifch geordnet find, und 


\ 
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in denen auch dem Namen eines jeden Arzeneimittelg 
die Nummer des Behältniffes oder: Gefaͤßes beigefügt 
ift, worin daffelbe enthalten ift. 
Von diefen tabelarifchen Katalogen follen die von der 
Material» und Kräuterfammer auf diefen felbft, und der über 
die Vorräthe im Keller in der Offizin aufgehangen werben. 


6. In Rädficht der Ausuͤbung des Apotheker: Gefchäfts in 

der Offizin. \ 
61. 

Sowie die Ausübung des Apotheker: Gefchäfts nach 
feinem ganzen Umfange von den Apothefern mit der ge 
wiffenhafteften Treue betrieben werben muß, fo haben fie 
in&befondere auch auf die Gefchäfte, welche in der Offizin 
vorfallen, biefelbe zu vertwenden, die ſtrengſte Ordnung, Ge: 
nauigkeit und Reinlichkeit zu beobachten, und in gleicher Hin- 
ficht über die Gehülfen und Lehrlinge Die erforderliche Auf: 
fiht zu halten. Nicht meniger haben fie dahin zu fehen, 
daß alle nachtheiligen Störungen in den Gefchäften vermie- 
den werden. | ; 


62. . 

Das in den Apotheken hin und wieder übliche Wein: 
fhenken, Aquavitfchenfen und Fruͤhſtuͤcken wird daher hie- 
mit in fo weit gäuzlich unterfagt, daß folches weder in der 
Offizin felbft, noch in einem mit berfelben in Verbindung 
fiehenden Zimmer ftattfinden darf, und da, wo annoch etwa 
in Eleinen Orten mit der Apotheke zugleich eine Wirthſchaft 
oder Aquavitfchenfe verbunden if, fol ein eigenes von ber 
Offizin gänzlich getrenntes Zimmer dazu gehalten, und un: 
ter keinem Vorwande diefer Mißbrauch hinführo in der Offi- 
zin felbft geduldet werden, ſowie auch die Beforgung die: 
fe8 Verkehrs weder den Gehülfen noch den Lehrlingen über: 
tragen, fondern durch eine andere Perfon verrichtet wer: 
den muß. 

Desgleichen wird e8 auch den Gehülfen und Lehrlingen 
ernftlich amterfagt, ſowie nicht im Laboratorio, fo auch 
nicht in der Offizin, Befuche anzunehmen, und den Prin- 
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davon für die Gefchäffe felbft mancherlei Nachtheile entftehen 
koͤnnen. 
Ueberhaupt ſoll allen unbefugten Perſonen der Zutritt 


zipalen anbefohlen, folches durchaus nicht zu geftatten, * 


in die Offizin, wie zu dem Laboratorio und Dekoktorio, ver 


boten fein; die aber bei den Gefchäften daſelbſt angeftellt find, 
folen fich anftändig halten, bei Tage nicht in Nachtkleidern 
erfcheinen, nicht Taback rauchen u. f. w. 

63. 

Die Anfertigung der Rezepte anlangend, wird es ben 
Apothekern zur Pflicht gemacht, alle auf die Apotheke ge 
lieferten Rezepte, in fofern Feine Bedenklichkeiten dabei 
ftattfinden, e8 fei nun bei Tage oder bei Nacht, fo ſchuell 
wie möglich, und, wenn e8 die Umflände erfordern oder der 
Arzt es ausdrücklich vorfchreibt, ohne allen Aufichub zu 
verfertigen. 

Die Anfertigung der Rezepte mufi entweder von dem 
Inhaber oder Vorfteher der Apotheke felbft, oder von einem 
Gehülfen, an dem dazu beftimmten Rezeptir-Tiſche geſche— 
ben. Haben jedoch die Lehrlinge die dazu erforderlichen Kennt: 
niffe fich bereits erworben, fo kann auch ihnen die Anferfi 
gung eines Rezepts anvertraut werden, in fofern keine heftig 
wirkende Arzeneimittel dazu erfordert werben, im welchem 
Falle das Rezept ohne Ausnahme von dem Apotheker felbf, 
oder dem mit der Rezeptur beauftragten Gehülfen bereite 
erden muß. 

Übrigens iſt der Inhaber oder Vorſteher der Apotheke für 


alle Fehler feiner Untergebenen, die er erweislich verhindern 


oder verhüten Eonnte, verantwortlich. 

Die auf dem Rezepte verlangten Arzeneien müffen ferner 
mit aller Sorgfalt genau nach der Worfchrift der Äcjte 
verfertige werben, und es foll keinem Apotheker erlaubt 
fein, weder ein verordnetes Arzeneimittel willkuͤhrlich mit 
einem andern zu vertaufchen, noch daſſelbe ſtillſchweigend 
auszulaſſen. Wenn daher auf einem Rezepte ein Arjenei⸗ 
mittel verlangt werden follte, welches nicht vorräthig gr 
halten wird, oder zufällig defekt geworden iſt, oder abet 
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dem Apotheker unbekannt ift, fo darf das Mezept nicht eher 
in abgeänderter Form gemacht werben, als nachdem der Ver: 
faffer deſſelben deshalb befragt, oder, in deſſen zu großer 
Entfernung, ber Phyſikus oder ein anderer Arzt zu Rathe 
gezogen worden ift, in welchem letzteren Falle der Verfaſſer 
des Rezepts baldmöglichft von der getroffenen und auf dem 
Rezept bemerkten Abänderung benachrichtigt werden muß. 

Dieſelbe Nerpflichtung wird auch dem Apotheker hinficht: 
lich) aller Rezepte auferlegt, die entweder unleferlich gefchrie: 
ben find, oder auf denen e8 verfäumt worden, das Gewicht 
eines oder des andern Medikaments genau zu bemerken, 
oder bie fonft Unrichtigkeiten und Fehler enthalten. “ 

- Nur in Fällen, wo in Ruͤckſicht der richtigen Verhaͤlt⸗ 
niffe des Auflöfungsmitteld eines Arzeneiförpers gefehlt wor: 
den ift, oder wo der Arzt eg verfäumt hat, das zur Hervor: 
bringung einer beftimmten Form erforderliche Verbindungs⸗ 
mittel anzugeben, fol es dem Apotheker geftattet fein, den 
Fehler nach eigenem Ermeffen zu verbeffern, jedoch muß er 
nicht verfäumen, den Verfaffer des Rezepts nachträglich und 
baldmöglichft in Kenntnig davon zu fegen, und auf dem Re⸗ 
jepte zu bemerken, in twie fern e8 abgeändert ift. 

Sind ferner auf einem Rezepte von heftig wirkenden 
Arzneimitteln ungemöhnlich große Gaben verordnet, fo fol 
- deshalb der Werfaffer eines folchen Rezepts ebenfallg be: 
fragt werden, bevok daffelbe angefertigt werden darf. Ver: 
langt aber dennoch der Arzt, daß es gemacht mwerden folle, 
fo ift zwar der Apotheker verbunden, folches zu thun, fol 
aber dag Rezept im Driginal aufbewahren, um fich erforder: 
lihen Falls deshalb gehörig rechtfertigen zu koͤnnen. 


64. 

Im Allgemeinen wird es dem Apotheker zur Pflicht ge: 
macht, innerlich zu nehmende Arzeneimittel nur auf Rezepte 
von auforifirten Ürzten und Wundärsten, die mit deren 
Namensunterfchrift verfehen oder deren Handfchriften ihnen 
bekannt find, verabfolgen zu laſſen, ähnliche Rezepte von 
nicht auforifirten Arzten, Wundärzten, mediziniſchen Pfu— 
ſchern und Duackfalbern anzunehmen und anfertigen zu laſ⸗ 
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fen, auch felbft dann, wenn ihre Verordnungen nicht bedenf: 
lich fcheinen, wird ihnen -aber bei DBermeidung” einer Geld- 
firafe von 5 Thalern, die im wiederholten Übertretungsfaͤllen 
bis auf 50 Thaler und noch höher fol gefteigert werden kon⸗ 
nen, biemit verboten. | 

Der Apotheker, welcher auf folche Verordnungen von 
Perfonen, welche nicht zur Ausübung der Arzeneikunft auto 
riſirt find, folche Arzeneimittel verabfolgen laͤßt, die: durch 
ihre Eigenfchaften Teicht nachtheilige und gefährliche Einwir⸗ 
Eungen auf die Gefundheit und das Leben der Menfchen 
haben koͤnnen, fol fo beftraft werden, als wenn er fich der 


ärztlichen Pfufcherei felbft fchuldig gemacht habe, und iſt für 


die Folgen diefer Übertretung der Landesgefege bei den Ki— 
minalgerichten felbft veranttvortlich, MWiederholte Vergehun⸗ 
gen dieſer Art werden die groͤßte Aufmerkſamkeit der Phyſiji 
und die ganze Strenge der Koͤnigl. Provinzial: Regierungen 
erfordern. 

Letztere werben alsdann einem folchen Apotheker, bei 
dem frühere und gelindere Strafen nicht fruchteten, durch 
feine Obrigkeit ad protocollum erklären Iaffen, daß er, bei 
nöchmaliger Ubertretung dieſes Verbots ı feines Apotheker: 
Privilegiums verluſtig fein folle, und daffelbe ihm in der 
That entziehen, wenn ein neuer folcher Fall gegen ihn dar 
gethan wird. 


65. Ä 
Nückfichtlich folcher Rezepte, die angeblich von auswaͤr— 
tigen und entfernten oder verftorbenen Ärzten und Mund 
ärzten verfaßt find, und von einzelnen Familien oder Perfos 
nen gegen ihre gewöhnlichen Übel pflegen benußt zu werden, 
oder die von Fremden und Durchreifenden auf der Apotheke 
präfentirt werden, wird den Apothefern geſtattet, falls dieſe 
Rezepte foͤrmlich und wiſſenſchaftlich verfaßt ſind, und keine 
bedenkliche Ingredienzien oder Gaben verordnet enthalten, ſie 
anfertigen und die Arzeneien darnach verabfolgen zu laſſen, 
ungeachtet ihnen die Handſchriften oder die Verfaſſer der 
Rezepte nicht bekannt ſiud. 


Damit jedoch die Pfuſcherei ſich dieſer Ausnahme nicht 
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sum Schlupfwinkel bebdiene, ſo werden bie Apotheker befon- 
ders verpflichtet, bei einigem Werbachte berfelben folche Re⸗ 
gepte nicht anders anfertigen zu laflen, als nachdem fie von 
einem bekannten autorifirten Arzte oder Wundarzte vidimirt 
worden find. 

Daſſelbe wird auch jedesmal erfordert, wenn dergleis 


hen Rezepte bedenkliche te oder Gaben verordnet 
enthalten. ’ 


66. 


Auch follen alle Rezepte, auf welchen ſtark wirkende 
Arzgeneimittel verordnet find, wie z. DB. heftige Brechmittel, 
heftige Purgiermittel, große Gaben von Opio oder anderen 
Narcoticis, Arsenicalia, Sublimat' u. f. w. auf daffelbe Re _ 
zept nicht mehrere Male gemacht und verabfolgt werden, 
wenn nicht folches ausdrücklich fchriftlih vom Arzte ver 
langt wird. 


67. 


Die den verfertigten Arzeneien beisufügenden Gignatu- 
ven muͤſſen Ieferlich gefchrieben fein, und die den Gebrauch 
der Arzenei enthaltende Vorfchrift mit ausgefchriebenen Wor- 
ten und nicht mit Zahlen abgefaßt werden. Auch das Da- 
tum und die Bezeichnung desjenigen, für den die Arzenei 
beſtimmt ifl, muß mit auf der Signatur bemerkt werden, 
und im Fall letere zu bemerken von dem Arzte verſaͤumt 
fein ſollte, bat der Apotheker fich darnach zu erfundigen, 
und folche ſowohl dem Rezepte als der Signatur hinzu⸗ 
‚jufügen. 
| Zur Verhütung nachtheiliger Wermwechfelungen wird auch 
noch verordnet, daß zu den Signaturen der zum innern Ges 
brauch beflimmten Arzeneien weißes Papier, und dagegen 
aller zum äußeren Gebrauch dienenden Arzeneien blaues Pa- 
pier genommen werden fol. | 

Auch der Name des Apothekerd oder die Firma feiner 
Apothefe muß an den Drten, wo mehrere Apotheken find, 
auf jeder Signatur enthalten fein. 
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Bei Anfertigung der Rezepte ift noch befonbers barauf 
zu achten, daß außer der zu beobachtenden Meinlichkeit der 
Gefäße, Waagen, Maße, Seihetücher u. f. w. nur folche 
Inſtrumente und Gefäße gebraucht werden, melche ben zu 
verfertigenden ‚Argeneien angemeflen find. 

Mirturen, Pulver, Pillenmaffen u. f. w., zu welchen fa; 
linifche und metallifche Ingredienzien kommen, bürfen nicht 
in metallifchen, fondern follen in fleinernen, gläfernen oder 
porzellanenen Gefäßen bereitet werden. 

Zu fcharfen heftig wirkenden Mitteln, als Dueckfilber, 
Sublimat, desgleichen zu fehr ſtark riechenden Subſtanzen, 
als Mofchug, Asa foetida u. f. w., follen befondere Mörfer, 
Waagſchalen und Pillenmafchinen gehalten werden. 


69. 

Ferner fol bei Anfertigung der Arzeneien nichts gemef 
fen, noch weniger nach dem bloßen Augenmaße beftimmt, 
fondern alles ordentlich und genau gewogen werben, felbft 
alsdann, wenn etwa die Verordnungen der Rezepte Mani 
pel und Pugillen enthielten. Jene follen alsdann bei Kräw 
tern zu einer halben Unze und bei Blumen zu zwei Drad» 

men, biefe zu drei Drachmen bei Kräutern und bei Blumen 
zu anderthalb Drachmen gerechnet werden. Bei den Wafı 
fern allein Eann das Abmeffen geftattet werden, mit Ausnah⸗ 
‚ me der Aqua amygdalarum amararum concentrata und Aqua 
Lauro-Cerasi, nur müffen die dazu beftimmten Menfuren nad) 
dem abfoluten Gewicht des Waflers richtig abgetheilt fein. 


70. 

Alle Arten von Giften und zu denſelben gerechneten 
Arzeneimittel follen, ausgenommen wenn fie von autorifirten 
Ürzten und Wundärzten als Arzeneien auf Rezepten verord- 
net werden, an Niemand auders, als an angefehene Be 
diente vom Militair: und Civil: Stande, Gutsbeſitzer, at 
fäflige. Bürger und Grund» Eigenthümer und m. 
Kammerjäger, gegen einen eigenhändig -gefchriebenen, mit 
der eigenhändigeg Namensunterfchrift und dem gemöhnle 
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chen Pettſchaft verfehenen Schein folgender. Art, verabfolgt 
werden: 


„eich N. N. bezeuge hiemit, von dem Apotheker N. N. 
„an dem heutigen Tage (Namen und Gewicht des 
„Gifts), welches ich (zu dem und dem Gebrauche) an⸗ 
„wenden will, wohl verwahrt in Empfang genommen 
„zu haben, verſpreche ſolches wohl in Acht nehmen, 
„und fuͤr allen durch erwieſene Fahrlaͤſſigkeit entſtehen⸗ 
„den Schaden einſtehen zu wollen.“ 
Drt und Datum. | 
(L. S.) N. N. | 
Titel, Gewerbftand, Nr. des Haufes. 


Nicht. angefeffenen Stadtbewohnern, den: Bauern ‚und 


Tagelöhnern darf folches nur auf einen Schein ihrer Obrig⸗ 


feit, oder der Geiftlichen ihres Orts, unter Beifegung des 
amtlichen Siegel verabreicht. werden. 

Solche Scheine, auf welche Gift verabfolgt werden 
darf, fie mögen von der ‚Obrigkeit oder von Privatperfonen 
ausgeſtellt fein, müffen entweder von den Empfängern des 
Giftes felbft abgeliefert werden, oder auf der Nückfeite die 
Bezeichnung der Perfon enthalten, melche beauftragt iſt, 
daffelbe in Empfang zu nehmen. Die verabfolgten Gifte 
müffen in mehrfaches Papier eingemwickelt, oder auch in 
Krufen von Steingut eingepackt, feft vermacht und verſie⸗ 
gelt fein, und außer. dem Namen des Empfängers und 
der darin enthaltenen giftigen Subftangen, noch befonderg 
mit der Auffchrift „Gift' fo auffallend als möglich verfehen 
erden. | 

: Auch follen die Gifte nur von dem Inhaber oder Vor: 
fieher der Apotheke, oder bei. defien ‚Verhinderung von dem 
mit. der. Rezeptur beauftragten Gehülfen, ausgegeben wer: 
den, nicht .aber von den andern Gehälfen. oder. gar don den 
Eehrlingen. 

Die empfangenen Siftfcheine müffen von den Apothe⸗ 
fern numerirt werden, und über den Verkauf der Gifte, ift 
außerdem von ihnen ein Buch zu ——— worin ſie in ver⸗ 
ſchiedenen Kolumnen: 
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1) das Jahr, 

2) den Monat, 

3) dag Datum (den Tag), 

4) die Nummer des Giftfcheing, 

5) den Namen, den Stand und Wohnort des Ems 

pfaͤngers, 

6) den Namen des Gifts, 

7) das Gewicht deſſelben nach Pfunden, Unzen, Drache 

men, Scrupeln und Granen, und 

8) den vorgeblichen Gebrauch bdeffelben 
einzutragen haben. 

Die Giftfcheine folen von dem Apotheker nach den fort: 
laufenden Nummern jahreweife zuſammengewickelt und forg 
fältig aufgehoben, auch niemals früher als nach Verlauf 
von 10 Jahren Eaffirt werden. 


71. 

Zu den Biften follen zunächft gerechnet werden: weißet 
Arſenik (Arsenicum album), gelber Arſenik oder: Operment 
(Auripigmentum), rother Arſenik “oder Raufchgelb (Risi- 
gallum), der fogenannte Fliegenflein oder Kobalt: (Regu- 
lus Arsenici, Cobaltum), ferner ätender Sublimat (Hy- 
drargyrum muriaticum corrosivum), rother Praͤcipitat 
(Hydrargyrum oxydatum rubrum), ferner Bleizucker — 
baum aceticum), Euphorbienhar, Krähenaugen, weiße Nies 
wurz (Veratrum album) und Blaufäure ge Bo- 
russicum). 


72. 

In fofern nach $. 14. den Apothekern die- medizinifche 
Nraris-verboten ift, in fofern ift fchon der Handverfauf von 
Arzeneien auf den Apotheken im Allgemeinen verboten, und 
wird hiemit wiederholt ernftlich unterfagt, den Apotheken 
felbft ſowohl, als ihren Gehülfen und Lehrlingen. Perſonen, 
die fich an diefelben wenden, um gegen fürmliche Krankheiten 
für fich felbft oder für andere Rath und Mittel zu erhalten, 
follen von ihnen beides nicht erhalten, fondern an bie Ärzte 
verwiefen werden. 
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Sindeffen wirb den Apothefern, die fich in Hinſicht die 
ſes Verbot Feine Überfchreitung zu. Schulden kommen laſ— 
fen, zue Bequemlichkeit des Publitums hiemit geftartet, zur 
Erleichterung und Befeitigung bekannter unbedeutender Zu: 
fälle, gelind. wirkende Brechmittel, milde Lariermittel, ſoge⸗ 
nannte Bruffmittel und einfache Kräuter zum Thee, und ans 
dere bekannte unfchuldige Mittel auf Begehren ohne Rezept 
verabfolgen zu laffen. 

Ergibt fih, daß Apotheker diefe Erlaubnig mißbrau⸗ 
chen, fo fol ihnen, nicht nur diefelbe entzogeh werden, fon; 
dern fie auch fonft nach den Umftänden in die auf ärztliche 
Dfufcherei gefeßte Strafe verfallen. Auf allen Fall aber 
wird ihnen unterfagt, heftig wirkende und gefährliche Mits 
tel, fei e8 zum innern oder zum dußern Gebraud), im. Hand: 
verkauf und ohne Rezept einer autorifirten Medizinal⸗Perſon, 
zu verabreichen, namentlich und insbefondere Opium und def 
fen Präparate, Belladonna, Stramonium, Coloquinten, Aqua 
Lauro-Cerasi, Aqua amygdalarum amararum concentrata, 
Canthariden und deren Tinktur, Skammonium, Jalappen⸗ 
harz und Tinktur, Brechmweinftein, Kockelkoͤrner, Tillförner, 
Cataputien⸗Saamen und dergleichen. 


7. In Ruͤckſicht der Gewidte. 


+. 

Alle Apotheker des Königreichs follen, bei Vermeidung 
der Wegnahme der Gewichte und einer Geldbuße von Zwan⸗ 
tig Thalern, bei der Dispenfation der Arzeneien Feines an- 
dern als des geeichten und geflempelten Nürnberger Apos 
thefer : Gewichts fich bedienen, Diejenigen Gewichtſtuͤcke aber, 
welche durch langen Gebrauch an Nichtigkeit des Gewichts 
verloren haben, außer Gebrauch fegen, und neue geeichte 
und geftempelte Getwichtftücke dafür anfchaffen. Unfer Ge 
neral⸗Inſpektor der Apotheken, auch alle Land» und Stadt, 
Phyſizi, follen bei. den Bifitationen der. Apotheken darauf 
achten, daß bei der Dispenfation der Arzeneien Fein andes 
red als vorerwähntes Nürnberger Apotheker» Gewicht ge- 
braucht werde. 
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8 Sn Rüdficht der Preis⸗ Beſtimmungen. 
74. 

Zu den 1. Mfüchen des Apothekers gehört. nun auch noch 
ganz beſonders, daß er in Hinſicht der Preiſe der von ihm 
verkauften Arzeneien ſich nach der feſtgeſetzten Arzenei⸗Taxe, 
und nach den in derſelben gegebenen Beſtimmungen auf das 
puͤnktlichſte und gewiſſenhafteſte richte. 


Er hat deshalb die öffentlich und offiziell bekannt ge 
machten Veränderungen der Preife jedesmal ungeſaͤumt und 
forgfältig in die dazu eingerichteten Kolumnen. der Arzeneis 
Zare einzutragen, und auf jedem angefertigten Rezepte bie 
Taxe für die darauf verabfolgten Arzeneien deutlich mit Zah: 
len zu bemerfen, damit ein jeder fich felbft oder durch an 
dere überzeugen Eönne, daß er nicht übervortheilt fei. Es 
follen deswegen von den Apothefern die bezahlten Rezepte 
den Eigenthümern jedesmal ausgeliefert werden, wofern 
nicht nach $. 63. wegen auffallender Dofen oder wegen ver, 
ordneter Gifte das Gegentheil befohlen iſt. 


Wird ein Apotheker uͤberwieſen, daß er ein Rezept zu 
hoch taxirt Habe, und ergibt ſich nicht mit Wahrſcheinlich⸗ 
feit, daß es ein zufälliges Verſehen fei, fo bat ihm feine 
Dbrigkeit, außer der ihm aufjzuerlegenden Erftattung des 
zu viel Genommenen, in eine Strafe von fünf. Shaler zu 
ziehen. Laßt er fich daflelbe Vergehen zum zweiten Mal 
zu Schulden Tommen, oder hat er es bei mehreren Rezep⸗ 
ten begangen, fo kommt der Fall zur. Anzeige bei der Pro 
vinzial: Regierung, welche nach Ermäßigung des mehr oder 
weniger unleugbaren Betrugs auf die Strafe von zehn. big 
dreißig Thaler zu erkennen hat. Laͤßt der Apotheker ſich 
dieſes nicht jur Warnung dienen, und. ſich wiederum fol 
che offenbare Überfegung der Kranken zur Laſt fallen, ſo 
ift er in eine Strafe von dreißig bis fünfzig Thaler zu neh 
mer, und: tird dieſe Deftrafung, falls fie die. dritte if, 
welche ihn £rifft, in den Öffentlichen Anzeigen der Provinzen 
bekannt gemacht. Bei der vierten Überweiſung diefes Ber 
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be / 

gehend wird ber Apotheker zu funfzig bis hundert Thaler 
verurtheilt, und ihm von feiner Obrigkeit zu Protokoll er» 
Elärt, daß er, bei einer nochmaligen Vergehung dieſer Art, 
feines Apotheker : Privilegiums, oder der Befugniß, einer Apo— 
thefe worzuftehen, verluflig fei. Diefe Strafe ift alsdann 
ohne Nachſicht an ihm zu vollziehen, und. abermals in den. 
öffentlichen, Anzeigen bekannt zu machen. 


Würde es fich ergeben, daß nicht der Apotheker felbft, 
fondern, ohne fein Mitwiffen, einer feiner Gehülfen (denn 
Lehrlinge. dürfen überall Fein Rezept tariren) des genann- 
ten Vergehens fich fchuldig gemacht hätte, fo ift wegen der 
zu verhängenden Geldftrafen zunächft der Apotheker in An: 
ipruch zu nehmen, der feinen Negreß an den fchuldigen Ge 
hülfen nehmen kann. Einem Gehülfen, der zweimal wegen 
UÜberfchreitung der Tare, unter Umftänden, die ergeben oder 
wahrſcheinlich machen, daß er nicht zufällig oder aus Unwiſ—⸗ 
fenheit irrte, ftrafbar geworden ift, dem muß ferner nicht ge 
flattet werden, Rezepte zu fariren. Uebernimmt er e8 den 
noch und überfegt er das Publifum von neuem, fo muß er 
die Apotheke verlaffen, und wird für unfähig erklärt, einer 
Apotheke ald Provifor oder Apotheker im Königreiche vorfte- 
ben zu koͤnnen. | 


Wenn einem Apothefer bewieſen werden kann, daß er 
feinen Gehülfen zur uͤberſchreitung der Tare verführt habe, 
(0 fol ihm fein Apotheker» Privilegium oder feine Befug- 
niß; einer Apotheke vorzuftehen, entzogen werden. 

| 75. 

Eben ſowohl aber, wie es den Apothekern verboten ift, 
die. vorgefihriebene Tare zu überfchreiten, eben fowohl wird 
es ihnen bei einer Geldftrafe von fünf Thalern, die in 
wiederkehrenden Fällen bis auf. dreißig Thaler fol erhöher 
Werden koͤimen, verboten, in der Abficht, fich. zum: Nachtheil 
Ihrer Neben: Apotheker Zulauf zu verfchaffen, unter dem in 
der Taxe feftgefetsten Preife ihre Arzeneien zu verkaufen, aus— 
genommen an. arme und unvermögende Perfonen, deren Res 
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gepte alsdann die Buchſtaben U. T. Armen» Tare) jedesmal 
in folchen Faͤllen beisufegen find. 

Ausgenommen find auch die Rechnungen für die öffent: 
lichen Krankenhäufer und Strafanftalten, und für die Ars 
men der Städte und des platten Landes, welche aus Ar 
menfaffen oder von den Kommunen bezahlte merden, für 
welche die Apotheker verpflichtet fein follen, einen Abzug von 
25 Prozent fich gefallen zu laffen. 

In allen folchen erwähnten Fällen werden die Ned» 
nungen nach der Arzenei⸗Taxe aufgeftelt, und fodann von 
ihrem Zotalertrage die 25 Prozent abgegogen. 

übrigens findet die Verpflichtung der Apotheker auf 
die Arzenei-Taxe nur Statt bei ihrem nach Negepten und im 
Handverfauf betriebenen Detailhandel von Medikamenten. 
Wo fie Gifte und Medisinalmaaren zum nicht arzeneilichen 
Gebrauch an Handwerker, Kuͤnſtler u. ſ. w. verkaufen, genie⸗ 
ßen ſie in der Beſtimmung der Preiſe der a Han 
al ie 


16. 

Damit: die Apotheker um fo mehr ihre Argeneien zu 
billigen, nach der Tare berechneten Preifen dem Publifo über: 
laffen koͤnnen, wird ihnen hiemit ernftlich unterfagt, alle bie; 
ber auf Weihnachten, Neujahr oder zw einer andern Zeit 
üblichen Gefchenke an die Ärzte und Wundaͤrzte fernerhin 
auszutheilen, und wird dieſen verboten, ſolche zu dieſer oder 
einer andern Zeit anzunehmen. 


Derjenige Apotheker, Arzt und Wundarzt, welcher uͤber⸗ 
wieſen werden kann, Geſchenke ‚obiger Art angeboten oder 
genommen zu haben, fol mit der Strafe der Erlegung dei 
vierfachen Geldwerths des von ihm angebotenen oder genom⸗ 
menen Geſchenks belegt werden. 

Sollten jedoch einige Phyfizi oder andere Perſonen ein 
angewieſenes Recht auf ſolche Vortheile haben: ſo iſt deren 
Betrag von den Obrigkeiten auszumitteln „und, unter Ge⸗ 
nehmigung der Provinzial⸗Regierungen, in baarem Gelde von 
den Apothekern zu verguͤten. — 
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9. In Ruͤckſicht der Apotheken ‚Biltationm. | 


TI 

Die Apotheker ſelbſt ſowohl, als ihre Gehülfen und 
£ehrlinge, follen verpflichtet fein, Unferm General: Inſpektor 
der Apotheken, wie auch den kompetenten Phyſizis, wenn ſie 
zur Viſitation ihrer Apotheken ſi ſich einfinden; auf keine Weiſe 
hinderlich in der Befolgung der denſelben ertheilten Inſtruk— 
tionen zu ſein, vielmehr ihnen willig zur Hand zu gehen, 
und über jeden Gegenſtand ihrer Apotheke und ihres Ge: 
ſchaͤfts, in fofern er zugleich Gegenftand polizeilicher Aufficht 
fein * ihnen den verlangten und erforderlichen Aufſchluß 
zu geben * 


en 


Auch jeder öffentlich angeftellte oder autorifirte Privat: 
arzt ift befugt, fich die Arzeneien, welche er von einer Apo— 
thefe verordnen will, zeigen zu laffen, um von ihrer Beichaf: 
fenheit und Güte fich zu überzeugen. Hat er in diefer Hin: 
fiht Urfache, unzufrieden zu fein, und von dem Apotheker 
ein beſſeres Arzeneimittel oder eine zuverläfligere Bereitungs⸗ 
art zu verlangen: fo ift er verpflichtet und berechtigt, im 
Fall der Apotheker feiner gegründeten Forderung nicht Ge 
nüge leiften will, dem Phyſikus, und, wenn diefeg nicht zum 
Ziele führt, der Provinzial Regierung davon Anzeige zu 


machen. . 
10. Sn —— der den Apothekern uͤbertragenen polizeilichen oder 
gerichtlichen Unterſuchungen. — 
78. 


Die arztliche Pruͤfungs⸗-Behoͤrde zu Hannover fol in 
den Zeugniffen, welche fie Fünftig den Apothekern nach des 
ren Prüfung ausftellt, jedesmal bemerken, ob fie fich zu he 
mifchen Unterfuchungen und botanifchen Entſcheidungen, welche 
in Folge mebdizinifch »polizeilicher „der gerichtlicher Faͤlle er- 
forderlich find, eignen oder nicht eignen. 


Wenn darin zufolge eines folchen Zeugniffes, oder des 
befondern Vertrauens zu der vorzüglichen - Gefchicklichfeit 


und der völligen Bekauntfchaft eines Apothekers mit feiner 
Annalen I. Heft 1821. S 
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Hiffenfchaft, irgend eine Obrigkeit oder Staatsbehörde einen 
Apotheker zu einer folchen Unterfuchung oder Entfcheidung 
auffordert, fo hat derfelbe, in fofern er fich deu Auftrage 
gewachfen glaubt, unfehlbar Folge zu leiften, und ſolchem 
Gefhäfte eine vorzügliche Gemiffenhaftigkeit, Genauigkeit 
und Gründlichfeit zu widmen, indem oftmals das Urtheil 
über Freiheit, Leben und Tod einer oder mehrerer Perfo- 
nen von folchen Unterfuchungen abhängt. Würde es ſich 
ermweislich ergeben, daß ein Apotheker hierin gemiffenlog, 
leichtfinnig und machläffig, oder gröblich unmiffend ver- 
führe, fo fol er des ihr gegönnten Vertrauens verluftig er- 
klaͤrt werben. 

Für eine chemifche Unterfuchung und das darüber auf: 
geftelte Gutachten follen dem Apotheker vier Thaler vergütet, 
außerdem aber die aufgetwandten Unkoſten berechnet und er 
feßt werden, 

* pr * 


79. 


Saͤmmtliche in dieſer Verordnung angedrohten Geldſtra⸗ 
fen und Konfiskationen ſollen zur Haͤlfte dem Denunzianten 
und zur Haͤlfte der Armenkaſſe des Orts, wo der Beſtrafte 
wohnt, zufließen. 


Die Apotheker, deren Gehuͤlfen und Lehrlinge, die Phy- 
fisi, ÄArzte und Wundärzte und alle, die es angeht, haben 
den in obiger Apotheker: Ordnung enthaltenen VBorfchriften 
auf das Genauefte nachzukommen, und ift folches von den 
Apothekern bei der Lbernahme einer Apotheke, fei es als 
Eigenthümer, als Pächter oder als Abdminiftrator, mittelft 
Eides nach dem diefer Verordnung beigefügten Formular 
von ihrer Obrigkeit anzugeloben, 

Unferen Provinzial: Regierungen und den ſaͤmmtlichen 
Dbrigfeiten in Unferm Königreiche befehlen Wir, auf bie 
Beobachtung diefer Verordnung mit Nachdruck zu halten, 
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und fol felbige, damit fie zur allgemeinen Kenntniß ge⸗ 
lange, der erften Abtheilung der Gefegfammlung inſerirt 
werden. 

Gegeben Carlton-Aouse, den 19. Dezember des 
Eintauſend Achthundert und Zwangſten Jahres, —— 
Reichs im Erſten. 


George R. 
E. Gr. v. Muͤnſter. 


Eidesformel fuͤr Apotheker. 


Ihr ſollet geloben und ſchwoͤren einen Eid zu Gott und 
auf ſein heiliges Wort, daß ihr die Apotheke, welcher ihr 
vorſteht, nur mit guten, kraͤftigen, echten und reinen Arze⸗ 
neimitteln, fotwohl was die Simplicia und daraus verfertig: 
ten Praeparata, al8 auch die Composita betrifft, verfehen, 
nur folcher Art befchaffene Medikamente aus derfelben ver: 
kaufen und verabfolgen laſſen, alles Schlechte und Verdor⸗ 
bene aber aus derfelben entfernen, und wenn es erforder: 
lich ift, vertilgen, auch öftere und fleißige Unterfuchung 
anftellen, ob eure Vorraͤthe von guter Art find und blei- 
ben; auch der Apotheker: Tare, fowie den auf das Apo- 
thefenwefen überhaupt fich beziehenden Werordnungen, fo: 
tie an euch befonders erlaffenen Verfügungen zur Verbeſſe⸗ 
rung der Apothefe, melcher ihr vorſteht, und ihres Vor: 
raths an Meditamenten, nach aller Möglichkeit nachkom⸗ 
men, die vorgefchriebenen Arzeneien und Rezepte im Nas 
men, Gewichte, Maß oder fonft worin nicht verändern, 
noch eine Sache anftatt der andern nehmen, oder euren 
Gehülfen und Lehrlingen zu thun verflatten; der eige- 
nen Verordnungen von Arzeneien euch enthalten; infonder:- 
heit aber, ohne der Ärzte Gutbefinden und Vorwiſſen, 
feine ftarfe Purgantia, Vomitiva oder andere treibende 
Medikamente oder Opiata, vielweniger Gifte aus der Hffi- 


sin verfaufen oder Jemand ohne genugfame Unterfuchung 
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und Sicherheit verabfolgen laffen, und allen für Apotheker 
gefeglichen Vorfchriften, eurem beften Vermögen nad, flei— 
fig nachfommen, und mie in der Aufficht über Gehülfen 
und Lehrlinge und im Unterrichte diefer, fo aud 
überhaupt, euch alfo verhalten mwollet und follet, wie es ei— 
nem ehrlichen und tüchtigen Apotheker wohl anftehet, eig 
net und gebühret. 
So wahr ıc. 
NB. Die mit größerer Schrift gedruckten Worte werden 
weggelaffen, wenn dem Apotheker nicht geftattet wird, 
Lehrlinge zu halten und anzuziehen. 


a ge a a ee 
Berlin, gedrudt bei 3. 8. Starde, 
im Jahre 1839. 


Annalen 
| ESTER | | 
innern Staats-Berwaltung. 
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Seransgegeben I .\ 





wirflihen Geheimen Ober s Regierungs » Rath 
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Fuͤnfter Band. Jahrgang 1821. 
Zweites Heft. April bis Inni. 





Berlin, 1821. 


In der Erpedition der Annalen, beim Hofrath Schmidt, 
im Könige. Minifierium des Innern und der Polizei. 
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gemeine Verwaltungs Sachen 


— 
Koͤnigl. Allerhochſte Kabinets⸗Ordre wegen der ‚Ber 
firafung ber: Staatsverbrechen und ber Dienſivergehen | 
in den Rheinprovinzen, — 

dd. Berlin, den 6. März 1821. 
(Geſetz⸗ Sammlnung. Jahrgang 1821. Nr. 3 "Seite 


PO 
idee —5 — zur aeftheung d der weſchemer 
| ¶ Mthdchſten. Kabinets⸗Ordre. | 


Mm, 


ST. weitere Ausführung ‚der Alerhöcften Werordnang 
vom. 6, Maͤrzro., wodurch des, Könige Majeftät Ihren: Al: 
Lerhöchften Willen — andern auch ic auszufprechen 
geruhet haben: ; — 

Anunalen II, Heft itaa. T 








278 ‚ | | 
daß fortan alle Dienſt⸗Vergehungen der Berwal⸗ 
tungsbeamten in den Rheinprovinzen nach Vorſchrift 
der Preuß. Sriminal: Prozeß: Drdnung unterſucht, und 
die in dem allgemeinen Landrecht, fo wie in fpätern 
Verordnungen feftgeftellten Etrafen gegen jene Beams 
gen zur Anwendung gebracht werden follen; Ä 
haben des Herrn Juſtiz⸗Miniſters Ercellenz durch Refeript 
vom 7. co. näher zu verfügen geruhet: 
11) daß die Entfheidung in allen Unterfuhungsfaden we 
gen Dienftvergehen der Berwaltungsbeamten in erfter 
Inſtanz 7; durch die.in Der Zahl von ya Mitgliedern 
Sotirenden cortectionellen ‚Appellationg = Kammern det 
Königl. Landgerichte; in det Bertheidigungs: Jr 
ftanz aber, ‚dur einen. der in der Zahl von fieben 
Richtern entfcheidenden Eivil-Senate des Koͤnigl. Rhei⸗ 
niſchen Appellations⸗Gerichtshofes erfolgen ſoll; 
a) dag die nad Art. 127. der hiefigen‘ Strafgerichtsotd⸗ 
nung fuͤr alle andere Unterſuchungsſachen beſtimmte 
Kathefammer der Landgerichte, ebenfalls und borde 
Haltlich des Recurfes an, den Accuſations⸗ Senat de 
Rheiniſchen Appellationd: Gerichtshofes, zur Regulitung 
der im: Laufe der Unterſuchung vorkommenden : Anftas 
gen der Inftruftionss Richter, oder ſonſtiger Incident⸗ 
Hunkte ermächtigt ſeyn ſoll; endlich 
3) daß die Einwirkung des oͤffentlichen Miniſteriums, ſo 
weit es mit den Vorſchriften der Preuß. Criminal⸗ 
Hrdnüng vertraͤglich iſt, dabei unverruͤckt bleiben, und 
daſſelbe auch insbeſondere mit feinen Anträgen bei als 
fen Verfügungen, welche von den Gerichten erlaſen 
werden, ſtets gehoͤrt werden K.. EN RAR 
88 werden demnach porſtehende nähere. Berfügungen 
hiedurch zur allgemeinen Kenntniß gebracht, und die Behörs 
den angewieſen, ſich darnach auf das genauefte zu achten) 
Coͤlln, den 23. Mai 1821. 4 
Der Geheime Staatsrath "Der Geheime Ober⸗Reviſionsͤ⸗ 
und Erſte Praͤſident. rath und Erſte General⸗Adookat. 
Daniels. Boellißg. 
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Reſcript der Könige. Minifterien des Innern und ber 
Sinanzen an die Königl. Regierung zu Magdeburg, 
wegen der den Hinterbliebenen verftorbener Penfionairg 
zu bewilligenden Gnaden: Monats: Beträge. . 





Der Königl, Regierung wird in Befcheidung auf Ihre 
Anfrage vom 23. v. M. wegen der den Hinterbliebenen 
verfiorbener Penſionairs zu bemilligenden Gnadenmon— 18= 
Beträge, zu erfennen gegeben, daß die Koͤnigl. Kabinets— 
Drdre vom 15. November 1819. die Grenzen, in welchen 
diefe Vergünftigung ftatt finden fann, genau feftfegt, und 
daß danach in vorkommenden Fällen lediglich zu verfahs 
ren ift. | | — 
Die Koͤnigl. Regierung kann daher nicht ermaͤchtigt 
werden, ohne weitere Anfrage in jedem Falle den Gnaͤden—⸗ 
monat anzuweifen, wenn derjenige, welcher darum nach; 
ſucht, glaubhaft nachmweifet, die BeerdigungssKoften des 
verftorbenen Penfionaird aus eigenen Mitteln beftritten zu 

ben. In ganz befonderen Fällen hat Sie deshalb. anzus 
agen, und muß es übrigens bei den Nachlaffungen be 
Reſcripts vom 30. Julius v. J lediglich fein Bewenden 
behalten. = — 

Berlin, den 13. Juni 1821. | er 
Der Minifter des Innern, Der Minifter der Zinangen, 
In deſſen Abweſenheit. In deſſen Abmwefenheit,, 

Koͤhler. Billaume. 


„u. 
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Circular: Referipe der Koͤnigl. Minifterien des Innern 

und der Finanzen an die Königf. Megierungen in den 

Rheinprovinzen, megen der Entſchaͤdigung der zu Aus: 

ſagen über Dienft- und Amts-Verhäftniffe gerichtlich 
vorgefadenen Verwaltungs: le Ä 





Aus Beranlaffung eines Antrages det Königl. Regie: 
sung zu Aachen 
auf Zeftfegung der Entſchaͤigung an Diäten und 
Reiſekoſten für Verwaltungs: Beamte, welche gericht: 
lien Borladungen zu Yusfagen über Dienfts oder 
Amts: Verhältniffe, Folge leiften mäffen, 
find die unterzeichneten ‚Dinifterien mit dem Herrn Juſtiz⸗ 
- Minifter dahin übereingefommen, daß in der Regel Fein 
Berwaltungs: Beamte, ohne Genehmigung feiner vorgefeh: 
ten Behörde, zur Ablegung eines Zeugnifes über Gegen 
ände feines Amts, fo wie über die daffelbe betreffende 
ertvaltung, angehalten werden kann, und daß ein folder, 
felbft in eintretenden fpeciellen Fällen, nur ſchuldig ſeyn foll, 
eine ſchriftliche Aeußerung nach Pflicht und Gewiſen, ſo 
wie unter Bezugnahme auf ſeinen geleiſteten Dienſteid, ab⸗ 
zugeben. 

Hiernach koͤnnen alſo nur noch ausnahmsweiſe Säle 
vorkommen, wo ein Beamter in dienftliger Hinſicht 
vor einem auswärtigen (nicht in 16co domicilii oder aus 
Herhalb ‘feines Wirfungsfreifes befindlihen) Gerichte pers 
fönlih zu erfcheinen verpflichtet ift. Fälle diefer ‚Art find 
daher als eine commiffarifche Dienfthandlung, die derfelbe, 
nach dem Vorftehenden, nur in Gefolge Auftrags feiner 
vorgefegten Dienft » Behörde verrichten darf, anzufehen, und 
es werden daher in diefem Kalte auch diejenigen Diäten den 
Beamten gewährt werden mäffen, melde ihm die Gefehe 
für Dienftreifen und Handlungen folcher Art zubilligen. 

Die vorgefegten und reſp. Auftrag ertheilenden Behoͤr⸗ 
den find aber dann auch eben ſo befugt als verpflichtet, 


et 


nur diejenigen Koften für die Staatsfaffen "son jedem drit⸗ 
ten zu reclamiven, "weiche nach den beftehenden geſetzlichen 
Vorſchriften zur Erſtattung geeignet find. Haben muf dieſe 
Weife die Staatsfaffen ,- in einzelnen Fällen, au mehrere 
Ausgaben; fo theilen fie hierin doch nur das Loos eines 
jeden Sandern Privati,- der, Behufs des Erſcheinens vot 
Gericht, einen größern Reifeaufwand macht, als er na 
em beftehenden Borfchriften wieder zu fordern berechtigt iſt. 


Ganz nah dieſen Grundſaͤtzen muß auch jede ih crimi-· 


— vorkommende Amtsreiſe eines Beamten beurtheilt, 
und fo der Uebelſtand ausgeglichen werden, der in den dor⸗ 
tigen Provinzen dadurch) fühlbar geworden ift, daß mit den 
in gerichtlichen Angelegenheiten’ feftftehenden Diäten und 
refp. Reife-Bergütungs: Sägen nicht ausgereicht werden kann. 

Dabei kann zwiſchen den Juſtiz⸗ und den fonftigen Ver: 
waltungs-Beamten nur in ſofern ein Unterſchied ſtatt fin⸗ 
den, als die ſchon beſtehenden beſondern Vorſchriften einen 
ſolchen machen, und fuͤr gewiſſe Dienſtgeſchaͤfte beſondere 
Bergütungsfäge feſtgeſtellt Haben. 

Es bleibt in den fpeciellen Faͤllen, wo die Königl: Kaffe 
derartige Koſten tragen’ muß, zu beurtheilen: ob die Be⸗ 
ſtimmung vom 28. Februar 1816., oder für Juſtiz⸗ Beamte Ä 
die Sportels:Tage, oder eine fonftige Vorfchrift, über Dienſt⸗ 
geſchaͤfte und Dienftreifen angewendet werden kann. 

Nachdem von dem Herrn Juſtiz⸗Miniſter den erſten 
General⸗Advokaten bei dem Rheiniſchen Appellationg- Ge 
richtshofe aufgegeben iſt, der vorſtehenden Anordnung ge⸗ 
maͤß, die Staats-Prokuratoren zu inſtruiren , und in vor⸗ 
kommenden Faͤllen darnach zu verfahren, ſo wird auch die 
Koͤnigl. Regierung angewiefen, genau‘ da uf zu halten, 
daß überall fein Verwaltungs: Beamter, ** Genehmi⸗ 
gung ſeiner vorgeſetzten Behoͤrde, uͤber Gegenſtaͤnde ſeines 
Amts, fo wie über deſſen Verwaltung, bei den Gerichten 
ein Zeugniß abfege, und daß, wenn dies nöthig,. daflelbe 
nur fehriftlih und in Degiehung auf ben geleifteten Dienftz 
eid abgegeben werde. 7. 

In den dann nur noch ausnahmsweife möglichen mit 
Koſten verknüpften Reifen in gerichtlichen Angelegenheiten, 








ed? 


muß nad den „obigen Befimmungen verfahren werden, und 
bedarf es wohl. der Bemerkung nicht noch, daß auf die 
Säle, wo Beamte ald Zeuge oder Sachverftändige in Pris 
datſachen vor Gericht aufzutreten verpflichtet, die fuͤr ſolche 
Sälle beftehenden befondern gefeglichen. Borfchriften zur An 
‚wendung zu bringen find, da diefe kg das amt; 
liche Verhaͤltniß nicht betreffen. | 
Berlin, den 9. Mai 1821. | | 
Min'ſterium des Innern. Finanz⸗Miniſterium. 

vov. Schuckmann. v. Klewitz. 





5 
Vubltendum der — FE zu Poſen, über 
das Verfahren bei Zahlung von Penſionen 
Nu uund Wartegeldern. 


—BFR 


* um zu verhuͤten, daß Empfänger von — und 
Sartegeldern nicht außer dieſen, Gelder aus den Koͤnigl. 





Kaſſen beziehen, ift mittelſt Referipts der Könige. Miniſte⸗ 
rien des Innern und der Finanzen vom 6. d. M. geneh: 
migt worden, daß die. Civil: Penfionairs und Wartegelds 


Empfänger, gleich denen des Militairs in ihren Quittuns 
er ſelbſt pflichtmäßig bemerken ſollen, daß fir außer den 


arin angegebenen „Beiträgen, Fein weiteres Einkommen ' 


aus Koͤnigl. Kaſſen genießen. 
Dies bringen wir hierdurch zur Kenntnif und Nachah⸗ 
mung ſowohl der Penfionairs und Wartegelds Empfänger, 


als unferer Hauptkaſſe, und der Spezialkaffen unferes. Ver- 


waltungsbezirks, bei welchen Zahlungen. der Peufionen und 
Wartegelder für Rechnung unferer Hauptkaffe ſtatt finden. 


g.,. Die Herren Kreis: Landräthe und die Kdnigl. Haupt | 


Steuerämter verpflichten mir, auf genaue — achtung det | 
obigen Vorſchrift zu; halten. . | 

Pete, den 19. Kuni 1821. 
Kcdnigl. Preuß. Regierung,. - | 
ar psp ee „te rn ae 
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Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Magdeburg, 

die Urlaubsgeſuche der Beamten betreffend. 





Nach der im $. 39. sub Ar. 6. der allerhoͤchſt vollzo⸗ 
genen Kegierungs s Inftruftion vom 23. October 1817. ent: 
haltenen Beltimmung haben die der Regierung untergeords 
neten Beamten den zu ihren Reifen innerhalb oder außer- 
halb Landes erforderlichen’ Urlaub bei der ihnen vörgefegs 
ten Abtheilung der Regierung nachzuſuchen. - 1 

' Dein zufolge fegen wir, rüchfichtlich der von der uns 

terzeichneten erften Abtheilung und der mit ihr verbunde⸗ 

neh Kitchen: und Schuͤlkommiſſion reſſortirenden Beamten, - 
wegen des von. ihnen einzuholenden urlaubs, hierdurch fol⸗ 

gendes feſt. — EEE | | 

1) Die Herren Pandräthe, Superintenbenten,, Kreisphys 

ſiker, desgleihen die Vorſteher und Adminiftratoren " 
der unter unferer unmittelbaren Aufficht oder Verwal⸗ 
tung ftehenden Juſtitute Haben, wenn fie fih auf drei: 

‚ oder mehrere. Tage aus. ihrem. Geſchaͤftsbezirk entfers 
nen, ihre Urlaubsgeſuche unmittelbar bei uns einzureis 
— Be * 

2) Die den Herren Landraͤthen untergeordneten Staats⸗ 
und Kommunalbeamten haben dagegen den zu ihren 
Keifen erforderlichen Urlaub bei den ihneh vorgeſetzten 

- Dffigien nachzuſuchen, welche wir. Hierdurch ermaͤchti⸗ 
gen, ihnen ſelbigen auf vierzehn: Tage, und zwar zu 

. Reifen fo wohl innerhalb als außerhalb Landes, in ſo⸗ 
fern ſonſt kein Bedenken dagegen obwaltet, zu erthei⸗ 
len. Laͤngere Urlaubsbewilligungen koͤnnen dagegen 
nur von uns ertheilt werden, und ſind durch Vermit⸗ 
telung der ‚Herren: Landraͤthe bei uns nachzuſuchen. 

3) In gleicher Art und mit derſelben Einſchraͤnkung aus 
thorifiren wir die Herren Kreisphyſiker, den betreffen⸗ 
den Kreischirurgen, und die Vorſteher und Admini⸗ 

ſtratoren der unter unferer unniitbelbaren Aufficht oder 





* > vr - 
” * 


— 


ed⸗ 


Verwaltung ſtehenden Inſtitute, den — untergeord⸗ 

neten Offizianten Urlaub: zu ertheilen. 

4) Wegen des von Predigern und Sgullehrern · nachzu— 
fuchenden Urlaubs ift in unferee Bekanntmachung vom 
23. März 1818. (Amtsblatt Mr. 16.) bereits das Er: 

forderliche feftgefegt. Die Herren: Superintendenten, 
‚ Prediger und Schullehrer werden auf -diefe Vorſchrif⸗ 

ten hierdurch verwieſen. 

5) Wenn einer der uns, unmittelbar. untergeordneten Des 
amten durch ein. anderes: unvorhergeſehenes Ereigniß 
auf länger als acht Tage, in. der Ausübung, feiner Funk 

‚ tionen verhindert werden follte, fo ift uns von dem 
einſtweiligen Stellvertreter . deflelben oder demjenigen 
Beamten,“welcher ihm zunächft UBER M das 
3 von Anzeige "u machen. | 

| a den 24. uni 1ar. 

* — BR Preuß. Regierung. 

| Bun * Erſte Abtheilungz. | 

' ji,“ | —— — RX 

| 2 7 
Alrhochſte liceis Ordr die Berhätenife der auf 
are ſtehenden und Fommiffarifch befehäftigten 

— Bere 





— —— 








auf ehem Bericht som ah, v. m. will Ja hiemit 
RE daß denjenigen kommiſſariſch beſchaͤftigten Bes 
amten, deren, Gehälter nicht auf den Etats der laufenden 
| Verwaltung ſtehen, oder welche: ein: Wartegeld genießen, _ 
| in ſofern fie fih bei ihren Commiſſionen vorzuͤglich brauch⸗ 
dar bewieſen und vortheilhaft ausgezeichnet haben, nicht 
| die: in Meineri Drdre vom 25, Mai. pr. im Allgemeinen ans 
| geordneten: Wartegelderſaͤtze ſondern ihr zuletzt bezogenes 
| etatömäßiges Gehalt unverkuͤrzt als Wartegeld gezahft mers 
= den ſoll. Auch, will, Ich, daß auf die Wiederanſtellung dies 
1 fer; Beamten. vorzugeweife vor allen uͤbrigen Wartegelder⸗ 
| Dffisionten, Bedacht genommen werde: Ich beauftuasr‘ Sie, 


er 
nn nn — — — — — 
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diefe Meine Beſtimmung und willenbmeinung⸗ ns np 
fenden andern Minifterien mitzutheilen. ar is ae 
} vern den Ta uni IR2I.. ah fi 4* gt 
Ä Friedrich wilbeim u 
den 1 en er and —— — | . | 

3 Mm 4 — — — et 
. g. 17 
Eieuler -Refeipt des Königki, Miniferiume des In⸗ 
nern an ſaͤmmtliche⸗ Koͤnigl. Regierungen, dieſelbe 
na betreffend, 





‚Der Königl. Regierung. wird hietneden die auf einen 
Immediat-Bericht der Königl; General-Controlle unterm 
7. d. M. ergangene Allerhöchite Kabinets-Ordre in Betreff 
der auf MWartegeld ftehenden und commiſſariſch beſchaͤftigten 
Beamten abſchriftlich mitgetheitt, um wegen der in vor—⸗ 
fommenden Fällen davon zu machenden Anwendung, fofern 
die betreffenden Individuen dem Reffort des Minifterii des 
Innern angehören, die nöthigen. re an. er arlane 
gen zu laſſen. | 

Berlin, den 22. uni 1821. ze + Tate 
r Ä ‚Minifterium des Innern. J 
en. 4 — — 1 
Ra Kobler. F 


} 





% us 
— der Konigl Miniſterien des Innern und der 
Finanzen an die Koͤnigl. Regierung zu Arnsberg, die 
Eivil⸗Anſtellungs⸗Geſuche der noch in ber Linie Die 
u nenden Offiziere betreffend. 





Der Roͤnigl. Regierung wird auf Ihre Anfrage vom 
2. d. M. hierdurch eröffnet, daß nur denjenigen Militair⸗ 
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peifönen; bie den‘: wWeihe Medieun bereits allen verlaſſen 
oder die Entlaſſungs⸗-Ordre ſchon in Händen haben, — 
wenn fie nach den beſtehenden befannten Vorſchriften zu 
den verfchiedenen Cathegorien der Berforgungss Berechtigten 
gehören, — ein Anſtellungs-Anſpruch zuſtehet, und daß da⸗ 
her auf Gefuche um Anſtellung von noch wirklich in der 
Linie dienenden Dffizieren nicht eingegangen werden kann. 
‚Berlin, den 27. Mai 1821, 
Der Minifter des Innern, Der Finanz» Minifter, 
Iñn Abweſenheit deſſelben. In Abweſenheit. 
4Koͤhler .· | Billaume | 





10. 
Cireular⸗ Reſeript des Koͤnigl. Miniſteriums des In⸗ 
nern und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierun⸗ 
* —* gen, ; die Verbreitung der Allgemeinen Staats⸗ | 
| Zeitung betreffend. , 





n 
43 
N} a 


Da es ber Wunſch des König. Staatskonzlers — 


gürften 9. Hardenberg Durchlaucht ift,. daß. die. hier ers 


ſcheinende Allgemeine Staatszeitung woͤglichſt allge⸗ 


mein verbreitet werde, ſo wird die Koͤnigl. Regierung hiers 


durch beauftragt, die wegen der Staatäzeitung und deren 
Debit früher erlaffene Bekanntmachung zu erneuern, und 


überhaupt für- deren Verbreitung möglichft durch Empfebe- 


Jung wirffam zu feyn. 
Berlin, den 1. Juni 1821. 
„ Rinifterium des Innern und der Polizei. 
In Abmwefenheit > ' - 
des deren Chefs Excellenz. 
* v. — * 





j * | #87 
IL 
Mefeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern an die 
Königl. Megierung zu Magdeburg, die Haltung: ber 
. Amtsblätter von Seiten der Domainen: Pächter betri: 





Bei den von der Koͤnigl. Regierung in dem Berichte 
.vom 30. v. M. angezeigten Umftänden fönnen die Domai- 
nens Pächter jenfeits der Elbe zur Haltung des Amtsblatts 
nicht genöthigt werden. * De 
Berlin, den 25. Mai 182T. | 
| | - Minifterium des Innern. 

Erſte Abtheilung. —J 
Köhler 





— | 12 2 
Reſeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Bromberg, die Verabreichung der 
Amtsblaͤtter an die Gendarmerie betreffend. 


>» e 





Der Königl, Regierung wird auf den Bericht vom 30, 
April d. 3. eröffnet, daß den Mitgliedern der Gendarme; 
rie das Amtsdlatt unentgeldlich. nit verabreicht merdeı 
kann. Sofern felbige den Poligeir und anderen Verwal⸗ 
tungs⸗Behoͤrden beigeordnet find, bleibt, es den letzteren 


aͤberlaſſen, fie mit denjenigen Verordnungen und Vorſchrif · 


ten bekannt zu machen, deren Kenntniß ihnen noͤthig oder 


nuͤtzlich iſt. u F 
Berlin, den 1. Juni 1821. — * 
oz Minifterium des Innen, ——— 

Erſte Abtheilung. Lt 
Ä Köhler. —8 





Ä “ 13. 

Cireular⸗Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien ver geiftli⸗ 
hen ꝛe. und Medizinal⸗Angelegenheiten und des Sn: 
nern! und der Polizei an die Königl. Megierung zu 
Merſeburg und fümmtliche übrige Megierungen, Die 


Sunencheldiſche Verabreichung der Amtsblaͤtter an * 


Kreise Phyſi ker betreffend. 
"Die unterjeichheten Minifterien echfinen. so: König. 
Regierung auf Beranlaffung eines. Geſuchs des Kreis; Phy⸗ 
ſikus N. N.: daß nach den beſtehenden Beſtimmungen und 


namentlich nach einer, an die damals beſtehenden Regierun⸗ 
gen unterm 8. Mai 1811. erlaffenen Verfügung, den Kreigs 


Phyſikern das Amtsblatt unentgeldlich zu verabfolgen ift., 
Berlin, den 26. Juni 1821. 


Miniſterium der Geiftlihen, Uns Der Minifter des Ins 


— Medicinal⸗Angele⸗ nern und der 
genheiten. ‚Polizei. 
» ‚Altenfein. —J abweſend. 


| Abſchrift vorſtehender Verfuͤgung an lenmtice uͤbrige 
Koͤnigl. Regierungen zur Kenntnißnahme. 
Berlin, den 26. Juni 1821. 


Minifterium der Geiftlihen, Uns Dei ginifer dee An 





terrichts⸗ und Medicinal-Angeles nern und. dee 
genheiten. Polizei. 
v. Altenftein. abmefend, 
14. 


Reſeridt des Koͤnigl. Miniſteriums des TEN an bie 
Königl. Regierung zu Danzig, die halbjährig einzureiz 
chenden Zahlungs : Nachweiſungen betreffend. 


Das unterzeichnete Miniſterium eroͤffnet der Koͤnigl. 





Regierung auf Ihre Anfrage vom 15. März d. J., daf 


die unterm 22. uni 1818. erforderte zweimonatliche ſpe⸗ 


* 


% 
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cielle Rasiweifung von den auf den „Litel Inegemein⸗ 
des Etats der innern Verwaltung angewieſenen Zahlungen, 
fernerhin nur halbjaͤhrig zu fertigen, und: au lan a 

Haupt: Abfchlufes -einzureichen: ift. 
| Berlin, den 24. Mai ıgar.. : ©: De 
=. Minifterium des Innern, m: u 
| . | Köhler 9... 





is. 
Reſetipt der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen an die Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, das 
eis bei Dienſt⸗ Anftellungen betreſſend. et ä 


Ei 





. Sie De Minißerien tionen: es — * 
nicht billigen, daß die Koͤnigl. Regierung bei Uebertragung 
son Dienſtſtellen, neben den gewoͤhnlichen Stempel⸗ und 
Kanzlei⸗ Gebühren, nach Maßgabe ihrer Sportels Tage, ans 
"noch befonders vier pro Eent, von der jährlichen Bejoldung 
des Angeftellten, in Anfag bringen laͤßt. Die. Koͤnigl. Re 
gierung wird daher auf den deshalb erftatteten Bericht: vom 
19. v. M. hiermit angewieſen, dieſes Sportuliren ſofort 
. einzuftellen, und darauf au halten, — es nicht weiter vor⸗ 
komme. 
Berlin, den 27. tebeuar IBRT. 1... tr. | 
Miniſterium des Innern. en der Sinangen,. ji 
v. Shudmanm ve Alewitz. > 3,7 
. ——— — 
| ... 16. — 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und 
der Finanzen an die Koͤnigl. Regierung zu Stettin, 
die Ausübung des Vorfaufsrechts durch Be⸗ J 
hdͤrden —— * 


*2 
4 
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nuar d. J., die Ausübung des: Vorkaufsrechts durch Be: 
hörden betreffend, «wird Derfelben eine unterm 26. uni 
v. J. von Seiten ded Herrn Juftiz⸗Miniſters an das Kam⸗ 
mergericht erlaſſene Verfügung. (Anlage a.) in Abſchrift mit— 
getheilt, woraus Sie erſehen wird, daß die Anwendung 
der Beſtimmung des allgemeinen Landrechts Th. J. Tit. 20. 
$. 616. in anderer Beziehung ſchon zur Sprache gekommen, 
und wie damals darüber entfchieden worden ift. 
- Da bei gerichtlihen Verkäufen fehr Häufig der Kal 
eintritt, daß die Erklärung. des Berfäuferd, und überhaupt 
derjenigen, auf. deren Erflärung es ankommt, über den 
Zuſchlag für das Meiftgebot nicht im Bietungstermine ers 


folgt „«.fondern vorbehalten wird: fo kommt auch die dem 


Vorkaufsberechtigten in dem erwaͤhnten $. 616. auferlegte 


Berbindlichkeit fehr Häufig nicht zuc Anwendung, und das 
Wſtige, welches die -Beftimmung des, Geſetzes für den BE 


vechtigten hat, befonders wenn dieſer eine, Corporation ift, 
oder ein Collegium die Rechte des Berechtigten zu vertres 
ten. hat, wird durch -die ‚Häufig eintretenden Umftände nicht 


fühlbas. · | 


Denn aber der Fall vorhanden ift, dag der Verkäufer 


und uͤberhaupt diejenigen, auf deren Erklaͤrung es ankommt, 


in dem Bietungstermine ſelbſt die Einwilligung in den Zus 


ſchlag für das ‚gefchehene hoͤchſte Gebot. ertheilen: fo muß 
die Beftimmung des mehrgedachten $. Anwendung finden, 


und es kann in Anfehung der Eorporationen und Behörden 
von“ diefer Anwendung Feine Ausnahme gemacht werden: 
Das Geſetz unterfcheidet nicht zwiſchen Corporationen oder 
Behörden und andern Berechtigten; es kann alfo auch von 


den Gerichten bei der Anwendung diefer gefeglichen Beftime 


mung fein Unterfhied gemacht werden. Die Befimmung 
in dem $. 616. ift, mie auch die Königl. Regierung übers 
einftimmend mit dem Oberlandesgerichte annimmt, und wohl 
von niemand beftritten wird, Flar. Die Gerichte fünnen 
von einer fo. Flaren Beftimmung nicht abweichen, und zu 
einer Abweichung davon nieht angemwiefen werden. - 

In wie weit das Läftige und Machtheilige, das die 
Anwendung dieſer Beſtimmung nach der Darftellung des 


VE 


— SH. 
dortigen Magiſtrats und der Koͤnigl. Regierung fuͤr Ge⸗ 
meinden, Corporationen und fuͤr den Fiskus hat, eine Aen⸗ 
derung derfelben begruͤnde, muß zur Erörterung bei: der; 
Reviſion des allgemeinen Landrechtsiworbehalten bleiben. 

Der .$: 404. des Anhanges zur allgemeinen Gerichts; 
ordnung kann «nach erfolgter Erklaͤrung von Seiten. des; 
Porkaufsberechtigten, daß er das feil gebotene Immobile 


für das datauf gefallene hoͤchſte Gebot. übernehmen, wolle, 


nicht weiter in Anwendung fommen, und die Beſtimmung 
dieſes $. fcheint es dem Borfaufsberechfigten fetoft , rathſam 
zu machen, ſich zu einee Erklärung im Bietungstermine 

gefaßt zu Halten. ...m. tr 
Berlin, den 24. April 1821; „ou Fanan 
Minifterium des Innern· Finanz» Minifterium. 
v. Shudmann ov. Klewitz. 


Dem Koͤnigl. Kammergerichte werden die auf Veran⸗ 
laſſung der abſchriftlich beikommenden Beſchwerde des hie⸗ 
figen Magiſtrats vom 29. d. M. 


in der Subhaftationsfadpe des zum Nachlaß des N. N. - 


gehörigen Erbpachts⸗Grundſtuͤcks, der kleine Wedding 
genannt, — — 
brevi manu abgeforderten Akten des Kammergerichtd ‚und 
des Stadtgerichtd mit dem Erdffnen remittirtz ' daß der 


Juſtiz⸗Miniſter aus denfelben die, in diefer Sache von dem 


Kollegio am 8. Mai c. erlaffene Verfügung nicht gerechts 
fertigt, dagegen das Verlangen des Magiftrats: ſich erft 
na der, erfolgten Erflärung des Curators über den ‘Zu: 
flag in Anfehung feines Vorkaufsrechts zu entſcheiden, ges 
ſetzlich begründet findet. J 


Denn: die Borſchrift des allgemeinen Landrechts Th: J. 
Sit. 20.:$. 616., daß bei Subhaftationen der Vorkaufsbe⸗ 


rechtigte ſich im Bietungstermine: entſcheiden muͤſſe, ob er 
das SGrundftͤck für das hoͤchſte Gebot behalten wolle, paßt 
auf den vorliegenden Fall nit. Der Vorkaufsberechtigte 
braucht ficht nur zu. erfläten, ‚wenn ihm der vollſtaͤndige 


m Be 


a, | 
Eee re ee En Wine 4 Ge Seren bene 


en 2 2. Di ae 





ö—— — — — ET” 


mr. 


292 
Bertrag über: die Veraͤuherung des ihm verpflichteten Grund⸗ 
ſtuͤcks vorgelegt wird, und. kann der Verkaͤufer demnaͤchſ 
nichts in den Bedingungen des Contrakts ändern : 
Gegen dieſe geſetzliche Vorſchrift würde es ſtreiten, 
wenn der Vorkaufsberechtigte verpflichtet ſein ſollte, bei 
ſubhaſtirten Gütern ſich vor der Einwilligung des Verkaͤu⸗ 
fers in’ den Zuſchlag, uͤber das: Vorkaufsrecht zu "erklären. 
Dadurch würde es in die Willkuͤhr des Verkäufers geftellt 


werden, die Bedingungen des Contrakts zum Nachtheil des 
Borkaufsberechtigten zu —— welches — Seſche 


entgegen iſt. 

Verlangt der Eigenthuͤmer ‚ und deſſen Stelle verteitt 
in casu Curator massae, daß der Vorkaufsberechtigte fih 
in ‚sermino über die Ausübung feines Rechts erfläre, fo 
muß er ˖mit feiner: Erflärung über den Zuſchlag voranges 


‚gangen fein. Da in easurder Curator fi feine Erflärung 


vorbehalten Hat, fo Fann vom Magiftrate nicht gefordert 
werden, daß er fich erklären fol. Das Königl. Kammers 
gericht hat daher das Hiefige Stadtgericht. anzumeifen, erft 
nach Eingang der Erflärung des Curators über das Meifts! 
gebot, Terminum zur Erflärungs des Magiftrats über das: 
Borfaufsrecht anzuberaumen, und ihm acta 2 Abeefpiden 
‚Berlin, den 26. uni 1820, 
Der. Juſtiz⸗Miniſter. 
v. Kirch eifen, 


Mm. 
das Königl. Kammergericht. 


17% EZ 


— der Koͤnigl. Miniſtetien der geiffichen, tie: 
terrichts» und Mebdizinal » Angelegenheiten und des In⸗ 


nern an die. Koͤnigl. Regierung zu Bromberg, die ge⸗ 


richtliche Verlautbarung der von den. Finanz⸗Behoͤrden 


——— und beſtãtigten Contrakte — 





an —** der abdigl Regierung. in dem. Beige, 
vom 22. Februar d. J., die 
| i 
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I) 


die Vorfcheift des $. 412. der Anhanges: zu $. 3. 


Tit. 1. Th. II. der allgemeinen Gerichtsordnung we⸗ 
gen Verlautbarung der von den Finanz-Behoͤrden 
aufgenommenen und beftätigten Contrakte über Do: 
mainen> Pertinenzien, auch auf alle von den Regies 
rungen und den denfelben vorgefegten Behörden über 
Gegenitände ihres Kefforts aufgenommenen und be 
ſtaͤtigten Eontrafte. Anwendung finden zu laflen, 


würde ſich durch das feitdem erfchienene Geſetz vom 23. 
April d. J. von ſelbſt erledigen, wenn er in der That nur 


die Verlautbarung betraͤfe. Unverkennbar aber hat die Koͤ⸗ 


nigl. Regierung die Verlautbarung mit der gerichtlichen 


Aufnahme der Vertraͤge vermiſcht, und wuͤnſcht eigentlich, 
daß alle Verträge, bei denen Ihre erfte Abtheilung conzs 
currirt, auch der gerichtlichen Aufnahme nicht bedürfen fols 


fen. Bei diefem ganz unftatthaften Antrage hat Sie aber 


überfehen, daß Ihre erſte Abtheilung nur. das Dberaufs 
ſichtsrecht über das von Xhr erwähnte Klofter:, Stiftungs;, 
Kirchen» und Hospital: Vermögen führt, und. daß eigentlich 
diefe moralifhe Perfonen die Eontrahenten find, deren 
Vorſteher alfo überall ihre Verträge in den gefeglih vor⸗ 
geſchriebenen Formen abſchließen muͤſſen. 
Berlin, den 6. Juni 1821. | a 
Der. Minifter der Geiftlihen, Unters Der. Minifter 


richts⸗ und Medicinal: Angeles des 
genheiten. —Innern. 
v. Altenſtein. abweſend. 
18. 


Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an das 
Koͤnigl. Regierungs⸗Praͤſidium zu Berlin, den Bei⸗ 
tritt Koͤnigl. Beamten zur allgemeinen Wittwen⸗ 
Verpflegungs : Anftalt BRAND 





Gegen Dfficianten, welche die eefüllung des vor Em⸗ 


pfang des von ihnen nachgeſuchten ne ges 
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feifteten Verſprechens wegen Berſicherung ihrer’ Fünftigen 
Ehefrauen bei der Allgemeinen Witten : Berpflegungs : Ans 
ftalt, nach Höhe einer von ihnen felbft beftimmten Penſions⸗ 
Summe, entweder ganz verweigern wollen, oder uͤbermaͤ⸗ 
ig verzögern, die von dem Koͤnigl. Regierungs-Proͤſidium 
mittelſt Berichtd vom 6. d. M. in Antrag gebrachte Maß— 
regel durch Beſchlagñahme eines die dem Inſtitute zu ent: 
richtenden Leiftungen dedenden verhaͤltnißmaͤßigen Theils 


ihres Gehalts, ohne Ruͤckſichtnahme auf die Größe deffelben, 


anwenden zu laflen, fann theils an fi ſelbſt in der Erwoͤ⸗ 
dung, daß ſolches nicht aus dem Gefichtöpunfte als Exe⸗ 
Fution einer Schuldforderung, fondern als Zmangsmittel 
“zur Herbeiführung der Genügung einer Bedingung ihrer 
Anftellung im Amte zu betrachten ift, theils befonders in 


der Hinficht nicht anders als unbedenflih gefunden mwers 


den, meil die Innebehaltung der zur Allgemeinen Witten: 


Raffe zu entrichtenden Beiträge von den Befoldungen, von 
des Königs Majeftät allgemein genehmiget worden ift, die 
- Berpflichtung zur Affociation aber -fofort nach volljogener 
Ehe eintritt: So wie alfo hienach in Fällen der Renitenz 
oder Verzögerung zu verfahren fein wird; fo dürften auch 
die Dfficianten auf die Nachtheile aufmerffam zu machen 
fein, Die eine Hinausſchiebung der Erfüllung ihrer Pflicht 
für fie fhon dadurch herbeifuͤhrt, daß die Beiträge immer 
‚ höher anfteigen. — — 
Berlin, den 17. December 1819. 
Der Minifter des Innern. -” 
| 8%. Shudmann. 





| 19 | 
Reſcript des Königl, Minifteriums des Innern an bie 
Koͤnigl. Regierung zu Muͤnſter, diejelbe Ange 
| legenheit betreffend, - 





Der Königl. Regierung wird in Antwort anf Ihre An⸗ 
frage im Bericht vom 20, v. M. wegen der gegen: neu. Der 


⸗ 
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heirathete- Beamten anzutendenden Zwangsmittel, um fie 


zu dem verfprochenen Beitritt zur Allgemeinen Wittwen⸗ ; 


Verpflegungs:Anftalt anzuhalten, Abdfchrift der unterm 
17. December 1819. über diefe Frage an das Präfidvium 
der hiefigen Regierung erlaffenen Verfügung überfandt, um 
nad den darin angedeuteten Grundfägen zu verfahren, und 
derfelben dabei bemerkt, - wie es fich übrigens von felbft 
perfiehet, daß nur gegen Dfficianten, welche gefeglich zum 
Beitritt. verpflichtet find, in-der Art ‚vorgegangen werden 
kann, welches z. B. bei den sub I. und 2. der in dem eins 
gereichten Verzeichniffe genannten Individuen nicht der Ball 
zu fein fcheint. . 
Berlin, den 6. April 1821. 
Minifterium: des Innern. 
Erſte Abtheilung. 
Köhler, 


— —— — ⸗— 


| II. | 
Auswärtige Verhältniffe 
Mefcripe des: Könige. Minifteriums des. Innern an die 
Königl. Megierung zu Coblenz, die Erhebung von Ab 

fahrtsgeldern bei Ausmwanderungen betreffend. 





Der Bericht der Königl, Regieruug.vom 18. v. M., 
- worin Sie aus Beranlaffung der von verfchiedenen -Einge: 
feflenen des Kreifes Braunfels beabfichteten Auswanderung 
‚nah Amerika wegen Erhebung der Abfahrtsgelder Beftim- 
“mung nachfucht, ift durch das Königl. Minifterium der aus: 


wärtigen Angelegenheiten hieher gelangt, und wird Ihr 


darauf Folgendes eroͤffnet. 

Da der Abſchoß innerhalb Landes durch die Verord⸗ 
nung vom 21, uni 1816. allgemein aufgehoben ift, und. 
mit den mehrften auswärtigen Staaten Sreigügigfeite? Eon:/ 
| U 2 
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ventinnen obwalten: fo kann der Fall der Abſchoßerhebung 
uͤberhaupt nicht oft vorkommen. In dem groͤßten Theile 
des Departements der Koͤnigl. Regierung hat übrigens die 
noch geltende Gefengebung der früheren Landesherren die 
Abſchoßerhebung nur retorfionsweife geftattet, und in den 
<heilen, two eine fotche Gefengebung nicht geltend ift, kann 
das Recht zu diefem Regale nur aus ausdrünflicher Vers 
feihung hergeleitet werden. 

. (Allgemeines Landrecht Th. II. Tit. 17. % 174.) 

» Den Stamdesherren aber kann als folben und aufer 
dem Fall der nachgemwiefenen Verleihung ein ſolches Recht 
nicht zugeftanden werden, da ihnen foldes in der Inſtruk—⸗ 

- tion vom 30. Mai pr. nicht zugefagt iſt, und fie die Ders 
leihung weder ans diefem Gefege, noch aus der Baierfchen 
Deklaration von 1807., deren die Königl. Regierung in 
Ihrem Berichte: pom 22. Juni 1819. erwähnt, in Anſpruch 
nehmen fönnen. Ob aber der Fall vorhanden fei, in wel 
dem Fiskus bei Erbfchaften, welche außer Landes gehen, 
und bei Ausmwanderungen eine Gabellam emigrationis oder | 
beredipoa (Abſchoß) Fordern fönne, hängt nad dem 
Vorftehenden ; davon ab, aus welbem Theile Ihres Ber 
zieks und nad welchem Gtaate die Erportation erfolgen 
ſoll, und bleibt der Könige. Regierung überlaffen, wenn 
fie in einzelnen‘ Hätten zweifelhaft ift, Darüber fpeciel ans 
zufragen. U u ' 

Berlin, den 11. Mai 1821. | | 
Miniſterium des Innern, 
Erſte Abtheilung. 

| | Köhler. 
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3 . 2.» : 
Publifandum der Könige. Regierung zu Stralfund, 
über das Austwandern auf den Grund des zwiſchen 
Preußen und Schweden unterm 7. Junius 1815. uͤber 
die Abtretung von Neu Vorpommern abge⸗ 
ſchloſſenen Traktats. 





Wenn gleich durch den 13ten Artikel des zwiſchen des 


Königs von Preußen Majeftät und Sr. Majeftät dem Koͤ— 
nige von Schweden und Norwegen unterm 7. Juni 1815: 
abgeſchloſſenen Traftats, über. die Abtretung dieſer Provinz, 
den Einwohnern der legteren während des Zeitraums der. 
erften Sechs Fahre’ von der Auswechfelung der Ratıficatios 
nen des erwähnten Traftats an gerechnet, völlige Sreis 


heit, ihren Wohnort nah Willführ zu verändern, zuftehen 


fol; fo ift doch auch der Auswanderungsiuftige verpflichtet, 
vor der Ausführung feines Entſchluſſes uns von feiner Abs 
fibt in Kenntnig zu fegen, was nur auf gefegliben Wege 
geichehen fann. Da aber häufig Anzeigen über vorhabende 
Auswanderungen, Namens der Auswanderungsluftigen, an. 


uns gelangen, ohne daß derjenige, der den Antrag für eis. 


nen andern gemacht, ficb über feinen Auftrag dazu gehörig 
legitimiert hat, bisweilen auch ſolche Perfonen ihre Abſicht 


auszuwandern ſelbſt und ohne Beiſtand ihrer Eltern oder 


Vormuͤnder anzeigen, die eines ſolchen Antrages ohne letz⸗ 
tern, wegen ihrer Minderjaͤhrigkeit, noch überall nicht faͤ— 
hia find, wodurch, da ſolche Anzeigen nicht berücfichtigt 


- 


* 


i 


werden fönnen, nus unnöthige Koften und Aufenthalt vers ' 


urfacht werden; fo finden wir uns veranlaft, Folgendes 
hiedurch befannt zu machen: | 
3) Es genügt nicht, daß Eltern oder. Bormünder die 
Anzeige machen, daß ihre Kinder oder Mündel auss 
wandern wollen; es muß vielmehr, wenn legtere abs 
wefend find, deren Wunſch ausiumandern gehörig be: 
ſcheinigt werden. Sind die Kinder oder Mündel aber 
andweſend, ſo haben ſie zwar felbft die Anzeige zu ma⸗ 
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ben, zugleich aber auch die Einwilligung ihrer Eltern 
oder Vormuͤnder gehoͤrig nachzuweiſen. 


| 2) Haben dergleichen minderjährige Yustwanderungdluftige | 


nur noch eine Mutter am Leben und Feine Vormünder, 

fo-muß die Mutter zu dem Aft der Einwilligung in 

die Auswanderung ihres Kindes fih mit einem Ges 

ſchlechts-Curator verſehen laffen, der feine Zuftimmung 
"N ur Müswanderung gleichfalls erflären muß. 

3) Geſchwiſter, fonftige Verwandte, oder gar Fremde, : 

müffen ſich bei Anträgen für Andere völlig legitimiren, 

daß der abweſende Auswanderungsluftige fie zur Anz 

zeige beauftragt habe. 

Wie es ſich übrigens von ſelbſt verfteht, daß aus⸗ 

wandernde Familien und volljaͤhrige Perſonen durch vor⸗ 
ſtehende Beſtimmungen in ihrer Freiheit zum Auswandern 
bis zu dem beſtimmten Zeitpunkte nicht beſchraͤnkt werden 
ſollen; ſo wird doch auch die Bedingung des Traktats, daß 
der Austwandernde binnen der odbenannten 6 Jahre pflihs 
tig feyn foll, fein zurüchgelaflenes Eigenthum einem Landess 
einwohner zu verkaufen oder zu vermiethen, widrigenfallg 
folches dur die obrigfeitliche Behörde gefhehen fol; Hiers 
durch ind Gedächtnig zurückgerufen. 

Stralfund, den 5. Yuni 1821. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. 


IH. 
Staats - Einfünfte, 


| 22. = 

Circular⸗-Reſeript des König, Finanz Minifteriums 

an ſaͤmmtliche Rönigl. Megierungen, wegen der De: 

handlung des Waaten-Ein- und Ausgangs zur "See, 
in Bezug auf — Verfeſſung. 


en 





Nach den Veſtimmungen ——— — 
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1818. $. 79. und folgende, muͤſſen diejenigen, melde Waa⸗ 
ren und. Gaben in das Preußiihe einfahren, Behufs ber 
Erhebung des Zolles und der Verbrauchſteuer, ein Vers 
zeichnif der geladenen Waaren, fo wie folde nach dem Ta: 
rife abgetheilt find, übergeben, und falten, wenn dieſe An: 
gaben unrichtig find, nach der weitern Keftfegung der Zoll: 
“ordnung $. 121. in die Strafe der Defraudation. Ueber 
alles dasjenige, was beim Waaren: Ein: und Ausgang über 
See, in Bezug auf die Steuer : Einrichtung, und den Vor: 
fchriften der Zollordnung gemäß, zu ‚beobachten ift, mer: 
den, mit Berückfihtigung der Dertlichfeit der einzelnen Has 
fenpläge, befondere Reuulative herausgegeben, und zwar 
für jetzt: 
| Ein folches für die Plaͤtze an der Deene und Smine, 
(Sminemünde, Wolgaft, Stettin. ) 
Ein foldes für die hinterpommerifchen Plaͤtze, (Koks 
berg, Rigenwolde und Stolpe.) Ä 
Ein ſolches für Danzig und Neufahrwafler, an der - 
Weichfel. 
Ein foldes für die Ausmuͤndung des frifchen Safe, 
(Pillau und Köniasberg. ) 
Ein ſolches für die Ausmündung des furifchen. Haffs, 
(Memel, ) | 
welche bei ben Steuerftellen in diefen Plaͤtzen auslangen 
werden, auch bei denſelben fuͤr die Druckkoſten verlangt 
werden koͤnnen. 

Indem das handelnde Publikum hierauf aufmerkſam 
gemacht wird, wird noch beſonders hierdurch verlaͤutbart, 
was jene Regulative, in Bezug auf Anfertigung der De⸗ 
klarationen fuͤr die von auswaͤrts kommenden Ladungen, 
und wegen des Verhaltens gegen die. auf die Schiffe beor⸗ 
derten Beamten, beftimmen. 

Sebald ein Schiff auf der Rhede anlangt, und die 
Hafenpolizeiliden Vorſchriften erfüllt hat, begiebt ſich der 
Schiffer (Schiffskapitain) auf. das Zollamt, und übergiebt 
“ein ganz vollftändiges fadungs : VBerzeichniß; dies Ladungs⸗ 
Verzeichniß führt die Benennung einer Haupt: Deflaration, 
and bei deven Anfertigung iſt folgendes zu beobachten. 
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Iſt die ganze Ladung nicht fuͤr den Hafenplatz beſtimmt, 
ſo wird derjenige Theil derſelben, welcher mit dem Schiffe 
weiter gehen ſoll, unter eine beſondere Abtheilung gebracht. 

Die mit Konnoiffements begleiteten Güter werden, ‚für 
ein jedes Konnoiffement, hintereinander. aufgetragen. 

Die Angabe, nach Art und Menge, gefchieht nach den 
jenigen Mafßftäben und Abtheilungen, — der Tarif fuͤr 
die Zoll⸗Entrichtung annimmt. 

Außer einigen Gegenſtaͤnden, welche in underpackten 
Zuſtande verfahren werden, gelten daher, in Anſehung der 
Menge, folgende Maßſtaͤbe: 

fuͤr Bier in Faͤſſern, Tonnen zu 100 Preußiſchen Quarten, 
fuͤr Weine, Branntweine und Eſſige in Faͤſſern, Eimern 
zu 60 Preußiſchen Quarten, 
fuͤr Haͤringe, Tonnen, 
fuͤr gebrannten Kalk, Tonnen zu 4 Preußiſchen Scheffeln, 
fuͤr alle andere verpackte Gegenſtaͤnde, Zentner zu 110 
Preußiſchen Pfunden Bruttogewicht. 

Iſt eine Mehrzahl von Kolli gleichartiger Gegenſtaͤnde 
vorhanden, von welchen jedes einzelne Kolli eine gleiche 
Menge enthält, fo genügt deren Auftragung, ſummariſch, 
nah Kollizahl und Größe und allgemeiner Angabe des ns 
balts eines Kolli. 

Iſt der Groͤßen-Inhalt der einzelnen Kolli verfchieden, 
fo muß ein jedes derfelben einzeln, nah feinem Größen 
Inhalt, angegeben werden. 

Das Gepäd der Keifenden 'wird, als folches, in der 

Haupt > Deflaration angemerkt. Beſteht daſſelbe in gewoͤhn⸗ 
lichem Reifegepäd, fo genügt die Aufführung der einzelnen 
Koffer oder Pace; beftehet es aber in Waaren, fo find 
dieſe, nad. Menge und Art, anzugeben. 
Das Eigengut des Schiffers, mit Ausfchluß des Mund, 
vorraths, wird, gleih andern Kaufmannsgütern, mit Weg: 
laſſung der Angabe eines Empfängers, angegeben, auch wird 
in der Deklaration vermerft, welche Sachen ſi d außer dem 
Schiffsraume befinden. 

Zu der Haupt: Deklaration liegt, unter dem Buchſta⸗ 
ben A., ein Muſter bei, deſſen Gebrauch durch beiſpiel⸗ 
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weiſe Eintragungen erläutert worden if: Sie muß genau, 
nach dieſem Vorbilde, bis auf die legte "Spalte, ausges 
füllt, nach den vorftehend gegebenen Vorſchriften angefer- 
‘tigt, und in deutfcher Sprade, , reinlih und deutlich, ges 
ſchrieben feyn. 


Diefe Deklaration ift gegen den, Schiffer verbindlich, | 
und jede, bei der Entlöfhung oder dem Nachſehen ent⸗ 


deckte, Unrichtigkeit derſelben zieht die $. 121. der Zoll⸗ 
ordnung feſtgeſetzte Strafe nach ſich. 

Hat der Schiffer dieſe fo gefertigte Haupt: Deklaration 
nicht ſchon mitgebracht, fo kann er ſich ſolche im Hafens 
plage von einem Zollabrechner fertigen laffen, in welchem 
Falle er feine geſammten Schiffspapiere dem betreffenden 
‚Zollamte übergiebt, welches ſolche ſtempelt, numerirt, die 
legte Nummer als ſolche bezeichnet, und fie fo, zur Wufftels 


lung der Haupt: Deklaration, zurüdgiebt. Dasjenige Eis. 


gengut und Gut der Keifenden, worüber feine Sciffspas 
piere vorhanden find, fagt er dein Amte gleichzeitig münds 
lich an, welches davon ein Verzeichniß aufnimmt, dies von 


dem Schiffer unterfchreiben läßt, und ſolches gleichfalls 


zuruͤckgiebt, um bei Anfertigung der Deklaration benutzt 
zu werden. 

In dem Falle, daß die Haupt-Deklaration erſt am 
Lande gefertigt wird, muß ſolche in laͤngſtens 24 Stunden 


nach dem Eintreffen des Schiffers auf der Rheede abgege⸗ 
ben ſeyn, widrigen Falles die Schiffsbeſetzung auf deſſen 


Koſten Statt findet, welche, nad dem Ermeſſen des Zoll⸗ 
amts, auch ſchon für jene 24 Stunden, jedoch Foftenfrei, 
gefchehen kann. 

Es ift Sache des Schiffers, fich die noͤthigen Notizen 
zur Deklaration, in der angeordneten Art, bei Einnahme 
der Ladung, zu verfchaffen. Hat er folche nicht, und kann 
Daher eine Deklaration über die Ladung, wie vorgefchries 
ben, nicht angefertigt werden, fo wird nad Vorſchrift der 
Zollordnung $. 81. verfahren, es werden, jur Sicherſtellung 
der ganzen Echiffsladung, fo daß ſolche unveraͤndert ent⸗ 
loͤſcht wird, die erforderlichen Maaßregeln genommen, und 
mehrere ſonſt zulaͤſſige Erleichterungen bei der Abfertigung, 
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befonders diejenige, daß die genauere Revifion in manchen 
Fällen, erſt tiefer im Lande, in den großen Handelsftädten 
geſchiehet, Fönnen nicht in Anfpruch genommen werden. 
Eine folhe nicht gehörig deflarirte Ladung muß, in der 
Reihe der Schiffe, denjenigen Schiffen nacftehen, deren 
Ladungen gehörig deflarirt find. 

Ueber den Mundvorrath, wenn ſolcher in Gegenſtaͤnden 
beſteht, welche mit einer Berbrauchfteuer belegt find, ift 
‚eine befondere Deklaration zwiefach einzugeben. ine Aus 


fertigung derfelben echält der Schiffer, nach volljogener all: 


gemeiner Revifion, zuruͤck, um darnach eine gleihe Mafle 
der vorhandenen Gegenjtände, bei feinem dereinftigen Yußs 
- jaufen, wieder mit auszuführen. Geſchieht Dies nicht, oder 
erfolgt das Auslaufen nicht binnen Jahresfrift, fo ift von 
den zurüchgebliebenen Gegenftänden die Verbrauchfteuer zu 
entrichten; auch ſteht dem Schiffer frei, den verbrauchsfteu 
erpflihtigen Mundvorrath bei dem Zollamte bie zu feinem 
Wiederausiaufen niederzulegen. 


Andere, nicht jur eigentlichen Ladung gehörende, Ger 
genftände werden in foweit zugelaſſen, als fie unbezwei— 
felt gewöhnlich zum Schiffs: nventar und Reifegeräthe 
gehören. Sachen, welche nit dazu gerechnet werden fon: 
nen, werden, wenn fie einer VBerbrauchfteuer unterliegen, 
verfteuert, oder, zum dereinftigen Wiedermitnehmen beim 
Zollamte niedergelegt. 

Bleibt das Schiff auf der Rheede und laͤuft gar nicht 
in den Hafen, ſondern ſetzt die Ladung dahin durch Leichter 
ab, fo iſt der Verbrauch auf der Rheede ſteuerfrei; es ge⸗ 
nügt ein Deklaration über Mund: und Sciffsvorräthe, 
und die weitere Kontrolle darüber findet nur dann Statt, 
wenn ſolche, in einzelnen Källen, für nöthig erachtet wird. 

Hat der. Swiffer eine andere Beftimmung, und. befucht 
er den. Hafen bloß Nothhafens wegen, fo wird, zur Gis 
cberftellung des Ecbiffes und Gutes, nur im Allgemeinen 
Auffiht darauf geführt, daß von der Ladung nichts abge 


fegt werde. Wenn indeffen jene Sicerftellung erfolgt if, 


fo wird die Ladung fo weit angemeldet, als es Die Schiffs⸗ 
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papiere und die Kenntniß des Capitains von dem Inhalt 
der Ladung verſtatten. 

Ueber die weitere Behandlung der Angelegenheit ters 
den fodann die näheren Maafregein von dem Zollamte, 
nah Maafgabe der Umftände und je nachdem die Ladung 
ganz unangerührt bleibt, oder ſolche ganz oder theilweife, 
zur Herftellung des Schiffs, ‚gelöfcht werden muß, dahin 
genommen, daß die ganze Ladung unveraͤndert wieder 
ausgeht. 

Soll ein Theil der Ladung im Lande abgefegt werden, 
fo wird folder wie das gemöhnliche Eingangsgut abgefertigt, 

In Strandungsfällen wird, nach der erftien Bergung 
des Guts, deflen Art und Menge, mit Zuziehung der Strands 
auffichts: Beamten, ausgemittelt, und ſolches, bis darüber 
verfügt wird, entweder in Verwahrung oder Notiz davon 

genommen, 
| Die Ladung der Schiffe, wel MWinterlagers wegen 
einlaufen, muß, fobald es feyn kann, und foweit die Schiffs: 
papiere Nachricht darüber geben und die Kenntniß des 
Schiffsfapitäns reicht, angemeldet werden. Die Kevifion 
der äußern Räume des Schiffes. und der darauf befindlichen 
Gegenftände erfolgt fogleih, und die Zugänge zu den 
Schiffsräumen werden verfchloflen ; bie die Deklaration, 
die Kevifion und der Verſchluß gefchieht, wird das Schiff 
auf Koften des Sciffers befegt, welche Befegung, in be; 
fondern Fällen, auch fo fange dauern fann, als es, nach 
dem Ermeflen der Steuerbehörde, für nöthig erachtet wird. 

Schiffe, welche auf der Rheede blos vor Anfer gehen, 
und den Hafen gar nicht befuchen-, liegen außer der Con⸗ 
trolle der Steuerverwaltung; fie dürfen aber mit dem Lande 
oder dem Hafen Feine Bootsfahrt unterhalten, font müflen 
fie vorher Deflarationen eingeben, und die Schiffspapiere 
darlegen. 

Wenn ſich das Schiff auf der Rheede laͤnger als 24 
Stunden, nach berichtigter Deklaration, verweilt, ehe zum 
Einlaufen oder zur Leichterung gefebritten wird, und dag 
Eine oder das Andere durch die Witterung nicht behindert 
ift, fo begiebt fih ein Beamter auf dag Schiff, fieht die 
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"äußeren Raͤume und die darauf befindlichen Sachen nad, 
und legt die Zugänge zu den Waarenräumen' unter Amts 
verſchluß. DE 

Den Beamten, welche des Dienftes wegen auf die 
Schiffe beordert werden, ift ein anftändiae® Unterfommen, 
‚gleich den Reifenden aus dem Handelsftande, zu gemähren, 

Geſchieht die Befegung auf Koften des Sciffers, ſo 
iſt diefer ‘verbunden, den- Beamten das. ordnungsmäfige 
Tagegeld. ihres Grades zu entrichten, und fie nach ihrem 
Wohnorte zuruͤckzuſchaffen. 

Trifft es ſich, daß Beamte, unterbrochener Verbindung 
mit: dem Lande wegen, über 2 Tage auf dem Schiffe blei— 
‘ben müffen, ſo muß der Sciffsfapitän ihnen, gegen Koſt⸗ 
‚geld, den Tiſch geben, und wenn über die Höhe des Koſt— 
geldes Schwierigkeiten entfiehen, fo entſcheidet darüber die 
Schiffspolizei-Behoͤrde. 
Von der Rheede nach dem Hafen wuß der Schiffer 
die Beamten, in allen Fällen, zuruͤckfahren. 
Die Anmeifungen der Beamten, in Bezug auf Ausla 
. dung und Ueberladung, um ihre Amtsverrichtungen gehörig 

"ausüben zu fünnen, müffen befolgt werden. Ä 

Hat ein Eciffer über das Benehmen der Beamten 
Beſchwerde zu führen, fo muß derfelbe ſolche bei dem Haupts 
. Bollamte anbringen, und fann, nach vorangegangener Uns 
'terfubbung ohne Verzug deren Abftellung erwarten, Es fol 
auch jedem Schiffer, wenn die Abfertigung beendet ift, das 
Beſchwerde Regiſter, welches nad $. 107. derugollordnung 
bei jedem Zollamte vorhanden feyn muß, unaufgefordert 
vorgelegt werden, um feinen Namen und feine etwanigen 
Beſchwerden einzutragen. 

Berlin, den 5. April 1821. 

Finanz Minifterium. 
v. Klewitz. 
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Hauptsdetlatetion 
des Schiffs: Kapitaind « : über den Inhals de 
Schiffes, genannt von fommend, 
Das Shift trägt Laften, iu 4000 Phend. — 


(Biefe erfte Seite wird nicht jur Auftragung des Des 
tail® der Waaren, ſondern zu andern allgemeinen Dekla⸗ 
rations⸗ Notizen, oder dienſtlichen Bemerkungen benutt; 

B.: | 
e Die Deklaration ift dem Haupt -Amte zu 
‚ übergeben den _ 
Die Ladung geht ohne Beichterung getäbe, nach 
Von den innen aufgefuͤhrten Waaren ſind diejenigen, 


welche am: Schluſſe von No. : an, aufgeführt ſtehen, 


nicht für den hiefigen Hafen, fondern für den Hafen zu 


beſimint u. ſ. w.) 


Die richtige Auftragung der innen von Nr. 

bis Nr. aufgeführten Ladung des Schif; 

| (Ort und Tag.) | 
(unterſchrift des Schiffs-Kapitains.) 
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Publifandum det Königl, Regierung zu Königsberg, 
i die Strafe der Defraudation betreffend. | 


Auf die Anfrage der Königl. Preuß. ‚Regierung zu 
Magdeburg: U Ben, | 
vie in den mahlfteuerpflichtigen Städten die unrich⸗ 
tige. Deklaration des zu oder von der Mühle trans⸗ 
portirten Branntweinſchroots beſtraft werden ſoll? 
hat das Koͤnigl. hohe Finanz⸗Miniſterium mittelſt Reſcripts 
vom 23. Februar d. J. beſtimmt: daß. bei ungemalztem 
Getreide des Uebermaaßeß wegen in der Regel: eine Ber 
Fürzung der Mahifteuer angenommen. werden, bei gemaljtem 
Getreide sg eine außerordentliche Strafe wegen. verlegter 
Formen Statt finden fol, DEE | 
Diefe Beftimmung wird hierdurch zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht. ’ | ee, 
_ Königeberg, den 22.) Mai 1821. ur, 
5 Könige. Preuß. Regierung. 
—J 24 nn 
Yublifandum der Königl Regierung: zu Minden, den 
Blaſenzins bei Deſtillateurs betreffend. 





Das König. Finanz Minifterium- Hat. mittelft. Referipts 
vom 21. April c. beftimmt, ‘daß nach $. 9. des Regulativs 
vom 1. Dezember v. J. der Blaſenzins der Deftillateurs, 
nuc die Deftillatton des Putters, oder Braͤnntweins über 
gewuͤrzhaltige Ingredienzien Behufs der. eigentlichen Likoͤr⸗ 
Bereitung, ‚und nicht die bloße Rectiſication des Brannt⸗ 
weins oder Verwandlung deſſelben in Spiritus, trifft. Wer 
ſich daher blos mit letzterer ohne Branntwein⸗ Fabrikation 
aus der Maiſche oder andern erſten Subſtanzen, als Ge⸗ 
treide und Kartoffeln, und ohne Likoͤr⸗-Fabrikation beichäfs 


tigt, ift blos der am Schluſſe des. erwähnten $. 9. geord⸗ 
2 neten 
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neten ‚allgemeinen Aufficht, aber. Peiner Steuer unterworfen. 
Da, wo Spiritus unmittelbar aus der Maifche gejogen, 
oder ‚ legtere gleich mit Ingredienzien verfegt. wird, . 8 
außer der Maiſchſteuer gleichfalls keine andere Abgabe eins 
fo. wie denn. auch da, wo gewöhnliche, Vrehner den ſelb 
gewonnenen Futter beim nochmaligen Uebertrelben landuͤbli 
mit einigen Körnern inländifcper gemeiner Gewürze, . 
Kümmel, Anles, Wacholder zu verfegen pflegen, um dem 
Getränke ‚einen beliebten Beigeſchmack zu geben, . bei der 
bloßen Maifchfteuer ſtehen geblieben werden fann. 2 

Indem wir diefe, vom Tage des Bekanntwerdens ders 
ſelben ducch das Amtsblatt an in Kraft tretende, Beftims 
mung zur Öffentlichen Kenntniß bringen, bemerken toir zus 
gleich, daß die Hauptzoll- und Steueraͤmter wegen Aus⸗ 
führung. derſelben mit der erforderlichen Anweiſung verſehen 
worden. rn BEER. — 

Minden, den 18. Mai 1821. ———— 

— Roͤnigl. Preuß. Regierung. 

| Zweite Abtheiliung. 
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Publikandum der Könige. Regierung zu Berlin, bie 
Sicherheitsmaaßregeln gegen das Abfpringen ber | 
Blafenhelme,betreffend. 


- 





Die traurigen Folgen, welche dur das Abfpringen 
der Blafenhelme in den Branntweinbrenneteien und Deftil: 
fir Anftalten entftehen, waren fehon längft ein Gegenftand 
der allgemeinen Aufmerffamfeit und Unterfuchung, tie, und 
durch welche Vorrichtungen diefen Unglücsfällen vorgebeugt 
werden fünne, F | 

In Folge der dieferhalb hier angeftellten Verfuche, und 
nah Maafgabe des höhern Orts darhber genehmigten Guts 
achtens, machen wir nachfolgende Sicherheits: Maaßregeln 
mit dem Wunſche befannt, dag folhe von dem betreffen 

Annalen Heft II, 19%, ' & 


Pr 


\ 


den Publikum ‚Beachte, und zur forgfaltigſten Anwendung 
gebracht werden moͤchten. | hs" sl, % 4. 19 — 48 

Das Abſpringen der. Blaſenhelme hat unſtxeitig ‚in der 
anvorſichtig verftärkten Feuerung und“ in der das 


duch verutfägpten, Desopfung der Schlange fin 


Grund. ee | 
"u Den Brahntweiriorernereien kutfteht Die WerRnfung 


der Schlange ‚oder des Abkuͤhlers, ſobald der Maiſch über; 


kocht und die Getreidehuͤlſen in der Schlange ſich jo ſtatk 
andaufen und feſtſeten/ daß Den Dämpfe der fteie Aus⸗ 


gang erſchwert wird. — — 
In den Deſtillir— Anſt alten hingegen, entſteht bi 
Berftopfung entweder durch die Nachläffigfeit der Arbeitet, 
denn fie den Ausgang des Abkühlers mittelft eines Str | 
els verfchließen, und beim Fortgange der Deſtlllativn deß 
fen Herausnahme unterlaſſen, oder wenn die in der Blaſe 
befindlichen Gewuͤrze und aromatiſchen Subſtanzen in den 
Helm ſteigen, dann in die Schlange übergehen, und dies 
felbe durch ihre Anhäufung verftopfen. Ku 

Iſt den Dämpfen der freie Ausgang verſperrt, fo wirt 
bei fortdauernder Entwickelung ihre Elaſticitaͤt fo gemalt; 
fam, daß entweder der Helm abgerworfen wird, ‚oder wenan 
dem Abwerfen duch einen Steifen Widerftand geſchieht, 
die Blaſe zerſpringt. | “REIN: 

Hätten die Schlangen einen größern Durchmeſſer, etwa 
von 24 bie 3 Zoll, fo würde das Abfpringen Det Helme 
weniger zu füschten ſeyn; Daher ift auch dieſe nuͤtzliche 
Veraͤnderung der Schlangen in mehreren hieſigen Brenne⸗ 
reien vorgenommen worden; aber der damit verbundene nicht 
unbedeutende Koſtenaufwand erſchwert dieſe Veränderung 
fo fehr, Daß eine allgemeine Einführung weitere? Schlan⸗ 
gen nicht zu erwarten iſt; es werden deshalb andere minder 
koſtſpielige, jedoch vollfommene Sicherheit gewährende Mac 
regeln angewendet werden müfen. Zur Erreichung dieſe 
Zweckes wird ein an dem Helm anzubringendes Sicher 
heits-Rohr oder Ventil in Borfchlag gebracht, wie ſolche 
aus der beiliegenden Zeichnung *) näher zu erſehen ift. Dieſelbt 
*) am Ende dieſes Heftt, | 


U 





* 


gnmauez. 
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ftellt unter A. eine. geroöhnliche Branntweinblaſe und unter 
B. den Blafenhelm vor. - Die an dem Helm befeftigte, mit 
a. b. c. bezeichnete Vorrichtung iſt das Sicherheit 
Rohr, das fters mit Wafler angefüllt feyn muß, um bei 
regelmäßigem Betriebe das Entweichen der Spiritus: Däms 
pfe zu verhindern. Entſteht aber auf die eine oder die an⸗ 
dere. Art eine Berftopfung der Schlange, fo treten die 
Dämpfe in die gedachte Vorrichtung, treiben das Waſſer 
bei C. heraus und Yan fi aut — Art einen A 
gehinderten er 
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Edle von 30 bis 100 Quart, ‚einen. Durgmeer von I ji 
am Befeftigungsende a. und 14 Zoll am Ausfluß⸗Ende c; bei 
einer. Branntweinblafe, uber 100 Quart aber einen Durch⸗ 
meſſer von ı4 Zoll am Befeftigungspunfte. und 13 ‚bie 2 
Zoll am Ausflug: Ende. Die Biegung diefer Vorrichtung. 
muß in der angegebenen Ränge fo conftruirt feyn, daß die 
Dämpfe aus der Halbzirfelfdrmigen Röhre eine Waſſerſaͤule 
verdrängen fönnen, deren ſenkrechte Höhe 2 Zoll über den 
Durchmeffer der Röhre beträgt. 

Diefe ganz einfache Vorrichtung erreicht ihren Zweck, 
an welcher Seite des Blaſenhelms fie auch angebracht wer⸗ 
den mag. Jedoch iſt die Seite, an welcher die Oeffnung 
des Feuerkanals ſich beſindet, dazu nicht anzuwenden, weil 
es nicht unmoͤglich iſt, daß beim Ueberkochen des Fluidums, 
Spiritus aus dem Rohre heraustreten, und bei dem ‚geöff; 
neten Feuerfanal entzündet werden, Fönnte,.. 


Die Befeſtigung des Sicherheits⸗Rohrs an den Bla 
ſenhelm ſcheint uͤbrigens beſſet durch Einnageln * — 
Eintörden bewirkt zu werden. | 

Der einzige mögliche Nachtheil, welcher bei einer fol: 
Ken Einrichtung vorkommen koͤnnte, befteht in. dem zuletzt 
berausfteömenden Spiritus oder Branntwein; ein folcher 
Verluſt fann aber wenigſtens dadurch vermindert werden, 
wenn der Branntweinbrenner oder am bis er die 

J 2 


gie 
Arfach diefes Herausſtroͤmene aufgefunden und demſelhen 
| abgeholfen hat, den herausſtroͤmenden Spiritus oder Brannt⸗ 
wein in einem Gefäß, aufjufangen bemüht ift | 
Für Deſtillir⸗Anſtalten, in welchen nur Spiritus über 
Gewuͤrze und andere aromatiſche Subftanzen abgezogen 
wird, iſt das bereits übliche Verfahren zu empfehlen, die 
zerkleinerten Subſtanzen, ſtatt fie mit dem daruͤber abzu⸗ 
treibenden Spititus ih‘ der Blaſe zu mengen, ſolche bios 
in einem Beutel’ von Gaje eingefepfoffen, in dev Mitte des 
lafenkeſſels aufzuhängen, bei welchem Verfahren die ae 
—— romatiſche Stoffe Aufföfen, und mit ſich 
in Danften fortführen, ohne daß, eine Verſtopfung der 
Hetme und. Rühfröhren möglich ift, - Folglich auch fein Ab: 
fpeingen. des Blafenfopfes zu befürchten ſteht, ſelbſt dann 
nicht, wenn auch fein Sicherheits Ventil angebracht iſt. 
> Berlin, den 8. Mai 82. 0 nz 
le Koͤnigl. Preuß: Regierung. 
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Publifandum der "Könige. Regierung zu Königsberg, 
die Gemerbeftener der Kaufleice betreffend, 


in — 7 sil ⸗ 14 * 


Das Konigl. eg gr den Grund 


des Gewerbefteuergefehes vom 30. Maid. J. eine nähere 
Erklaͤrung darüber: gegeben, in wie fern.die, Kaufleute, die 
son Ort zu Ort umherreifen, um. Waarenbeftellungen: iu 
fuhen, auch dann zur. Loͤſung eines Gewerbeſcheins ver⸗ 
pflichtet find, wenn ihre. Handlung. ſchon zur Gewerbes 
fteuer gezogen iſt. ER Push E 


Hiernach wird — 
1) fein. Gewerbeſchein erfordert, wenn der ſchon gehörig 
befteuerte Eigenthümer einer Handlung, um Waaren⸗ 
beftellungen zu fuchen, dann und wann entweder felbit 


— 


you At 
“4 & 


⸗ 


Es 
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Reiſen unternimmt, oder dazu einen Comtoirbedienten 

gebraucht. Zur Legitimation des Reiſenden gehört i 

diefem Falle nur ein Zeugnig der Kommunalbehoͤtde 

des Wohnorts, daß die zuftändige Handlung bereite 

befteuert und ein Gewerbeſchein nicht nöthig fei,; 

2) dagegen bedürfen ded Gewerbeſcheins u 

a) die für große Handlungen umherreifenden Kom⸗ 

mig, deren fortwährendes Gefchäft es ift, Beſtel⸗ 

lungen zu fuhen, nd? 9. 0, 

b) diejenigen, ‚welche für mehrere "Handlungshäufer 

ſolche Aufträge uͤbernehmjen. 

Auf dieſe Perſonen findet der $. 21. Litt. a. des Ges 

fees mit der Maaßgabe Anwendung, daß bei ihnen jedes: 

mal der Gewerbeftenerfog von 12 Rthle. eintritt, welchen 

die Beilage B. des Gefeges unter L. für den umberziehens 

den Handel beftimmt. ee ee 
RKoͤnigsberg, den 28. Mai 182T.. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung: 


“ 
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Koͤnigl. Allerhoͤchſte Kabinets:Ordre, wegen Ausfüh: 
rung des neuen Stempelgejeges. ,. _ 





Ich habe befohlen, daß das im Gefege über die Eins 
richtung des Abgabenmwefens vom 30. Mai 1820. noch vors 
behaltene befondere Gefeg über die Stempelfteuer, wozu 
Der Entwurf vorliegt, nunmehr fofort an den Staatsrath 
gum Gutachten gelangen, und Mir demnaͤchſt zur Vollzie⸗ 
hung vorgelegt werden foll, damit. daffelbe unfehlbar mit 
dem 1. Januar 1822. in Ausführung gebracht werde; da 
es aber nöthig ift zu vermeiden, daß das Einfommen von 
der Stempelfteuer, worauf beim Staatshaushalts: Etat ges 
"rechnet worden, nicht länger erheblich zuruͤckbleibe, beſtim⸗ 
me Ich hiemit: —— 2 — 


J 99 2 — 
ter 
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) daß zu allen Bittſchriften und Geſuchen, welche an 
Staats: und Kommunal-Behoͤrden gerichtet werden, und 
ein Privatintereſſe, es ſey groß oder gering, zum Gegen⸗ 
ſtande haben, auch wenn die Geſuche in Briefform geſchrie⸗ 
ben, oder zum Protöfolle,gegeben werden, ein Stempelbo: 
gen von Zwei guten Groſchen und Gehe Pfennigen ge 
braucht werden ſoll; —— 

b) daß Kauf: und Tauſchkontrakte über unbewegliche 
Güter, dergleichen Rechte und Gerechtigfeiten, Erbzins— 
und Erbpachtfontrafte und Adjudifationsbefcbeide einem 
Stempel,von Einem vom Hundert des Fäuflichen Werths 
des Gegenſtandes, ferner Pachts und Miethskontrakte, des⸗ 
gleihen Kauf⸗ und Lieferungsfontrafte über bewegliche Ga: 
chen, einem- Stempel von einem Drittel Prozent der jährs 
lichen Pacht und Miethe oder des Kaufwerths unterworfen 
feyn follen. — — * 

Alle dieſe Vertraͤge bleiben jedoch ſtempelfrei, wenn der 
Gegenſtand nicht 50 Rthlr. betraͤgt. | 

Ich weiſe Sie hiemit an, das Erforderliche anzuord- 
nen, daß der Inhalt diefee Meiner Drdre vom r. Juli ab 
und bis zu dem mit dem I. Januar 1822. in Ausführung 
zu bringenden neuen Stempelgefege überall befolgt werde. 

Berlin, den 7. uni 1821. 2 e 
| e —5Friedrich Wilhelm. 

den Staats⸗ und Finanz⸗Miniſter v. Klewitz. 
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Publikandum der Königl, Regierung zu Coblenz, die 
Stembpelgeſetze auf dern rechten Rheinufer bett“ 





VBrermoͤge einer, Alerhöchften ‚Cabinets,Drdre, vom 7. 
und einer. darauf gegründeten Minifterial: Verfügung DC 


9. d. M., follen auf der rechten Rheinfeite unſers Rei 
rungs⸗Bezteks, vom 1. des fünftigen Monats an DIE ö 


AR, 


derte -Stempelfägereintreten:- ,. | 
1) Zu allen Fittfriften und Geſuchen, welche an Staats 
und Communal⸗Behoͤrden gexichtet werden, und ein 
ur PrivarsIntereffe, ‚ed. ſey groß oder gering, zum Ge: 
genſtande haben,. auch ;wenn die Geſuche in ‚Briefz 
Form geſchrieben oder zum Protocoll gegeben werden, 
. muß ein Stempelbogen von zwei guten Groſchen und 
ſechs Pfennigen gebraucht werden; —— 
2) Kauf: und Tauſch⸗Contrakte Über unbewegliche Guͤ⸗ 
tee, „dergleichen ‚Rechte und Gerechtigkeiten, Erbzins⸗ 
und Erbpacht⸗Contrakte und Adjudications-Beſcheide, 
find einem Stempel von Einem vom Hundert des kaͤuf⸗ 
iichen Werths des Gegenftandes unterworfen; . 
3) Pacht⸗ und Mteths-Contrakte, desgleichen Kauf⸗ und 
Lieferungs⸗Contrakte über bewegliche Sachen, unterlie⸗ 
gen einem Stempel von einem Drittel p. Et. der jaͤhr⸗ 
lichen Pacht und Miethe, oder des Kaufwerths. | 
Alle diefe unter Nr. 2. und 3. erwähnten Verträge 
bleiben. jedoch ſtempelfrei, wenn der Gegenftand nicht funfz 
zig Reichsthaler betraͤgte.— 
Bei der Berechnung des Werthſtempels gilt als Re⸗ 
gel, Dali. das, was in der Summe des ſtempelpflichtigen 
Werths unter 100 Rthle, iſt, fuͤr ein volles Hundert. anges 
nommen, und dann der Stempelbetrag nach Dem vorge, 
ſchriebenen Prozentfag erhoben wird. Es beträgt aljo von 
einem ‚ ftempelpflihtigen Werth) - . . um» u 
von 50 100 Nr. 2. IR: Nr. 3. 8HOr.. 
uͤber 100 bis 200 Fans „2,3 s 3.16.53. ſ. w. 
Die Berhandlungen muͤſſen in der Regel auf dem Stem⸗ 
pelpapier ſelbſt geſchriehen ſeyn, und das Umſchlagen eines 
Stempelbagens iſt unſtatthaft — außer. bei Borftellungen. — 
Die Uebertretung diefer gefeglichen Beftimmungen wird 
nach dem Artikel 11. des Gefeges vom 20. November 1810. 
und ‚dem: $. 5. der Declavgtion vom 27. Juni 1811. bes 
firaft, welche alfo lauten Dart En 3 
„Der: Mangel eines Stempels in den Fallen wo ihn 
ndas Geſetz vorſchreibt wird mit dem Exſatze des feh⸗ 


.- +. . 


5 \ 


2* 


— a deffeben be Buch —* Die Seldfteafe für 
de 


n Nic) gebtauch de Steinpelpapiers iſt, wenn der 


3 „oteefache Bettag des nicht — Stempels we⸗ 


„niger als Einen Thaler betr 


gt,‘ein Thaler, mit Aus 


Iſchluß des nachzubringenden Stempels; eben dieſe 


„Strafe findet Statt, wenn fteinpelpflichtige- Summen 


 getheilt werden, um fie ftempeffrei zu machen, und 


„dadurch den Stempel zu defraudiren. 


„If ein geringerer Stempel genommen, als vorge⸗ 
„trieben ift,. fo muß der fehlende Stempel erſeht, 
„und das Vierfache desjenigen, was ergaͤnzt worden, 
„als Strafe erlegt werden. Bei zweiſeitigen Vertraͤgen 
„erlegt ein jeder, von beiden Theilen dieſe Geldbuße.“ — 

Diefe Beftimmungen finden Feine. Anwendungen auf 


das linfe Rheinufer, wo die biöherige Einregiſtrements⸗ 
Einrichtung vorlaͤufig noch fort beſteht; auf der rechten 
Rheinſeite aber treten in Anfehung derſelben folgende Mo⸗ 
dificationen ein: 

2) in demjenigen zheile des hieſigen Regierungs⸗ Beyirkt 

auf dem rechten Rheinufer, we die Bergiſche Stempel⸗ 
= Verordnung vom 28. Februar A814. gilt, ‚bleibt es in 
+ Anfehung der Bittſchriften noch bei dem Dimenſions⸗ 
Stempel nach feinen bisherigen. Sägen, nur mit de 


Abaͤnderung, daß ſolcher auch bei Bittſchriften, deren 
SGegenſtand unter dreißig Thaler iſt, zur: Anwendung 


fommen muß. In Anfehung- der oben unter 2, und 3; 


„erwähnten Coutrakte treten nun war die obigen Bes 
ttimmungen ein, ohne‘ daß jedoch im übtigen die Bes 


| immungen der gedächten Bergiſchen Stempel: Berord- 
nung in Hinſicht auf den Stempel von Kauf⸗und 


— ” " Nusniegungs: Contrakten über unbewegliche ade beweg⸗ 


Aiche Gegenſtaͤnde derogirt werdem 


) In demjenigen Theile, too’ die Haſſauiſche Stendel 


er 


Verordnung vom 6. April i806. gilt, tritt an die 
Stelle des bisherigen Stempels fuͤr Memorialien und 
., Pingeßfebeiftei bon reſp. 4, 8 oder To’ Kreuzer für je 
den Ka ,' bei’ allen ‚Bitifchriften und Eingaben der 
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oben sub 1. beftimmten Art, mit Inbegriff der Eingas 
ben der Partheien und ihrer Sachwalter an die. Ge⸗ 


richtss Behörden in prozefiualifhen und andern das 
Privat⸗Intereſſe betreffenden. Berhandlungen‘, ‚vom I. 


fünftigen Monats 'ab, der Steinpel von #'9Gr. 6 Pf., 
welcher jedoch nur für-den erften Bogen erforderlich ift. 
An die Stelle des graduirten Kontrafts-Stempels aber, 


‚bei den oben beftimmten Kontvaften und Ausfertiguns 


gen, wenn der Gegenftand 30 Rthlr. und mehr ber 
‚trägt, tritt nun der obige: Werthftempel. Alles Uebrige, 


was hierdurch nicht abgeändert wird, bleibt vorerft 
noch nad deu. Borfchriften der, gedachten Naſſauiſchen 


Stempel⸗ Verordnung zu beurtheilen. 


©) In der Stadt Wetzlar wird wie ad b, verfahren, und 


in allem, was den Stempel bon Bittſchriften und die 
mit dem Werthſtempel ‚belegten Kontrakte und Ausfer- 


tigungen anbetrifft, findet das dort noch beftehende 
Kurfuͤrſtlich Mainziſche Stempeleditt vom ı2. Decem⸗ 


ber 1796. gar feine Anwendung mehr, fondern es wird 


blos na den Beitimmungen des Preußifchen Stem: 


pel: ®efeges vom 20. November 1820., der Delklara⸗ 
tion vom 27. Juni ıgır., und der Inſtruktion vom 
5. September 1811. verfahren, welche dort auszugs⸗ 


weiſe nachtraͤglich bekannt gemacht werden ſollen. 


Die Kreiskaſſen und andere mit dem Stempel; Debit 


beauftragten Behoͤrden werden unverzuͤglich mit dem noͤthi⸗ 


„gen. Bedarf an neuem. Stempelpapier zu den ‚oben. erwaͤhn⸗ 


N 


ten Bittfchriften und Verträgen. verſehen werden. 


Jedermann hat fih alſo hiernach zu achten, insbe: 


sondere alle betreffenden Behörden, welche die. vorfommens 
den Eontraventionen gefeglich zu konſtatiren und ung ‚anzus 
‚zeigen hierdurch angemiefen werden, 


40— — 


Soblem⸗ den 21. Juni 18323. 
woneh Preuß. Regierung. — 


» 2) 5 ’ sh var — 
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it | 29. | Dee Te 
rn der e Rönigl Regierung zu Coblenz, die 
Einführung des Preußischen Spiel: Karten: Stempels 
| ‚in ben. —— ——— 





Durch eine ae Kabinets⸗ De vom 7. ef 
, Monats haben Seine Majeftät zu beftimmen geruht: 
daß der Debit von Spielkarten im ganzen Staate von 
denfelben Behörden beforgt werden Toll, welche das 
Stempelpapier debitiren, und in allen Landestheilen, 
wo das Stempelgefeg vom Jahre 1gıo, noch micht gilt, 
dennoch nur die Spielkarten debitirt und gebraudt 
werden follen, welche in den übrigen Provinjen einge⸗ 
fuͤhrt ſind. 
Demzufolge wird hierdurch, vom Erften des Fünftigen Mos 
nats Juli an, der Gebrauch anderer ald der Preußifchen 
geftempelten Spielfarten, fo wie der Debit der Spielkarten 
duch andere als die von und damit beauftragten’ gemöhnlis 
" ben Stempel: Debit-Behörden, unter den im Artikel ır. 
des Stempel-Geſetzes vom 20. November 1810. feftgefegs 
ten Strafen unterfagt, 

Die Kreis: und Special: Kaffen und übrigen‘ -Stempels 
Debitanten werden vor dem 1. des Fünftigen Monats mit 
einem Vorrath geſetzlich geſtempelter ——— um De 
bit verfehen werden. 

Der gefegliche Preis diefer Spielfarten if a) fir‘ ein 
vollftändige® Spiel franzöfifcher Karten erfter Gattung 12 
gGr. und b) für ein Spiel zweiter Gattung acht gGr. 
Von den Taroffarten Foftet das Spiel erfter Gattung 1 
Rthlr. 12 gGr, und zweiter Battung 1 Rthir. 

Das Gefeg vom 20. November ıgıo., welches in Ans 
fehung des Preußifchen Kartenftempels mit dem ı. des 
nächften Monats: in Wirffamkeit tritt, enthält, in Betreff 
der Eontraventionen folgende Strafbeftiimmungen: 

Ungeftempelte Spielkarten werden Fonfisciet; mer fie 
einbringt, vertheilt oder befigt, zahlt 10 Rthlr. Strafe 
fuͤr jedes Spiel. 


9 

Gaftwirthe, Kaffeeſchaͤnker u. ſ. wi,:die in ihren Haͤu⸗ 
fern das Spielen mit dergleichen Karten geſtatten, zahlen 
eben dieſe Strafe; 

Dem Denunzianten gebührt die Hälfte dee. oeiegticen | 
Etrafen; 

. Wer Karten befchneidet, dezahn von Werth, derfelden 
and den vierfachen als Strafe. 

Hiernach hat ſich alfo name * insbefondere: ‚aber 
die betreffenden Behörden genau zu achten, welche Letztere 
die vordfommenden Contraventionen gefeglich io conftatiren _ 
und zu verfolgen angewiefen werden. 

Koblenz, den 21. Juni 1821. 

| Königl. Preuß. Regierung. 





| — — 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Coblenz, die 
Chauſſeegeld⸗Erhebung auf der linken Rhein⸗ 
Seite betreffend. J 





Nachtraͤglich zu unſerm Erlaß vom 20. Februar d. J. 
in Nr. 8. des Amtsblatts wegen der Chauſſeegeld-Erhebung 
auf der linken. Rheinfeite wird Hierdurch, zur Vervollſtaͤn⸗ 
digung der in jenem Erlaß erhaltenen Vorſchriften und 
Strafbeſtimmungen, noch befannt gemacht ‚daß. die. Chauf- 
fee » Einnehmer ‚nach. der ihnen — Doßrutcien⸗ ver⸗ 
pflichtet ſind: 
Kein Chauſſeegeld anders, als gegen Aushandigung 
eines quittirten gedruckten und vor den Augen des 
Reiſenden halb eingeriſſenen Zettels anzunehmen, worin 
der Gegenſtand, wofuͤr gezahlt worden, imgleichen 
Jahr, Monat und Tag der-Zahlung, der Name des 
Barriere? Orts und der Name derjenigen Barriere, his 
30 welcher der Zettel gültig if, Deutlich bemerkt ſeyn 
muß; 
2) den Reiſenden in allen Faͤllen mit geziemender oeſ⸗ 
lichkeit zu’ begegnen und⸗ —— keinen ungebůͤhrlichen 
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Aufenthalt zu verurſachen; insbeſondere auch ‚von Reis 

aſenden zu Wagen und zu Pferde das Chauſſeegeld der: 
geftalt in Einpfang zu nehmen, daß felbige nicht auf 

doder abzuſteigen brauchen, auch der Kutſcher nicht ſei⸗ 
nen Sitz oder ſeine Pferde zu verlaſſen noͤthig habe. 
Ferner iſt hoͤhern Orts feſtgeſetzt worden: 

3) Wer den Zettel der vorigen Barriere verloren zu has 

ben behauptet',. muß ſolches erweiſen; fonft er als De 

fraudant angefehen: und behandelt wird. | 

‚> 4) Die verwirfte Strafe muß gegen Quittung dem Chauſ⸗ 
fee: Einnehmer eingehaͤndiget, oder demſelben dafür Si⸗ 
cherheit geleiftet werden. ; Wer, fich ‚dadurch verletzt 
fühlt, kann ſich am den nächften Zriedensrichter, das 
naͤchſie Zollamt, die Kreiskafle, den Kreislandrath oder 
an die Königl. Regierung wenden, von welchen die des 
— ſchleunigſt unterſucht und entſchieden werden 
wird. a SE | | “ 
Coblenz, den: 30. März 1821. 

Königl. Preuß. Regierung. 





* a1. 
Reſcript bes Königl. Minifteriums des Innern an bie 
Könige. Megierung zu Bromberg, die Verpflichtung 
der Pferde haltenden Eingefeffenen zu Vor ſpanngeſtel⸗ 
lungen bei außerordentlichen Gelegenheiten, beſonders 

zur Unterſtuͤtzung des Poſtfuhrweſens betreffend. 





Es ſteht die von der Koͤnigl. Regierung in dem Be⸗ 
richte vom 27. Januar 1819. im Allgemeinen zur Sprache 
gebrachte Verpflichtung der Pferde haltenden Eingeſeſſenen 
zu Vorſpanngeſtellungen bei außerordentlichen Gelegenhei⸗ 
ten mit der Frage über die Modalitaͤt der den Poſtaͤmtern 
wegen Fortſchaffung der Ertrapoſten, Kouriere und Stafet⸗ 
ten uͤberhaupt zu gewaͤhrenden Huͤlfsleiſtungen allerding⸗ 
zwar in fo weit in Verbindung, als eine Verpflichtung auch 
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zur Unterftügung der Poſtbehoͤrden gereichen, und diefelben 
in den Stand ſetzen fol‘, dem diesfälligen Bedürfnifle ges 
nügen zu koͤnnen. Sie if daher auch nach den deshalb 
ſtattfindenden und bisher beobachteten Grundſaͤtzen zu beur⸗ 
theilen. In wie fern hierbei jedoch insbeſondere der zu 
Vefdrderung der Reifen Hoher Monarchen zu geſtellende 
Vorſpann in Frage gelangt, fo bleibt den jedesmaligen Ans 
ordnungen, die deshalb gewöhnlich erlaffen werden, Pag 
Weitere darüber zu beftimmen vorbehalten. DUTE FEN | 

Da die in der Verfügung vom 15. Auguſt 1817. etz 
wſthnte Abficht des Koͤnigl. General: Poftamts, durch ein 
Publikandum fuͤr ſaͤmmtliche Provinzen die Verbindlichkei⸗ 
ten der Geſpann haltenden Einwohner zur Geftellung der 
Hülfspofipferde näher zu modificiren und feftzuftellen, bie 
jegt noch nicht zur Ausführung gelangt iſt, fo: hat die 
Koͤnigl. Regierung bis dahin, daß deshalb eine allgemeine 
Verordnung ergehet, ‚in vorkommenden Fällen, wie She 
bereitd unterm 15. YAuguft 1817. eröffnet worden ift, das. 
Refcript vom 6. Juni deſſelben Jahres, und die darin ans 
gedeuteten Vorſchriften zu befolgen. ‚Hierbei ift aber auch 
vorzüglich darauf Rückfiht zu nehmen, daß der faktiſch bes 
ftehjende Zuftand ohne Bedrücung eines Theild der Staates 
buͤrger erhalten werde. — 

Berlin, den 11. April 1821. 

Miniſterium des Innern. 

Erſte Abtheilung. | | 

- Köhler. 
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- Circulare des Königl. General: Poftamts an ſaͤmmtli⸗ 

che Königf. Poſtaͤmter, die Verſendung von Paͤckereien 
nach und uͤber Strasburg betreffend. | 





Die Großherzogl. Badenſche Ober⸗Poſt⸗Direction hat 
angeordnet: daß Kiſten oder Verſchlaͤge, welche von weiter 
als von Frankfurt am Main oder Stuttgardt herkommen, 
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und nach und über Straßburg beftimmt find, von den be 
treffenden Badenſchen Poftämtern nicht anders als embals 
lirt zur. Weiterfendung angenommen - werden follen. Hier: 
nach. dürfen ’alfo Kiften oder Verſchlaͤge nach und über 
Strasburg von: den diefleitigen Poftämtern- nur dann, wenn 
fie 'emballirt find, abgefandt werden, wonach das Poftamt. 
in MN. N. fih zu achten, und in vorfommenden la die 
Abſender hierüber zu belehren hat. 
rg den 13. April 1821. 
Apeipl.. u General: Poftamt. 
v. — 
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Circulare des Könige. General: Poitamts an ſaͤmmtli⸗ 
che Königl. Preuß. Poſt⸗ und Poſtwaͤrter⸗Aemter, die 
raſchere Befoͤtderung der Ertrapoften betreffend. 





| Die Klagen der mit Ertrapoft Reifenden, über große 
Zögerung bei ihrer Abfertigung auf den Stationen, und. die 
Wahrnehmung, daß fremde Keifende, wegen ihrer fchnels 
. deren Abfertigung und Beförderung in den nachbarlichen 
Staaten, das Preußifche Gebiet fogar möglichft vermeiden, 
veranlaffen das Generals Poftamt hierdurch feftzufegen: 
daß auf allen Stationen, welche auf großen Poſt⸗-Rou⸗ 
ten belegen find, die Abfertigung und Pferdes Wechſe⸗ 
{ung der Ertrapoften 
binnen einer halben Stunde 

wenn die Pferde nicht voraus beftellt worden; und 
Ä binnen:einer Biertelftunde 
wenn die Beſtellung der Pferde vorangegangen, 
„erfolgen fol, 

Die Couriers müflen in einer Viertelſtun— 
de, und in ſolchen Fällen, wo die Poft: Stationen 
ihre Ankunft voraus wiſſen, in zehn Minuten ſpaͤ⸗ 
teſtens, expedirt werden, 

Durch dieſe Beſtimmungen wird das eigene Intereſſe der 
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Poſthalter befördert. ‚Auf ihre: Befolgung wird das Gene⸗ 
ralsPoftamt genau achten, og en er aller 
. Sttenge ahnden. ch 
Berlin, den 11. gum 1821. 
— Preuß: — Poſtamt. 2 
"Dr —— | 
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Cisculare des Könige. General: Poftamts an ſaͤmmtli⸗ 
che König. Poftämter, die Erhebung und OR 

des Scheingeldes betreffend. 





Durch die: Cireular-Verfuͤgung vom 30, März 1818, 
find fammitliche Poftämter über das ‚Erheben und Berechnen 
des Scheingelded belehrt: worden. Es ift dadurch zugleich 
beftimmt, daß der ganze: Betrag des Scheingeldes dem dis 
ftriduirenden Poftamte zur Berechnung zuftehet. Da nun 
von einigen. Poftämtern diefe Anprdnung dahin gedeutet 
worden ift, daß, wenn die angefommenen Gelder auf ein 
Poſtwaͤrteramt weiter geſandt werden, auch dag, Scheingeld 
in: der Karte dahin berechnet werden müfe; ‚fo wird, um 
hierin überall Gleichfoͤrmigkeit — Folgendes be⸗ 

immt: ©: 

1) Das diſtribuirende Poſtamt berechnet in den — 
menden Karten den ganzen Betrag des in der Eingangs 
gedachten Verfuͤgung angeordneten Scheingeldes, fos 
wohl fuͤr die im Orte bleibenden, als auch fuͤr die auf 
Poſtwaͤrteraͤmter oder im das Ausland ‚weiter zu ſen⸗ 
denden Gelder. 

2) In den Karten auf ein. Pofttwärteramt kommt nur dann 
das Scheingeld zur Berechnung, wenn die Gelder in 
dem dem Poftwärteramte vorliegenden Poſtamte, oder 
auf einem mit dem diftribuirenden Poftwärteramte in 
direftem Kartenwechſel ftehenden Poftwärteramte aufs: 
. gegeben worden"find, auch für die aus dem, Auslande 
fommenden Gelder, wenn namlich das Pofmärterams 
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it einem Auswärtigen — woſtamte in Karten 

ſel freht. 

er In den insel kommt nur bat der Betrag 
für den Verſicherungsſchein zur Berechnung, wenn die 
Gelder bei dem mit dem auswärtigen: Grenz sPoftamte 
in- Kartenwechſel ftehenden Poftamte oder Woftwärter 
amte aufgegeben worden find. 

Es verfteht fich hiernach von felbft, daß für Gelder, 
welche bei einem Poftwwärterämte aufgegeben werden, das 
Scheingeld jedesmal bei dem diſtribuirenden Poſtamte, und 
in dem Falle, wenn die Gelder uͤber ein oder mehrere Poſt⸗ 
amter hinaus wieder auf ein Poſtwaͤrteramt gehen, das 
Scheingeld bei dem legten dem Poſtwaͤrteramte vorliegen; 
den Poſtamte berechnet werden muß, auch, wenn Gelder 
von einem Hoftwärteranite auf ein Poftamt zur unmittelbar 
ten Weiterfendung in das Ausland geſandt werden, das 
Scheingeld nicht in der Poſtauskarte, ſondern in der von 
dem Poſtwaͤrteramte angekommenen Karte berechnet wird. 

Saͤmmtliche Koͤnigl. Poſtaͤmter werden zur genauen Be⸗ 
folgung dieſer Vorſchriften hierdurch angewieſen, und dens 
ſelben zugleich die Cireular⸗Verfuͤgungen vom 10. Novem⸗ 
ber 1817. und vom 21. Februar 1820 mit der Anweiſung 
in Erinnerung gebracht, nicht allein bei den von Poftwärs 
terämtern anfommenden und weitergehenden Briefen, Gel: 
dern und Paceten, den Abgangsort, ſondern auch in den 
Noftausfarten und in den Karten auf die Poftwärterämter 
bei meithergefommenen Sagen den Abgangsort deutlich zu 
bemerken. 

Ä ie Poftämter, denen Poftwärterämter untergeordnet 
find, haben fegtere von diefer Verfügung, in — ſolche 
dieſelben betrifft, in Kenntniß zu ſetzen. 

Berlin, den 25. Juni 1821. | 

Koͤnigl. Preuß. General⸗ Poſtamt, | 
| 2. Nagler. 
‚+ Gr —— — 
* 
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Eirculare des Königl. General: Poftamts an fammtlis 


he Königl. Poftämter, die Beſtellung der nach Drten 
des platten Landes beſtimmten Briefe BEINEN 





Dat Generals Poftamt hat die Bemerkung gemacht, 
daß die Poſt- und Poſtwaͤrter⸗Aemter bei Beitellung der 
mit der Poft eingehenden, nab Drten des platten Landes 
beftimmten Briefe, nicht überall ein richtiges Verfahren 
beobachten. Es giebt daher hierüber zur allgemeinen Richt⸗ 
ſchnur folgende Beſtimmungen: 

J. Wegen derjenigen Briefe, die nach Orten beſtimmt 
find, welche auf der Poſtſtraße liegen, und die durch. 
die Schirrmeifter und Poftillons beftellt werden koͤn⸗ 
nen, müflen die Vorfchriften der Poſt-Ordnung Abs 
ſchn. III. $. 28. und 29. auf's genauefte befolgt werden. 

dl. Wegen derjenigen Briefe, melde an Landbewohner 

gerichtet find, Die ſolche regelmäßig aus dem Pofts 

Comtoir abholen laffen, oder ein für allemal erflärt 

haben, ihre Briefe felbft abzufordern oder "gelegentlich 
abfordern zu laſſen, bleibt es bei der desfallfigen Eins 

richtung. 

III. Alle übrigen Briefe auf's Land muͤſſen die Poſt⸗ und 
Poſtwaͤrter⸗Aemter ſich bemühen, ſoweit als möglich | 
gelegentlich zu beſtellen. In kleinen Etädten ift fols 
ches bei gutem Willen auf mannigfache Weife, befona 
ders an den Wocenmärften und Sonntagen möglich, 
Diejenigen Briefe, welhe den Empfängern Durch Ges 
legenheit nicht zuzuftellen gewefen find, werden von 8 
zu 8 Tagen fämmtlicy durch einen befondern Boten abs 
gefandt. Der Bote erhält einen Lohn von 4 guten 

Groſchen für die Meile. Dielen Lohn berechnet das 
Poſt- oder Poftwärter- Amt für den ganjen von dem 
Boten zu machenden Weg, vepartirt ſolchen verhältse 
nigmäßig auf ſaͤmmtliche ihm zur Beftellung gegebene 
Briefe, und bemerkt auf der Ruͤckſeite jedes einzelnen 
Briefes, den Theil des Botenlohns, weicher * den⸗ 

SAunalien II. Heft 0. y 
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ſelben fällt. In dem Brief⸗Manuale wird von den 
auf diefe Weife zu beftellenden Briefen jedesmal eine 
förmlihe Nachweifung angefertigt, aus welcher. der 


Name und Wohnort der Empfänger, das auf jedem 


Briefe haftende Porto, und der darauf fallende Antheil 
des Botenlohns, deutlich hervorgehen muß. Daß diefe 
Nachweiſung ordnungsmäßig geführt wird, damit dar: 
auf bei vorfommenden Befchwerden zurückgegangen wer; 
den Fann, darauf haden die Poſt-Inſpektoren und bei 
den Poftwärter: Yemtern auch die vorgefegten Poftmei 
fter, bei ihren. Revifionen genau zu achten. . 

Wo die Poftämter duch Mitwirfung der Kreis: Be 


hörden für eine. prompte und Foftenlofe Beftellung der Land: 


‚ briefe geforgt haben, verbleibt es bei den desfalls beftehen: 


den Einrichtungen, 


f Zue Bertheilung an die dem Poftamte untergeordnes 


ten Poftwärter » Yemter erfolgen von diefer Verorduunt 
Erxemplare. 


Berlin, den 25. Juni 1821. ZW 
Königl. Dreuß. General: Poftamt. - 
Nagler. 





IV. 
National - Induſtrie. 
36. 


Cireulare des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an 


ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Gebuͤhren 
der Feldmeſſer betreffend. 





Die bisher den Feldmeſſern zugeſtandenen hoͤheren Ge⸗ 


buͤhren über die Sage des Feldmeſſer-Reglements in Se— 
parations⸗- und Regulirungs: Angelegenheiten, koͤnnen fer 

ner nicht nachgegeben werden, und wird das Koͤnigl. Gt 
neral⸗Kommiſſariat hierdurch en diefe Zulagen für 

die Zukunft FEAR, | u 
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An Uebereinfiimmung damit, ift auch von Seiten des 
Königl. Finanj> Minifterüi an die Regierungen die Verfuͤ— 
gung ergangen, diefe höheren Säge bei den Domainen: 
und Forfts VBermeflungen nicht mehr Statt finden zu laſſen. 

In Hinfiht des Diäten: Sapes will jedoch das unters 
zeichnete Minifterium hierdurch genehmigen, daß diefer auch 
fernerhin, ohne Unterfchied der Fälle, mit 2 Rthlr. pro 

- Zag bezahlt werde. ; 

Berlin, den 19. $uni 1811. 

| Minifterium des Innern. 
Zweite Abtheilung. 
Graf v. Hardenberg. - 
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Yublifandum der Königl. Regierung zu Gumbinnen, 
wegen der räudigen Schaafheerden. 


E 





‚Ungeachtet wir bereits die höchften Drts unterm 14. 
Dezember 1799. erlaflene nähere Vorſchrift, wie es in Anz 
fehung raͤudiger Schaafheerden gehalten: werden ſoll, in 
unferm Amtsblatte Jahrgang 1819. Stud 30. pag. 652. 
befannt gemacht haben, fo gehen dennoch häufige Befchwerz 
den uber Nichtachtung diefer Anordnungen eim »; 
Hiedurch find wir veranlaßt, von neuem folgende ſechs 
Punkte aus nur gedachter Vorfchrift in Erinnerung zu brin⸗ 
„gen, um diefe vermeidliche Krankheit auszurotten oder doch 
möglichft zu beſchraͤnken, und den Befiger veinee Schaafs 
heerden vor der Gefahr der Anſteckung feiner Heerden zu 
ſichern. | Ä 
Es ift nämlich Folgendes feftgefegt worden: Ä 
r) Jedem Befiger einer Schaͤferei fol frei’ feyn, fels 
bige duch Boͤcke und Mutterſchaafe feinerer Race zu vers 
edeln; derfelbe iſt jedoch | | 
2) fhuldig, dies dem betreffenden Kreitlandrathe ans 
zuzeigen und nachjumweifen, daß der ze. mit den Senne 
ed : J B7 
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zeichen der Raͤude, und der! Anwendung der gewöhnlichen 
Heilmittel nicht unbekannt ift. Ä 
3) Der Eigenthuͤmrr der Schäferei, ſobald die Räude 
fi unter der Heerde bemerken läßt, ift verbunden, folches 
nicht nur. den Nachbarn, fondern auch dem Landrathe des 
Kreifes anzuzeigen, und dieſem nachzuweiſen, daß die ers 
forderlihen Heilmittel gebraucht worden. Dieſe Mittel 
find bei dem erften Entftehen der Räude ganz einfach, und 
in der Beilage vorgefchrieben. - \.: 
4) Da, wo Koppelhätung ift, muß. diejenige Heerde, 
unter welcher fich räudige Schaafe befinden, von den uͤbri— 
gen zur Mirhütung berechtigten Heerden entfernt bleiben. 
In ſofern die Hütungsberechtigten fih deshalb nicht unter 
ſich einigen koͤnnen, fol der Fandrath des Kreifes die Gren—⸗ 
zen beftimmen. Daſſelbe findet auch; zwifchen den Grem; 
nachbarn ftatt. | | 
Außerdem foll die räudige Heerde ih, von der Grenze 
fo weit entfernt halten, daß alle unmittelbare Berührung, 
welche allein die Anſteckung befördert, vermieden werde. 
5) Wenn bei Ausuͤbung gemeinfchaftlicher Berechtigun⸗ 
gen zur Verhütung der meitern Verbreitung der Räude, 
eine Einſchraͤnkung oder interimiftifche Aufopferung noͤthig 
ft, muß felbige jedes. Mal von demjenigen Berechtigten, 
deſſen Heerde räudig ift, getragen: werden. - | 
6) Wenn alle diefe Vorſchriften gehörig beobachtet wer⸗ 
den, fol der Eigenthümer einer räudigen Heerde nicht fers 
ner verbunden feyn, felbige wegzuſchaffen, und feine Ber 
antwortlichkeit ſoll blos auf die genaue und firenge (dom 
Landrathe zu controllirende) Anwendung der vorgeſchriebenen 
Deil⸗ und Borfihtsmittel eingeſchraͤnkt feyn, 


— Naͤhere Vo rſchriftt, — 
wie es in Anſehung raͤudiger Schaafheerden ge 

— halten werden ſoll. 

Det Grind der Schaafe, die Raͤude (welche jedoch don 

der ſogenaunten minder gefaͤhrlichen Hungerraͤude, einen 


fchorfigen Ausſchlage über den ‚ganzen Rüden des Thieres, 
- zu unterfcheiden ift), Außert fib beim Entftehen in Fleinen 
Flaͤchen, von der Größe eines Zweigrofbenftüds. Das 
Schaaf zeigt diefe Krankheit durch Kragen an Baͤumen und 
Wänden und Zufammenbeifen der Zähne an. 

Durch gute Wartung der Schaafe in reinlichen. luftis 
gen Ställen, bei hinlänglibem Futter, fommt man in der 
Regel diefer Krankheit zuvor. Eben daher muß der Land: 
mwirth bei anhaltend naffen Sommern und in folchen Wins 
teen, melde mur eine fparfanıe Futterung der Schaafe er⸗ 
lauben, beſonders vorſichtig ſey9n. * 

Wenn der erſte Grad der: Raͤude ſich zeigt, endet 
man folgendes Mittel an: Zwei Pfund Tabadsblätter: wers 
den in ein und cinem, halben Quart Wafler zu ftarfer Lauge 
gekocht, durchgegoſſen und nach dem. Erfalten mit, feche 
Loth Kienöl vermifcht, und. in einer; Flaſche wohl auf⸗ 
bewahet. 

: Der Schäfer führt dies bei ſich, und reibt davon ei⸗ 
gige Tropfen täglich zwei bis drei Mal an den täudigen 
«Stellen ein.. Die. franfen Scaafe, müflen dabei. gut ges 
wartet und gut gefüttert werden. | dr 
Um die Anfteefung der gefunden - zu verhindern , muß 
man die kranken in befondere Ställe, bringen, dieſe auch 
nad. erfolgter Heilung forgfältig reinigen, weil die Räude 
duch unmittelbare Berührung franfer und gefunder Schaafe 
oder der Stellen und Körper, wo. die franfen gelegen, und 
an melden fie fich gerieben haben, verbreitet wird, 

Man fann hierin nicht genug. vorfidtig feyn, weil 
durch ein räudiges Schaaf nach und nadı die ganze Heerde 
bei- unmittelbarer Berührung angeftecht werden kann. 

Der Gebrauch jenes Mittels wird nicht zugeben, daß 
Die Räude in den zweiten und dritten Grad der Krankheit 
übergeht, in welchem fib ein zufammenhängender. Schorf 
erzeugt, welcher nach und nach den groͤßten Theil des Koͤr⸗ 
pers uͤberzieht, eine freſſende Materie erzeugt, die Thiere 
abzehrt und gewoͤhnlich toͤdtet. Man kann ſich — fol⸗ 
gender Salbe mit Nutzen bedienen: | 

ein Pfund Quedflben, 
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“em ein halb Pfund venetiſcher Terpentin, rap "og 
vier Pfund Schweinefett, 
. ein Viertelquart Terpentinoͤl. 
. Alles diefes wird in einem Mörfer gerieben, bis als 
| zu einer zufammenhängenden Salbe wird. 
Berlin, den 14 Dezember 1799. | 
Königl. General = Dber : Finanzs Kriegeg- und 
——— —— 


| er Betracht jeboch, daß die grundliche Heilin der 
Scaafräude bei der jegt bevorftehenden Wollſchur ſehr er⸗ 
leichtert wird, und das Einſchmieren der mit Del oder Zeit 
bereiteten Kraͤtzſalben der Haut des Thieres nachtheilig find, 
Qued ſilber lalben aber auch noch, den neueren Erfahrungen 
| zufolge, Geſchwuͤlſte des Kopfs und Halfes hervorbringen, 
mochen wir auf. fölgende Behandlungsart. der raudigen 
Schaafe aufmerkſam: 
11 Die Walzſche Krägmäfhe: Man nehm zei 
Pfund: frifch gebrannten' Ralf, verfege diefen durch allmaͤh⸗ 
liges Waſſerzugießen in einen breiattigen Zuſtand, verbinde 
damit zwei und ein halbes Pfund Pottaſche, und: fegerf 
viel Rindsharn (Miftjauche) hinzu, als zu einer‘ dünnen 
Breiconfiftenz erforderlih feyn wird; Hierauf miſche man 
drei Pfund ſtinkendes Hirſchhornoͤl forgfättig darunter,‘ ſetze 
noch ein und ein häldes Pfund gewoͤhnlichen friſchen Theet 
zu, und verduͤnne das Gemenge mir hundert Pfund: Minds 
harn. Diefe Mifbung wird, nachdem das Ganze: gut um 
tereinander gerührt tft, "in ein großes Gefaͤß geſchuͤttet, in 
welches man ſchon vorher 400 Pfund Waſſer gegoſſen hat 

Diefe Duantität Lauge wird hinreichend zu einer“ 
ſche für 200 Stuͤck Schaafe feyn. 
“ Die Anmwendungsart: ift folgendermaßen: &in Schadf 
wird ſo gefaßt, daß eine Perfon- den Kopf und. die. Bob 
derfüße, eine andere den Rumpf und die Hinterfuͤße haͤlt, 
und eine dritte dem Schaafe die Augen zudräct, damit bie 
Lauge nicht in felbige eindringen kann. 

Dann wird das Schaaf, mit dem Ruͤcken nach unten 
gekehrt, fo in die mäßig erwaͤrmte Fluͤſſigkeit, welcher in—⸗ 


⸗ 


‚851 
deffen das. empyteumatiſche Del kurz vor dem Gebrauche 
erſt zugeſetzt werden muß, bis auf den Kopf und die Fuͤße 
“eingetaucht, melde dann in ein dicht daneben ftehendes 
‚zweites Gefäh von dem behandelten Thiere abgeftrichen 
‘wird. Hiebei müflen befonders die harten und räudigen 
Stellen der Haut gedrüct werden, damit: die Page hier 
Hinreihend eindringe. Die fehr reften Scorfe find mit 
Striegel und Kartärfebe zu entfernen. Vorzüglich ift die 
derbe Benegung des Schwanzes, der ein ftarfer Behälter 
der Räude zu feyn pflegt, nicht zu verabfäuinen, 

Das Bad‘ wird noch zweimal wiederholt, jedesmal 
nach Berlauf von ſieben bie acht, bei hohen Graden von 
Drei Tagen, ind ſelten wird ein viertes Bad noͤthig werden. 

Nach dem zweiten Bade pflegen ſich ſchon Borken abs 
zulöfen, nach dem dritten find gemeinhin die mehrſten 
Stellen rein, die Wolle iſt nachgewachſen, die Haut wird 
wieder roͤthlich weiß. Die Schaafe zeigen bei dem Beruͤh⸗ 
ren der Kraͤtzſtellen weder Wohlbehagen noch unangenehmes 
Gefuͤhl. Wo wegen des. größeren Umfanges der Borken 
noch einige Stellen eitern,; ‚muß die Heilung durch Aufrei⸗ | 
ben von Terpentinfalbe befördert werden. 

Die ftarf afficirten- Franfen Stüde fünnen allein geftellt 
und einer oͤftern Woͤſche unterworfen werden; es greift 
ſolches zwar des Thieres Conſtitution an, aber die allge— 
meine Kur wird-abgefürzt. Außerdem’ ift es von wohlthäs 
thigem Effeft, die ftarf mit Räude behafteten in der Zwi⸗ 
fehenzeit, von einem Bade bis zum andern, mit der übrig 
gebliebenen Lauge einzeln zu benegen; ein Gleiches darf auch 
alsbald nad dem legten Bade nicht außer Acht bleiben, 
wenn fib dann noch Spuren von Räudeüberreften bei eins 
zeinen Stücen finden follten. 

Nach dem erften Bade nimmt man bei den Gebadeten 
eine Art von Betäubung wahr, die nad den übrigen wenig 
oder gar nicht eintritt.. Zur Heilung der Schaafräude fehr 

 wirffam, und glei dem vorftehenden Mittel weder der 
Wolle noch der Haut nachtheilig, verdient va 
2. das Heremannfhe Mittel Erwägung. Vier 
Scheffel vorzüglich gute eigene Aſche werden mit eines 
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Metze friſch gebrannten Kalk gehörig eingeäfchert;; davon 
140 Quart Vorlauge gezogen, und ſelbige wohlperwahrt 
zuruͤckgeſetzt. Hierauf werden von demſelben Aeſcher 280 


Quart Nachlauge gezogen, diefe mit hundert Pfund geſchnit⸗ 


tenen Land-Tabacksblättern bis 140 Duart Ruͤckſtand ein⸗ 
gekocht, und die geklaͤrte Brühe mit oben benannter Vor⸗ 
lauge vermiſcht. Beim Gebrauche wird die Miſchung -ers 
waͤrmt, hierauf das geſchorne Schaaf an den Füßen. gebuns 
den, auf eine Schlachtbank gelegt, unter welcher ein Trog 
zur Aufnahme der abfließenden Feuchtigkeit vom allgemei— 
nen Waſchen befindlich iſt. Dieſe Operation muß am aten 
und bei bedeutendem Krankheitsgrade ſchon am dritten Tage 
wiederholt werden. Sollte man leg:eres Waſchmittel bei 
ſchon ſtarker Wolle anwenden, fo wird felbige auf zwei 
Fingerbreite zuruͤckgebogen, die Fluͤſſigkeit alsdann, auf die 
bloße Haut gegoſſen und in die Wolle dergeſtalt eingerie⸗ 
ben, daß fie nebft der Haut vollftändig durchgefeuchter iſt. 
Bei beiden Heilarten der Schaafraͤude gilt als Grund⸗ 
fag, zur Wälche trockne warme Sommertage zu wählen, 
und die Gebadeten auf einem fonnigen Plage abtrocknen zu 
lofien. Auße:dem ift zu Verhütung abermaliger Anſteckung 
das Ausfahren des Düngers, die Reinigung der Ställe und 
Der in felbigen. befindlichen Kaufen, nt und Pfoſten 
nothwendig. 
Gumbinnen, den 15. Mai 1821. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 
Erſte Abtheilung. 





38. 


Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Gumbinnen, 


wegen Huͤtung des Viehes. 





Das in der Provinz an mehreren Orten noch übliche 
Freijagen oder Austreiben des Viehes zur Weide ohne 
Degleitung eines. Hirten wird bei dem Kortichreiten der 
Kultur um fü nachtheiliger, als der betriebfame Ackerwirth 


* 
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nach und nach — auch die Braache au ı Hadfrhßten 
oder zum Kleebau-zu benugen, — 

Wir finden.uns daher veranlaßt, die gegen dergleichen. Ä 
Mißbraͤuche ergangenen Berbotsgejege, insbefondere die 
Dorfsordnung vom 16. Mai 1786. 9. Sad I., und die 
Verordnung mwider ‚das. Austreiben des Viehes ohne Hirten 
vom ı. Mai 1803.. $. ı. hierdurch in Erinnerung zu brins. 
gen, und, da diejeiben auf Vergehen der Art. Feine auss 
druͤckliche Strafe beftimmen, fo. wird. ſolche in. Folge der 
Regierungss Inſtruktion vom 23, October 1817; $. 11, und 
Des Allgemeinen Landrechts Th. 2. Tit. 20. 240. nach 
Maaßgabe der bewieſenen Sahrläfiigfeit oder gar böfen 
Willens, desgleihen der Gefahr der Befhädigung und des 
Schadenſtandes felbft, auf ı bis 20 Rthlr. Geidbuße, oder 
verhältnigmäßige Gefangnißſtrafe im Unvermögensfalle, hies 
Durch feftgeiegt. - Die Anwendung diefer Strafen kann von 
Seiten der beireffenden Polizeibehoͤrde gefchehen, fobald nur 
der Kontravenient mit Beftinmtheit ausgemittelt worden, 
“auch. wenn-durch das Ausjagen des Biehes fein Schaden - 
geſchehen. it Legteves aber der. Fall, fo bleibt. der Bes 
ſchaͤdigte außerdem befugt, den Kontravenienten wegen volfs 
ftandiger Entſchaͤdigung in rechtlichen Anfpruh zu nehmen. 
Bei Pfändungen vertritt Das durch die angezogene Verords 
nung vom 1. Mai 1803. beftimmte, erhöhete Pfandgeid zus 
gleich mit die Stelle der Strafe. Uebrigens finden obige 
Beftimmungen, wie ſich von felbft verfieht, auch auf das 
Yustreiben der Schweine, Gaͤnſe und andern Kleinvieheg 
ohne Hirten voll: Anwendung, da gerade durch diefe Thiere 
der meifte Schaden in den Feldern angerichte®wird, und 
deren Pfändung in den meiften Faͤhen ganz unmöglich ift. 

Auch das durch die Verordnung vom I. Mai 1803. 
unter Aufficht eines tüchtigen Hirten nachgelaffene Nacht— 
hüten führt häufig zu den’ größten Mißbräuchen, und es 
ift bei dunfeln neblichten Nächten das Uebertreten einzels 
ner Städe faft gar nicht zu vermeiden. Deshhlb ift bes 
‚reits durch das Kulturedift vom 14 September 1811. $. 
34. ad b dag einzelne Hüten zur "Nachtzeit auf fonft ges 
meinſchaftlichen Weideflaͤchen, zwiſchen Getreidefeldern und 
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an den Wiefen, unbedingt unterfagt worden, und es wer: 
den die Polizeibehoͤrden hierdurch ermächtigt, auch bei Kons 
fraventionen gegen diefe gefeglichen. Beftimmungen- obige 
Strafen überall zur‘ Anwendung zu bringen, Außerdem 
bleibt den. ftädtifchen und ländlichen Kommunen überlaflen, 
durch Stiinmenmehrheit. eine beftimmte Weideordnung für 
ihre Feldfluren feftzufegen, das freie Nachthuͤten, wo um⸗ 
gezaͤunte Weidekoppeln oder ſogenannte Roßgaͤrten leicht ans 
zulegen find, ganz zu verbieten, oder eine Huͤtung mittelſt 
beweglicher Gehege, nach Art der Schaafhorken, oder bei 
einzelnen Stuͤcken Vieh mittelſt Feſtbindens mit einem nicht 
zu kurzen Striche an einen in die Erde feſt eingefchlagenen 
Pflock (das Tudern der Holliteiner) anzuordnen, und’ ge 
gen das Uebertreten der-diesfälligen Anordnungen angemef 
fene Strafen zu beftimmen. Sollte Jemand wiederholt 
durch Nachlaͤſſigkeit oder fonftige Schuld feines Hirten bei 
der Hütung feinen Nachbarn Schaden verurfachen, fo kann 
ihm "das freie Nachthüten von der betreffenden Polizeibe— 
börde, fo lange er nicht für einen beſſern Hirten- forgt, bei 
namhafter Strafe ganz unterfagt werden, . 

Hiernach haben ſich alle, die es angeht, genau zu ach— 
ten, insbefondere aber ſaͤmmtliche Polizeibehörden in den 

genannten Hütungs: Kontraventionsfällen die obigen Strafs 
beſtimmungen mit Umficht, jedoch aller Strenge, zur Ans 

wendung zu bringen. Zr 

Sumbinnen, den 20. “Juni 1821. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 

Erfte Abtheilung. 


t 
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39. 
Könige. Allerhöchfte Kabinets » Ordre, die Öffentliche 
Ausftellung inländifcher Fabrikate betreffend. 





- Auf Ihren Antrag vom 23. Mär e. will 36 Det hir 


oͤffentliche Austellung inlaͤndiſcher Fabrikate, und die 
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die ausgezeichneteſten derſelben anzuordnende Preis Hubs 
sheilung , Folgendes hiermit feftfegen : 

1) Vom 1. September 1822. an, findet in Berlin die 
Ausftellung ſolcher vaterländifcen. Fabrikate — 
chen hindurch Statt. Mo; 

2) Das Recht, zu diefer Ausſtellung zugelaſſen 1. wers 
den, hat jedes Fabrifat, auch das Gröbfte, mens defs 
fen Gebrauch dallgemein verbreitet, und es im Ders 
haͤltniß zum Preife gut gearbeitet if... 

3) Die Gemerbtreibenden, welche an’der Ausfteflung Theif 
nehmen wollen, find gehalten, ſich bei ihrer landräths 
lichen Behörde zu melden, melde die Nachweifungen 
den Regierungen einreichen, 

4) Die Regierungen ernennen eine Eommitfion jur Pruͤ⸗ 
fung: ob die Gegenſtande von der Beſchaffenheit ſind, 
daß fie: zur National; Ausſtellung zugelaſſen werden 
koͤnnen. 

Die Commiſſion beſteht aus ſechs Fabrikanten, un⸗ 
ter dem Vorſitze des Gewerbe-Raths der Regierung. 
5) Es findet eine Preisvertheitung für die ausgezeichne⸗ 
teften Fabrifate, in goldenen, filbernen und ehernen 

Denkmuͤnzen beftehend, Statt; auch beauftrage Ich 
Sie, Mir demnaͤchſt diejenigen Gewerbtreibenden zu 
höheren Auszeichnungen namhaft zu macen, melde 
durch weſentliche Berbeflerungen in der Fabrikation 

und ausgezeichneten Berrieb ihres Gewerbes, einen bes 
deutenden Einfluß auf das Wohl der Provinz und den 
Abſatz an Fabrikaten geübt haben. 

6) Die Preisversheilung geſchieht auf den Apsfpruc eis 
ner Commiſſion von funfzehn Mitgliedern, welche hier 
in Berlin zuſammen tritt, wid deren Ernennung Ich 
Ihnen überlaffe. Auch beſtimmt diefe Commiſſion, 
welche Kabrifate eine ehrenvolle Erwähnung verdienen. 
Der Ausſpruch diefer Lommiſſion wird öffentlich bes 
fannt gemacht. | 

7) Fuͤr alle Gegenftände, welche für preiswürdig oder 
einer ehrenvollen Erwähnung werth erkannt worden 
find, werden Die Transportkoſten erſetzt. 
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— daß fle gerade zu ſolchem Preife aus 

der erſten Hand ‚geliefert werden koͤnnen. — 

Was die Haupt-Fabrikation einer Provinz iſt, if 
vorzugsmeife für die Ausftellung geeignet: 
Nichtsdeftomeniger find —8* egenſtaͤnde des Luxus, oder 

Fabrikate, bei welchen, weil ſie in das Kunſigebiet 

einſchlagen, der Preis der Arbeit den Fabrikpreis ſo 

ſehr erhoͤhet, daß ein gemeiner Gebrauch derſelben 
nicht Statt finden kann, von der Ausſtellung keineswe⸗ 
ges ausgefchloffen, vielmehr verdient das Beftreben der 

Fabrikanten und Handwerker, ihren Arbeiten eine Boll: 

kommenheit zu geben, welche fie dem Kunftwerfe naͤ— 
hert, Anerkennung von Seiten des Staats, 

0 3) Die von den Randräthen, oder den die Gewerbes 
"Polizei der größeren Städte Bearbeitenden Behörden 
einzufendenden Nachweiſungen, follen mit einer lau i 
fenden Nummer verfehen ſeyn, den Namen des Zabris 

‘  Panten, die Benennung des Fabrikats enthalten, und 

“  zugleih Anzeige der Ausdehnung des Gewerbes, Ars 
beiterzahl, Abfegörte, Utfprung, und Preis des rohen 
Materiald oder Halbfabrifatg, welches verarbeitet wird, 
‚gewöhnlicher unzweifelhafter Verkaufspreis des Fabri⸗ 

kats aus der erſten Hand. | 

In ſofern techniſche Verbeſſerungen des Gewerbes 
gewuͤnſcht werden, ſind die Antrage gleichzeitig darauf 
zu richten. 

u 4) Die Regierungen werden bei- der Ernennung der 
Eommiffion dahin fehen,. daß. fih in der Commiſſion 
‚wenigftens ein Sachverſtaͤndiger für jeden ..der. Haupt: 
Fabrikationspreiſe der Provinz finde. 

Von denjenigen Gegenſtaͤnden, welche ſie fuͤr die 
National⸗Ausſtellung geeignet hält, fertigt die Regie⸗ 
rung ein Berzeihniß, nach Anleitung der ihr zu 3. 
überfendeten Materialien, und giebt den Nachmweifune 
gen die möglichfte Vollftändigfeit. 

Berlin, den 14. Juni 1821. 

Minifterium des Handels, 
Graf v. Buͤlow. 
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Mefeript der Königl. Minifterien des Handels und des 

Snnern an die, Könige. Megierungen zu Liegniß und 

‚Stantfurt an der Oder, den Detailhandel der Juden 
auf Sahrmärften berreffend. 





Da das Koͤnigl. Saͤchſiſche Mandat vom 16, Auguft 
1746. $. IX. ausdrüdlih nur den auswärtigen Juden 
den Detailhandel auf Fahrmärften verbietet, von den N. N. 
in Calau aber, in deren Angelegenheit die König. Regie⸗ 
rung unter dem 16. Februar d. %, berichtet hat, darüber 
wiederholentlich Befchwerde geführt worden ift, daß diefes 
Verbot auch auf fie ausgedehnt werde, fo finden die unıees 
zeichneten Minifterien fich veranlagt, die Königl. Regierung 
hiemit eins für allemal anzureifen, allen Juden, welche in 
irgend. einem Theile des Herzogthums Sachſen wohnen, 
gleichviel, ob fie den Wohnfig duch ausdrückliche Eoncefs 
fionen oder durch ſtillſchweigende Duidung erlangt haben, 
den Detailhandel auf Jahrmaͤrkten zu geftatten. 

Berlin, den 7. Mai 1821. 

Minifterium des Handels. Meinifterium des Innern. 
v. Buͤlo w. | v. Schuckmann. 


Abſchrift dieſer Verfuͤgung an die Koͤnigl. Regierung 
zu Frankfurt an der Oder auf Ihren Rs vom 16. * 
hruar d. J. zur Nächricht. 
Berlin, den 7. Mai 1821. | F 
Miniſterium des Handels. Miniſterium des. — 
v. Buͤlow. v. Schuckmann. 





559 


42. 
Mefeript der Könige. Minifterien des Handels und des 
Innern an die Königl. Regierung zu Sranffurt an der 
Diver, das. Verfahren bei Erörterung der Entſchaͤdi⸗ 
gungs: Anfprüche wegen des aufgehobenen Mas 
jwanges betreffend. | 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 15, 
v. M., betreffend die Ahr zur Nachachtung mitgetheilte 
von der Regierung zu Potsdam entworfene Inſtruktion für 
die Pandräthe, in Betreff des Verfahrens bei Erörterung 
dee Entſchaͤdigungs-Anſpruͤche megen des aufgehobenen 
Mahljmanges, eröffnet, daß es bei der von Ihr gefchils 
derten Lage der. Sache für jegt allerdings nicht weiter ers 
forderlich fcheint, den Gegenftand durch eine allgemeine. $ns 
firuftion für die Kreis: Behörden des dortigen Regierungs: 


Bezirks von Neuem aufzuregen, indem es vielmehr Hins 


reicht, wenn in den einzelnen noch weiter vorfommenden 
Sällen, wo es nöthig ſcheint, das Verfahren der" Kreisbes 
hörden, nah Inhalt der gedachten Fnftruftion, unter den 
von der Königl. Regierung für zuläffig erachteten Modifis 
kationen ergänzt und berichtigt wird. 
Speciell wird der Königl. Regierung übrigens Nachſte⸗ 
hendes zu erkennen gegeben: BET | 
1) Das von Ihr ‚wegen Abnahme des Zeugeneides aufs 
geworfene Bedenken erfcbeint unerheblih. Die Frage: 
ob Zeugeneide nothwendig von gerichtlihen Behörden 
abgenommen werden .müflen? kann hier im Allgemeinen 
unerdrtert bleiben. Die Prüfung der Entſchaͤdigungs⸗ 
Anſpruͤche der Inhaber aufgehobener Bannrechte ift aber 
den Gerichten entzogen, und den Verwaltungs: Behdrs 
den übertragen. f£eteren hat die Verordnung vom 15. ' 
September 1818. 6. 7. bloß nachgelaſſen, aber 
feinesweges zur Pfliht gemacht, zu den Bemeisaufs 
nahen 2c.- Juſtizbeamte zuzuziehen. Es kann daher 
aar keinem Zweifel unterliegen, daß die Vermaltungss 
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Behörden, fofern fie von-jener Nachlaflung Feinen Ges 
‘ brauch machen wollen, in dieſem Falle die Zeugeneide 
felbft anzunehmen befugt find, und daß es zu deren 
Giltigfeit der Zuziehung einer Gerichtsperfon nicht 
notwendig bedarf. Ä 
1.2) Iſt der in der fraglichen Inſtruktion dem Müller zur 
Begruͤndung feines Entſchaͤdigungs-Anſpruches aufer⸗ 
legte Nachweis, daß die Zwangsgaͤſte ohne fein Ber: 
ſchulden ausgeblieben find, allerdings hinreichend; mes 
nigftens berechtigen die Vorſchriften der "Verordnung 
vom ı5. September 1918. nicht, hierüber hinauszu⸗ 
ehen. J 
Am wenigſten verpflichten ſie den vormaligen Inha⸗ 
ber einer Banngerechtigkeit zu einer ſolchen Beweisfuͤh⸗ 
rung, tie die Koͤnigl. Regierung vorſchlaͤgt. Da es 
nun unftatthaft ift, Anfowderungen an die Provocanten 
zu machen, melde in dem Gefeg nicht begründer find, 
fo muß es bei der angeführten Beftimmung der ns 
ſtruktion fein Bewenden behalten. 
3) durch die Naclaffung des Beweiſes über den durch 
die Aufhebung der Banngerechtigkeit erlittenen Ausfall 
am Gemahl mittelft Erforfhung des präfumtiven Der 
bit, auf die in der Inſtruktion näher angegebene Weife, 
“ Haben die unterzeichneten Minifterien auf einer Seite 
- der Nothiwendigfeit, da viele,ehemalige Zwangs: Mahl: 
gaͤſte, oder wohl gar ganze Ortſchaften von der Bann⸗ 
Mühle wegmahlen, fofern auf Abhdrung der Weg: 
mahlenden provoeirt wird, eine gar zu große Zahl von 
Menſchen vernehmen zu müflen, welches ohnehin fels 
ten zum Zweck führen dürfte, vorbeugen, auf der ans 
deren Seite aber eine Erleichterung in die Beweisfühs : 
tung legen wollen, wodurch der Fiskus niemals benach- 
theiligt werden fann, weil ed ficd alsdann nur davon 
handelt, ein Minimum des Debits auszumitteln, 
welches die mwirflicde Eonfumtion nicht uͤberſteigt. Eben 
deshalb iſt die Nachlaſſung mit den Vorſchriften der 
mehr genannten Verordnung auch wohl vertraͤglich. 
di \ - — 4) 


{ 
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4) Bon der fruͤher ausgeſprochenen Anſicht: 
daß in den Jahren 1796. bis 1805. nur das Zwangs⸗ 
gemahl ad computum kommen koͤnne, | 
Find die Minikterien zusäcgefommen, meil nad F. 2, 
der Verordnung der Debit-Cindistincte ) folglich: der 
ganze Debit, mit Einfluß des’ Freigemahls,: währe 
send beider Perioden nachgewieſen werden foll; Ze 
Berlin, den 13. März 18aL.: , ©... | 
Minifterium des Handels. :. Minifterium des Innern, | 





v. Bülow. v. Schugmanu. F 
V. | 
E:unlitw or cin 

| A; | 5 


Chriſtliche Religions Verwandte, | 
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Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre *), wegen Veränderung ber 
‚ Benennung: Proteftanten :c, in Evangelifche. :c, 





Die Benennung: Proteftanten, proteftantifche Religion, ' 
für die Bekenner und. das Bekenntniß ber evangelifchen . 
Lehre, ift Mir ftets anftößig geweſen; fie gehört der Zeit: 
an, in welcher fie auffam. Das, evangelifche Glaubenss 
Bekenntniß gründet ſich lediglich auf die heilige Schrift, 
der Name muß alſo davon ausgehen. Im gemeinen Leben 
laͤßt ſich eine alt gewordene Benennung ſchwer vertilgen, 
im Geſchaͤftsſtyl aber, bei der Cenſur von Druckſchriften 
und der oͤffentlichen Blaͤtter ſoll darauf gehalten werden, 
die Benennung: ME 
evangelifch, ftatt proteſtantiſch — Evangelifhe, ftatt: 
Proteſtanten, | | —F | 
9) Bon Selten des Königl. Minikeriums des Innern und der 
Polizei unterm 9. Mat 1821. fämmtlichen, Königl. Oberpräfis 
dien zur weitern Verfügung, Behufs der erforderlichen Anmweis 
fung der Beitungss@enforen, abfchriftlich misgetbeilte - 
Annalen IL, Heft agar, : 5 & 3 
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zu gebrauchen, weil eben dadurch der alte unpafende Name 
nach und nah verſchwinden wird. 

Das Staats: Minifterium hat demgemaͤß, jeder Depar: 
tements»Minifter in feinem Reſſort, dieſe Anmeifung zu 
befolgen und befolgen zu laſſen, hauptſoͤchlich aber die Een; 
foren..der Sruckſchriften uud der ge Blätter 2 
zu inſtrairen.. ı 

Breit, den 3 April isar. 2 

| Friedrich witheim 


das Be) miniterium. — 
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Circular⸗Verordnung des. Koͤnigl. Miniſteriums ber 

geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten 

an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, wegen der Befug—⸗ 

niß der Civil; Prediger, auferordentlichen — 
‚für bas Militair zu halten. 





Des adnige Majeſtaͤt haben mitteif Auerhöchter Ca⸗ 
binets-Ordre vom 10; d. M. zu beſtimmen geruht, daß es 
den hoͤhern Militair-Befehlshabern geſtattet ſeyn ſoll, wie 
die. Militair-Prediger, fo auch die Civil: Prediger, welche 
bei den ihnen untengeordneten Truppen die kirchlichen Hands 
lungen verfehen, unter eigener Verantwortlichkeit zu veran⸗ 
laffen, ber befondern Gelegenheiten außerordentlichen Got: 
tesdienft für das Militeiv nach den vergeſchriebenen kirch⸗ 
lichen Formen zu halten, 

Die Koͤnigl. Regierung wird daher beauftragt, hier⸗ 
nach ſewohl die Miltair-Prediger, wie die als Militair⸗ 
Prediger fungirenden Civil: Geiſtlichen in Ihrem Bezirke u 
inſtruiren. 

Berlin, den 17. Mai 1821. 

Muuſterium der Geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medi⸗ | 
cinal⸗ — heiten. 
v. Altenftein, 
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Eircufar Reſcript bes König. Minifteriums ber geift: 
lichen, Unterrichts. und Medizinal: Angelegenheiten an 
fammtliche Königl. Megierungen, die von Civilpredi⸗ 
gern für Militairperfonen zu übernehmenvden Firchlichen 
"5 Handlungen betreffend. Bi 


1 * 
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By et RR EEE 5 DB } on, 
Das vormalige Kriegs s Eonfiftorium' Hat unterm 12. 
Auguſt 1787. ſaͤmmtliche Feld⸗ und Barnifonprediger- ans 
gewieſen, die Dimiſſorialien zu Taufen oder Trauungen bei 
Perſonen von ihren Gemeinden außerhalb ihrer Garniſonen, 
wenn folde an Drten gefchehen follten, mo ſich ein Feld: 
oder Garnifonprediger befände, nur auf diejen, nicht aber‘ 
auf einen Civilgeiftlichen auszuftellen. Auf den Grund dies 
fer. Verfuͤgung, und in der irrigen Vorausfegung, daß 
— noch jetzt befolgt werden muͤſſe, haben neuer⸗ 
lie einige Mititairprediger fih für -befugt gehalten, alle 
Militairperfonen, welche in dem Garnijonorte der Erfteren 
kirchliche Handlungen auf ein Dimifforiale ihres betreffens 
den Divifionss oder: Garnifonpredigers verrichten  laffen 
wollen, al® zu ihrer Gemeinde gehörig ini Anſpruch zu neh: 
men, und dem zu Kolge zu verlangen, daß, falls der vor: 
zunehmende Actus einem Civilgeiftlihen übertragen werden 
folle, darüber mit ihnen zuvor ein Abfommen getroffen, 
und. ein anderweitiged Dimifforiale geldfer werden muͤſſe. 
Dieſer Anfpruch ift aber eben fo unbegründet wie unſtatt⸗ 
haft, da die vorgedachte Beftimmung des ehemaligen Kriegs⸗ 
Eonfiftoriums weder in das Allgemeine Landrecht, noch in 
das MilitairsKicchens Reglement vom 28. März 1811. aufs 
genommen ift, es auch Hart feyn würde, Militairperfonen, 
die,’ mit einem Dimifforiale ihres Parochus verfehen, an 
einem andern Drte einen kirchlichen Aft von einem Civil⸗ 
prediger verrichten zu laffen wünfhen, noch zu Beſchaffung 
eines zweiten Dimifforiald von dem dortigen Militairgeiftlis 
een’ zu verpflichten. | 
: +- Die Königl, Regierung wird daher TIER ſowohl 
| 2 


/ 
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die Militair- wie die Eivilprediger ihres Bezirks dahin an; 
zumeifen, ‘daß die von den erſtern zu ertheilenden Dimiflos 
rialien ganz allgerhein auf jeden zu dem betreffenden kirchli⸗ 
chen Handlungen berechtigten Geiſtlichen auszuſtellen find, 
und es dann lediglich von der Wahl desjenigen, ‚der das 
Dimiſſoriale erhalten hat, abhängt, ob er den fraglichen 
Aet von einem Civil⸗ oder von einem Militairgeiftlihen till 
verrichten laffen. Das Militaie ift hievon Seitens des 
Koͤnigl. Kriegs⸗Miniſteriums in Kenntniß geſetzt worden. 
Berlin, den 14. Juni 1823. 7 
Miniſterium der Geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medi⸗ 
cinal⸗ Angelegenheiten. Der 
| v. Altenſtein. 





Circular⸗Reſeript des Koͤnigl. Miniſteriums ber geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts: und Medizinal-Angelegenheiten ai 
ſaͤmmiliche Königl. Regierungen, wegen des WBeitritts 
zur Union von Seiten der pro Ministerio: ges.‘ 
prüften und ins Predigtamt befürderten: 2°’ 
reformirten - Candidaten. — 





Der Koͤnigl. Regierung wird hierdurch bekannt ge⸗ 
macht, daß die Conſiſtorien angewieſen worden, die Ber 
richte über die pro Ministerio geprüften und ins Predigt 
amt beförderten reformierten Candidaten in Zufunft unmit⸗ 
telbar nach gefchehener Prüfung und Anſtellung einzureis 
“ den, auch dabei zu bemerfen, ob. der Geprüfte oder Ans 

geftellte der Union beigetreten ift, oder, wenn er dazu feine 
Gelegenheit gehabt, Fein Bedenken trage, derfelben beizu⸗ 
treten. In Anfehung der geprüften ‚Iutherfchen Candidaten 
hat das Eonfiftorium über diefen Umftand den Regieruns 
gen, von denen die Anftellung derfelben oder die. ‚Beftäti- 
‚gung der Anftellung abhängt, Anzeige zu machen, ‚damit 
die Regierungen bei der Befegung der Pfarcftellen „wenn 
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die Gemeinen nichts: dagegen einzuwenden haben, wovon 
fi jedoch die Regierungen verfichern müflen, die der Union 
Beigetretenen ohne Rüdfiht auf bie befondere Confeffion - 
anftellen koͤnnen. 

Derlin, den 8. März 1821. 
- Mtißerium ve geiftlihen, Unterrichts s — Medi⸗ 
@nal» Engetegeribeiten. 
| v. Altenſtein. 





m 
Publikandum ber Rönigl. Regierting zu Arnsberg, die 
Ausübung der pfarramtlichen Handlungen bei nicht ein: 
gepfarrten Einwohnern in dem Pfarrbezirfe und bie 
dafür zu entrichtenden Stolgebühren betreffend. 





Da vermöge einer Allechöcften Kabinets-Ordre vom 
24. Mai 1809. Stolgebühren, welche von Fatholifchen Glau⸗ 
bensgenoflen an evangelifhe Eivils Pfarrer entrichtet werden 
mußten, gänzlich dufgehoben find, und nach diefer Beſtim⸗ 
mung in allen ähnlichen Fällen verfahren werden foll, und 
da gemäß einer Verfügung des Koͤnigl. Minifterii der geifts 
lichen Angelegenheiten gedachte Allerhöchfte KabinetssDrdre 
auch in hiefiger Provinz ihre Anwendung erhält; fo wird 
hierdurch ſowohl Für die Graffchaft Marf in Beziehung 
auf die während dey Zwifchen- Regierung von dem Groß: 
herzogl. Bergiſchen Minifterio des Innern erlaflene Ver⸗ 
ordnung vom 25. December 1811. als auch für die uͤbrigen 
Theile unferes Regierungs: Bezirks Nachfolgendes feftgefegt: 

6.1. Glaubensgenoſſen (evangeliſche oder katholiſche) 
welche bereits bei einer Pfarrei ihrer Confeſſion eingepfarrt 
find, Haben nur dem Pfarrer und den Kirchendienern ihrer 
Eonfeffion die herkoͤmmlichen Stolgebühren für die von dens 
ſelben verrichteten pfarramtlichen Handlungen abzutragen. 

$. 2. Einzelne Glaubensgenofien und Zamilien, welche 
in ihrem Wohnorte oder in dem Kirchſpiele, worin fie les 
- ben, feinen Pfarrer oder Geiftlichen ihrer Eonfefflon haben, 
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und ſich noch nicht on eine benachbarte. confeffionsvertwandte 
Kirchengemeinde mit) Genehmigung der. geiftlichen Dbern 
angefchloflen haben, find, bis eine ſolche Wahl: erfolgt ſeyn 
wird, berechtigt, fich zu ihren privatpfarramtlichen Hand⸗ 
lungen, als da find Taufen, Trauungen, Krankenbeſuche, 
Communionen. und Begraͤbniſſe, eines benachbarten Geiſtli⸗ 
chen ihrer Confeſſion, ſowohl in ihrem eigenen als in deſſen 
Wohnorte zu bedienen. Dieſer Geiſtliche wird forthin ſo 
lange als ihr Pfarrer betrachtet, - bis höheren Orts eine 
‚andere Einrihtung der Pfarreian beftimmt feyn wird. 
$. 3. Auch ganze Communen, melche noch zu feiner 
- Kirchengemeinde ihrer Eonfeffion. gefchlagen find, Halten. fi 
für obengenannte pfarramtlihe Handlungen, nad getroffe⸗ 
ner gegenſeitiger Uebereinkunft, gemeinſchaftlich zu. einem 
der nächften Pfarrer oder Geiſtlichen ihrer Confeſſion, der 
nur fo lange ihr Pfarrer bleibt, bis die höhere Behoͤrde 
eine Abänderung genehmigt, oder die Köfung diefes Pfart⸗ 
verbandes bei einer neuen KirchensDrganifation verfügt * 
ben wird. 
$. 4. Gedachter Geiſtliche, welcher —— 2. — 

mit Glaubensgenoſſen feiner Confeſſiion, die außerhalb ſei⸗ 
ner Parochie leben, in eine Pfarrverbindung getreten iſt, 
hat davon mit Bezeichnung der Namen und der Mohnörs 
ter folder Glaubensgenoffen, vie. Anzeige bei ung zu, ma 
en, -und unfere Genehnigung für jene. Pfarrverbindung 
einzuholen, welche ‚dann. auch fuͤr den Nachfolger jenes 
Pfarrers bis zu anderweitiger höherer, Entſcheidung * 
hen bleibt. 
. 5. Rein Pfarrer oder Geiſtlicher darf die im $. 2. 
3. und 4. ausgeſprochene Freiheit fremder in feiner Paros 
ie lebender Glaubensgeneffen, die nicht feiner Confeſſion 
find, ftören oder ihnen ‚ferner für. ihre, nicht von ihm ver— 
langten noch. vollzogenen pfarramtlichen . Handlungen Stoi⸗ 
gebuͤhren abfordern. Dieſe werden nur demjenigen Pfarcer, 

der ſolche verrichtet hat, nach ſeeien. wehlelſeiuiger Ueber⸗ 
einkunft verguͤtet. 

§. 6. Ale einzelne Glaubensgenoſſen und Familien, ſe 

wie die in ‚ganzen. Sommunen, welche ſich aus dem im 
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$. 2. und 3. angefühtten Grunde eines benachbarten Seels 
forgers ihrer Religionspartei bedienen, find aleichwohl vers 


pflichtet, fo lange fie nicht definitiv irgendwo eingepfarrt 


find, vor ihren Verchelibungen das Aufgebot in’ derjenigen 


Kirche der andern Eonfeflion, wohin ihr Wohnort gehört, 


zu bemerfftelligen und die diesfällige Befcheinigung (den 
Losbrief) von dem Drtspfarrer beizubringen. Auch müflen 


die Geburten, Taufen, Trauunaen und Eterbefälle der Ih⸗ 


rigen dem legtgedachten Pfarrer ihres Wohnorts oder Kirchs 


ſpiels, welcher die Kirchenbuͤcher führt, gehörig angezeigt 


werden. 
$. 7. Derjenine benabbarte Geiftfihe, welcher bei fols 


Ken wneingepfarrten Glaubensgenoſſen die, vorgenannten 


pfarramtlichen Handlungen verrichtet, ift nämlich verbunden, 
ſolche nicht nur felbft in feine Kirchenbuͤcher einzutragen, 


‘fondern davon auch ordnungsmäfige Zeuaniffe zum Behuf 


der Einzeihnung in die amtlichen Kirchenbücher derjenigen 
Gemeinde, in welcher jene Glaubensgenoſſen ihren Wohnfig 
haben (auf Kreipapıer, und zur Verhütung des Mifbrauchs 
zu andern Zwecken, mit der am Rande beijufügenden Bes 


merkung: „Zur Berichtigung der Kirchenbuͤcher zu N.“), 


unentgeldfich auszufertigen,, und fpäteftens 8 Tage nach jes 
dem Quartalſchluſſe dem Bezirfspfarrer frei mitzutheilen. 
— In diefen Zeugniffen ift, gleichwie im Kircbenbuche, das 


dern auch mit Buchftaben auszudrücken, und die Zeugniffe 
ſelbſt müflen mit dem Kirchenfiegel beftätiget werden. 

6,8. Eben fo ift derjenige Pfarrer, welcher in feinem 
Kirchſpiele die amtlihen Kirchenbücher führt, verpflichtet, 


die ihin durch jene Zeugniffe beglaubigten pfarramtlihen 


Handlungen mit Bemerfung des Orts, mo, und des Geift- 


Datum, worauf es anfommt, nicht bloß mit Zahlen, fons- 


lichen, durch welchen fie vollzogen find, auf befondere hierzu 


zu beftimmende Blätter feiner Kirchenbuͤcher forgfältig einz 
zutragen, und die gedachten Zeugniffe in feinem Pfarr: 
Yrcbive aufzubewahren. — Er hat aber. folhen ihm bloß 
angezeigten Parocial: Akten feine an die von ihm felbft 
vollzogenen Handlungen ſich anfchließende fortlaufende Num— 
mer in feinen Kirchenbuͤchern zu geben, auch dieſelben nicht 


— 
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in die nach: dem’ Jahresſchluß einzureichenden gewoͤhnlichen 
. £iften aufzunehmen, —— 
$. 9. Kür die Eintragung jedes bloß angezeigten Akte 
in die Kirchbenbücher werden demjenigen Pfarrer, welcher 
feine Stolgebühren mehr für eine ſolche amtlihe Handlung 
empfängt, 3 gGr. Schreibegebühren bemilligt, welche von 
dem den Aft verrichtenden Geiltlihen zugleich mit feinen 
Eigenen Gebühren einzuziehen, und vierteljährig mit den 
ı Nachmeifungen der vorgefommenen Fälle jenem einzufens 
den find. ; Ba 
$. 10. Die Beerdigungen der fremden Glaubensgenoſ⸗ 
fen gefchehen in der Regel, wenn nämlich nicht fie felbft 
oder ihre Angehörigen eine andere Wahl getroffen haben, 
allemal aber, wenn fie an einer anſteckenden Kranfheit ges 
ſtorben find, ohne Beruͤckſichtigung ihrer Confeffion, auf 
dem DBegräbnißplage derjenigen Gemeinde, in deren Be 
zirke die Todesfälle erfolgt find, gegen Entrichtung der ge 
mwöhnlihen Beerdigungsgebühren. Hierdurch ermächft aber 
dem Drtöpfarrer und den übrigen Kirchenbedienten fein 
Anſpruch auf Gebühren für Feierlichkeiten, die nicht von 
ihnen zu vollziehen verlangt werden. Nur der zugezogene 
benachbarte Pfarrer von der Eonfefliofi des zu Beerdigenden 
Tann folche fordern, wenn er gleich die Beerdigungss &ere 
monie nach den Gebräuchen feiner Kirche nur im Sterbe 
haufe, und nicht auf dem der andern Religions-⸗Geſellſchaft 
eigenthümlich zugehörigen Kirchhofe verrichtet. 
$. 11. In Abſicht des Militairs wird durch obenge 
dachte Allerhöchfte Cabinets-⸗Ordre und demnach durch diele 
Verordnung in der Verfaflung und in den Befugniffen der 
Militairprediger nichts abgeändert. 
$.ıR. Wir erwarten eine genaue Befolgung diefer- Ver 
erdnung, und insbefondere mwechfelfeitige chriftlihe Duldung 
und freundliches Entgegenfommen, wovon das Gegentheil 
nach Befinden ſtrenge geahndet werden wird. — Die dr 
treffenden geiftlihen Vorgeſetzten und die Königl. Landraͤthe 
werden angewieſen, wider Verhoffen vorkommende Ueber⸗ 
tretungsfaͤlle alsbald zur Anzeige zu bringen. 
Arnsberg, den 13. April 1821. — 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 
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Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Stralſund, 

uͤber das Anzuͤnden der Altarlichter vor dem Beginne 

des Gottesdienſtes, ſo wie das Ausloͤſchen derſelben 

und das Wegbringen der heiligen Geraͤthe 


von den Altären. « 





Da es fi gesiemt, daß Alles, was mit der Feier dos 
‚Öffentlichen Gottesdienftes in Verbindung fteht, vor dem 
Beginne deffelben in Ordnung gebracht werde, e8 auch nur 
für unſchicklich und die Andacht der Gemeinden ftörend ge: 
halten werden fann, wenn die Küfter, welchen vermöge ıhs 
red Amtes obliegt, fo wie bei allen öffentlichen Amtsvers 
rihtungen der Prediger überhaupt mit gegenwärtig zu feyn, 
fo, au während der Predigten ftetd in den Kirchen zu 
bleiben, ſich während der Predigt entfernen, um Licht zw 
Holen, und hernach, entweder indem noch gepredigt, oder 
indem das allgemeine Kirchengebet gehalten wird, und die . 
kirchlichen Sürbitten und Danffagungen. gefchehen, an den 
Altären mit Kerzen umbergehen, oder wohl gar in diefelben 
Hineintreten, um die Altarlichter anzuzüunden, fo fegen wir 
bierducch feft, daß von nun an in allen Kirchen unſers 
Regierungs: Bezirfs die Altarlichter, fo wie es am Chars 
freitage und an dem Tage der Erinnerung an die Berftors 
benen gefchieht, vor dem Beginne des Vormittags s Gottess 
dienftes angezündet werden muͤſſen, und machen nur diejes 
nigen Tage eine Ausnahme, an welchen aus Mangel an 
Sommunifanten Fein Abendmahl gehalten wisd, mithin 
überall feine. Lichter auf den Altären angezuͤndet werden, 
Es verfteht fih indeß von felbft, daß, fo wie die Alters 
höcften Verordnungen es vorfchreiben, an den obengedachs 
ten beiden kirchlichen Seiertagen die Lichter auf den. Aftäs 
ven während des ganzen Gottesdienftes brennen muͤſſen, ſo⸗ 
wohl des Bormittags, wenn: auch Feine. Feier des heiligen 
Abendmahls gehalten werden ſollte, ald auch des Nachmit⸗ 
sag. Unſchicklich ift es auch, wenn, ‚wie es gleichfalls in 
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einigen Gemeinden zu gefcbehen pflest, die Küfter oder ans 
dere Kirchenbediente, noch ehe und bevor die ganze ver 
fammelt gewefene Gemeinde fi entfernt hat, ſich in die 
Altäre beaeben, um die Lichter wieder auszulöfcben, und die 
heiligen Geräthe wieder fortzunehmen, und darf auch die 
fes fortan nicht: mehr verftattet werden. Die ſaͤmmtlichen 
Pfarrer, als Leiter und nächfte Auffeher des Gottesdien⸗ 
fies in, den ihnen anvertrauten Gemeinden, machen wir das . 
für verantwortlich, daß diefer unferer Verordnung in allen 
ihren Theilen von den ihnen untergebenen Küftern nachge⸗ 
febt werde; den Küftern aber befchlen wir, ihren Pfarrern, 
gegen welche fie, als Untergebene, überhaupt Gehorfam zu 
‚ üben verpflichtet find, auch hinfichtli des ganzen Inhalte 
diefer Verordnung ſchuldige Folge zu feiften. Im Fall, daß 
dennoch ein oder der andere Küfter fi) Uebertretung diefer 
Verordnung erlauben follte, haben die Pfarrer’ es ſogleich 
den Superintendenten der betreffended Synoden anzuzeigen, 
damit auf die durch diefe an uns abzuftattenden Berichte, 
wir das Weitere zur Beftrafung der Ungehorfamen verfüs 
gen fünnen. | 

Stralfund, den 9. Mai 1821. | 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 


Publikandum der Koͤnigl. Negierung zu Arnsberg, bie 
Taufe der Kinder im Haufe der Eltern betreffend. 





Es find uns jüngft amtliche Verhandlungen wegen eis 
nes im Monat Januar d. %. von einem Filialorte in Die 
eine halbe Stunde davon entfernte Mutterfirche zur Taufe 
gefchichten , unterweges aber geftorbenen Kindes mitgetheilt 
worden. | SE 
Zur Verhütung gleicher Ungluͤcksfaͤlle, und jeden be— 
ſorglichen Natheils für Grfundheit umd Leben der Taͤuf⸗ 
lioge, finden wir uns veranlaßt, die wegen: dieſes Gegen⸗ 
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ſtandes beſtehenden vaenanoen ur Befolgung: Hemer 
Erinnerung gu bringen. 


Die Großherzoglich Heſſiſche Verwedaung vom ZT; Ja⸗ 
nuar 1809., weiche für die edangellſchen Kirchen in demn 
Herzogthum Weſtphalen und in den Grafſchaften Wittgen⸗ 
ſtein noch geſetzliche Kraft hat, beſtimmt, daß 

1) in den gewoͤhnlich kaͤltern Monaten, December, as 
nuar und Februar, die Taufe der Kinder insgemein 

“und ohne unterſchied, wenn es die Eltern verlangen, 
in Privathaͤuſern ertheilt, und eben dies auch in den 
andern Monaten, bei etwa beſonderer — beo⸗ 

bachtet 5⸗— 

2 in Zukunſtft dje Filialiſten nicht mehr — ſeyn 
ſollen, ihre Kinder in die Mütterficche über Feld zur 
Taufe zu tragen, fondern daß alle neugeborne Kinder 
in ihren Geburtsorte von den Seelſorgern getauft 

werden ſollen, und daß 

3) die Seelſorger ſich bei jeder kalten Witterung des ge⸗ 

= f waͤrmten Waſſers zur Taufhandlung bedienen ſollen. 


Das Erzhifcoͤfliche General: Bicariat hat unterm 9. 
December defielden. Jahres durch die Lands Dechanten an 
ſaͤmmtliche Piarrer der katholiſchen Kirchengemeinden ‚im 
Herzegthum Weftphalen die Verordnung erlaflen, „daß fie 
ſich bei rauher ſtuͤrmiſcher Witterung und ſtrenger Kaͤlte, 

an fie von den ‚Eitern ‚darum ‚erfucht werden, : nicht bes 
j —— zeigen follen, die Taufe in dem Hauſe des neu⸗ 
gebornen Kindes vorzunehmen. | 


Sollte. diefe Verordnung nicht nach Vorſchrift uͤberall 
von den Kanzeln verkuͤndigt worden ſeyn, fo haben die 
Land-Dechanten ſolche den Pfarrern in ihren, Bezirken bes 
ſonders bekannt zu nahen.’ So lange, bis die Stolgebühs 
ven näher beſtimmt ſeyn werden, muß es zwar bei "dei 
bisherigen Obſervanz verbleibeng”es ift aber billig, daß die 
Pfarrer und die Rüfter: für: die außergewoͤhnliche Muͤhe bei 
Houstäufen ime Ort und uͤber Land — wie) im den hier 
wiche: genannten Landestheilen anſers Verwaltungs⸗Bezirks, 
wo dien Haustaufen ſchon⸗ Angſteeingefuͤhrt und zulaͤſſig 


u, 
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find, geſchieht — eine — Verguͤtimg erhalten; 
nu. die betteffenden Eltern zu leiften mn find. 
Arnsberg, den: 29. Mai: 1821. 
-  Königl. Preuß. Regierung. 
Sch Abtheilung. 





"0, Ä ER J 
Pobltondum der. Konigl. Regierung zu Danzig, we⸗ 
* — er en der SE 





Die Mennoniten im Departement der hieſigen Regie 


Eng. haben ſich bisher nicht durch den Pfarrer der Kirche, 


zu welcher die Spangelifchen ihres, Wohnorts gehören, fons 
dern in ihren Bethaͤuſern duch ihre. Lehrer aufbieten lafr 
fen. Dies ift aber der geſetzlichen Berfaflung zuwider. 
Denn, wie $. 130. Zit. 1. Th. 2. des Allgemeinen Lands 
rechts wohl auf die Vollziehung einer vollgüktigen Ehe zwi⸗ 
ſchen Genoffen des mennonitifhen Glaubens durch die 
Trauung angewendet werden kann, Auf das Aufgebot aber, 
das vor der Trauung hergeben muß, und Fein geiftlider 
Act, fondern eine Handlung ift, welche der Geiſtliche Eraft 
ihm von ‘Seiten des Staated gemordener Anmeifung dazu 
verrichtet, Feine Beziehung Hat, fo fol. auch nach $. 139. 
und 140. 1. c. das Aufgebot‘ in der Kirche, und jwar in 
der Parochials Kirche beider Verlobten, vor ſich gehen und 
von dem Pfarrer verrichtet werden; die Mennoniten haben 
äber, nach $. 17. 18: 1. c., feine Kirchen, feine zum oͤf⸗ 
fentlichen Gottesdienfte beftimmten und vom Gtaate dazu 
privilegirten Gebäude, fondern nur Bethäufer, wie nad 
$. 22. 1. c. nur Privats,Gotresdienft,; eben fo wenig eigene 
Darochieen (m. f. 4. 237. Tit. 11. h c.), ſondern gehös 
ren zu der Parochie der Evangeliſchen ihres Wohnorts, da⸗ 
her fie auch die, Geburten, Trauungen und Begraͤbniſſe bei 
dem Pfarrer derfelben zw, Eintragung in die Kirchenbuͤcher, 
anzeigen müflen, und fo auch Feine eigenen Pfarrer. (m. ſ⸗ 
$. 318. 1. c.) abe nur ‚Lehrer, die, weder unter Auf— 
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fit. des Staates von. Seiten ‚ihrer: Amts-Tuͤchtigkeit ges 
prüft, noch vom Staate .beftätiget, nicht für öffentlich ans 
geftellt: gelten koͤnnen, daher ihnen — — Atteſte 
—;* nicht geſtattet iſt. 

Demnach weiſen wir die —*—5 Religions⸗ Ge⸗ 
feltfcpaft innerhalb des Bezirks der hiefigen Regierung: hiers 
durch an, von nun, an die, Verlobte aus ihrer Mitte bes 
treffenden, Aufgebote von dem .evangelifchen Pfarrer der 
Kirche, zu welcher die Verlobten vermöge ihres Wohndttes 
gehören, verrichten zu laflen, 'ohne dadurch, daß. fie: auch 
in den mennonitiſchen Berhäufern vor ſich gehen, verhin⸗ 
dern zu mollen, die evangeliſchen Geiftlichen aber, in. deren 
Parochieen Mennoniten wohnen, bei dieſen Aufgeboten an 
die, das, Aufgebot überhaupt betreffenden, nn Bots 
ſchriften ei & zu. halten. 

‚Danzig, den 11. Mai 1821. -- 
Königl. Preuß. Regierung. 
Erſte Abtheilung. 





Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Stralſund, 
uͤber die Abſtellung mehrerer hinſichtlich der Kirchhoͤfe 
N, Ä — ——— Mißbraͤuche. 





4 


| da wir, er Zheil durch officielfe Berichterftattungen 
der betreffenden Behörden, in Erfahrung gebracht haben, 
daß, wiewohl Die Kirchenordnung unferer Provinz, Fol. 26, is 
fo, wie auch fpätere: landesobrigkeitlihe Verfügungen jich 
deutlich darüber ausfprechen,, daß die Ruheftätten der Ent: 
feplafenen nicht verunehrt werden: follen, es -auch -in der 
Natur der Sakhe liegt, daf die. die Häufer der gottesdienfts 
lichen Berehrung zunächft umgebenden Pläge und alle ‚Bes 
gräbnißgorte nicht. nur vein und fauber gehalten, fondern 
auch. von allem buͤrgerlichen Gebrauche geſondert werden 
muͤſſen, dennoch ſowohl in einigen Staͤdten, als ‚auf dem 

— Lande, die Kirchhoͤfe und. Begraͤbnißplaͤtze zu en 
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abwegigen Benutzungen, ; Als namentlich zum Trocknen det 
Waͤſche, zjum Treiben allerlei bürgerlicher Beſchaͤftigungen, 
zum Aufbewahren von Wagen, Karren, Steinen und’ 
Baumaterialien gemißbraucht werden: fo Finden wir uns 
veranlakt, nachfolgende Beſtimmungen sur allgemeinen — 
niß und Nachachtung zu erlaſſen: — 
1) Alles Aufdängen und Ausbreiten von Woͤſche und 
2° dern Dingen zum Trocknen oder Bleichen auf den 
“er Birhhöfen. und ACER ERRUN. wird a. ſtrenge 
a, unterſagt. ae 
ſEben ſo wenig Tann ee Werflattet werben; daß Bi 
gen, Karren, Schlitten, Leitern und Baumaterialien, 
lietztere moͤgen beftehen worin fie wollen, auf den Kirche 
Höfen aufbewahrt: werden, oder daß Bauholz auf dens 
ſelben zubereitet, oder fonft eine bürgerliche Handthie 
rung, fie möge Rome. haben — ii soolle, dafelbfi 
getrieben wird. | 
3) Die Pforten — hin und — beſonders in ei⸗ 
nigen Staͤdten, von den Hoͤfen der Anwohner zu den 
Kirchhoͤfen fuͤhren, ſind nur als eine beſondere Beguͤn⸗ 
ſtigung zu betrachten, und duͤrfen daher zu nichts ge⸗ 
braucht werden, was auf irgend eine Weiſe zur Ders 
unzierung, Verunreinigung oder gar: Beſchaͤdigung der 
Kirchhoͤfe Beranlaffung‘ geben Fann. Alles Wegbringen 
von Sachen duch dieſelben, befonders aber alles Hin 
merfen und Aufhäufen von Unrath, Kehricht 2c. wor 
denfelben ift daher- unbedingt unterfagt. : Auch darf 
durch diefe Pforten nicht gefahren werden, wie detin 
"überhaupt alles Fahren über Kirchhöfe nur im ſolchen 
. gällen Statt finden darf, wenn Bauten oder Repara⸗ 
turen an oder in den Kirchen ed nothwendig machen. 
Die Anlegung neuer zu den Kirchhöfen führender Pri⸗ 
vatpforten oder gar über den Kirchhof gehender Daͤm⸗ 
me, darf aber in feinem Falle ferner verftattet werden. 
:4) Der Jugend darf es nicht erlaubt werden,’ fich auf 
den Kirchhoͤfen herum zu tummeln, und. Balfpiel oder 
andere Spiele auf. denfelben zu treiben, weder an den 
Sonn⸗ und Feſt⸗Tagen, noch an den Werfeltagen. 
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5) Die obengedachten Beftimmungen gelten ohne Unter: 
ſchied von den Kirchhoͤfen und ‚Begräbnißplägen ſowohl 
in den ſaͤmmtlichen Städten, als auf dem platten Lan⸗. 
de, auch macht es feinen Unterfhied, ob es Kirchen: 

oder Kapellen und Kföfter find, um welche ſie ſich bes’ 
- finden; ob-auf:ihnen überhaupt oder nur an einigen 
Stellen Leichen beerdiget werden; ob fie von den got; 

. ‚gesdienftlichen Häufern gefondert find, oder unmittelbar 
"an diefelben ftoßen und fie umgeben. Dinfichtlich des. 
letztern Falls gehört der ganze, ein gottesdienſtliches 
Gebaͤude umſchließende, von einer Mauer oder ander. 
' Befriedigung —— — zum Kiechhofe. 


siter 


L) Wenn endlich, hie und da fih der — gezeigt 
‚hat, daß fogar in den Kirchen Wagen, Schlitten und 
andere Geraͤthſchaften aufbewahrt und ſo hingeſtellt 
“werden, daß jeder‘, der die Kirche betritt, ſie ſehen 
kann, ſo wied auch dieſes, als etwas in jeder Hinſicht 
Unziemliches, hiedurch unterſagt. 

Wir geben allen weltlichen und geiſtlichen Beamten, 

welche es angeht, beſonders aber den polizeilichen und 
Kirchen⸗Adminiſtrations⸗ Behoͤrden, wie nicht minder den 
Superintendenten und Predigern auf, daruͤber zu wachen, 
daß dieſer unſerer Verfügung in allen ihren Teilen genau 
nachgelebt werde. .. 
= INNEN den 1. Mai 1821. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. 





BE — en uns IR te 
Circular⸗Reſcript des König. Minifteriums der geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts» und ‚Medizinal: Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Könige. Regierungen, die Geiftlichen und 
Schulkaſſen⸗Etats betreffend, . : 





uUeberwiegende Gründe machen e8 nothwendig, Diejenige 
Korm, welche die diefeitigen Berwaltungss Etats für den 
ultus und das öffentliche Unterrichtsweſen durch deren vor 
einigen Jahren erfolgte Ummwandelung in einen Provinzial 
Geiſtlichen und SchulzKaffens Etat erhalten haben, wieder 
zu. ändern, und auf die frühere Einrichtung. züruͤckzugehen, 
wo der Geiſtliche- und Schulverwaltungs⸗ Etgt ‚die Ausga⸗ 
ben, welche für Rechnung der Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſe ge⸗ 
feiftet wurden, nachwies, die eigenthümlichen Einnahmen 
des Provinzial: SchulsFonds. nebft den dahin ‚gehörigen 
Zahlungen aus dei .Regierungs- Haupt: Kaffe aber durch ei⸗ 
nen eignen Special Etat dargeftellt wurden, ‚Nur die eins 
zige Abweichung gegen den früheren Geiftlihen und Schul 
Verwaltungs⸗Etat wird nöthig, daß er auch in der Ein 
nahme den erforderlichen Zufhuß aus der. Regierung 
Haupts Kaffe nachweiſet, und Einnahme und Ausgabe ge 
gen einander balancivend darftellt, untgrdeß ex früherhin nur 
al ein Ausgabe: Etat erfhien. Der. jet geltende Provin⸗ 
zial⸗Geiſtliche und Schul: Kaflen: Etat iſt hiernach bereits 

für die nächfte Etats Periode pro 1823. umzuarbeiten. 
Berlin, den 25. Januar 1821. | — 
Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medici⸗ 

nal⸗Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 


e— 


| 
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Ä | 53. Ä 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, die 
Mobiliar-Brand-Entſchaͤdigung der Geiſtlichen | 
und Schullehrer betreffend. 





Bisher waren die reformicten franzöfifchen Herren 

Stadt: und Landprediger, fo wie die reformirten franzöfis 
fhen Herren Kantoren und Schullehrer in den Städten 
und auf dem platten Pande nichs Vlitglieder des nach dem 
Regulativ vom 25. Januar 1768. für die lutherifchen und 
veformirten Herren Stadts und Landprediger, und des nach 
dem Regulativ vom 15. Juli 1779. für die lutheriſchen und 
reformirten deutfchen Stadt» Schullehrer, und nach dem 
Regulativ vom 24. December 1800. für. die lutherifchen und 
reformierten deutfchen Landfchullehrer beftehenden Mobiliars 
Brand: Entfhädigungs s Vereins. 


Um diefe Individuen von den in ihren Kolgen wohl: 
thätigen Anftalten jedoch nicht auszufchließen, wird hiers 
durch befannt gemacht, daß mit Genehmigung des Königl. 
Hohen Minifterii der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten 

1) die jegt vorhandenen reformirten franzdfifchen, Herren 
Prediger, Kantoren und Schullehrer vom 1. Januar 
1822 an freiwillig der Anftalt beitreten, die einmal 
Beigetretenen dann aber nicht wieder ausfcheiden koͤnnen. 

a) Die Nachfolger diefer Herren Geiftlihen und Schul— 
fehrer find verpflichtet, dieſen Vereinen beizuträten. 

3) Bleiben zwar die obgedachten Kegulative ganz in- ihr 
rer Wirkſamkeit; jedoch wird den reformirten. franzds 
fifchen Kirchen Presbyterien diejenige Befugniß, welche 
nad diefen Regulativen ‚den lutherifchen und reformirs 
ten deutfchen Herren Superintendenten zufteht, beiges 
legt, fo daß die Fünftigen reformirten franzöfifchen 
Mitglieder dieſer Wereine fih zwar in allen Punkten 
nach den betreffenden Regulativen richten müflen, jedoch 
Hinſichts derfelben nicht unter ‚den gedachten Herren 

Annalen Heft 1, 991 Aa 
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Superintendenten, fondern unter den betreffenden Kits 
chen: Presbyterien ftehen. 

Wer von den betreffenden reformirten franzöfifchen 
Herren Geiſtlichen, Kantoren und Schullehrern geneigt ift, 
diefen Vereinen beizutreten, muß ſich dieferhalb fpäteftend - 
zum 1. Dftober d. J. bei der. unterzeichneten Behörde mel; 
den, und fi zu dem Ende vorher. mit dem Inhalte der 
erwähnten Regulative befannt machen, 

Legtere werden ihm, auf desfallfiges Anſuchen, von 
den betreffenden Herren Superintendenten des Bezirks zur 
Einſicht mitgetheilt werden, als wozu die Herren Superin 
tendenten hiermit aufgefordert werden. 

Potsdam, den 28. ‘uni 1821. 

Königl. Preuß. Regierung. 


54 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Liegnitz, die 
. Anmeldung der Hypotheken-Rechte der Kirchen, Schw 
len, Pfarren und andern milden Stiftungen betr. 





Das Gefeß vom 16. Juni 1820. (Geſetzſammlung Rr. 
608.) enthält‘ die Borfchriften, melche zu. befolgen find, um 
bei der jegt eintretenden Regulirung des Hypothekenweſens 
im Herzogthum Sachſen hypothekariſche Anfprüche nicht zu 
verlieren. Daß die Verwalter folcher Anftalten oder Kaflen, 
zu deren. Vermögens: Beftand hypothekariſche Anfprüche und 
Forderungen -gehöven, vückfichtlich derfelben den in dem 
ebenerwähnten Gefeg enthaltenen Borfchriften Genuͤge zu 
leiten haben, und wenn fie es unteriaffen, oder fich zu det 
Vollziehung diefer Vorſchriften nachläffig bemeifen, den An; 
ftalten und Kaſſen, die fie verwalten, für, jeden daraus 
entitehenden Schaden oder Nachtheil verantwortlich find, 
ift ſchon nach allgemeinen gefeglihen Vorſchriften (efr. $ 
623. Tıt. 21. 9.438. Lit. 18. Th. II. des Allgem. Lands 
rechts) außer Zweifel und als befannt vorauszufegen. 

Hiernach hätte es der ———— vom 16. October 
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1820, (Amtsblatt Nr. 259.) wegen Anmeldung der Hypo⸗ 
thefen: Rechte der Kirchen, Pfarren, Schulen und anderer 
milden Stiftungen eigentlich nicht einmal bedurft. Nur die 
Abſicht, die VBorftände diefer Anftalten und die beauffichti: 
genden Beamten auf die Angelegenheit aufmerkfam zu mar 
chen, hat folche veranlaßt. 

Wir bemerken indeß, daß diefe Verordnung nicht übers 
all richtig verftanden wird, dieferhalb finden Wir Uns vers 
anlaft. folgendes befannt zu machen: f 

1) Die Anmeldung der Hppothekenrechte, welde einer 
der dort genannten Anſtalten gehören, liegt überall 
den Verwaltern diefer Anftalt ob, | 

2) Wenn es zweifelhaft iſt, ob Rechte und Forderungen 
diefer Anftglten auf Grundſtuͤcke der Anmeldung beduͤr⸗ 
fen oder nicht, fo ‚find dieſelben jederzeit bei der Hp; 

pothefens Behörde anzumelden. , 

3) Wird die Beweisführung des angemeldeten Rechts 
nicht vollftändig befunden, fo haben die Verwalter die - 

. biesfälligen Erinnerungen der Hppothefens Behörde zu 
erledigen. Ä —J 

4) Die Anmeldung der Hypotheken-Rechte, welche Kirz 
hen, Pfarren und Schulen angehören, ift von den 

Herren Superintendenten zu controlliren, ‘damit ſolche 

innerhalb der gefeglichen Friſt geichehen, und Verſaͤum⸗ 

niſſe vermieden werden. | | ns 

5) Das nämlihe haben die Magifträte und Drtsobrigfei- 
ten gegen die Vorftände und Verwaltungen derjenigen 

' milden Anftalten, - welche nicht in: die Kategorie der 
ficchlichen Unterrihtds oder Erziehungs Anftalten ges 
hören, zu thun, ' | 

Yiegnig, den 22. uni 1821. 
Königl. Preuß. Regierung. 
5 Erfte Abtheilung, 
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Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Stettin, das 
Verfahren bei Neubauten und Reparaturen, an Kir⸗ 
chen und ſonſtigen Geiſtlichen und Schul⸗ 
gebaͤuden betreffend. 





Da verſchiedentlich die Ausführung der Bauten und 
Reparaturen bei Geiftlihen und Schulgebäuden einen nach⸗ 
theiligen Aufſchub dadurch erleiden, daß nicht gleich beim 
Anfange des Baues das Beitragsverhältnig der Intereſſen⸗ 
ten feftgefegt ift; fo finden wir ung hiedurch veranlaßt, auf 
den Grund der beftehenden gefeglichen Vorſchriften, nad? 
folgende nähere Beftimmungen zu erlaflen: Sa 
$. 1. Bei der Ausführung Fleiner Reparaturen hat es 
dei den Vorfchriften des Allgemeinen Landrechts 2. H. 
Sit. 11. $. 701. seq. fein Beenden, mit der Maaßgabe, 
daß nach dem Reſeripte vom 19. März 1772. bei Kirchen 
Privat⸗Patronats, die Genehmigung der vorgeſetzten gei- 
fihen Behörde nur erforderlich ift,. wenn die Baus oder 
Reparaturfoften über zoo Rthl. betragen. 

6. 2. Bei größeren Reparaturen oder Neubauten muß 
von dem Prediger und den Kirchen-Vorſtehern die Anzeige 
von der Nothmwendigkeit derfeiben den betreffenden Pate’ 
nen gemacht, und uns gleichzeitig, daß dies geſchehen, ein⸗ 
berichtet werden. 

$. 3. Wenn unter mehreren Patronen dieſe Anzeite 
‚gemacht werden muß, regulirt fi) nach den Vorſchriften 
des Allgemeinen Lanbrechts Th. IL. Tit. 11. $. 60709 

$. 4. Wenn der Landesherr ald Patron bei einem der; 
gleichen Bau intereffirt, fo muß die Anzeige davon dem 
betreffenden Domainen⸗ oder Intendanturamte, oder 0 
das Amt aufgelöfet ift, der betreffenden (andräthlihen Bu 
Hörde gefcbehen. Sofern nicht durch unvorzufehend 
eigniffe, als Brand, Sturm ıc. fepleunige Anftalten noth⸗ 
wendig gemacht werden, muß diefe Anzeige jedesmal IM 
Dftober jeden Jahres erfolgen, 

\ 2 
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4. 5. Auf den Grund diefer Anzeige wird die Noth⸗ 
wendigkeit des Reparaturs oder Neubaues von den betref⸗ 
fenden Patronaten, mit Zuziehung der Prediger und Kies 
chen⸗Vorſteher im Allgemeinen geprüft, und wenn die 
Angabe gegründet befunden, wird die Concurrenz hinfichtlich 
der baaren Beiträge, der Naturalien und Dienfte mit Zus 
ziehung der Eingepfarrten feftgeftellt. 

$. 6. Hiezu ift von dem Patron, welchem nah dem 
$. 3. allegirien Gefege die Direktion zufteht, ein Terrain 
ee 

$. 7. Zu diefem Termine werden die etwa concurriren⸗ 
den Natrone und der betreffende Prediger eingeladen, und 
die Eingepfarrten vorgeladen, unter der Warnung, dag 
Hinfihtlich der Ausbleibenden anzunehmen, daß fie den Bes , 
ſchluͤſen der Erſcheinenden beitreten. 
$. 8. Die Vorladung der Eingepfarrten erfolgt durch 
die Schulzen und Gerichte, und ift, fo mie die erfolgte 
Einladung der übrigen ntereffenten, zu den Aften nach⸗ 
zumeifen. F F 
$. 9. Die Gegenſtaͤnde der Verhandlung find: 

A. Die Lieferung des Holzes. Ob daſſelbe von den Pa: 
tronen und in welchem Berhältniffe in natura zu liefern, 
oder für Geld anzufaufen. 

B. Die Lieferung des Strohes. Ob diefes nach bis⸗ 
Heriger Obſervanz von den Eingepfarrten, und in welchem. 
Berhältniffe Hergegeben, oder ob daftelbe angefauft. wird. 

C. Hinfihtlih der Hand» und Spanndienfte, in wel⸗ 
chem Berhältniffe die verfchiedenen eingepfarrten Drtfchafs 
ten, und in diefen die einzelnen Mitglieder zu denfelben 
concurriren. 


D. Hinfihtlih der Koften, Wenn die betreffenden 


Kirchen zu diefen verpflichtet find, und ſich überfehen läßt, 
Daß diefelben zureichende Mittel Haben, fo Hat es hierbei 
fein Bewenden. 

Im entgegengefegten Falle iſt der Repartitions⸗Fuß 
für die verſchiedenen Ortſchaften, und in den einzelnen Ort⸗ 
fchaften für die einzelnen Mitglieder zu ermitteln und — 


auſetzen. 


x 
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5, Wo Speifung der Handiverfer bisher Statt gefun⸗ 
"den hat, iſt die Concurrenz zu diefer auf: gleiche Weiſe feſt⸗ 
zuſtellen. 
P. Daſſelbe muß eintreten, wenn noch ſonſtige Natus 
ralien von den Patronen oder Eingepfarrten unentgeldlich 
herzugeben. find. - 0. 
5. 10. Bei der Feftftellung der Concurrenz kommt es 
zunächft auf den bisherigen Beſitzſtand, alıo darauf an, mie 
bei dem leiten gleichartigen Bau die Repactition angelegt iſt. 
F. 11. Abweichungen hievon werden nur dann Statt 
finden, wenn die Verhaͤltniſſe ſich ſeitdem geändert haben, 
34.9. wenn die Parochie durch Combination oder Dismem 
bdration einen andern Umfang erhalten hat, vder bei Kuͤ⸗ 
ſtereien, wenn die Filialdoͤrfer eigene Kuͤſtereien erhalten 
haben; ſo wie auch wenn neue Eingepfarrten ſich in der 
Porochie niedergelaſſen oder reſp. angebaut haben. 
. 12. Wenn die Intereſſenten ſich nicht einigen koͤn⸗— 
ten, fo find die Gründe der widerſprechenden Meinungen 
zu Protofoll zu vermerken, —J— 
4. 13. Die angelegte Repartition iſt, wenn bie Inte⸗ 
reſſenten einig ſind, uns zur Beſtaͤtigung, bei Differenzen 
zuc Entfepeidung einzureichen, | 


$. 14. Dem Patrone, welchem die Leitung diefer Ver⸗ 


handlung zuſteht, bleibt unbenommen, zu derſelben ſeinen 
Juſtitiarius zuzuziehen, und wird dieſe Zuziehung zu ei 


fung etwaniger rechtlicher Bedenken in der Regel mu 


ſchenswerth ſeyn. 
6. 15. Wenn die annoch aufzunehmende Verhandlung 
auf die von und zu erlaſſende Verfügung nicht eingehen 
foflte, fo wird von ung zu Regulirung diefer Angelegenheit 
ein befonderer Commiffarius auf Koften des hiezu Verpflich⸗ 
teten ernannt werden. | | # | 
$. 16. Sobald hienach das Coneurrenz⸗Verhoaͤltniß aus 
gemittelt, und insbefondere feitgeftellt it, mas von : 
Antereffenten in natura zu lieferm, oder unentgeldlih # 
keiften,, . wird ‚von dem. betreffenden’ Patronate, mit © 
hung der Kirchen-Vorſteher, und wenn mehrere Patronen 
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bei dem Bau intereffiren, mit-beren Zuziehung wegen Ans 
fertigung des Anfchlags, das Nöthige veranlaft. 

Bei Kirchen adlihen Patronats fann dies gleich bei 
der Verhandlung über das Eoncurrenz: Berhältnjß eingelei⸗ 
tet werden, ſobald ſich uͤberſehen läßt, was in natura zu 
liefern oder unentgeldlich zu leiſten, und was zu Gelde zu 
veranſchlagen iſt. 

$. 17. Bei der von ung auf den Grund der eingereich⸗ 
ten Verhandlung ergangenen Entſcheidung, hat es fuͤr den 
vorſeyenden Bau fein Bewenden, und bleibt es den Inte— 
reffenten nur überlaflen, im Wege Rechtens ein anderes 
EoncutrenzsBerhältnig feftftellen zu laſſen; dieſelben find 
aber verpflichtet, unter Vorbehalt ihres Rechts zur Erftats 
tung, bis zur rechtlichen Entſcheidung der von ung erganz 

genen Feftfegung puͤnktlich Kolge zu leiften. 

F. 18. Bei etwaniger Weigerung deflen, mag nach dem 
feftgefegten |nterimiftico, und in Gemäßheit des Anfchlags, 
von den Intereſſenten zu feiften ift, mird unfer Beſchluß 
durch Erecution zur Ausführung gebracht werden. 

$. 19. Wenn ed auf Naturals Lieferungen oder Dienft: 
feiftungen anfommt, fo wird die Erecution in der Art voll 
ſtreckt, daß die Naturalien oder Leiftungen auf Koften des 
Schuldigen bewirkt werden, und daß gleichzeitig von diefen 
der Geldbetrag beigetrieben wird. | 

Stettin, den 4. Juli 1821. 

König. Preuß. Regierung. 





| B. 
Andere Religions: Verwandte, 
56 | | 
Reſeript der König. Minifterien der geiftlichen, Un: 
terrichts: und Mebdizinal: Angelegenheiten und. des In— 
nern. an die Koͤnigl. Regierung zu Arnsberg, die Füh: 
rung joͤdiſcher Familien⸗ Regiſter betreffend. 


Der Königt. Regierung wird "auf Ihren Antrag in 





/ 
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dem Bericht vom 16. v. M. bierneben die unterm‘ 25: 
uni 1812. wegen Führung der Familien: Regifter über. die 
Juden ergangene Eirculars Verfügung im Auszuge (Anlas 
ge a.) wmitgetheilt, und zugleich genehmigt, daß der Zeit 
punkt, wo diefe Regifterführung in den alten, fo mie in 
den new preußifchen Yandestheilen. Fhres Verwaltungs : Bes 
zirks in Ausführung, zu bringen, auf den Anfang des fünf 
tigen Jahres hinausgefegt werde. /- | 


Berlin, den 18. April 1821. 4 | 
Miniſterium der geiftlichen, Unters Miniſterium 
richts⸗ und Medieinal⸗Ange⸗ des 
legenheiten. Be Innern. 
v. Altenſtein. — v. Schuckmann. 
—— — 


2. = 

Mit Bezug auf den $. 5. des Edikts vom ır. Mit 
d. J., die bürgerlichen Verhältniffe der Juden in den Preuß. 
Staaten betreffend, und den darin. enthaltenen Borbehalt 

“einer befonderen nfteuftiou wegen der Beftimmung der 
Familiennamen, der öffentlihen Bekanntmachung derfelben, 
und der Kortführung der Hauptverzeichniffe aller in der Pros 
vinz. vorhandenen jüdifchen Glaubensgenoffen, wird der 
Könige. Regierung hiermit Folgendes eröffnet: 

Um künftig den Nachweis der Abftammung ficher- zu 
ftellen, foll vom 24. September d. J. an nach folgenden 
Borfchriften verfahren werden: _ 

‘ a) $eder felbfiftändige Jude, der Inlaͤnder und preußi⸗ 

ſcher Staatsbürger iſt, Hat die Verpflichtung, von den 

‚Geburten, Teauungen, Scheidungen und Todesfällen, 

die in feinee Familie vorfallen, der Polizei » Obrigkeit 

Anzeige zu machen, und zwar in Städten der drtlicen 
Polizei: Obrigkeit Binnen 24 Stuhden, auf dem Lande 
dem Fandrathe des Kreifes binnen drei Tagen. . 
b) Die gedachten Behörden find verpflichtet, ein Verzeich⸗ 
niß zu halten, worin jeder ſolcher Vorfall aufgezeichnet 

wird, und zwar bei Geburten, | 
Tag der Geburt, Namen, Gewerbe und Wohnort 
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der Eltern, ehelihe oder unehelihe Qualität, Ges 
ſchlecht des Kindes und Namen, welcher dem Kinde 
beigelegt werden foll; 

bei Heirathen, | 
Tag der Trauung, Namen, Gewerbe und: Wohns 
ort des neuen. Ehepaares und. feiner beiderfeitigen 
Eltern, wie auh Namen des ReligionssDienersg, 
der das Paar zufammen gegeben hat; 

bei Scheidungen, 
Namen, Gewerbe und Wohnort - der gefchiedenen 
Eheleute, Benennung des Gerichts, vor welchem 
fie gefdieden find, und Datum des rechtskräftig 
gemordenen Srfenntniffes; 

bei Todesfällen, 
Tag des Todes, Namen,. Gewerbe, Wohnort und 
Alter des Berftorbenen, Anzeige der Krankheit 
oder fonftigen Zufalles, moran er geftorben ift, 
und ob er überhaupt oder nur in den legten 48 
Stunden der Hülfe eines approbirten Arztes oder 
Wundarztes genoflen hat, auch des Drtes, wo cr 
beerdigt worden ift, oder werden fol. . | 

c) Jede Behörde, welche ein ſolches Berzeichniß führt, 
ift verantwortlich dafür: 

«) daß die Perfonen, deren Geburt, Verheirathung, 
Trennung oder Tod eingetragen wird, ſolche Juden 
find, welche die Rechte eines Fuländers und preu- 
gifchen Staatsbürgers haben, oder vefp. durch die, 
Geburt oder Verheirathung erlangen; und 

#) daß das Eingetragene in facto wahr fey. 

Kür jede Eintragung werden, außer dem Kalle des bes 

: - glaubigten Unvermögend, 4 gGEr. Schreibgebühr bezahlt. 
d) Das VBerzeihniß wird Doppelt geführt, und das Dus 

plicat am Schluffe jedes Salgnberjopees der Regierung 
eingeſandt. 

e) fuͤr die Aufbewahrung der Berzeichniffe bei den Ke 
gierungen und bei den ‚örtlichen Behörden, muß in 
eben der Art Sorge getragen werden, als dies mit 
den Kirchenbuͤchern geſchieht. 
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\ 2 Atteſte auf den. Grund diefer Verzeichniſſe von den 
Behoͤrden, welche fie führen, oder von den Regieruns 
gen, vertreten dagegen auch für Juden, die Inlaͤnder 
und preufifhbe Staatsbürger find, die Stelle von Ges 
burtss, Trauungs- unn Todtenfcheinen, und für deren 
Ausfertigungen werden - auch diefelben Stempel und 
Sportuln erhoben. | 
Berlin, den 23. Juni 1812 | 
v. ——— 


ſaͤmmtliche Aliel. Degierungen. 
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Reſeript des. Könige. Miniſteriums des Innern an bie 
Königl. Negierung zu VBromberg, die Verhaͤltniſſe der 
jüpifchen Nabbiner und fonftigen Synagogen 

diener betreffend, | 





Judiſche Rabbiner und fonftige Spnagogenbiener koͤn⸗ 
nen nicht zur Kathegorie ſolcher kirchlichen Beamten ge 
zählt werden, deren Qualfikation von den geiſtlichen Ober⸗ 

behoͤrden des Stagts su beurtheilen ift. Die Rabbiner in 
befondere find nichts weiter, als Geſetz- und Scriftfundis 
ge, von denen fich ‚die Juden Belehrung über die Ausles 
gung der Geremonials Örfege ertheilen, auch Trauungen 
und andere religiöfe Handlungen vornehmen laſſen fünnen, 
ohne irgend verbunden zu fein, fich derfelben zu dem einen 
oder dem anderen Behuf zu bedienen. Hieraus folgt, daß 
die Confirmation und Beauffichtigung folcher jüdifher Sy 
nagogen Diener Seitens "der Staatsbehjörden nur den 
Zwed haben kann, zu verhüten, daß Feine in landespolis 
zeilicher Hinfiht untauglihe, etwa des Lefens und Schrei⸗ 
bens, der deutſchen oder polniſchen Sprache unkundige 
oder ruͤckſichtlich ihrer ittipfen verbähtige Supiene ges 
wählt werden, | 
Dies wird der Koͤnigl. Regierung auf den an das Mi⸗ 


s 
— / 
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nifterium der geiftlihen Angelegenheiten und an das unters 
- zeichnete a gemeinfhaftlih gerichteten Bericht 
vom 1. v. M. zu Ihrem Verhalten bemerflih gemacht. 
Berlin, den 24. April 18ar. 
Minifterium des Innern. 
Erſte Abtheilung. 





Köhler. 
vi. 
Oeffentlicher Unterricht. 
. 58 


Yublıfandum der Königl, ——— zu Stettin, die 
Anlegung der Privat-Schulen und Penſions⸗ 
Anſtalten betreffend. 





Wir finden uns veranlaßt, die Verordnung des ehema⸗ 
ligen hohen Departements fuͤr den Cultus und oͤffentlichen 
Unterricht im Miniſterium des Innern vom 30. Mai 1812, 
wegen Anlegung der Privartfhulen in den größern und mitt: 
leren Städten, hierdurch wiederum zur allgemeinen Kennt- 
niß zu bringen, und die ftädtifchen Schuldeputationen ans 
zuweifen, den Beftimmungen derfelben pünftlih Folge zu 
leiften. 

I) Privatſchulen Heißen diejenigen Lehr— Anſtalten, wel⸗ 
che von Perſonen des einen oder des andern Geſchlechts 
auf eigene Rechnung, und ohne daß dieſelben dafuͤr eine 
Remuneration von Seiten des Staats oder der Commune 
empfangen, jedoch mit Erlaubniß des erſtern, eroffnet und 
gehalten werden. 

Diejenigen, welche von beftimmten Familien als ge— 
meinſchaftliche Lehrer ihrer Kinder angenommen werden, 
ſind als Hauslehrer und Hauslehrerinnen zu betrachten, und 
daher die Vorſchriften 7 der Peivatjhulen auf fie nicht 
anwendbar. 
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a) Diejenigen, welche Privatfchulen anlegen wollen, 
haben ſich zunächft bei der ftädtifhen Schul: Commiffion 
des Drts, mo fie ihre -Schule zu halten denfen, zu mel 
den. Diefe fendet die Gefuche mit ihrem Gutachten beglei- 
tet an die unterzeichnete Königl. Regierung I. Abtheilung, 
welche fodann, nach Beicaffenheit der Umftände, die Can; 
didaten ehtweder felbft, oder durch die fachfundigen Mits 
glieder der ftädtifchen Schuls Deputationen wird prüfen 
laffen. Auf die legtere Art ift es in der Regel mit denen 
zu halten, welche ſich zur Anlegung bloßer Elementarfbus 
len melden. Es muͤſſen aber die Zeugniſſe und etwanigen 
Protokolle der unterzeichneten Königl. Regierung eingereicht 
werden. 

3) Die Prüfung if immer nach dem Grade der Schu⸗ 
len, die der Nachſuchende anlegen will, einzurichten. Dar 
her muß in den Geſuchen immer. beftimmt angegeben wer 
"den, ob diefelben auf die Errichtung bloßer-Elementar: oder 
aber höherer Schulen gerichtet find. 

4) Geſuche um Anlegung von gelehrten Privatſchulen 
find ganz unſtatthaft. Auch dürfen unverheirathete Mäns 
ner nicht auf Ertheilung von @onceffionen zu mittlern oder 
hoͤhern Töchterfchulen rechnen, deren Anlegung fich eher 
für Wirtwen und ledige Frauensperfonen von einem ge 
wiſſen Alter, wenn fonft nicht nachıheilige Umſtaͤnde eintres 


ten, eignet. 
5) Findet die unterzeichnete Königl. Regierung fein Be 


denken, dem Gefuche zu willfahren, fo fertigt fie unter 
Beruͤckſichtigung der in den Zeugniffen enthaltenen Umſtaͤn⸗ 
de, und infonderheit mit Bemerfung der Gattung der 
Schule, welche dem Bewerber oder der Bewerberin zu er 
öffnen geftattet fein foll, die Eoncefiion aus, und läßt fols 
che demnächft an die ftädtifche Schul: Deputation gelangen. 

6) Nur dann erft, wenn die betveffenden Perfonen die 
Konceffionen durch die ftädtifhe Schul: Deputation erhal 
ten haben, ift e8 ihnen erlaubt, ihre Lehranftalten wirklich 
zu eröffnen, und daß dies geſchehen fey, durch die öffentli- 
en Blätter befannt zu machen. 

Die ſtaͤdtiſchen Schul: Deputationen haben haupt; 


29. 
fächlich die 8 ſolcher Perſonen zu beruͤckſichtigen, wel 


che ein Zeugniß ihrer Tüchtigfeit von den wiſſenſchaftlichen 
‚ Deputationen oder von der unterzeichneten Koͤnigl. — 
rung einreichen. 

9) Auch Prediger und oͤffentliche Lehrer koͤnnen nur auf 
ihr Anſuchen bei der ſtaͤdtiſchen Schul-Deputation und auf 
den gutachtlihen Bericht derfelben bei der unterzeichneten 
Königl. Regierung von Legterer zur Anlegung von Privats 
ſchulen conceffionirt werden. 

9) Jede conceffionirte Privatfchule fteht unter der fpes 
ciellen Auffiht der ftädtifchen , Schul: Deputation, welche 
von ihrer Eröffnung der Polizei Behörde, des Orts Nachz 
richt zu ertheilen hat. 

10) Diefe Aufiicht erftrecdt fi aber nur im Allgemeis 
nen auf die Handhabung der Disciplin_und den Gang des 
Unterrichts, dagegen die nähere Einrichtung der Schule: in 
Anfehung des Fehrplans, der Lehrbücher 2c. den Vorſtehern 
überlaffen bfeibt, fo lange diefe das in fie gefegte Zutrauen 
rechtfertigen, oder in diefer Hinficht nicht allgemeinere, 
auch fie verpflichtende Gefege erlaffen werden, 


11) Die Privatfchulen brauchen nicht auf einen bes 


flimmten Theil einer arößern Stadt befchränft zu werden; 
fie können und dürfen vielmehr von den Vorſtehern an jes 
dem Orte derfelben angelegt, und auch. fo viele Kinder in 
diefelde aufgenommen werden, ald es ohne Nachtheil ger 
ſchehen kann. Nur muß jede Beränderung eines Schul 


Lokals der ftädtfhen Schul: Deputation unaufgefordert und 


fhriftlih angezeigt werden. 

12) Kein Privatiehrer darf ſeine Schule zu einer ans 
dern Gattung, z. E. von einer Elementarfchule zu einer 
Mittelfchule oder hoͤhern Bürgerfchule, ohne fpecielle Erz 
Erlaubniß der Regierung erheben. 
| 13) Jede Eonceffion für; eine beftimmte Privatfchufe 
Hört mit dem Tode oder der eingetretenen untuͤchtigkeit ih⸗ 
res Beſitzers auf. 

14) Eine ſolche Conceſſion iſt auch nur auf den Namen 
deſſen guͤltig, auf den ſie lautet, kann alſo nicht an andern 
abgetreten oder verkauft werden. 


N 
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15) Wer eine Privat : Lehranftalt aufgeben will, muß 
folhes unter Zuruͤckgabe feiner Conceffion ſchriftlich der 
frädtifehen SchulsDepytation melden. Wird eine Privats 
fhule 3 Monate hindurch nicht gehalten, fo bedarf es zur 
Wiedereroͤffnung derfelben einer neuern Genehmigung, 

16) Es bleibt den conceffionirten Privat: Schulhaltern 
überlaffen, ein bleibendes Schulgeld ſich zahlen zu lafien, 
nue muͤſſen ſie der Orts: Schul: Deputation auf Verlangen 
hierüber beftimmte Auskunft geben. 

17) Die Wahl der Huͤlfslehrer und Hulfslehrerinnen 
bleibt lediglich Sache der Schulvorſteher und Schulvorſte⸗ 
herinnen; ſie muͤſſen erſtere indeſſen aus den oͤffentlichen 
‚oder bewaͤhrteſten Privatſtunden-Lehrern waͤhlen, und deren 
Sittlichkeit genau zu erforſchen ſuchen. 

18) Deffentliche Prüfungen koͤnnen auch bei den. Pris 
vatſchulen ftatt finden, und die in einigen Privat Töchter 
ſchulen üb:ihen jährlichen Ausftellungen der verfertigten 
Arbeiten ungehindert gefchehen; nur muß der SpecialsAuffes 
her der Schulen dazu: eingeladen werden, _ 

19) Bei diefen öffentlihen Prüfungen in den Schulen 
für die weiblihe Jugend auch Declamir-Uebungen zu vers 
anftalten, ift ganz unzweckmaͤßig. Eben fo wenig geziemt 
es ſich, daß die Schülerinnen bei folchen Gelegenheiten ihre 
im Tanzen erlangte Fertigkeit öffentlich zeigen, mie denn 
überhaupt Kinder: Bälle weder bei Gelegenheit der Schul⸗ 
feierlichfeiten, noch fonft von Privar-Schulanftalten geges 
ben werden follen. 

20) Diejenigen, welche nah Publication dieſer Vor—⸗ 
fehriften undefugter Weife neue Privatſchulen errichten, ha 
ben nicht allein die Auflöfung diefer ihrer Winfelfchulen zu 
gewärtigen, fondern fönnen auch innerhalb der nächiten 3 
Fahre, ſelbſt wenn fie den andermeitigen Forderungen zu 
genügen Hoffnung geben, keine Privatſchule eröffnen. 

21) Perfonen, melde junge Leute, um fie zu erziehen, 
gegen Bezahlung in Penfion nehmen, muͤſſen hiezu, auch 
wenn fie diefelben durch Privatlehrer oder in andern Schw 
len unterrichten laflen, die Erlaubniß bei ber ſtaͤdtiſchen 
Schul⸗Deputation nachſuchen. 


— 


— 
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22) Dieſe unterſucht theils den ſittlichen Werth ſolcher 
Perſonen, theils auch, ob deren Wohnungen ſich zur Auf— 
nahme von Penſionairen eignen, und ertheilt ihnen, wenn 
in beiderlei Ruͤckſicht und ſonſt kein Bedenken obwaltet, die 
erbetene Erlaubniß, deren Beſtaͤtigung von der unterzeichne⸗ 
ten Koͤnigl. Regierung es uͤbrigens nicht bedarf. 

23) Sollen Penſions-Anſtalten mit Privat: Lehranſtal⸗ 
ten verbunden werden, ſo iſt das Lokale derſelben gleich— 
falls zu unterſuchen, und es muß dann in ihrer Conceſſion 
dieſe Befugniß zu einer Penſions-Anſtalt ausdruͤcklich ers 
waͤhnt werden. 

24) Auch die Penſions-Anſtalten ſtehen unter der Auf⸗ 
ſicht der ſtaͤdtiſchen Schul-Deputation, und muͤſſen von 
derſelben von Zeit zu Zeit unterſucht werden, um ſoͤwohl 
die koͤrperliche Behandlung, als auch die Erziehung der 
Zoͤglinge zu beobachten. 

25) Naͤh-, Strick- und Stick⸗ Schulen und andere 
aͤhnliche Anftalten gehören zwar nicht zu den Privat: |nftis 
tuten, von welchen hier die Rede if. Damit fie aber den 
Echulunterricht nicht beeinträchtigen, oder in das Gebiet 
der eigentlichen Schulen übergehen, fo wird hierdurch fefts 
gefeht, daß die Erlaubniß zur Anlegung folcher Anftalten. 
bei der Polizei: Behörde des Orts gehörig nachgeſucht wers 
de, und die Vorfteherinnen deufelben Fein Kind annehmen, . 
welches nicht den gewöhnlichen Schulunterricht bereits ge— 
noſſen Hat, oder ihn neben jenen Handarbeiten noch genieft, 
Daß dies gefchbehen fey oder noch gefcbehe, muß dur ein 
Arteft des Prediger bemiefen werden. Es koͤnnen aber 
ſolche Anftalten, außer der Zeit des gewöhnlichen Schuluns 
terrichts ohne nachgefuchte Erlaubniß befucht werden, 

26) Perfonen, welche in einzelnen Stunden, und in 
einzelnen Fächern Unterricht geben, dürfen hierzu nicht bes 
fonders conceffionirt werden. 

27) Es foll geftattet feyn, daß weibliche Perfonen, ins 
fonderheit die Wittwen der Elementarſchullehrer, Fleine 
Kinder, welche noch nicht das fhulfähige Alter erreicht has 
ben, den Tag hindurch zur Beauffihtigung annehmen, diefe 
Verſonen müffen aber von unbeſcholtenen Sitten, zur erften 
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Erziehung der Kindes geeignet, auch ihre Wohnungen ges 
fund und hinlänglich geräumig fein, worauf die frädtifche 
Schul: Deputation zu fehen hat, wie aud darauf, daß fie 
die Kinder nicht länger, als bis sum erreichten fechsten 
Jahre behalten, übrigens aber doch in einigem Grade Tüds 
tigfeit genug haben, um auf die Sitten und den Verſtand 
zu wirken. Zur Anlegung ſolcher gleichfalls unter. der In⸗ 
fpeftion eines von der ftädtifhen EchuisDeputation er⸗ 
nannten Special: Auffehers zu ftellenden Wartefchulen, bes 
darf es bloß der Genehmigung der ſtaͤdtiſchen Schul⸗De⸗ 
putation. 

Stettin, den 16. Juni 1821. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. 


| $ 59. 
Publifandum des Königl. Confiftoriums zu Königsberg, 
| die Aualififation zum LZehramte betreffend. 





Alle Eltern, zu welcher Eonfeffion fie ſich auch been 
nen, find nad dem Allgem. Landrechte Th. 2. Tit. 2. 9. & 
verpflichtet, ihre Kinder zu fünftigen brauchbaren Mitglies 
dern des Staats in”einer nuͤtzlichen Wiſſenſchaft, Kunſt 
oder einem Gewerbe vorzubereiten oder vorbereiten zu laß 
fen, welches nicht gehörig, gefchehen Fann, menn der Uns 
terrichtende aus Mangel an Kenntniffen und Geſchicklichtei 
Dazu nicht geeignet iſt. 
| Damit aber der Unterricht der Jugend überall zwech—⸗ 
maͤßig ertheilt werde, hat ſchon das Allgem. Landrecht Th. 
2. Tit. 12. $. 8. jeden Hauslehrer, mithin auch jeden Leh— 
ter in einer Privat: oder öffentlichen -Unterrichtsanftalt, 
verpflichtet, feinen Unterricht eher zu übernehmen, als bie 
er ein Prüfungszeugniß, wonach er für geſchickt zum Ju⸗ 
gendunterrichte anerkannt ift, beigebracht hat, welches Zeug? 
niß er in Hinficht des Elementarunterricht8 von der Königl. 
Kirchen- und Schulen:Commiffion, oder nach deren Er 
meſſen von u Behörde erlangt, ‚der die Aufficht 
über 
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über das Schul⸗ und ie des Orts (gegens 
wärtig der Statt: Echul: Devutation) aufgetragen ift. 

Dumit ferner dem fhädlihen Eindringen untüchtiger 
Subjekte in das Erziehungss und Unterrichtsmwefen deg 
Staats, beſonders bei hohen Schulen, vergebeugt werde, 
ift auch durch. das Allerhochfte Königl. Edift di ıd. Berlin 
den 12. Juli 1810., welches im biefigen Amteblatte des 
Jahres 1811. Seite 40. seq. zur öffentlichen -Kennmiß-:aer | 
bracht wurde, eine unerlaflihe allgemeine Pruͤfung der 
Schulamts : Eandidaten angeordnet, welcher ſich unterwer⸗ 
fen ſollen: 

1) die kuͤnftigen Lehrer an ſolchen oͤffentlichen Königlichen 
und Patronats » Schulen und Erziehungsanſtalten, 
welche die Befugniß haben, Schuͤler zur: Uhiverfität 
zu entlaffen, und | 

2) die fünftigen Lehrer an folchen Sffentfichen: Koͤniglichen 
und Patronats-Schulen und Erziehungsanftalten, 
welche ihre Schüler etwa für die zweite und dritte 
Kaffe der obengedachten Schulen vorbereiten. 

Jedem diefer Beprüften foll ein von dem Direftor amd 
den bei der Prüfung gegenwärtig geweſenen Mitgliedem 
der wiſſenſchaftlichen Prüfungs: Commiffion unterfhriebeneg 
Zeugniß ausgeftellt, und darin beftimmt werden, in welchen, 
von den Fächern, worin er geprüft worden, und vornehmz 
lich in welchem der drei ald Hauptgegenftände der Prüfung 
(Philologie, Hiftorie und Mathematik) aufgeftellten Fächer 
er Stärfe oder Schwaͤche, und in welchem Berhältniffe er 
Lehrgefchicklichkeit zu den Kenntniffen gezeigt hat; ein Zeugs 
niß, das auch den Grad der gefammten Tüchtigkeit des 
Geprüfter durch Bezeichnung der Stufe des Unterrichts an 
den $. 5. genannten Anftalten, wofür er fich eignen dürfte, 
möglichft genau angeben fol. Ausdruͤcklich beftimmt diefeg 
Edikt: | 
„daß nur ein mit folhem Prüfungszeugnifle verfeher 
‚mer Schulamts Candidat an gelehrten und Höhern 
„Bügerfchulen, und den ihnen gleichitehenden öffent: 
„lien Erziehungsanftalten, als auferordentlicher und | 
„Huͤlfslehrer unterrichten, und daß kein anderer zu 

Annalen Al, Heft 1822. Sb © 
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„einer ordentlichen Anſtellung an dieſen Anſtalten ſich 
„melden, vorgeſchlagen und angenommen werden darf,“ 

Diefe Präfung, Jxamen pro Facultate docendi ge—⸗ 
nannt, ift alfo unerlaßlich, und das Koͤnigl. Minifterium 
des Innern hat auf den Grund jenes feit dem. 1. Januar 
1813. geſetzliche und verbindende Kraft erlangten Koͤnigl. 
Allerhoͤchſten Edikts unterm 21. Juni 1820 nachtraͤglich 
erklaͤrt, daß proviſoriſche Anſtellungen mit Vorbehalt der 
Pruͤfung, zur Umgehung dieſes Geſetzes, durchaus nicht 
Statt finden: ſollen, und hat durch die anher unterm 16. 
März 1816. erlaflene Verfügung beftimmt, daf die für den 
praftifhen Unterricht im Rechnen, im Schönfchreiben, im 
Zeichnen und Geſange anzunehmenden Hülfslehrer bei den 
Gymnafien von dem Gonfiftorio, die wiſſenſchaftlichen Huͤlfs⸗ 
lehrer aber, die in obere Klaſſen noͤthigen Falles zutreten 
müffen, von der hieſigen wiſſenſchaftlichen Prüfungs Con 
miſſion jederzeit vor ihrer Zulaſſung zum Unterrichte ge—⸗ 
pruͤft werden ſollen. 

Ungeachtet dieſer geſetzlichen Beſtimmungen find jedoch 
hin und wieder ungepruͤfte Subjekte als Huͤlfslehrer in 
dergleichen Schulen angenommen, oder auch gar mit, Bars 
pehalt der Prüfung proviforifch : als Lehrer angeftellt wor 
den, wie mir mißfällig erfahren haben. 

Wir fehen ung daher veranlaßt, obenerwähnte gett‘ 
liche Beftimmungen, damit fie nicht weiter zum Nachtheile 
des Erziehungs» und Unterrichtswefeng umgangen merden, 
in Erinnerung zu bringen, und maden die Patrone der 
Schulen und befonders die Stadts Schul: Deputationen hit 
mit dafür verantwortlich. . 

Königsberg, den ar. April 18T. 

Königl. Preuß. Conſiſtorium. 
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60. 

Publikandum des Königl. Conſiſtoriuns zu Magde- 

burg, die jaͤhrlichen oͤffentlichen Pruͤfungen in den 
Dorfſchulen betreffend. 





Da die oͤffentlichen Prüfungen, welche feither in eins 
jenen Landſchulen abgehalten worden find, ſich als nüglich 
ausgewiefen haben, fo verordnen wir hierdurch, dag, diefe 
Prüfungen alljaͤhrlich um Dftern vor der dazu verfammels 
ten Gemeinde auf eine zweckmaͤßige und feierliche Art ges 
halten iverden follen. Die Prüfung erſtreckt fih auf alle 
in der Schule behandelten Lehrgegenftände, und ift fo eins 
zurihten, daß die Schulfinder von ihrem -im Laufe des 
Schuljahres angewendeten Fleiße und ihren Fortſchritten, 
ohne auf die Prüfung beſonders vorgeübt zu ſeyn, unzwei⸗ 
deutige Beweiſe geben können. Am Schluſſe der Prüfung 
follen diejenigen Kinder, welche ſich durch eihen ftreng rer 
gelmaͤßigen Schulbefuh, durch Fleiß und gute Sitten aus: 
gezeichnet haben, fo wie auch die, von denen das Begens 
theil befannt ift, auf eine angemefjene Weife genannt wer⸗— 
den? Die Herren Superintenden und Prediger veranlaffen 
wir, auf diefe Vercrdnung forgfältig zu halten, und die 
Erſtern, über den Ausfall der in ihren Diöcefen abgehalte: 
nen Prüfungen einen fümmarifshen Bericht, wozu ihnen die 
Drtöprediger die Data mit Genauigkeit zw’ liefern Haben, 
jedesmal zu erftatten. Ä 

Magdeburg, den 35: Mai 1821. \ J 

Koͤnigl. Preuß: Kirchen⸗- und Schul⸗-Commiſſion. 
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\ | 61. ' " 
Circular-⸗Reſcript des König. Minifteriums der geift: 
fihen, Unterrichts: und Mevicinaf- Angelegenheiten an 
fammtliche Königl. Regierungen, wegen Befreiung bet 
Alumnen von der Klaffenfteuer. 





— 
* 


Anliegend (Lit. a.) erhaͤlt die Koͤnigl. Regierung Ab⸗ 
ſchrift der Verfuͤgung, welche das Koͤnigl. Zinanz: Miniſte⸗ 
rium am 27. v. M. an die Regierung zu Merfeburg mes 
gen Befreiung der Alumnen auf der Kloſterſchule zu Pfow 
za und auf den gleichartigen Inſtituten von der Klaſſen⸗ 
ſteuer erlaſſen hat, zur Nachricht. | | 

Berlin, den 6. Februar 1821. | 

Minifterium der geiftlichen, Unterrichte= und Medizi⸗ 
nal: Angelegenheiten. 
Unterrichts s Abtheilung. 
Nicolopvius. 


(iii nn 


2. | Ä 
Bei den in dem Berichte der Königl. Regierung an 
dad Minifterium der geiftlihen ‚Angelegenheiten vom 13. 
9. M. angezeigten Umftänden 
daß die Mumnen auf der Kloſterſchule zu Pforta und 
den uͤbrigen gleichartigen Inſtituten nicht anders, als 
auf den’von ihren Eltern oder Vormuͤndern zu führen 
den Nachweis über die Bedürftigfeit der Aufzunehmen⸗ 
den recipirt werden, | | Ä 
unterliegt es feinem Bedenken, dieſe Schuͤler in Gemaͤßheit 
der Vorſchrift des d. 2. f. des Klaffenfteuer » Gefeges von 
der Heranziehung zur Klaſſenſteuer frei zu laflen; auf folge 
Schüler hingegen, welche ihre Verpflegung und Wohnung 
bezahlen muͤſſen (Sptraneer), fann diefe Befreiung dem 
Gefege nach nicht ausgedehnt werden. Da es inzwiſchen 
nicht fuͤglich angeht, in Ruͤckſicht dev letztern eine foͤrmliche 
Abſchaͤtzung nach Vermögens, Erwerbs: und fonftigen, bei 
andern Saflenftenerpflichtigen zu beruͤckſichtigenden, Ber 


— 
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haͤltniſſen eintreten iu laſſen, fo will das Finanz: Miniftes 
rium geftatten, daß felbige Sediglih nach dem Perſonen⸗ 
fteuerfag der legten Klaffe befteuert werden, zumal in finans 
zieller Hinfiht der Gegenftand unbedeutend ift, und es 
hauptſaͤchlich nur darauf ankommt, nicht durch Geſtattung 
einer dem Geſetze nach unzulaͤſſigen Eremtion anderweite 


Berufungen herbeizufuͤhren. 

Hiernach hat die Koͤnigl. Regierung alfo das meiter 
Erforderliche zu veranlaffen. | 
Berlin, den 27. Januar 1821. | 
‚Sinanz = Minifterium. 

v. Klewitz. 


An 
die Königl. Regierung zu Merfeburg. 


VII. 


Sommunal : Weſen. 


62. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Magdeburg, die Gebuͤhren der 
Landraͤthe fuͤr Reviſion der Kommunal: Rech: 
nungen betreffend. 





Der Koͤnigl. Regierung wird auf den Bericht vom 20. 
v. M., betreffend die den Landraͤthen Ihres Bezirks fuͤr 
Reviſion der Kommunal-Rechnungen zu bewilligenden Ges 
buͤhren, zu erkennen gegeben, daß es bei der Feſtſetzung 
vom 14. April 1818. (Anlage a.) fuͤr jetzt um ſo mehr ſein 
Bewenden behalten muß, als die Emanation der Kommus 
nal: Drdnung, wodurch auch diefer Gegenftand- feine Erler 
Digung erhalten wird, wahrſcheinlich nahe bevorfteht. 
Berlin, den 6. März 1821. 
Minifterium des Innern. 
Erſte Abtheilung. 
no RKoͤhler. 





878. 
— — 

Hm der Aufarbeitung der in die Periode vor 1816, 
fallenden Communal: Rehnungs-Rücftände einen befondern 
Antrieb zu geben, mird die Königl, Regierung in Gemaͤß— 
heit Ihres Antrages im Bericht vom 24. v. M. ermächs 
‚ tigt, den mit der Reviſion und Decdargirung diefer ältern 

Rechnungen beauftragten Pandräthen diejenige Gebühren 
auf die Communal-Kaſſen anzumeifen, welche das chemalige 
Civil: Gouvernement zu Halberftadt feftgefegt hat, naͤmlich 
für die Reviſion einer ftädtifhen Jahres-Rechnung aller: 
hoͤchſtens 3 Rthl., für die Revifion der Rechnungen einer 
Dorfgemeine, deren Einnahme bis 100 Rthl. beträgt, 12 
Gr., und für jedes folgende Hundert der Einnahme 8 Gr. 
mehr. . 

Für die Bearbeitung der feit 1816. fällig gewordenen 
Rechnungen der Gemeinen Fönnen aber weiter feine Gebühr 
ren pafliren. 

Berlin, den 14. April 1818. | 

Minifteriym des Innern. Erſte Abtheilung, 

Es Köhler. 
die Königl. Regierung zu Magdeburg. 

Abſchrift vorftehender Werfügung : ber Königl, Regie— 


sang zu Derfeburg und Erfurt zur gleihmäßigen Beachtung. 
| Berlin, den 14. April 1818, 


Niniſterium des Innern, Erſte Abtheilung, 
. Köhler, 
—— 63. 
Reſeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 


Koͤnigl. Regierung zu Magdeburg, die Vollſtreckung 


gerichtlicher Exekutionen gegen ganze Gemeinden, unter 
Concurren; der adminiſtrativen Behoͤrden, betr, 





Der Koͤnigl. Regierung wird auf Ihren über bad ven 
dem Ober⸗ Landesgerichte zu N. N. genen mehrere Einweh⸗ 
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ner von N. N. verfügte Exekutions-Verfahren unterm 2. 
d. M. erftatteten Bericht zum Befcheide eröffnet, daß das 
gedachte Dber;Landesgericht im Allgemeinen nicht verpfliche 
tet werden kann, feine Aufträge wegen Vollſtreckung der 
Srefutionen durch die Königl. Regierung gehen zu laſſen, 
da demfelben in Gegenftänden feines Reſſorts die Befugniß 
zuſtehet, den Landräthen auch unmittelbare Aufträge zu er- 
theilen. (conf, $. 50. der Verordnung vom 26. Decems 
ber 1808.) | 

In wichtigen Fällen, beſonders wo es auf Vollſtreckung 
der Executionen gegen ganze Gemeinden anfommt, ift aber 
zu erwarten, daß die Ober-Landesgerichte ſchon aus eige: 
nem - Antriebe ſich mit den Regierungen in Berbindung 
fegen werden, und für gewiſſe Falle ift dies $. 153. des 
Anhanges der Allgemeinen Gerichtsordnung ſchon feſtgeſetzt 
worden. 

Der Koͤnigl. Regierung wird indeſſen uͤberlaſſen, ob 
Dieſelbe das dortige Ober⸗Landesgericht noch ausdruͤcklich 
darum erſuchen will, in vorkommenden bedenklichen Faͤllen 
mit Jihr Kadſprach⸗ zu halten. 

Ob das Ober-Landesgericht zu N. N. in dem vorlies 
genden Falle feine Aufträge nicht beftimmt genug gefaßt 
hat, kann daB Minifterium des Innern nicht mehr beur⸗ 
theilen, da die Aften dem Chef der Gendarmerie, Herren 
Generalstieutenant v. Brauchitſch, ſchon zurüchgefendet find, 

Im Allgemeinen hat die Königl. Regierung aber darin 
richtig fentiret, wenn Sie meint, daß die Behörde,. von 
der der Auftrag ausgehe, fo viel ale möglich die Anwei⸗ 
fung beftimmt ertheilen müfle. Wenn aber einem Landrathe 
die Erefution aufgetragen toorden ift, fo hat vorausgefegt 
werden fünnen, daß bdiefer die Gendarmen nach den Um, 
ftänden zu leiten wiſſen werde, 

Berlin, den 15. Mai 1821. 

Minifterium des Innernu. 
Erſte Abtheilung. 
Koͤhler. 
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6% 
Mefeript des Konigl. Miniſtetiums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Gumbinnen, die oͤffentliche Li— 
citation bei Verkauf, Vetrtauſchung ꝛc. fädtifcher . 
Communal: Grundftüce betreffend, 





Das Publifandum der Königl. Regierung zu Oppeln 
‚ vom 18. April d. J., deſſen die Königl. Regierung in Ih— 
rem Bericht vom 5. hujus, betreffend die öffentliche Licita— 
tion bei Verkauf, Vertauſchung ꝛc. folder Grundftäde, 
welche frädtifhen Kommunen gehören, Erwähnung thut, 
entfpricht völlig der in Bezug genommenen Verfügung des 
Miniftergi vom 2. März 0. *) Letztere enthält übrigens nicht, 
was nicht unmittelbar aus dem Gefege felbft folgt, daher 
nur dann, wenn die Königl. Regierung Häufige Eontras 
ventionen gegen die gefeglihen Vorſchriften oder Mifvers 
ftändniffe bemerft, Veranlaffung vorhanden ift, etwas im 
Amtsblatte darüber befannt zu machen, In folchem alle 
wird Ihr das Weitere überlaffen. 
Berlin, den 26. Juni 1821. 
Minifterium des Innern. 
“r Abtheilung. 
Köhler. 


65. 
Mefeript der Könige. Minifterien des Innern und ber 
Finanzen an die Königl. Megierung zu Erfurt, die 
Wiederherſtellung der Benefizien für die Schüßengils 
den in den neuen und wieder eroberten Pro: 
I a betreffend. 





Es ift, wie der Könige. Regierung auf Ihre Anfrage 
. im Beriht vom 20. v. M. eröffnet wird, bei MWiederher 
ftellung der Benefizien für die Schügengilden in den newen 
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und tiedereroberten. Provinzen nur die Abficht gemefen, 
diejenigen, die ſich no wirklich im Beige des Beneficii 
befänden, darin vor der Hand nicht zu ftören. Auch ift fein 
Grund vorhanden, längft erlofchene Präftationen diefer Art, 
welche ohnehin nur zum Vergnügen der Percipienten ges 
reihen, deflen Koften wohl jeder felbft beftreiten fann, zum 
Nactheil der ohnehin bedrängten Staatsfaflen wieder hers 
zuftelen. Es ift daher, da im Eingange der Allerhoͤchſten 
Cabinets:Drdre vom 18. März c. von den wiedereroberten 
Provinzen die Rede ift, feinem Zweifel unterworfen, daß 
der Zeitpunft der MWiedereroberung als der entſcheidende 
angeſehen werden muͤſſe. 
Berlin, den 4. Juni 1821. 

Der Miniſter des Innern. Finanz-Miniſterium. 

In deſſen Abweſenheit. General-Verwaltung der Steuern. 

Koͤhler. Maaßen. 


— — — 


66. 

Reſcript des Konigl. Miniſteriums des Innern an bie 
Koͤnigl. Regierung zu Arnsberg, die Heranziehung der 
ſtandesherrlichen Grundbeſitzungen zu den Ge⸗ 
meinde⸗-VLaſten betreffend. 





Der Koͤnigl. Regierung wird auf Ihren Bericht vom 

2. v. M., welcher von dem Koͤnigl. Staats-Miniſterio les 
diglich an das unterzeichnete Miniſterium abgegeben worden 
iſt, hierdurch eroͤffnet, daß es gar keinem Bedenken un— 
terworfen iſt, die ſtandesherrlichen Grundbeſitzungen in dem, 
dortigen Regierungsbezirk, ſo wie es nach dem hierbei zu— 
ruͤckerfolgenden Schreiben des Herrn Ober-Praͤſidenten 
v. Binde vom 24. April d. J. und deſſen Beilagen im Muͤn⸗ 
ſterſchen Regierungd s Departement geſchehen iſt, zu den 
Gemeindelaſten mit heranzuziehen, und ſolchergeſtalt den 
$. 32. der Inſtruktion vom 30. Mai 1820. in Ausfuͤhrung 
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zu bringen, da biefe Mare gefeglihe Beſtimmung durch 
£eine anderweitige Verhandlungen abgeändert worden iſt. 
Betlin, den 10. Juni 1821. 
Minifterium des Innern. 
Erſte Abtheilung. 





Köhler. 
VIII. 
Poli zei. 
ER 
Im Aligemeinen. 
67. 


Reſcript des König. Miniſteriums des Innern an die 

Königl. Negierungen zu Oppeln und Liegniß, die Aus 

gaben aus dem polizeilichen Dispofitiond- Sonde und 
die darüber anzufertigenden Nachweiſungen bett. 





Der Königl. Regierung erwiedern wir auf den Bericht 
vom 23. v. M., daß durch Bezeichnung der Rubriken, nad 
welchen die im Refeript vom 24. Februar d. %. *) gedachten 
Macmeifungen von den aus dem Fonds zu allgemeinen pos 
lizeilichen Zwecken zu feiftenden Zahlungen gefertigt werden 
ſollen, in den materiellen Beftimmungen wegen der Befug⸗ 
niffe der Königl. Regierung , eine oder die andere Cathegos 
zie der Ausgaben ohne Rücfrage anzumeifen, nichts geäns 
dert wird, wie Ihr das auch dur die hinzugefügten Ers 
innerungen wegen der Transportfoften und der Prämien zu 
erkennen gegeben ift. Der Anforderung wegen Nachweis 
fung der Minifterials Genehmigung ift alfo Feine meitere 
Ausdehnung zu geben, als daß diefelben wegen derjenigen 
Hoften, wo folhe eingeholt worden, angezeigt werden. 

Berlin, den 6. April 1821. | 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Köhler. 
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68. j 
Cirenlar: Mefeript des Königl. Miniftertums des Zins 
nern an fämmtliche Königl. Megierungen, das Abrech— 


nungsgefchäft wegen der an die Gendarmerie ans KRös 
nigl. Magazinen perabfolgten Sourage betreffend. 





Im abſchriftlichen Anfchluffe. (Anlage a.) wird der Kös - 
nigl. Regierung die in Bezug auf das Abrechnungs-Ge⸗ 
fobäft wegen der an die Gendarmerie aus Könige. Magas 
jinen verabfolgten Fourage an die Regierung zu Potsdam 
erlaflene Verfügung vom 16. Aprif c. zur gleihmäßigen 
Nachachtung zugefertigt. 

Berlin, den 19. Juni 1821. 

Hinifterium des Innern. 
Erſte Abtheilung. 
| Köhler. 





a,, 

Nach der Seitens des Königl, Kriegs: Minifterii ge, 
troffenen Anordnung werden die von den Proviantämtern 
zu fertigenden Defignationen, über die vom I. März d. J. 
ab an die berittene Gendarmerie aus den Magazinen vers, 
abfolgte Sourage, bei den Militair-Intendanturen gefams 
melt, und gleich nach dem Jahresſchluſſe, mit den Con⸗— 
fumtions- Quittungen belegt, den betreffenden Königl. Res 


gierungen mirgetheitt werden; letzteren foll es jedoch uͤber⸗ 


taffen bleiben, die im abgewichenen Fahre Statt gehabten 
mittleren Marftpreife der Fourage nach Maafgabe der von 
den Drtsbehörden darüber einzuziehenden Nachrichten auss 
zumitteln, und darnach den Verguͤtungsbetrag zu beftimmen, 

Indem die Königl. Regierung hiervon in Verfolg der 
Verfügung vom 5. März d, J. zur weiteren Veranlaſſung 
benachrichtigt wird, erhält Diefelbe zugleich die Anweiſung, 
die ſolchergeſtalt feftzufegenden und mit den Standliften 
forgfältig zu vergleichenden Liquidationen, nebft den nors 
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ſchriftsmaͤßigen Fuftificatoriis, gleich nach dem jedesmaligen 
Jahresſchluſſe dem unterzeichneten Minifterio einzureichen, 
da die Abſicht ift, den Proviantämterm den "ganzen Verguͤ⸗ 
tungsbetrag unmittelbar durch die General⸗Militair-Kaſſe 
uͤberweiſen zu laſſen. 

Berlin, den 16. April 1821. 

Miniſterium des Innern. 

v. Schuckmann. 


An 
die Königl, Regierung an Potsdam. 





ee: B. 
- Sitten: und Ordnungd: Polizei. 
Refeript des Königl. Min ſieriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Arnsberg, die Aufhebung der 
| fogenannten Gebehochzeiten betreffend. 





Der Königl. Regierung geben wir auf den Bericht 
vom 29. v. M.zu erkennen, daß der tadelnswerthen Sitte 
der Gebehochzeiten, eben als Sitte des Landes, beſſer durch 
moraliſche Eindruͤcke, als durch die Reaflumtion und Hands 
habung veralteter Strafbeſtimmungen entgegengewirkt wird, 
und hat die Koͤnigl. Regieruͤng daher das in Ihrem Be— 
richte vom 30. Maͤrz v. J. ſeines Erfolges wegen geruͤhmte 
Mittel freiwilliger Vereine zu einem entgegengeſetzten Ver⸗ 
halten aufzunehmen, und dergleihen Bereine durch die 
Einmwirfung der Geiftlihen, Orts: und Kreisbehörden alles 
Fleißes zu befördern. Insbeſondere dürfte es von gutem 
Erfolge fein, wenn die Gemeinden in Ddiefen ihren Bereins 
barungen die Veranftaltung folher Hochzeiten,. als ein der , 
Ehre rechtlicher Leute unanftändige® Benehmen, ausdruͤck⸗ 
lich und beftimmt bezeichnen, und ihren Widerwillen — 
gen unverholen an den Tag legen. 

Berlin, den 26. Juni 1821. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
| Köhlen 
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7% 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums und der Polizei an 
den Koͤnigl. Ober-Praͤſidenten der Provinz Branden: 
‚burg, die Stempelung ver durch Colporteurs zu vers 
faufenden Lieder und Blugfchriften betreffend. ı 





:  &mw. Excellenz erwiedere ich auf die Anfrage vom 5. 
d. M., daß die von dem allgemeinen Polizei: Departement 
im Minifterio des Innern unterm 15. Januar 1811. (— 
Anlage a. —) angeordnete Stempelung der durch Colpor⸗ 
teurs zu verfaufenden gedruckten Lieder, Lebensbefchreiduns 
gen der Verbrecher und ähnlichen Flugſchriften für die uns 
. tern Bolksklaſſen allerdings beizubehalten, .. und auch dag 
bisherige Siegel nicht abzuändern ift, da der Direktor N. N. 
in diefer Beziehung als Beauftragter der Polizei fo lange 
anzufehen fein wird, als er dies Geſchaͤft beforgt. 
Derlin, den 7. April 1821. 
Der AN des Innern und“der Polizei. 
v. Shudmann. 





a 


uUnm dem Unmefen zu fteuern, daß durch.die Eolporteurg 
der gedructen Lieder und Pamphlets nicht unter der Hand 
Lieder von durchaus ſchmutzigem, unfittlihem und die Mos 
raltät des "gemeinen Mannes verderbendem Anhalt unter 
das Volk verbreitet werden, follen fünftig durchaus Feine 
andere Lieder verfauft werden dürfen, .ald welche mit einem 
gratis zu ertheilenden Stempel verfehen find. 
Diefer Stempel foll möglichft flein, einen Adler und 
die Umfcrift:: _ ‘ 
u Cenſur⸗ Siegel der Polizei: Behörde zu. ꝛc. 
enthalten, mit Druderfhmwärze auf dem Titelblatt aufges 
druckt, und zu diefem Behuf von der PolizeisBehörde eis ' 
-ner jeden Stadt, wo Bucdrädereien und Buchläden find, 
angefbafft, dort aber in der Regel dem beftellten Cenſor 
zum Gebrauch. anvertraut werden, | 


n 
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Werden. ungeftempelte Lieder zum Verkauf angetroffen, 
fo find fie ohne Rüdfiht auf den Inhalt zu confisciren, 
and wenn in ſolchem Falle auch nichts entgegenjteht, bie 
Stempelung nachzuholen, und der Befiter ſolches wünfht, 
fo muß er denn doch menigftens den ganzen Wert) dei 
Confiscati dagegen als Strafe erlegen. 

MWiederholte Eontraventionen diefer Art ziehen die Abs 
nahme des Gemwerbefteuers Scheind und die Verfagung der 
polizeilichen Erlaubniß, dergleichen Scheine wieder: loͤſen zu 
duͤrfen, nach ſich. 

Die Koͤnigl. Regierung hat hiernach in Ihrem Reſſort 
das Noͤthige anzuordnen. 

Berlin, den 15. Januar rer. 

Königl. Geheimer Staatsrath und Chef des Depastw | 
mente der allgemeinen Polizei im Minifterio F 
des Innern. 
* Sad. 
imintliche Königl. Regierungen und 
mutat. mutand, an den N 
Yrädenten iu Derlim 


| wi? 
Reſolution des König, Minifteriums des Innern und 


der Polizei an den N. N. zu Berlin, bie berbotene 
Einführung von Bücher: Nachdrüsfen betreffend, 


—— — 


Dem N. RN. wird auf die von dem Koͤnigl. Mintfterid 
des Handels und der Gewerbe Hierher abgegebene Anfrage 
vom 3. d. M. wegen Einführung von Nachdruͤcken folder 
Werke, die in den Königl. Preuß. Staaten nicht verlegt 
find, hierdurch zum Befcheide ertheilt, daß dieſe Einfuͤh⸗ 
tung nach der ausdrücklichen Beftimmung des allgemeinen 
Laridtehts Th. J. Tit. XL $. 1036, seq, unerlaubt und 
anzuläflig ift, 

Berlin, den 19. Mai 1821, 

Der Minifter bes Innern und der — 

v. Schuckmann. 
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Sicherheits - Polizei, 
72 
Cireular- Neferipe des Könige. Minifteriums des In⸗ 
nern und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Negieruns 


gen, Merfers Mittheilungen zur Beförderung der 
&icherheitspflege betreffend, 





Die von dem Polizeirathe Merfer herausgegebenen 
Mittheilungen zur Beförderung der Sicherheitspflege haben, 
‚ befonders feitdem ihre Kedaftion Hierher verlegt worden, 
und die Unterftügung. des Minifterii des Innern und der 
Polizei erhält, ihren praftifhen Nugen in fo mannigfaltts 
gen Fällen bewiefen, daß dadurch die von einer folchen 
Einrichtung gehegten Erwartungen bereitd größtentheilg ers 
füllt find. Es haben nicht allein, viele inländifche Poli;eis 
und Yuftizs Behörden hierüber erhebliche Erfahrungen ger 
macht, fondern auch mehrere auswärtige Regierungen die; 
fer Anftalt die verdiente wuͤnſchenswerthe Unterftügung und 
Beförderung angedeihen laſſen. 
>» Wenn eine Unternehmung von foldem Umfange fchon 
in der erften Zeit ihrer Errichtung fih fo nüglich bewährt 
hat; fp berechtigt fie zu ganz vorzüglichen Erwartungen, in 
fofern fie, wie bei dem rühmlichen und ausdauernden Fleiße 
des Herausgebers nicht zu bezweifeln ift, immer mehr fi 
vervollfommnet, und befonders wenn fie von allen, mit der 
“Öffentlichen Sicherheitspflege im Staate beauftragten, Pro; 
vinzials und Drts: Behörden und den dazu gehörigen: De: 
amten allgemein, fortdauernd und thätigft befördert und 
unterftügt wird, 
| Das Minifterium de Innern und der Polizei hat da⸗ 
her ungern erſehen, daß nicht alle Polizei-Behoͤrden die 
hierauf gerichtete Miniſterial⸗-Aufforderung vom 21. Maͤrz 
d. J. gehörig beachten, und fordert die Koͤnigl. Regierung 
bierdusch auf, diefelben auf died nügliche und unentbehrliche 
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Huͤlfsmittel einer umfichtigen und gründlichen Sicherheit: 
pflege, unter Anführung des durch dafjelbe bereits bewirk— 
ten Nugens, abermals aufmerffam zu machen und jie zu 
‚veranlaffen, die Merkerſchen Mittheilungen nicht allein zu 
halten, fondern auch fonft möglichft zu befördern. 
Berlin, den 16. uni 1821. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
Bierte Abtheilung. 
vd. Kampp. 


x 


—— — 

Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern umnd 

der Polizei an das Koͤnigl. Ober-Praͤſidium von Schle— 

ſien, zu Breslau, die Bekanntmachung der Steckbriefe 
durch die Gendarmerie betreffend. 





Das Koͤnigl. Ober-Praͤſidium ſcheint in dem Berichte 
vom 4. d. M. von der Vorausſetzung ausgegangen zu ſeyn, 
daß die Militair-Vorgeſetzten der Gendarmen aus eigener 
Autorität und ohne Requifition der Civil-Behoͤrden ar 
briefe verfenden. 

. Dies ift aber keinesweges der Fall‘ fondern —— 
von Beförderung der durch die competenten Behörden eis 
laſſenen Steefbriefe die Rede, auf deren Beachtung und 
Befolgung die Gendarmerie dienftinftruftionsmäßig befon- 
ders angewieſen ift. 

Daß die Bekanntmachung und Berfendung der Steck⸗ 
briefe aber durch die beftehende Einrichtung befördert und 
befleunigt wird, kann nicht in Zweifel gezogen merden, 
indem, andere Beifpiele nicht zu erwähnen, im Falle des 
Nichtbeſtehens diefer Einrichtung, die Behörde, welche eis 
nen Steckbrief erlaflen hat, entweder fämmtliche Regieruns 
gen, oder bei dringender Eile, ſaͤmmtliche landraͤthliche 
Behörden und Polizei-Praͤſidien ꝛc. um Bekanntmachung 
des Steckbriefes an die ihnen untergebenen Gendarmen zu 
requiriren haben wuͤrde, wogegen die gegenwärtige Einrich⸗ 

tung 
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tung den Vortheil und der Sache die Befchleunigung ges 
währt,. daß die betreffende Behörde nur nöthig Hat, den 
erfaffenen Steckbrief dem Ehef der Gendarmerie zur Ver⸗ 
fendung an die Brigaden und von da an die einzelnen Stas 
tionen zu übermachen, welches lestere um fo fchneller bes 
merfftelligt wird, als dem Chef der Gendarmerie zur uns 
verjügliben Mittheilung des Inhalts der Steckbriefe von 
dem Minifterio des Innern und der Polizei gedruckte, leicht 
auszufüllende Blanquets zugeftellt find. Eben dieſes Vers 
fahren erleichtert auch die Eirculation der in den verfchie: 
denen Amts» und andern ‚öffentlichen Blättern abgedruckten 
Steckbriefe, indem ſie von hier aus in den dazu geeigneten 
Faͤllen mit gleicher Schnelligkeit allgemein bekannt gemacht 
werden. 

Da alſo hierdurch das vorherrſchende Princip bei Stel: 
fung der Gendarmerie überall nicht .alterirt wird, und viels 
mehe nad dem Edift vom 30. December p. 3. die Ermits 
telung der Verbrecher und fonft gefährlicher Individuen, 
auch ohne vorgängige Requifition der CivilsBehörden, zu 
den Dienftobliegenheiten der Gendarmerie gehde, fo behält 
es bei der Verfügung vom 30, März d. J. ——— 
ſein Bewenden. 

Berlin, den 10. Mai 1821. 
Der — des Innern und der Polizei. 
| v. Shudmann, 





x 
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Mefeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und 

der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die 
angeordneten Reituͤbungen der Gendarmerie betr. 


Um bei den Muſterungen der reitenden Gendarmerie, 
welche in dem Gefege vom 30. December 1820. vorges 
fchrieben, und wegen Ausbildung der Pferde, jo wie wegen 
BVerfegung mehrerer Gendarmen von der Infanterie zur Kas 
valterie ganz unerläßlich ind, den Allerhoͤchſten Königf. 

Anwalen IL, Heft . Cc 
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Dienft fo wenig als möglich feiden zu laſſen, hat der Here 
Chef der Gendarmerie die Anordnung getroffen, daß die 
im Reiten noch nicht gehörig ausgebildeten Gendarmen zur 
erften und fchnellften Grreihung des in Rede ftehenden 
Zwecks nad den Stationen der Brigadiers, Abtheilungs- 
Eonmmandeurs, Dffiziers und Wachtmeifter. durch Umtauſch 
gegen andere Gendarmen für jegt hingezogen werden fol 
fen, jedoch aber fofort wieder zurück zu verfegen find, fe 
bald fie gedachte Kertigfeit erlanat haben, und daß hierbei 
jede Aenderung in der Dislefation zur Borbeugung . aller 
dienſtlichen Nachtheile möglichft zu vermeiden ift. Zugleich 
ift den: Brigadierd der Gendarmerie zu erkennen gegeben 
worden, daß eine Zufammenziehung der Gendarmen zu g% 
dachtem Zweck von den Offizieren nicht einſeitig und ohne 
Ruͤckſprache mit den Civil: Behörden in Anfehung der Zeit 
und der Anzahl veranlaft werden darf, und da es hierbei 
ganz vorzüglich auf die fo nothwendige und nicht genug zu 
empfehlende Erhaltung eines guten inverftändniffes an 
kommt, fo wird die Könige. Regierung hierdurch. aufgefor 
dert, bei der nähen Anweifung der Landräthe und andern 
betreffenden Polizeis Behörden „wegen . ihres Verhaltens in 
den Eingangs erwähnten Fällen es denfelben befonders zur 
Pflicht zu machen, daß fie den an fie ergehenden Aufforde 
rungen mit Bereitwilligfeit eutgegen -fomimen, und auch 
ihrerfeits jeden Anlaß zu ungegruͤndeten Differenzen forgfäh 
tig vermeiden. 
Berlin, den 18. Mai I82L. 
Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann—. 
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+ 75 » 
Refeript des Könige. Minifteriums des Innern und. ber . 
Polizei an die Königl. Negterungen zu Potsdam und 
Sranffure an der Oder, die. Anfchaffung ven Trang- 
portketten für die Oendarmerie aus_ dem polizeilichen 
Dispoſitions⸗Fonds betreffend. 





Um den Gendarmen, welchen durch die Anſchaffung der 
Pferde und durch die ſtattgefundenen Verſetzungen bereits 
mencherlei Ausgaben erwachſen find, eine Erleichterung zu 
verſchaffen, ift beſchloſſen worden, ihnen den. Koftenbetrag 
für die neu eingeführten Transportfetten und Schloͤſſer aus 
den polizeilichen Fonds zu erftatten, 

Die Königl. Regierung wird daher angewieſen, ſich 
dieſerhalb mit dem Commandeur der Gendarmerie in Kom— 
munikation zu ſetzen, und den Geldbetrag demnaͤchſt auf 
Ihren polizeilichen Dispoſition-Fonds zur Erſtattung anzus 
weiſen, wogegen die Ketten Inventarienſtuͤcke des Inſtitutes 
bleiben. Dr | . 

“ Berlin, den 19. Mai ıyar. 

Minifterium des Innern und der Polizei, 
| v. Schuckmann. 
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Eircular-Refeript- des Könige, Miniſteriums des In— 
neen und der. Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierun— 
gen, die Beftrafung der gegen die Gendarmerie began⸗ 
‚genen Widerſetzlichkeiten betreffend. 





Da ſeit Kurzem mehrere Faͤlle bewieſen haben, daß die 
Sendarmerie bei Ausuͤbung ihrer Dienſtpflicht nicht gehoͤ⸗ 
rig reſpektirt worden, ſo wird die Koͤnigl. Regierung hier⸗ 
durch beauftragt, durch deren Amtsblatt die Beſtimmungen 
des Gendarmerie⸗Edikts vom 30; Decenber v. J. über die 
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Verhaͤltniſſe der Gendarmerie als Schildwache, uͤber die 
derſelben gebuͤhrende Folgeleiſtung und Achtung, und uͤber 
die Beſtrafung der gegen dieſelbe begangenen Widerſetzlich⸗ 
keit, ſo wie auch diejenigen Paragraphen des Allgemeinen 
Landrechts befannt zu machen, welche auf Widerſetzlichkeit 
nd andere: Vergehungen gegen das Militair ſich beziehen, 
auch dabei das Pubtifum zur forgfältigften Beobachtung 
diefer gefetzlichen Vorſchriften in befonderer Bezichung auf 
die Königl. Gendarmerie anzuweiſen. P | 
| Berlin, den 25. Mai 1821. i 

Der Minifter des Inneren und der Polizei. 

a v. Shufmann. 





\ 


hr | 
Reſeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern und 
der Polizei an die. Königl.: Negierung zu Mlerjeburg, 
die Dislofation und Benußung der Gendarmerie zu 
Transporten bon Verbrechern und Da: 
| gabonden betreffend, 





Wenn es gleich ſowohl bei den Beftimmungen de 
Gendarmerie:Ediftd vom 30. December v. %. als bei dei 
allgemeinen Dislofations- Plan der Gendarmerie vom 18. 
Januar d. J. im Allgemeinen verbleiben, muß, fo ift doch 
in. dem gedachten Edikte weder verordnet, daß alle um 
jede, : und inſonderheit auch die Transporte unbedeutende! 
Verbrecher und Vagabonden nur duch die Gendarmern 
beſchafft werden ſollen, noch vorgeſchrieben, daß die, auf 
den Transportftationen befindlichen, Gendarmen ausſchlioß⸗ 
lich zum Transportdienſte verwandt und den uͤbrigen Zwei⸗ 
gen des Gendarmeriedienſtes entzogen werden ſollen. Eben 
fo enthaͤlt der General: Dislofations-Plän vom 18. Januat 
d. J. nur die allgemeinen Grundfaͤtze, nach welchen Die 
Gendarmerie unter: die verſchiedenen (Provinzen der Monar⸗ 
chie vertheilt worden, und beſchraͤnkt daher: keinesweges "Die 
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einzemen Regierungen, ' bie ihnen zugetheilte-Mannfchaft 
nach den Lokal: und üprigen Bedürfniffen und Ruͤckſichten 
ihres reſp. Departements auf eine, dem legtern nüglichere 
und die Wirffamfeit diefes Korps verftärfende Art zu die: 
lociven-und zu verwenden... Es ift jedoch zu dieſer anders ı 
weitigen Dispofition nicht bloß das Einverfrändnig mit dem 
beteeffendert 'Drigadier, fondern auch die vorgängige Ge⸗ 
nehmigung-des unterzeichneten Minifteriums, erforderlich, fo 
wie aub zu erwägen ift, "ob und welche ettoa < bedeutende 
Koften den Koͤnigl. Kaſſen dadurch. zur Laft: fallen werden, 
indem die früheren Etatsuͤberſchreitungen des Polizei-Fonds 
bei dortiger- Regierung nicht fortdauernd Rats Anden und 
gedeeft werden Tönnen. * 

Indem ich dies der Koͤnigl. Regierung auf Deren Ber 
richt vom 19, vd. M. hiermit eröffne, - überlaffe ich derfels 
ben,. hiernach den darin vorgetragenen Senberien abzuhelfen. 

Berlin, den 28. Mai 1821. 

iaſeram des Innern und der Holigei. 

v. — 
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Circular⸗ Reſetipt des Konl Minifteriums des In⸗ 

nern und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierun⸗ 
gen, die militairiſchen Meldungen der Gen: 
darmerie betreffend, ü 





Zur Befeitigung der hin und wieder entftehenden Zwei⸗ 
fel in Anfehung der militairiihen Meldungen der Gendars 
merie- ift in Uebereinftimmung mit dem Königl. Krieges: 
Minifterio und min dem Chef der Gendarmerie befchloffen 
worden, daß die gedachten Meldungen zwar fernerhin ftatt 
finden, jedoch auf folgende Fälle eingefchränft werden follen: 

1) bei der Ankunft eines Gendarmen an dem ihm zur 

Station angemwiefenen Drte, mo die Meldung fchon 

um deswillen nicht unterlaffen werden darf, weil nad 

dem Edift vom 30, December v. J. jeder einzelne Gens 


s 
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darme auch in Beziehung auf das’ im Orte befindliche 

Militairin dem Verhaäͤltniſſe einer Schildwacht ſteht, 

und demſelben daher, als dort fungirend, bekannt ſeyn 

muß; - 

2) mern Gendarmen in einem Gatnifon:Dyte mit Urs 

(dub eintreffen oder abgehen; 

3) foenn fie Ablieferungen von- Walitair⸗Arteſtaten, Re⸗ 
Jakruten, Effekten und dergl. mehr zu machen haben, 
Wwobei die Abfertigung vom Militair reſſortirt; 

Hbei Begleitung der Poſt, in ſofern dee Gendurme an 
: dem’ Hrte fi eine Nacht: aufhält. 

+ + Diefe fammtlihen'Veranlaffungen zur Meldung koͤn 
nen nur die außerhalb des Drts frationirten Gendarmeu 
haben, indem die: am Drte felbft- füngirenden ihn bei auss 
wärtigen Befchäftigungen auf kurze Zeit verlaffen: dürfen, 
ohne der Meldung untertworfen zu feyn, und even fo. ud 
die Gendarmen aus fremden Stationen von der militairi: 
ſchen Meldung befreit bleiben, in ſofern ſie bei Civil⸗Trans⸗ 

porten, polizeilichen oder andern Kivils Verrichtungen in 
dem Garniſonsorte, worin fiereingetroffen find, nicht läns 
ger ald 24 Sunden verweilen, _ 

Der Königl. Regierung werden diefe Seftfegungen zu 
Ihrer Nachricht und Achtung, ſo wie zur weiteren Veran— 
laſſung mit dem Bemerken mitgetheilt, daß. von Seiten 
der Militair⸗Behoͤeden analoge Verfuͤgungen ſowohl an die 


Gendarmerie, als an die verſchiedenen Truppentheile, erge⸗ 
hen werden. 


Berlin, den.g. Juni 1821. 
NNiniſzerium des Innern und ber Polizei, 
In Abmefenheit 
te des Herren Minifters Exeellenz. 
* v. Kamptz. 
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Circular⸗Reſcript der Könige. Minifterien des Innern 
und der Polizei und, der Finanzen an: ſaͤmmtliche Kos 
nigl. Megierungen, die Diftriburion der Paß Sc mulare 
durch die Haupt: Steuer-Aemter betreffend. 





x 


- Schon durch eine Eireular: Verfügung der ehemaligen 
Abgabens Deputation vom 8. April 1813., ſo wie durch ein 
Circulare des Koͤnigl. Finanz: Minifterii - vom 20" Septem⸗ 
ber 1817., und mehrere andere fpäterhin erlaflene Verord⸗ 
nungen, wurde feftgefegt, daß. die Acciies und Steuer: Aems 
ter, denen der Debit der Paß-Formulare und Yegitimas 
tions Karten übertragen ‚worden, diejelben nur an oͤffent⸗ 
die Behörden oder obrigkeitliche Perfonen, und zwar jes 
derzeit nur gegen einen Empfangfchein der letztern, 'nies 
mals aber an Privat: Perjonen, verfaufen oder verabfols 
gen laſſen follen. 

Mehrere noch vor Kurzem gemachte Erfahrungen ha⸗ 
ben indeß bewieſen, daß jenen Verordnungen nicht uͤberall 
Folge geleiſtet wird, und an verſchiedenen Orten ſogar an 
Berbrecher Paßformulare verkauft worden, welche dazu 
dienten, die Polizei-Behoͤrden zu taͤuſchen und die BVers 
haftung der Inhaber folder falicher Legitimations Papiere, | 
deren Ausfüllung und Befiegelung ihnen Feine große Schwie⸗ 
rigfeit verurfacht hatte, zu verhindern oder zu verfpäten. 
Wurde ein folher Verbrecher aber wirklich ermittelt, und 
zum Geftändnig gebracht, daß fein Pak falſch und von ihm 
felbft oder von einem Andern ausgefüllt ſey, fo war doch 
nur in fehr feltenen Faͤllen eine Aufklärung darüber zu ers 
langen, an welchem Drte und von wem er das Paßblan⸗ 
quet erhalten, indem er fchon deshald, um fich der fernern 
Huͤlfsleiſtung für die Zukunft zu verfihern, den Verkäufer 
nie nannte, und in der Kegel vorgab, das Formular von 
einem Unbefannten gekauft zu haben, fo daß jener nicht zur 
— und Strafe gezogen werden konnte. 

Um Diefem für die Öffentliche ICE entftchenden 
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Nachtheile vorzubeugen, ift befchlofien worden, daß vom 
Tage des Eingangs der gegenwärtigen Verfügung an, die 
Daß: Formulare nur an die Haupt>Öteuer: Aemter, und 
von diefen an die. einzelnen Polizer- Behörden, und zwar an 
legtere Nur buchweife verabfolgt werden follen, fo daß bei 
den Haupt Steuer: Aemtern weder cin Berfauf an die eins 
zefnen Steuer: Nemter, noch an einzelne Perſonen, ſtatt 
finden darf. , 

Die Koͤnigl. Regierung hat: hiernach ungeſaͤumt die 
mweitern Anordnungen zu treffen, alle Paß⸗Formulare md 
Legitimationss Karten von Unter-Aemtern „und Unter-Di— 
ſtributeurs fogleich einzuzieyen und fie den Haupt: Steuer; 
und Haupt-Zollämtern zu überweifen, und beinder Eroͤff⸗ 
nung an fammtliche Polizei:Behörden denfelben zugteich eins 
zufhärfen, . daß fie über die: Verwendung der von den 
Haupt: Steuer s Aemtern. empfangenen Pap: Formulare: ge 
naue, mit der laufenden Nummer verfehene, Liſten halten, 
aus welchen in vorfommenden zweifelhaften: Fällen- die 
Aechtheit des Pafles togleih erfehen werden: fans... " 


Berlin, den 14. Juni — 1 279309 

Miniſterium des Innern — Finang ⸗inſecnmn 

und * General⸗Verwaltung 

der Polizei. der Steuern. 
In Abweſenheit des Herrn Mi⸗ Maaßen. 
niſters Excellenz. BR 

v. Rampe. , 
ga... "'. 


Publifandum der Koͤnigl. Regierung zu Liegnitz „das 
Vetfahren in. Anſehung verlorener Paͤſſe betreffend. 


- 





Seit einiger Zeit haben die Anzeigen von werloge 
nen Päfen und Wanderbüchern ſich dergeftalt. gehäuft, daß 
auf Mangel, an forgfältiger Prüfung .:dev Angaben derer, 
weiche den Berluft erlitten zu haben vorſchuͤtzen, nothwen⸗ 
dig gejcploilen werden muß, und zu beſorgen ftehetz: DaB 
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ſolche Subjefte;deren Päffe in irgend seiner Art beſchraͤnkt 
find, oder gar Warnungsz Bermerke, 3. B. wegen Bertelng 
oder Vagabondirend, enthalten, dieſe Papiere vernichten, 
und nieht felten «der, falfchen Ausrede: „als feyen ihnen fol 
che ohne ihe Verſchulden abhanden gekommen,“ mit Erfolg 
fi bedienen. - - on 


Sedenfalld muß mit Eenſt darauf Bedacht genommen 
werden, diefem Unweſen Echranfen zu ſetzen. 


Diie General⸗J Inſtruktion fuͤr die Verwaltung der Paß⸗ 
Polizei vom 12. Juli i817. ſchreibt im $. 25. vor: 


„Wenn der Paß-Inhaber ſeinen Paß verloren hat, 
„jo kann demſelben bei gehoͤriger Legitimation 
69. 19.) von einer zu Paͤſſen der, Art berechtigten 
„Behörden zwar ein neuer Paß ertheilet werden, der 
„verlorene Pag, muß. jedoch auf. feine, Koften 
„durch dag Amtsblatt des Regierungss Departements, 
Ä ui, welchem der Paß — ift, und na Ume 


„auch die Polizei: Behdrhe, welche den. Reue Paß 
ertheilt, mortifieirt, werden; dieſelbe hat. uͤberdem 
„die Behörde, melche- den verlorenen Paß ausgeſtellt 
uhat,. hiervon zu benachrichtigen. | 

„Bei nicht voͤllig legitimirten Keifenden ift - 
indeſſen der behauptete —* durch Erkundigung 
„bei der Behörde, bei welcher der Paß zuletzt pro⸗ 
„dutiet worden iſt, oder auf andere juverläffige Arr, 
„zudoͤrderſt auszumitteln. ” 


Indem Mir dieſe Vorſchrift hierdurch in Erinnerung 
bringen, verpflichten Wir die ſaͤmmtlichen Polizeiz und 
Pahbehörden. des hieſigen Regierungsbezirks, danach in 
vorfommenden Fäben mit der. Ki ie Pünktlichkeit und 
Umficht zu verfahren. — 


Insbeſondere machen Wir dieſelben annoch auf folgende 
Puntite aufmerkſam: 


1) Die Abfaſſung der wegen eines verlorenen Paßſes zu 
ertheilende Bekanntmachung darf ferner — wie 


— 
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biöher geſchehen — Uns zugemuthet werden, ſondern 
koͤmmt — wie oben vorgeſchrieben iſt — derjenigen 
Behoͤrde zu, welche den neuen Paß ertheilt hat. 

2) Bon dieſer Behörde: iſt jene Bekanntmachung unmit 
telbar an die Redaktion des hiefigen’ öffentlichen Ans 
zeigers zur Aufnahme in diefes Blatt zu überfenden, 
auch der Betrag der: Inſertionskoſten zu berichtigen, 
welche demjenigen,. der den. Pag verloren hat, . zur 
Laſt fallen. 

3) Auf Niederſchlagung dieſer Koſten kann nur derjenige 
Anſpruch machen, der nicht allein feine Armuth, for: 

dern auch die Abweſenheit eigner Schuld bei dem Ver— 
luſt des Paſſes nachzuweiſen vermag. | 

Insbeſondere ift. dieferhalb mit Strenge: gegen die 
tandernden Handwerksburſchen zu verfahren, welche, 
wenn fie mit der Anzeige von dem Berluft ihres Pals 
fes auftreten, meiſtens — wie die Erfahrung lehrt — 
. zugeftehen müffen, ſolchen im Raufch, oder bei Hans 
dein auf der Herberge u. f. m. ’erlitten zu Haben. 

Solche Subjekte muͤſſen, im. Falle des Unvermoͤgens, 
angehalten werden, den Betrag der süfettionsfoßen 
durch ihre Arbeit aufzubrürgen, | | 
Erſlauben dies die Umftände nicht, "fo datf ein der: 
gleichen fahrläffiger Menſch wenigſtens nicht ungeſtraft 
weiter geſchickt werden. 

Die Verwahrloſung ſolcher Papiere, wie die Päfle 
find, von denen fo leicht zum Nachtheil der öffentlichen 
Sicherheit ein Mißbrauch gemacht werden fan, ift an 
‚dem Zahrläffigen, der im Feiner Art den Koſtenerſatz 
zu leiften vermag, auf’irgend eine Weife polizeilich zu 
ragen, wenn anders dem überhard nehmenden fahrläf- 
figen Gebahren der Pafinhaber obiger Kaffe entge— 
gengewirkt werden ſoll. 

4) Zu gleichem Zweck ſind die wandernden Handwerks 
burfchen, bei der Berheilung mit neuen Päffen, fo wie 
bei der Viſirung der Paͤſſe, die m. bereitd haben, zu 
erinnern: j 
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ſolche ſorgfaͤltig sufrkbehiihätn, 

mit dem Bedeuten: | 
daß, menn fie dieſelben verlieren ſollten, fie aue - 
Koften und nöthigenfalls polizeiliche Strafen zu ges 
wärtigen haben würden. 

5) In gleicher Art ift mit den unter allerhand Vorwaͤn⸗ 
den im Lande herumftveifenden Handelsjuden. zu vers 
fahren, vornehmlich wenn fie-zur Klaſſe der in unſerer 

Bekanntmachung vom 20. Yantıar d. J. 

(Seite 26— 28. des hieſigen Amtsblatts von 1gar .) 
bezeichneten Juden aus -dem Großherzogthum Pofen 
schören, welche nur mit den dajelbft beſchriebenen „bes 
fhrönften Päflen reifen dürfen, 

6) Fine Verminderung des Mißbrauchs, der mit verlos 
renen Päflen getrieben werden Fan, wenn folche in 
die Hände unnäger Landftreicher oder gar fluͤchtiger 
Verbrecher fallen, ftehet zu erwarten, wenn die Güls 
tigfeit der Päfle, womit wandernde Handwerfer betheis 
fet werden, auf möglichft kurze Zeit befhränft wird. 

7) Was in Abſicht der Päfle der wandernden Handwers 
fer oben bemerkt und anempföhlen worden ift, hat faft 
durhaus auch auf die Wanderbücher berfeiben Ans 
wendung. | 

Liegnig, den 30. Mai 1821. 

Königl. Preuß. Regierung, 
Erfte Abıheilung. 


81. — 
Circeular: Mefeript des Koͤnigl. Miniſteriums des’ Im: 
nern und der Polizei an fämmtliche König. Negierint: 
gen, wegen Ungültigfeit der Studenten: Matritel 
als Meifepaffe. 





Da ſeit einiger Zeit wahrgenommen wird, daß die 
Polizei-Behoͤrden hin und wieder die Matrikeln der Stu— 
denten als hinreichende Legitimations— Urkunden zu Reiſen 
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anfehen, fo hat die. Königl. Regierung ſowohl den Polizei: 
Behörden als der Gendarmerie zu eröffnen, daß. diefes der 
Fall nicht, ift, vielmehr akademiſche Matrifeln die Stelle 
der Päffe feinesweges vertreten fönnen, und daher als 


ſolche überall nicht angefehen werden dürfen. 


Berlin, den 28. Mai 1821. | 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 


82. 
Circulare des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und 
der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die 
Ertheilung von Paͤſſen an die, auslaͤndiſche Meſſen und 
Maͤrkte beſuchenden, Hauſirer und andere 
Perſonen betreffend. | 


Es iſt bemerft worden, daß fi die Haufirer und ans 
dere Perfonen, welche ausländifche Meflen und Märkte be 





ziehen,. häufig die erforderlichen Reifepäfle nur bis zu einem 


dieſſeitigen Grenzorte nehmen ‚ und an demfelben zur weis 
teen Reife ins Ausland die vorfchriftsmäfigen Ausgangs; 
paͤſſe gegen Zurüclafiung ihrer, auf das ‚Innere lautenden, 
Legitimationen nachſuchen. 

Da die Drtsbehörden am vollftändigften mit dem Leben 
und Wandel folder Individuen befannt ſeyn Fünnen, und 
die an der. Grenze von ihnen ertheilte Legitimation in der 
Pegel nur mangelhaft bleiben muß; fo wird hierdurch im 
Allgemeinen verordnet, daß dergleihen Individuen und 
überhaupt ein Feder, welcher die Abſicht hat, ins Ausland 
zu reifen, in den Fällen, in welchen überhaupt die Local: 
Behörden zur Ertheilung von Ausgangspäffen befugt find, 
und deren Bewilligung nicht an. das Koͤnigl. Minifterium 
des Innern und der Polizei oder an die Regierung zu vers 
weiſen ift, den Ausgangspaß von der Polizeibehörde ihres 
Wohnorts nehmen follen. 
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: ° Die Königl, Regierung hat demgemäß ſaͤmmtliche Po⸗ 


lizei⸗Behoͤrden Ihres Verwaltungs⸗ Bezirks Babe au ins 


fruiren. 
Berlin, den. ı2. Juni 1821. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
| Vierte Abtheilung. 
v. Kamp. 


l 





Be | 
Reſeridt ‘des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Stralſund, die 
— fuͤr die Paͤſſe der a 
geſellen betreffend. 





Mit Beziehung auf den Antrag der Koͤnigl. Regierung 


vom 8. April d. J. wird die Herabfegung der Ausferti— 

gungs: Gebühren für die den Handwerksgeſellen zu ertheis 

lenden Ausgangspäfle auf Zwei Groſchen hierdurch um fo 

mehr genehmigt, ald die Mehrzahl diefer Leute zu den uns 

vermögenden Perfonen gehört, und felbft den wohlhabens 

dern die Erlegung von 8 Gt. in’ den‘ meiften Faͤllen ſchwer 
fallen duͤrfte. | 

Berlin, den 9. Yuni‘ 1gar. ‘ 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
Vierte Abtheilung. | 
u. amp. 


84, ' a ———— 


Eircular- Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des In- 
nern und der Polizei an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierun: 
gen. (ausſchließlich der Poſenſchen), polizeiliche Maaß⸗ 


regeln gegen: das Umherreiſen unbemittelter 
Juden betreffend. | 


I 


Die Röniat. Regierung zu Poſen bat; um eat Pr 





Rz 
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fenitfichen. Sicherheit gefährlichen: Herumftreifen der unbe: 

witrelten. Juden Schranken zu fegen,  bereitd unterm 2. 

Februar 1820. buch ihr Amtsblatt den mit Ertheilung von 

Paͤſſen beauftragten Behörden ihres Bermwaltungs Bezirks 

folgende Vorſchriften gegeben: — 

1) Sollen dergleichen Juden überhaupt feine Paͤſſe er⸗ 
halten, wenn fie nicht überzeugend darthun fönnen, an 
dem Drte, wohin fie reifen; ein namhaftes Gefchärt 
zu haben, und mit den nöthigen Geldmitteln zur Reiſe 
verfehen zu fepn, 

2) Sind in den Päflen der Zweck und das Ziel ihrer 
Reife ausdruͤcklich zu bemerken. 

3) Muß in dem Paß eine genaue Keiferoute vorgeſchrie⸗ 
ben, und dem Paßinhaber eröffnet werden, fo wie dem 
felden auch anzudeuten und ebenfalls im Paſſe zu be 
merken ift, daß der Reiſende, wenn er won der Route 
abweicht, und den Paß nicht in jeder Stadt und in 
jedem Nachtquartier vificen läßt, ald Vagabonde arte 
tiert und beſtraft werden foll. 

4) Die unbeftimmte Erflärung, ein Unterfommen ſuchen, 
oder Beſuche bei Freunden abftatten zu. wollen, darf 
nur dann als hinreichender Grund zur Paßbewilligung 
angeſehen werden, wenn die Ertrahenten durch fehrift 
liche Zeugniffe der betreffenden Drtsbehörden nachwei⸗ 
fen, daß an dem, Drte ihres angegebenen Reifeziels die 
von ihnen namentlich zu bejeichnenden Freunde wirklich 
vorhanden find, und ‚der Beſuch, und zu welchem Zweck 
verabredet worden. u 

5) Juden, welche fi) ohne die vorfchriftemäßigen Poͤſſe 
betreffen laflen, find fogleih ald Vagabonden zu ver⸗ 


haften, J | 

Bei Mittheilung obiger, dem Zwede völlig ange 
meffenen,, Beftimmungen wird die Königl. Regierung hie 
durch aufgefordert, Ihrer Seits zu deren Beobachtung 
und meitern Anwendung um fo eifriger mitzuwirken, ale 
die Erfahrung gelehrt hat, daß die Juden aus dem Groß⸗ 
herzogthum Poſen und den benachbarten Ländern uner⸗ 
fcoͤpfich ſind, um ſich bei den Wehörden auf den Grund 
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abgelaufener oder befchränfter Bälle Legitimationd s Docus 
mente von größerem Umfange zu verfchaffen. f 
Derlin, den 20. Juni 1821. 
, Minifterium des Innern und der Polizei. 
| Vierte Abtheilung. 
v. Lampe. 


| | 85: 
Nefeript des Könige. Minifteriums des Innern und 
der Polizei an die Könige. Negierung zu Cöslin, die 
Derpflichtung der Gemeindeglieder. zum Transport der 
Verbrecher und Lanpftreicher betreffend. 





Dem Antrage der König. Regierung in dem, die 
Transportkoſten betreffenden Berichte vom 26. v. M. kann 
nicht deferivt, werden; es muß vielmehr bis auf weitere Bes 
ftimmung bei dem im $. 37. Tit. 7. Th. 2. des Allgem. 
Landrechts feftgefegten Grundfage, wonach der Transport 
ber Verbrecher und Landftreicher zu den Pflichten der Ge⸗ 
meindeglieder gerechnet ift, fein Demwenden behalten. 

Berlin, den ıı. Mai 1821. 

Der MRinipee. des Innern und der Polizei. 
v. Shudmann. 


| | — | | 
Reſcript des. Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei an die Königl. Regierung zu Merfeburg, den 
Transport der in die Strafanftalten zu fchaffen: 
| den Verbrecher betreffend. 





Die von der Königl. Regierung in Gemaͤhheit Ihres 
Berichts vom 22. v. M. wegen des Transports der in die 
Strafanftalten zu-fchaffenden Werbrecper getroffene Anord⸗ 


\ 
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nung-*) iſt ganz angemeflen "befunden worden, und «8 
bleibt nur noch darauf zu ruͤckſichtigen, daß die Uebernach⸗ 
tung, wenn , ſolche nicht an den gewoͤhnlichen Stationsorz 
ten erfolgt, wegen der) bei Ermangelung. eines; Gefaͤngniſſes 
erforderlichen: Bewachung nicht zur Belaftung dee Commu⸗ 
ne, wo fie nunmehr Hinteifft, noch zur Unficherheit führe, 
oder einen unverhaͤltnißmäßigen Aufwand verurface. 
| In Detreff des zweiten zur Sprache gebrachten Gegen 
ftandes, wegen der zu nehmenden Maagregeln, um dem Er 
müden und Erkranken der Transportaten‘ möglichft vorzu⸗ 
beugen, muß es theils bedenklich ſcheinen, die in Antrag 
gebrachte allgemeine Verfuͤgung zu erlaſſen, da die Trans⸗ 
orte dieſer Art nicht von den andern getrennt und beſon⸗ 
ders behandelt werden koͤnnen, theils iſt äber eine drins 
gende Beranlaffung dazu um fo weniger vorhanden, als 
bereits in der unterm 23. Juli 1817. ‚ergangenen Erlaͤute— 
rung der General: Transpott: Snftruftion $. IV. (ad G6. 9. 
No. II.) dahin Vorſchrift ertheilt worden: 
daß in. der Regel und wenn nicht Gefahr bei, dem 
Verfuge des Transports zu erwarten, bis zur Herftels 
lung des vor oder auf dem Transport Erkrankten dem 
Transporte Anſtand gegeben werden ſoll, 
auch dabei die Polizei-Behoͤrden für die durch Vernachlaͤſ⸗ 
figung diefer Anordnung verurfachten Koften verantwortlich 
gemacht worden ſind, ſo daͤß es nur auf deren Ausfuͤhrung 
anfommt, und fie daruͤber von der Koͤnigl. Regierung naͤ⸗ 
her anzumeifen find.. Wegen der Bekoͤſtigung wird es das 
her auch Feiner befondern Beftimmung beduͤrfen. 
Berlin, den 8. Juni 1821. 
WMWiniſterium des Innern und der Polizei. 
VBierte Abtheilung. hr 
SU RENRDN 


) Darin behchend, dag Verbrecher aus den Sefängnifen am er 
fien Tage des Trancports nach den Strafanftalten nie meiter, 
als höchftiens 3 maͤßige Meilen oder 6 Stunden, wo die Loka⸗ 
Utät es aber geftattet, in Fürzerer Entfernung: geführt, und 

— erſt allmaͤhlig auf einen färkern Marſch vorbereitet. werden 
| 87. 
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87. 
Yublifandum des Königl. Ober: Präfidiums von Weſt⸗ 
phalen, die Abfenbung der Lanpftreicher zum Lands 
Armenhaufe betreffend. 





Nah den bisherigen Erfahrungen wird bei Aufgreifung. 
und Abfendung der Landftreicher zum Landarmenhaufe Häufig 
die Vorfchrift der Transport: Anmweifung vom 8. Februar 
e., und der Sinn der Landarmenhaus: Ordnung vom 15. 
December pr. $. 2 bis 5, unbeachtet gelaffen, 
| Dies veranlat die Erinnerung : 

1) dag nur von. dem Landrathe des Kreifes die Abſen⸗ 
dung auf den Grund der, bei Unvollſtaͤndigkeit des 
blos ſummariſchen VBernehmungszetteld des aufgreifens 
den Beamten vorher fu ergänzenden, Aufnahme: Bere 
bandlungen, Ä 

welche die bisherige Lebensweiſe und diejenigen Thats 
handlungen, weiche die herumftreichende Lebensweiſe, 
Bertelei ꝛc. ꝛe. begründen, oder nach $: 6 bis ıo, 
der Berordnung vom. ı5. December v. %. Berans 
laffung zur Rüge gewähren fönnten, vollftändig ent⸗ | 
halten müffen, 

verfügt werden darf; ergiebt fi diefes nicht, ſo fol 

die Rücfendung an din Bürgermeifter auf deſſen ‚Kos 

ſten erfolgen; 

2* daß insbeſondere bei inlaͤndifchen Landſtreichern 
aus der. Provinz Weſtphalen ($. 2..b.) mit Sorgfalt | 
verfahren, durch Geftändnif oder andere Beweismittel 
der Vorwurf der Liederlichkeit und Vagabonditaͤt, der 
wirflihe Mangel eines befiimmten Wohnorts in der 
Provinz erörtert, überhaupt dee richtigen Ausmittelung 
des Geburtss oder legten Aufenthaltsorts, unter Wars 
nung vor Befttafung unmahrer Angaben, endlich auch 
der Unterfuchung über in der Jugend genoſſenen Schul: 
und Religisrtsunterricht (um wegen deflen Vernachlaͤſ⸗ 
figuitg die Eltern, Vormuͤnder und —— gehoͤrig 

d 
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zur Verantwortung ziehen zu koͤnnen) die größte Auf 
merkjamfeit gewidmet werden muß; 

3) daß feine Individuen ohne vorherige Seftftellung, ob 
fie als inländifche Landſtreicher, oder als unverbeflers 
liche Ortsarmen zu betrachten, 

worüber im Zweifel die Entſcheidung der Koͤnigl. 
Regierung des Geburtsorts einzuholen iſt, 
abgefuͤhrt werden duͤrfen; 
daß die Abſendung vom Kreisorte durch die Gendar⸗ 
mierie, von Station zu Station, erfolgen muß, ohne 
*. Zugabe von Transporteurs, wo es die Anzahl oder die 
Gefaͤhrlichkeit der Transportaten nicht wirklich erfor— 
derlich macht, und dabei fuͤr Verpflegung nie mehr 

x. al8 2 gGr. auf den Tag berechnet und vorweg empfan⸗ 

5 gen werden darf. . 

Da übrigens die Anordnung der Gendarmerie-Trand 

x. port-ÖStationen die beſchwetliche Sammlung bis jur 

Stärfe eines Transports überflüffig macht, fo foll dieſe 

- Pünftig unterbleiben, und die Abführung der Trank 

\ portaten vom Kreisorte auch‘ einzeln zur nächiten 

Transport: Station erfolgen. 
5) Hinſichtlich der einheimifhen unverbefferlihen 
„ Müfßiggänger und Bettler (% 2. c. $. 4. 17. 18. 
a. 9.) wird noch befonders erinnert, daß vor deren 
Aufnahme nachgerwiefen werden muß, mie alle Grade 
der der Ortspolizei zuftehenden Beflerungsmittel ($.4.) 
vergeblich verfucht worden; daß Minderjährige oder 

s: vaterloſe Waiſen nur mit Bewilligung der Eltern, Bor 
muͤnder, vormundfchaftlichen Behörden ing Landarmen 

haus gebracht, dann die Hinfichts des . empfangenen 

Schul: und :Religionss Unterrichts anzuftellende Unter 

ſuchung (2) bei: denfelben beſonders ftrenge vorgenom⸗ 
men werden muß; daß dem Aufnahmegefuch ein ärjt 
liches Zeugniß. über die Gefundheit und Arbeitsfähigkeit 
des Individuums ftetd beigefügt feyn muf. 
Muͤnſter, den 10. Juli 18er. 
Koͤnigl. Preuß. Oberpraͤſident von Weſtphalen. 
| Binde 





407 
88» 
Circular⸗Reſcript des Könige. Minifteriums des In⸗ 
nern und der Polizei an fammtliche Königl. Regierun— 
gen (mit Ausfchluß der Rheinischen), vie Bolljtref; 
fung der erfannten Landesverweilungen gegen ein: 
heimiſche Zuden betreffend. 





Der Königl. Regierung wird hierdurh in UWebereins 
ſtimmung mit dem Königl. Juftiz> Minifterio eröffnet, dag. 
“in denjenigen Fällen, worin die nach dem allgemeinen Lands 
rechte, Ih. II. Tit. XX. $. 1243. gegen einheimifbe Zus 
den zu erfennende Wegſchaffung aus dem Lande wegen der 
mit benachbarten Staaten beftehenden Gartell : Transports 
oder anderen Verträge entweder gar nicht oder doch nue, 
mit großen Schwierigkeiten vollſtrecken fein follte, ders 
felben Anftand zu geben, und dagegen die Einrichtung zu 
treffen iſt, daß der Jude an ſeinem bisherigen Wohnorte 
unter befondere polizeiliche Obſervation geftellt wird, 

Berlin, den 11. April 1821. 

Der Minifter des Innern und der Polijei. 
v. Schuckmann. 


| 89. 
Refcript des König, Minifteriums des Innern und 
der Polizei am die Könige. Negierung zu Pofen, bie) 
Unterfuchung und Beftrafung Fleiner Diebitähle unter 
5 Rthlr von den Friedensgerichten. im Großher⸗ 
zogthum Poſen betreffend. 





A 


In Bezug auf den, das Berfahren wegen Feiner Dieb⸗ 
anıe Dis zum Betrage von 5 Rthlr. betreffenden Bericht‘ 
der Königl. Regierung vom 12. Januar d. J. wird derfeb : 
ben in dem abſchriftlichen Anfchluffe (Anlage a.) ein Ante 

Dd 2 
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wortfchreiben des Königl. Juſtiz⸗ Minifters Herrn v. Kirch⸗ 
eifen Ercellenz, zur Kenntnißnahme mitgetheilt. | 
Berlin, den 10. April 1821. i 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
9 Schudmanı. 


f a. = 
Euer Ercellenz ermangele ich. nicht, auf das gefällige 
‚Schreiben vom 2. v. M. unter Zurüchiendung des Berichts 
der Regierung zu Poſen vom, 12. Januar c. ganz ergebenit 
zu erwiedern, daß ich mit dem Antrage, die Unterfuchung 
und Beftrafung der Fleinen Diebftähle unter 5 Rthfr. im 
Großherzogthum Polen den dafigen Friedensgerichteu zu 
übertragen, einverftanden bin. | Ei 
Ich babe daher Fein Bedenken gefunden, ſchon jet in: 
terimiftifh zu beftimmen, und an das Dhber: Appellationds 
Gericht zu Pofen zu verfügen, daß dergleichen. Fleine Diebs. 
ftähle von den Friedensgerichten unterfucht und beftraft wer⸗ 
den follen. | 

Derlin, den 31. März 1821. 
. v. Kirdeifen. 

den König: wirklichen geheimen taatss 


inifter und Minifter des Innern Hru. 
v. Schneemann Ereellenz. ? 


| 90. 

Mefeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und ber 
Polizei an die Königl. Negierungen zu Aachen, Cöln, 
Coblenz, Trier und Cleve, ‚wegen Beſtrafung des un: 

+ erlaubten Eindringens in: die Seftungswerfe und 

des Uebernachtens in felbigen. 

Des Heren Krieges Minifterg, Ercellenz wuͤnſcht, daß 
die wegen Beftrafung des unerlaubten Eindringens in, die 
Feſtungswerke und des Uebernachtens darin unterm’ 24 
April d. J. an die Regierung zu Magdeburg erlaſſene Vers 
fügung, wovon eine Abfchrift hiebei erfolgt, in -fofern die 
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Königl. Eommandantur zu M. N. ſolches für angemeſſen 
halten follte, und nicht etwa ſchon Ahnliche Verbote früher 
ergangen find, dort ebenfalls in Anwendung gebracht werde, 
Die Anwendung ift unbedenflich zuläffig, jedoch mit dem 
durch die dort noch beftehende franzöfifche Gerichtsverfaſſung 
bedingten Unterfchiede, daß ftatt der Polizeiftrafe von 5 
Rthl. oder Ktägigem Gefängniffe nur das Maximum, mels 
ches der Code penal zuläßt, mit 15 Kranken oder ztaͤgi⸗ 
gem Gefängnig als Strafe für den Eontraventiong: Fall 
befimint werden fann. 
| Die Königl. Regierung Hat alfo hiernach die erforder: 
lie Einleitung zu treffen, und. eventualiter die oͤffentliche 
Defanntmachung in N. N. zu veranlaſſen. 

Es verfteht fich übrigeng von feldft, daß die eventuelle 
Feſtſetzung und Vollſtreckung der Strafe Sache der 4 
richt: Behörden ift. 

Derlin, den 5. Juni 1821. | 

Minifterium des Innern und ‚der Polizei. 
In Abmwefenheit 
des Heren Chefs @rcellenz. 





| v. Kamp. 
. D. | 
Armen:Polizei, 
9 


Mefeript des Königl. Minifteriums des Innern an bie 
Könige. Regierung zu Münfter, ven Verkauf von 
Grundftücen einer Armen: Stiftung ohne Ver: 
fteigerung betreffend. 


Da im $. 17. der Regierungs s{nfruttion angeotdnet 
iſt, daß von den Regierungen in allen den Fällen an die 
Minifterien. berichtet werden fol, wo ſolches durch beftes 
hende Geſetze angeordnet iſt; ſo kann die — Regie⸗ 
rung, tie Ihr auf den Bericht vom 24. v. M. eröffnet 
wird, von der Berichtserſtattung alsdann nicht entbunden | 
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werden, wenn es auf den Berfauf eined Grundſtuͤcks einer 
Armenftiftung ohne Verfteigerung anfommt, fondern es muß 
in der Regel ein folder Antrag duch Beifügung der Tare 
und der etwa ftatt gehabten Verhandlungen motivirt werz 
den, indem ein bloßer Vergleich zwifchen dem Gebot und 
dem bisherigen Pacht: QDuanto an und für ſich noch keinen 
ſichern Schluß zulaͤßt. 
Berlin, den 11. Mai 1821. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
— 
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Cirenlar: Neferipe des König. Minifteriums des In— 

nern an die Koͤnigl. Regierungen der ältern Provin: 

zen, die ungefaumte Aufbringung der den Orts: Com: 

munen für die außerhalb verpflegten ‚Armen zur Lafl 
fallenden Koften betreffend. 





Des Königs Majeftät haben auf die Beſchwerde einer 
Dorfgemeinde weaen der von ihr verlangten Erftattung der 
323 Rthfr. betragenden dreijährigen Berpflegungsfoften für 
einen in einem Irrenhauſe untergebrachten und dafeldft ver: 
ftorbenen Eingefeffenen zu befehlen geruhet, für ähnliche 
Fälle angemeffene Anordnung zu treffen, indem zur Ber 
pflegung eines Ditsarmen von den Dorfgemeinen fo bedeu: 
tende Koften nicht aufgebracht werden koͤnnten. 

Die Koͤnigl. Regierung wird daher angewiefen, darauf 
au halten, daß den Kommunen wegen der außerhalb dens 
felben verpflegten Armen die Koſten-Liquidationen längitens 
in Zeitraͤumen von 3 zu 3 Monaten zugefertigt, und fols 
chergeſtalt fo arge Kücdftände, wegen deren Aufbringung 
hinterher die dringendſten — — vermie⸗ 
den werden. 

Berlin, den 14. Mat 1821. 

ww. Muuiſterium des Annern. 
v. Schuckmann. 


— 
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Circulare der Könige. Minifterien der geiſtlichen, Un- 
terrichtse und Mebdicinal: Angelegenheiten und des: In- 
nern und der Polizei an ſaͤmmtliche Königl. Regierun⸗ 
gen, die Kur und Verpflegung erfranfter 
Armen betreffend. 5* 





Ueber die von der Koͤnigl. Regierung daruͤber erbetene 
Beſtimmung: — 

in welchen Faͤllen die Aerzte die Kur armer Kranken 

unentgeldlich verrichten, und in welchen andern Fällen 
die Gemeinen ihnen dafür Vergütung leiften muͤſſen, 
haben die unterzeichneten Minifterien ſich dahin geeinigt: 


1) an ſolchen Orten, wo befoldete Armenärzte von der 
Kommune angeftellt worden, ift jeder andere Arzt die 
zur unentgeldlihen Behandlung bei ihm ſich meldenden 
Rranfen diefee Commune in der Regel an den befol- 
deten Armenarjt zu vermeifen befugt, mithin auch, 
wenn er fich freiwillig den Anforderungen der Menfchs 
fichfeit gemäß, der Kur eines Armen unterzogen hat, 
zu einem Anfpruche an die Kommune nicht berechtigt. 


2) Hiervon ift jedoch der Fall dringender Gefahr ‚und der 
Rothwendigkeit fehleuniger Hülfe ausgenommen. In 
diefem Falle, jo wie | 

3) überall, wo ein befoldeter Armenarzt nicht eriftirt, 
liegt es in dem Berufe, fo wie in dem Doftoreide des 
Arztes, dem Kranken, der feine Hülfe anruft, diefelbe, 
ohne Anſtand zu gewähren; wenn er. aber demnaͤchſt 
wegen feiner Remuneration Anfpruch an die Eommune 
machen will, fo muß ee Ä at 

- 4) diefer fofort von dem Falle Anzeige machen, und ihe 
uͤͤberlaſſen, ob und welche andere Vorkehrungen fie zur 
Heilung des ihrer Sorge anhelmfallenden Atmen tvef- 
fen will, und nur in dem alle, wenn die Gemeine 
von dem Arzte die Kortfegung der Kur verlangt oder, 


Ar 


in gefährlichen Fällen, feine anderweitige Anftalten dazu 

‚trifft und den Arzt alfo in die Nothwendigkeit fegt, 
mit feinen Hülfsleiftungen zur Rettung des Lebens und 
der Gefundheit des armen Krarfen fortzufahren, ift 
derfelbe von der betreffenden Gemeine die Bezahlung 
feines tarmäßigen Houorars zu fordern befugt, 

5) Die Verpflichtungen der. befoldeten Armendrzte gegen 
die Communen, fo wie überall, fo insbefondere auch 
Ruͤckſichts der Frage, in wie fern fie zur. Behandlung 
folcher franfen Armen verpflichtet find, die einer ans 
dern als derjenigen Drtsgemeine angehören, ven mel 
cher fie. als Armenärzte angenommen worden find, zus 
naͤchſt und hauptfählih nach dem Seitens der Com⸗ 
munen mit ihnen abgefchloffenen Vertrage, oder der 
deffen Stelle vertretenden Inſtruktion zu beurtheilen, 

6) Wo aber diefe nicht entfcheiden, iſt der beſoldete Ar⸗ 
menarzt verbunden, die ärztliche Behandlung auch der 
jenigen Kranken unentgeldlich zu übernehmen, welcher 
fi anzunehmen die beſoldende Gemeine gefeglich vers 
pflichtet iſt, obgleich fie zu ihr nicht gehören. und des⸗ 
Bald die befoldende Gemeine Erfag ihrer ‚Auslagen von 
einer andern Behörde zu fordern berechtigt ift. 

. Berlin, den 10. April 1821. F 

WMiniſterium der geiſtlichen, Un- Miniſterium des Innern 


terrichts- und Medicinals Ange . und 
legenheiten, - der Polizei. 
v. Altenſtein. v. Schuckmann. 


die ni Regierung zu Minden. 

Abſchrift vorftehender Verfügung zur Nocricht und 
Achtung an fämmtliche übrige Königl, Regierungen. 

.. Berlin, den zo. April 1821. u 
Minifterium der geiftlichen, Une Minifterium des Innern 
terrichtd: und Medicinal⸗Ange⸗ und 

ltlegenheiten. | der Polizei, 
9. Altenftein, | v. Schuckmann. 
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Polizei gegen ngtitafäe 
94 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien der geiſtlichen, Unter⸗ 
richts- und Medizinals Angelegenheiten und des Innern 


an die Königl. Negierung zu Stettin, die Zahlung von 
Rertungs: Prämien betreffend. 





Der Königl. Regierung wird auf den Beriht vom ao. 
v. M., da Ddiefelbe die darin gewuͤnſchte Eircular » Berfüs 
gung vom 10. Februar c. *) inzwifchen bereits erhalten ha: 
ben wird, bierducch nur noch eröffnet, daß der Fonds zu 
den Rettungs-Praͤmien allerdings der zur Dispofition des 
mit unterzeichneten Minifterii des Innern ftehende Tr 





Fonds if, 
Berlin, den ar. April 1821. 
Minifterium der geiftlichen, Unters Minifterium 
richts und Medicinals Angeles | des 
genheiten. Innern. 
v. Altenſtein. | v. Shudmann. 
95. 


Reſeript der König. Minifterien der geiftlichen, Unters 

tichts⸗ und Medizinal: Angelegenheiten und des Innern 

an ‚die Königl. Negierung zu Pofen, diefelbe Angelegen- 
heit betreffend, 


——r 


Der Königl, Regierung eröffnen wir auf den Bericht 
vom 30. März d. %., daß es bei der im dortigen Depars 
tement dur die Verordnung vom I. März 1794. feftges 
ſtellten Verpflichtung der durch Arztlihe Bemuͤhungen ges 
getteten Scheintodten und Berunglücdten, die Rettungspräs 


*) Adgedradt Seite 150 des ıflen Heftes, Jahrg. 1821. 
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mie aus ihren Mitteln zu erlegen, ſein Bewenden behaͤlt, 
und die Medicinalperſonen von denſelben, neben den in 
der Allerhoͤchſten Cabinets-Ordre vom 2. November v. J. 
beſtimmten Gebuͤhren, die größeren Prämien jener. Verord⸗ 
nung zu fordern wohl berechtigt find. 

Berlin, den 15. Mai 1821. 





$ Minifterium der geiftlihen, Unter: Minifterium 
richts- und Medicinal: Angeles des 
genheiten. Innern. 
v. Altenſtein. | v. Schuckmann. 
96. 


Publifandum der Königl. Regierung zu Minden, we 
gen Verhütung des Lebendigbegrabens,. 





Da nah $. 476. Tit. 11. Th. IL des Allgemeinen 
Landrechts die näheren Beftimmungen, wegen der zur Ber 
hütung des Lebendigbegrabens nöthigen Vorfichtsmaaßregeln, 
den befondern Polizeiverordnungen vorbehalten bleiben fol: 
len: fo finden wir, um dieſer Gefahr möglichft vorzubeugen, 
uns veranlaßt, im Allgemeinen hierdurch zu beftimmen, daß 
in der Regel Feine Leiche vor Berlauf voller 3 Tage oder 
72 Stunden beerdigt werden darf, Ausnahmen hiervon 
dürfen nur. bei epidemijchen Krankheiten und nur dann ftatt 
finden, menn der betreffende Arzt oder Wundarzt einen 
Schein ausgeftellt Hat, daß die Leiche alle Spuren des 
wirklichen Todes zeige, und daher unbedenklich beerdigt 
werden fünne. Dieſer Schein ift dem betreffenden Pfarrer 
mitzutheilen, und ohne einen folhen Schein darf in den 
gedachten Fällen die Beerdigung nicht erfolgen. Pfarrer 
und Todtengräber, fo wie die nächiten Angehörigen der 
Verſtorbenen, Hausmirthe und deren Stellvertreter, find 
verantwortli, wenn legtere, vor Ende des dritten Tages 
oder ohne den für die Ausnahmen vorgefhriebenen Todten⸗ 
ſchein, beerdigt werden, und u, in eine den Umftän- 
den angemeflene Polizeiſtrafe. 
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Damit jedoh die wahren Sennzeihen des wirklichen 
Todes allgemein befannt werden, machen wir nachfiehende 
Kuftruftion zur Erfennung der Zeichen des mwirflichen Todes 
und zur Vermeidung des Lebendigbegrabens befannt. 

Die Zeichen des Todes ‚gehen aus gewiſſen Veraͤnde— 
sungen hervor, welche die Thätigfeit des Ganzen, wie zus 
nächft einzelne Drgane (das heißt felher Theile. des Körs 
pers, die einzeln wirkend, gemeinfchaftlich zur Unterhaltung 
des Lebens beitrugen), erleidet, und dadurch gewiſſe in die 


Augen fallende Erfcheinungen am Körper hervorbringt. Die 


vorzuglichften bezichen fich auf den Blutumlauf und auf dag 
Athemholen, wenigſtens find Died die am meiften in die 
Augen fallenden Zeichen, und alle übrigen ftehen mehr oder 


weniger mit ihnen in direfter Verbindung, oder, mo fie. 


dies nicht thun, iſt die Erfcheinung der mit ihnen vor e⸗ 
gangenen Veraͤnderung weniger auffallend. 

Es wird alſo angenommen, ein Menſch ſey todt, wenn 
er ohne Athem zu holen und ohne Pulsſchlag liegt. Mit 
dem Umlauf des Bluts, deſſen Zeichen der Pulsſchlag iſt, 
ſteht die Wärme in genauer Verbindung. Hört der Puls⸗ 
fiblag auf, fo verliert fih die Waͤrme des Körpers; dieſer 
wird kalt. Aber auch die Köthe der Haut, welche durch 
den Umlauf des Bluts und das Hinfteomen deffelben ‚nach 


der Haut bewirkt wird, verliert fich, der Körper wird: blaß, 


und verzüglich wird dieſe Beränderung an den Theilen aufs 
fallend wahrgenommen, melche nur mit einer ſehr dünnen 
Dberhaut bededt find, und die daher im lebendigen und 
gefunden Zuftande vorzugsweiſe roth erfcheinen. Daher ver 
lieren im Tode die Lippen ihre Ferbe und werden bläffer, 
als fie felbft in Folge heftiger und anhaltender Krankheiten 


erfcheinen. Mit der duch Aufhören des Blutumlaufs her⸗ 
vorgebrachten Kälte der Haut fteht der gänzlihe Mangel; 
an Ausdünftung derfelben in Verbindung, da diefe nicht 


ohne jenen ftait finden kann. 


. Ein befonders wichtiges Zeichen find die erſcheinenden 
Fodtenflecfen .an den Theilen, auf welchen der Koͤrper liegt, 
und welche ebenfalls durch Aufhoͤren des Blutumlaufs, und. 
durch das vermittelſt feiner eigenen Schwer aus / den En⸗ 


— 
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den der Blutgefäße austretende, zum Theil aufgeldſete Blu 
a werden. 

Die Gewohnheit, den Verſtorbenen gleich nach dem Tode 
einen Tuch um das Kinn zu binden, leitet ſchon ſelbſt auf 
das Zeichen des Todes, das die untere Kinnlade herabſinkt; 
und ſo wie die Zhaugken aller Mudkeln mit dem Tode 
aufhört, -fo findet fih auch ald Zeichen deffelben, der Schließ⸗ 
muskel des Afters (Mafdarms) geöffnet. 

Wenn fich alle die eben angegebenen Zeichen, bei einem 
Körper, den man für deftorben hält, zufammen vorfinden, 
fo fann man mit siemlicher Gewißheit behaupten, daß er 
wirklich todt ſei. Das einzig für fich fihere Zeichen if 
aber nur die eintretende Faͤulniß, die ſich am ganzen Kor 
per äußert. Diefe giebt fich zu erfennen, — durch den eis 
genthümlihen Todtengeruch; — durch das Ausfließen der 
aufgelöfeten Säfte aus mehreren Deffnungen des Körpers, 
dem Munde, dee Nafe, den Ohren, dem After; durch das 
Auftreiben des Unterleibed und Eintreten einer grünlicen 
Farbe deſſelben; und zulegt durch das Ablöfen der Ober: 
haut, vorzüglich zuerft am Unterleibe und den mit den Tods 
tenfleefen bedeckten Stellen. Selten aber erlauben es die 
Umftände den todten Körper fo lange aufjubewahren, bi 
alle diefe Zeichen der Faͤulniß fi einfinden, wenn nit 
etwa die große Sommerhige diefe Erſcheinungen fehon mit 
"dem dritten Tage hervorbringt. Daraus leuchtet der Nus 
gen der Leichenhäufer hervor, in denen man, ohne Nach⸗ 
theil für die zuruͤckgebliebenen Lebenden, in allen zmeifel 
haften Fällen, die muthmaßlich Verftorbenen fo lange beis 
. fest, bis fi diefe untrüglichen Zeichen des wirklichen 2os 
des einftellen. 

Alle die früher angegebenen Zeihen des Todes aber, 
bis auf das der wirklich eintretenden Faͤulniß koͤnnen eins 
‚zein und zufammengenommen vorhanden fein, und doc ift 
e8 nur Scheintodt. Man hat Beifpiele, daß bei Ohnmach⸗ 
ten ſich jene Zeichen worfanden, und der Scheintodte nad 
mehreren Tagen ing Leben zuruͤckkehrte. So felten nun 
auch diefe Fälle find, fo enthalten fie doch eine hinreichen⸗ 

de Aufforderung, mehrere Verfuche zu machen und von‘ der 
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Gewißheit des Todes Ueberzeugung zu erhalten. Dieſe Ver⸗ 


ſuche beſtehen in der Anwendung ſolcher Mittel, durch wel⸗ 


che die unthaͤtige gelaͤhmte Lebenskraft wieder in Thätigs 
feit gefegt werden kann, und fie laſſen ſich eintheilen in 
A. Verſuche zur Gewißheit des Todes, 
B, Verſuche zur Wiederbelebung. | 

Die erfteren find bei allen Todesfällen EUR die 
in Kolge von Kranfheiten vorfommen, welche mehrere Tage 
dauerten, und. find auch da nicht überflüffig, wo die Ans 
wefenheit der oben angegebenen Zeichen berechtigt, den ers 
folgten Tod für gewiß anzunehmen; in den meiften Fällen 
aber ift es fbon von der Anhänglichfeit der Zuruͤckgeblie⸗ 
benen an die Verftorbenen zu ‚erwarten, daß fie fich unter 
allen Umftänden der Anwendung diefer Verſuche gern uns 
terziehen werden, um einer geliebten Angehörigen der Moͤg⸗ 
lichkeit des Lebendigbegrabenwerdeng zu -entziehen. Wie 
aber auch die jedesmaligen Umftände und die befonderen 
Berhältniffe fein mögen, unter denen die erften oder zwei— 
sen Verfuche zu machen find, fo bleibt es immer Gefeg, 
den muthmaßlich Verſtorbenen, auch wenn jene Zeichen des 
Todes vorhanden find, nie ſogleich zu entfleiden, abzumas 
ſchen, und ihn in ein Faltes oder entferntes Zimmer hinzu: 
legen, Der muthmaßliche Todte muß, im Sommer wenigs 
ftens ein bie zwei Tage, im Fruͤhjahr und Herbſt wenig⸗ 
ſtens zwei Tage, und im Winter. in einem nicht Falten 
Zimmer drei bis vier Tage befleidet, oder doch fo bedeckt 
hingejtellt werden, daß er vor dem nachtheiligen Einfluffe 
der Luft, wie vor äußern Beſchaͤdigungen gefihert iſt. In 
dieſer Zeit nun ſind die Verſuche 4. anzuſtellen, welche die 
Ueberzeugung der Gewißheit des Todes geben; und fie bes 
ftehen in Folgendem: 

Man reide und bürfte die Zußfohlen ‚ den Unterleib, 


die Herjgrube, die Bruft and die Seiten des Halfes, am . 


beften mit Salz oder Efjig; man fizle den innern Hals 
mit einer Feder, fprige Branntwein, eine Saljauflöfung 
oder Abfochung von Pfeffer in den Mund, man tröpfle 
faltes Waſſer von einer bedeutenden Höhe auf die entblößte 
Herzgrube, und. ebenfalls Fochendes Waller auf einzelne 


\ 
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Stellen des Körpers ‚welcher, ſobald noch Leben vorhan— 
den: ift, das Auflaufen von Brandblafen hervorbringen wird. 
Man Halte den muthmaßlih Todten fluͤchtige Sachen, Sal 
miafgeift, Effigäther, oder eine angebrannte Feder unter 
die Naſe; man bringe in einem dunflen Zimmer plöglic 
ein brennendes Licht vor das geöffnete Auge des Verftorbe 
“ Hen, und gebe Acht ob fich der farbige Ring‘ im Auge zw 
fanımengieht, man rede mit allmählig verftäufter Stimme 
in dag Ohr deffelben, und zwar von folhen Dingen, die 
ihm im Leben befonders werth oder befannt waren. 

Man halte eine Flaumfeder vor den geöffneten Mund, 
und achte auf die leifefte Bewegung derſelben; ebenfalls 
hafte man einen Spiegel ſowohl vor denfelden, als gegen 
die Oberfläche der Haut; “an mehreren Stellen des Kir 
pers; er befchlägt fowohl von dem noch ſtatt findenden 
Athemholen, wie von der Ausdünftung der Haut, meld? 
mit dem Tode gänzlich verſchwindet. Die Anwendung die 
fer Verſuche wird in allen gewöhnlichen Todesfällen nad 
Krankheiten, die Ueberzeugung des wirklich erfolgten Todes 
Geben, wenn fie ohne die geringfte Wirkung auf die ke 
bensthätigkeit bleiben. 2 

In allen den Fällen eines plöglichen Todes aber, be 
fonder8 nah heftigen Anfällen von hitigen Nervenfiebern, 
nad Schlagfluͤſſen, Starrfucht, epileptifeven Zufaͤllen, allen 
Arten von Krämpfen, nach heftigen Erfchütterungen, Fall 
oder Schlag auf den Kopf oder die Hoden, nad dem Ge 
nuffe betäubender Gifte und hitiger Getränfe, nach ftarken 
Berblutungen, nad heftigen Schmerzen, auch der Geburt, 
nach erlittenem Hunger, unmäßigem Genuß von Epeifen 
und Getränfen, nach allen Arten der Erſtickung, — mil: 
fen, außer denen unter A. angegebenen Berfuchen, auch 
die Derfuche B. angeftellt werden, welche die Wiederbele— 
dung des Todtfcheinenden bewirken koͤnnen. 

Hier fteht, mo nicht fhon heftiger Blutverluſt vorher 
ging, das Aderlaſſen obenan, und wo man diefes nicht, 
oder Blutigel näher haben fann, müffen bei Erwachſenen 
8 bis 10 Stück derfelben hinter die Ohren, an beiden Sci 
ten des Halfes, und unter den Augen an beiden Seiten 
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der Naſe angeſetzt werden, nachdem man die Stellen vor⸗ 
her mit Milch oder Zuckerwaſſer abgewaſchen hat. Dann 
gebe man Klyſtire von 2 bis 3 Loth Kochſalz, von einer 
Abkochung von Tabak oder von Tabacksrauch. Kann man 
Bäder anwenden, fo find diefe fehr zmedinäßig,. und in 
allen Fällen, wo &leftricität oder Galvanismus angewendet 
werden fönnen, dürfen diefe nicht verfäumt werden. Schwer 
feldämpfe unter die Nafe zu bringen, ift unter allen Ums 
fanden vermwerflich. 

Da feine Geburt’ohne Gegenwart einer Hebamme ftatt 
finden darf, dieſe aber über die Anwendung fcheintodter 
Kinder befonders inftruirt find, fo ift nur zu bemerfen, daß 
die angegebenen Mittel, im BVBerhältnig zu dem zarten Les 
den, ebenfalls anzuwenden find. | 

Bei anfteefenden Krankheiten ift der Verſuch mit dem 
Auftröpfeln des falten Waſſers in die Herzgrube am erften 
und zweiten Tage hinreichend; folche Todte koͤnnen fehon 
bald in den offenen Sarg gelegt werden, und ihre Beerdis 
gung findet früher, aber immer erft nach eingeholter Er⸗ 
laubniß, Ausfertigung des Todtenſcheins, Statt, Big zur 
Beerdigung find diefe Leichen in einem einfamen entfernten 
Platze oder Zimmer des- Haufes aufzubewahren, und muß 
im Haufe mit Effigdampf geräuchert werden. Alle andere 
Leihen aber find bis zur Beerdigung ‚in einem befondern 
Zimmer des Haufes zu verwahren, die Verſuche unter A, 
und B. angegeben, mit Vorfiht und Ausdauer anzuftellen, 
in allen zweifelhaften Fällen find furchtiofe und nüchterne 
‚Wächter dabei zu-ftellen, und wo dies nicht nothtwendig ift, 
muß mwenigftens mit Wiederholung der Berfuche von Zeit 
zu Zeit nach den Berftorbenen gefehen werden. 

Minden, den 24. April 1821. 

Königl, Preuß. Regierung. 
Erfte Abtheilung. 
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Mefeript des König, Minifteriums des Innern und 

der Polizei an die Konigl. Megierung zu Cöslin, das 

verbotwidrige Tabafrauchen auf den Strafen in ben 
Städten und Vorſtaͤdten betreffend. 





Auf den Bericht der Königl. Regierung vom 8: d. M., 
das Tabackrauchen auf den Strafen der Städte und Bor 
ftädte betreffend, mird derſelben Nachftehenves eröffnet, 
daß es feinen Zweifel leidet, daß eine Gontravention ges 
gen die wegen Tabackrauchens beftehenden Geſetze vorhans 
den ift, wenn Jemand, es fei fahrend, reitend, gehend oder 
‚ftehend, auf der Straße einer Stadt oder Vorſtadt, wenn 
dieſelbe auch mit Ziegeln bedeckte Häufer hat, Taback raudt, 
Die, uber diefen Gegenftand vorhandenen Gefege und Vor⸗ 
ſchriften ſprechen ſich hierüber. eben fo beftimmt aus, als 
die allgemeine ‘und .undezweifelte Praxis. Schon das Edikt 
vom, 8. Juli 1744. verbietet das Tabadrauchen „beim Aufs 
laden und &infahren.des Getreides und Heues in Echeus 
nen und Ställen, neben folden Gebäuden abfonderlih, wo 
Strohdächer vorhanden, und überhaupt an Drten, mo 
Flachs, Hanf und andere feuerfangende Sachen liegen, es 
ſei in Staͤdten, Flecken oder Doͤrfern;“ die Vorſchrift des 
Edikts vom 19. Januar 1764. ftimmt hiermit vollkommen: 
überein. Wenn beide Edifte das Tabackrauchen, abfons 
derlich wo Strohdaͤcher vorhanden, verbieten, fo ift durch 
diefen, einen Fall befonders hervorhebenden, Zufag das 
Verbot doch um fo weniger auf diefen Hall befchränft, 
als beide Edifte das Tabackrauchen ganz allgemein neben 
Scheunen und Ställen, oder überhaupt an ſolchen Hrten, 
100 feuerfangende Sachen liegen, unserfagen, Noch be 
flimmter wird dies durch die Feuerordnung für das platte 
Land in Bors und Hinterpommern vom 24. Mai 1756 
ausgefprochen, indem nach dem $. 2. derfelben: ‚Niemand 
in den Scheunen und Ställen, oder neben ſolchen Gebaͤu⸗ 
den, noch fonft an gefährlichen Orten, Taback rauchen, — 

mit 
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mit einer brennenden Pfeife über die Straße. 


gehen fol, das Tabackrauchen vielmehr nur in den Stus 
ben und auf dem Flur nachgelaflen iſt.“ 

Diefen Beftimmungen ift auch das Allgemeine Landrecht 
treu geblieben, indem nach Th. II. Tit. 20. $. 1550. dag 


Tabackrauchen in Gegenden, wo leicht Feuer entftehen koͤnn⸗ 


te, unterfagt if. Wenn das Allgemeine Landrecht unter 
den, zur näheren Erläuterung angeführten, Beifpielen zwar 
nur der Dorfftraßen namentlich erwähnt: fo wird dadurch 
Das allgemeine Verbot des Tabackrauchens in Gegenden, 
wo leicht Feuer entftehen kann, doch feinesweges auf die 
einzelnen Beiſpiele befhränft, und zwar in Beziehung auf 
eine Borftadt um fo weniger, als diefelbe gewöhnlich Scheus 
nen und Etälle enthält, neben melden ‚aber das Rauchen 
nicht allein allgemein unterfagt, fondern auch eben fo feus 
ergefährli ift, als das Rauchen zwiſchen Gebänden übers 
haupt. Ä | 
Es ift daher auch niemals bezweifelt, vielmehr in allen 
vorfommenden Källen, ſowohl in Eontraventions: Sachen, 
als bei allgemeinen Vorfchriften, übereinftimmend angenom⸗ 
men worden, daß das Tabackrauchen auf den Straßen, ohne 
Ruͤckſicht, od die Häufer mit Ziegeln oder mit Stroh und 


anderen Materialien gedeckt find, eine feuerpolizeilihe Con⸗ 


travention enthalte, | | 

Außer den, von der Königl. Regierung bereits. arges 
fuͤhrten, Faͤllen wird dieſelbe deshalb auf das Publifandum 
der Regierung zu Gumbinnen vom 28. April 1819. (Annas 
fen 1819. Heft IL. Geite 495.) und das Refcript des Polis 
‚zei-Minifteriums an die Münferfche Regierung vom Io, 
deſſelben Menats und. Jahres (dafelbft Seite 491.) aufs 
merkffam gemacht, mie denn auch noch Fürzlich durch die 
mitteilt Refcripts des unterzeichneten Minifteriums vom 17. 
December v. J. beftätigte Feuerordnung für das Broßhers 
zogthum Pofen (Amtsblatt der Regierung zu Poſen von 
1821. Nr. 20. und der Regierung zu Bromberg Nr. 8.) 
$. 19. ausdruͤcklich beftimmt ift: 


„weder auf öffentlihen Straßen und P lägen innerhalb 


der Ortſchaften, noch in Stallungen, Scheunen, au 
- Unnalen Al, Heft 189. Ge 


” 
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Solhnieberlagen und am ähnlichen der Feuersgefahr 
leicht ausgefegten "Drten darf Tabad geraucht werden. 
Gin jeder hat die Befugniß, demjenigen, der diefe 
Vorſchrift verletzt, die Tabadspfeife abzunehmen und 
ihn der Polizeibehörde zur Beftrafung anzuzeigen. Der 
Betroffene wird nach der Verordnung vom 31. Auguſt 
1815. beftraft.’‘ | S 
Die Königl. Regierung wird hieraus erfeben,. daß die von 
ihr aufgeworfene Frage: | 
ob eine Contravention gegen die wegen der Tabarfraus 
chens beftehenden Gefege vorhanden ift, wenn Jemand, 
es fen -fahrend, reitend, gehend oder ftehend, auf der 
Straße einer Stadt oder Borftadt, die mit 
Ziegel gedeckte Häufer hat, Taback raucht? 
nach den beftehenden Vorfohriften nur bejahend beantwors. 
ter werden fann, fo wie auch in Ruͤckſicht auf die Gefahr 
und Nachtheile hinreichende Gründe vorliegen, hierauf mit 
Rachdruck zu halten. 
Berlin, den 25. Juni 1821. F 
Miniſterium des Innern und der Polizei. z 
| Vierte Abtheilung. 
| vd. Rampe. 





2 98. | | 
Publifandum der Königl. Negierung zu Stralfund, das 
| Slachsichwingen bei Licht. betreffend, 





Da eine vor Kurzem ſich ereignete Feuersbrunſt erges 
ben har, daß die üble Gewohnheit, den Flachs bei Licht 
zu ſchwingen, noch nicht allenthalben ausgerottet ift; fo 
verordnen wir, daß dies Gefchäft fo wenig bei Licht, felbft 
in Paternen, ald in Gebauden, worin Feuer gehalten wird, 
fondern nur in Ställen und Scheunen, die ven den Wohn: 
häufern feparirt find, vorgenommen werden fol, und daß 
jede Abweichung von dieſer Vorſchrift, vorbehältlih des 
Erfages des erweislich verurfachten Schadens, von der 


’ 
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eompetenten Polizei Behörde mit einer Geldftrafe von 5 
dis zo Rthir. nad) Maaßgabe der Umſtaͤnde belegt wer⸗ 
den ſoll. 

Den Kathenbewohnern, die keine abgeſonderte Ställe 
oder Scheunen befigen, wird von den Gutsbeſi igern ein’ foß 
ber Plag dazu gewiß nicht verfagt werden; es kann aber 
auc diefe Arbeit füglih beim Mondlichte betrieben, und 
fönnen auf diefe Weife die Abend: und — dazu 
benutzt werden. 

Stralſund, den 27. Mai 18ar. 

Königl. Preuß. Regierung. 





9 Ä 
Yublifandum der Königl. Negierung zu Frankfurt, we⸗ 
gen polizeilicher Aufficht über Hunde, i 





Es ift in neuerer Zeit ſowohl in dem hieſigen Regies i 
rungsbezirfe, als in den benachbarten Gegenden deffelben, - 


das ungewöhnlich häufige Vorkommen der Tollkrankheit uns 
ter den Hunden bemerft worden, wodurch die Bermuthung 
gegründet wird, daß die erlaffenen polizeilichen Borfhrifs 
ten im Betreff der Hunde nicht überall mit ‚der erforderli⸗ 
en Strenge beobachtet werden. 

Um nun das Publifum und die Hausthiere deffelben 
gegen die Nachtheile zu fihern, welche durch tolle Hunde 
verurfacht werden fünnen, finden wie und veranlaßt, dieje⸗ 
nigen polizeilichen Vorfchriften, welche Hinfichtlih der Aufs 
fiht auf die Hunde und zur Verhütung und Erkennung der 
Sollfranfheit unter dem 5. Juni 1814. (Amtsblatt pro 
1814. Stüd 24.) und unter dem 22. Juli 1816. (Amts⸗ 
blatt pro 1816. Stuͤck 32.) erlaffen worden find,.von neuem 
einzufchärfen, und die genauefte Befolgung derfelben anzur 
ordnen. 

Defonders muß dem Herumlaufen herrenloſer Hunde 
kraͤftigſt geſteuert werden, und die Toͤdtung ſolcher Hunde 
nachſichtslos ai 

- ea 


— 
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Sie mit dem Einfangen und mit der Tödtung folcher 
‚Hunde beauftragten Perfonen ifcheinen hier und da ihre 
Schuldigkeit nicht ftreng genug erfüllt zu Haben. 

Die ſaͤmmtlichen ſtaͤdtiſchen und laͤndlichen Polizeibe⸗ 
hoͤrden werden beauftragt, mit aller Strenge darauf zu hab 
ten, daß die in den vorgedachten Berfiigungen erlaflenen 
Vorſchriften überall in pünftlihe Ausführung kommen, ji 
allen Ortſchaften, wo ſich ein, ber Hundswuth verdaͤchti⸗ 
ger oder wirklich toller Hund zeigt, bat die. Drtspofizei zu 
verfügen, daß fümmtliche Hunde 6 Wochen hindurch auf 
den Gehöften angelegt, oder in den Wohnungen behalten 
‚und genau beobachtet; alle von einem ſolchen Hunde aber 
als gebiffen befannt gewordene Hunde, ohne alle Ausnah⸗ 
me, ſofort getoͤdtet und verſcharrt werden. 

Die Forſtbedienten und Gendarmen werden wiederholt 
angewieſen, jeden herrenlos herumlaufenden Hund, den ſie 
antreffen, da, wo die Oertlichkeit, e8 verſtattet, todt zu 
ſchießen oder durch andere Waffen zu toͤdten. Das Schieß⸗ 
geld für ‚jeden einzelnen Fall betraͤgt übrigens nicht, wie 
8 duch einen Druckfehler in der Verfügung vom 22. Juli 
1816. angegeben worden 1 Gr. 6 Pf., fondern einen The 
fer und fechs Groſchen, welches der Eigenthuͤmer des Pur 
‚ des, außer der angeordneten Polizeiftrafe, an denjenigen 
zu zahlen hat, welcher die Tödtung verrichtete, 

Jeder Eigenthümer von Hunden wird ich überzeugen, 
das bei den fehredlichen Folgen, welche aus der Tollkanf 
Heit dee Hunde hervorgehen fönnen, die Fuͤrſorge für dar 
Gemeinwohl der Einwohner eine forgfältige Befolgung der 
in diefer Beziehung erlaffenen Vorſchriften gebietet, wei 
halb auch zu erwarten fteht, daß jeder ſich willig dazu fir 
den, und feinerfeits alles mögliche zur. Berhütung von Um 
gluͤck aus diefer Quelle beitragen werde. Die Polizeibehör 
den aber machen wir für die ftrengfte Ausführung verank 
wortlich. | 

Sranffurt a. d. D., den 6. Mai 182r. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. 
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Publikandum des Oberbürgermeifters zu Bonn, über 
die Vorſichtsmaaßregeln gegen tolle. Hunde. | 





. J 

Bei dem Eintritte der heißen Jahreszeit werden fol⸗ 
gende von der Koͤnigl. Regierung erlaſſene Vorſchriften ge⸗ 
gen tolle und beißige Hunde nochmals verkuͤndet. 

3) In der heißen Jahreszeit, d. h. vom Monat Juni 
Bis zum legten Auguſt, ſollen ale Hunde von Morgens 7 
His Abends 7 Uhr und bei Nacht eingefperrt und feftgelegt, 
oder doch nur an kurzen Striden und Riemen geführt wers 
den. Blos Morgens von 5 bis 7 und Abends von 7 bis 
gUhe' dürfen fie unter Aufſicht frei gelaflen werden. Die 
Außer diefer Zeit unangebunden herumlaufenden Hunde wer⸗ 
- den eingefangen, und auf Koſten des Eigenthämers vers 
pflegt oder todtgeſchlagen. SE 

2) Für Jagd⸗ und Mesgerhunde wird nur während 
Des wirflihen Gebrauchs zu dem betreffenden, Gewerbe eine 
Ausnahme geftattet, doch muͤſſen legtere in der ‚Stadt -ftets 
mit einem Maulforb verfehen feyn. 

3) Landleute dürfen ihre Hunde weder außerhalb ihres 
Gehoͤftes herumlaufen laſſen, noch ſie mit ſich aufs Feld 
nehmen, ſondern muͤſſen ſelbige Tag und Nacht an Ketten 
legen, oder mit der Groͤße der Hunde angemeſſenen Knit⸗ 
teln behangen. er | 

4) Hunde, melde bei. Buden und Höferwaaren auf 
Märkten und Straßen, fo wie ſolche bei Fuhrmannsgeſchirr 
und Lohnkutſchen gehalten werden, ſind ſo anzubinden, daß 
fie die Voruͤbergehenden nicht erreichen kͤnnen. 

5) Jagdhunde, die nicht zum Lagen, und Mesgerhunde, 
die nicht zum Treiben des. Biehes gebraucht, -müflen am 
Stricke geführt werden, oder mit ftarfen Maulförben vers 
fehen feyn. — 

6) Das Naͤmliche gilt von den Hunden, die zum Zies 
hen gebraucht werden, in Bonn vorzüglich von den Hunden 
- an den Sandfarrigen.. 

7) Zumwiderhandlungen werden außer der Schadloshals 


tung, mit einee Gelbuße von x bis 2 Thaler, wenn fein 


Ungfüc geſchehen; fonft, aber im Falle einer Berleung mit 
verhältnigmäßigem Gefängniß beftraft. 


8) Die Befiger von Hunden find gehalten, denfelben, 
vorzüglich bei großer Hige, reinlihe Nahrung und befon 
‚ders frifched Getränf zu geben; alte oder Franke Hunde find 
- forgfältig inne zu halten, oder aus der Welt zu ſchaffen. 

9). Im Kalle in der heißen Jahreszeit ein Hund ev 
fanft,. fo muß bei Vermeidung der ad 7. amgefegten 
Strafe, wenn nur irgend eine Vermuthung des Tollfeynd 
obmwaltet, der Hund auf der Stelle getödtet, oder, hiervon 
‚dem Herren Polizei-Commiſſair ſogleich Nachricht gegeben 
werden, um eine nähere Unterſuchung zu veranlaffen. 


'- 10) Außer obigen. Maaßregeln ift jeder Befiger von 


Sunden gehalten, dad gewöhnliche Sicherheitsblech oder 


Eigenthumszeichen auf dem Polizei: Eommiffariate zu loͤſen, 
widrigenfalls. der. Hund als Herrenlos bettachtet,,. eingefan; 
oh oder getödtet: werden fol. | 


Die Hunde: Bigenthümer, die ihre eingefanigene Hunde 
uch erhalten wollen, müffen nicht nur die Verpflegungs 
foften, fondern auch noch eine Prämie von 16 Gr. für das 
infangen bezahlen, und ſich binnen drei Tagen nach dem 
Einfangen melden. 


11) Der Here Polizei⸗Commiſſair, ſo wie in den 
Landgemeinden bie ‚Herren. Schöffen find mit dem fireng 
ſten Vollzuge beauftragt. 

Bonn, den 20. Juni 1822. 
Der 3. Oberbbigermei, | 
| rated 
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F.“ X 
Gewerbe: Bortieh ee 

101. Br 
Mefeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Muͤnſter, die 
Erloͤſchung der vor Emanirung der Gewerbe-Steuer— 


und gewerbepolizeilichen Edikte von 1810. und 1811. 
ertheilten Conceſſionen betreffend. 





Unter dem Vorbehalt weiterer — wird der Koͤ⸗ 
nigl. Regierung auf Ihren Bericht vom 20. v. M. hierne⸗ 
ben vorläufig eine Abfchrift der von der hieſigen Königl, 
Regierung unterm 12. d. M. auf Erfordern gegebenen Aus: 
kunft ber die Durch den mecanifhen Künftteer N. R. im 
Fahre 1797. beftellte, gegenwärtig noch auf 310 Rthl. gül⸗ 
tig gebliebene, Caution mit dem Bemerken mitgetheilt, daß 
übrigens alle vor Emanirung der Gemwerbfteuer : und gewer⸗ 
bepolizeifichen Edifte von 1810. und 1811. ertheilte Con⸗ 
ceſſionen dieſer Art ihre Guͤltigkeit verloren haben. 

Berlin, den 3. April 1821. 

De Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 





— 


102. 
Yuszug aus dem Meferipte bes Königl. Miniſteriums | 
des Innern und der Polizei an die Koͤnigl. Regierung 
zu Koͤnigsberg, Reſſortbeſtimmung in Conceſſions⸗ 
Angelegenheiten betreffend. 





Zugleich eroͤffne ich der Königl. Regierung bei. diefer 
Beranlaflung (megen nachgefuchter Eonceffion zur Vorzei⸗ 
gung eines Zwitter⸗Schaafes) daß die Ertheilung oder 
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Verfagung von Eonceffionen dieſer Art —X zum Reſ⸗ 
ſort der erften Abtheilung gehört, z 
Berlin, den 23. April 1821. — 
Der — des Innern und der Polizei. 
d Saudmenn. 
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Reſeript der Könige. Minifterien des Handels und 
‚ des Innern und der Polizei an die Königl, Regierun— 
‚gen, zu Breslau und Liegnig, die Mermeigerung nad) 
geſuchter General: Hauſi r⸗Conceſſionen betreffend. 





* Es ife feineftweges die Abficht, iedem — der 
einem bisher nicht im Umfange des ganzen Staats betrie⸗ 
benen Hauſirhandel dieſe Ausdehnung zu geben wuͤnſcht, 
eine General: Eonceffion zu ertheifen, und dadurch deren 
Zahl aufs Außerfte zu Leemehren. Im Gegentheil iſt die 
Abſicht dahin gerichtet, ſolche allgemeine Berechtigungen 
nur in ſeltenen Faͤllen und ausnahmsweiſe eintreten zu laſ— 
ſen, und deshalb der Grundſatz aufgeſtellt, Perſonen, die 
eine General⸗Conceſſion fruͤher noch nicht gehabt haben, bis 
zur Erſcheinung des allgemeinen DAUNEBIENCh, in der Re 
gel nicht Damit zu verfehen. 

Aus diefem Grunde kann dem von der Königl. Regie⸗ 
rung in Ihrem Berichte vom T. v. M. vorgetragenen Ges 
fuhe des N. N. zu N N. um einen Gewerbfhein zum 
Handel mit leinenen Waaren und fertigen Kleidern für die 
ganze Monarchie nicht gemillfahrt, und dem Bittfteller nur 
überlaffen werden, wenn er fein Gewerbe über den Ber 
waltungsbezirk des, Koͤnigl. Regierung ausdehnen will, die 
Ausdehnung des von Ihr erhaltenen Gewerbſcheins bei den 
betreffenden Regierungen in Antrag zu bringen. 
| Die Koͤnigl. Regierung hat übrigens ähnliche Geſuche 
kuͤnftig ſofort ſelbſt zuruͤckzuweiſen, wenn, wie in dem vor⸗ 
liegenden Falle, ſich von ſelbſt ergiebt, daß die Nachſuchen⸗ 
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den ihr Gewerbe niemals im ganzen — des Staats 
betreiben koͤnnen und werden. 
* Berlin, den 1. Juni 1821. 





Minifterium de8 Minifterium des Innern und 
Handels. der Polizei, 
v. Bülow, v. Shudmann. 
104. 


Reſeript der Koͤnigl. Mi niſterien des Handels, des In⸗ 

nern und der Polizei und der Finanzen an die Koͤnigl. 

| Regierung zu Trier, bie Befchränfung der Hauſir⸗ 
Gomeff onen betreffend. ! 





Nach REINER, welche die Circular-Verfuͤ⸗ 
gung vom 26. Januar d. J. enthaͤlt, hat die Koͤnigl. Re⸗ 
gierung bis zum Erſcheinen des allgemeinen Geſetzes, wegen 
der mit Umherziehen verbundenen Gewerbe, als eine einſt⸗ 
weilige Verwaltungs-Maaßregel genau zu achten, und ſich 
der Ertheilung von Gewerbſcheinen uͤber die Grenzen ihres 
eigenen Bezirks hinaus um ſo mehr zu enthalten, als ſie 
vor Emanirung des neuen Gewerbeſteuer-Geſetzes ebenfalls 


‚nur Haufir sConceffionen für ihr Departement ie —* 


befugt war. 

Die Koͤnigl. Regierung wird daher * den Bericht 
‚vom 18. März d. J. veranlaft, den $: 9. Ihrer Befannts 
madhung vom 4. Januar d, J. im Amtsblatt Nr; 4. nah 
Maaßgabe obiger gedachter Circular-Verfuͤgung zu berichtis . 
gen, damit die Inhaber der von derfelben ausgeftellten Ges 
mwerbefcheine nicht in der irrigen Meinung belaflen werden, 
auch in andern Regierungs:Bezirfen, ohne fich bei den 
betreffenden Regierungeir gemeldet zu haben, hauſiren zu 
dürfen, 

Dagegen bedarf es feiner Abaͤnderung der bereits aus⸗ 
geſtellten Gewerbeſcheine, indem das dazu vorgeſchriebene 
und von der Koͤnigl. Regierung angewendete Formular ſchon 


. * 
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erwähnt, . daß der Inhaber allen, ihn und ſein Gewerbe 

treffenden, polizeilichen Anordnungen: unterworfen bleibt. 
Berlin, den 18. uni 1821. 

‚Minifterium des Minifterium des Innern Minifterium der 


Handels. und der Polizei. - Finanzen, 
v. Bülow. v. Shudmann. — p. Klewitz. 
103. 


Mefeript ber Koͤnigl. Miniſterien des Handels, des an 
nern und der Polizei und der Finanzen an die Königl 
Megierung zu Aachen, die Ausdehnung der an Hauf 
ser benachbarter .Negierungsbezirfe ertheilten Gewerbe; 
fcheine, und das Verbot der Uebertragung verfek 
ben an ne en 





Die — Miniſterien wollen zwar der abs 
nigl. Regierung auf deren Beriht vom 9. v. M. überlafs 
fen, ausnahmsweiſe den Landräthen der entfernten Kreife, 
welche von.den Hauſirern benachbarter Regierungs- Bezirke 
zunaͤchſt berührt werden, die Befugniß beizulegen, in ein 
zelnen Fällen auf dem Gewerbeſcheine den Namen der Re 
gierung kommiſſariſch zu vermerken, daß darauf auch das 
Gewerbe im dortigen Regierungs: Bezirke getrieben werden 
könne. Die Landräthe müffen aber dergleihen Fälle der 
Königl. Regierung anzeigen, damit felbige als oberfte. Der 
zirfs: Behörde ftets in genauer Kenntniß von allen denen 
Individuen bleibe, welche in Ihrem Verwaltungs «Bezirke 
auf nicht von Ihr ausgegangene Gemwerbefcheine-ein Haus 
firgewerbe betreiben, deſſen Erleipterung gar nicht Noth 
shut. 

Was die gleichzeitig bevorwortete Webertragung des 
Gewerbeſcheines an einen andern betrifft, fo Fann diefelbe, 
da der Gemwerbefchein rein perfönlich ift, nicht geneh- 
migt werden, wenn gleich der an die Stelle des urfprüng- 
lichen und an der Benugung zufällig verhinderten Inhabers 


' 
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tretende noͤch fo genau nachträglich ſignaliſirt, und ie po⸗ 
lizeilich qualifieirt, anerkannt wird, 
Berlin, den 27. Juni 1821. 


Minifterium des Minifterium des Innern und 
Handels. der Polizei. 

Graf v. Bülom. In Abweſenheit des Herrn Minis 

Minifterium der ı fters Excellenz. 
Kinanzen. v. Kamp. 


Der Rinifer abefe. 


a 106. | 
Publifandum der Königl. Regierung zu Stettin, die. 
"Verminderung der Schanfftätten betreffend. 





Schon unterm 22. März 1819. (Amtsblatt vom Fahre 
1819. Nr. 14. Seite 183. Nr. 143.) haben wir die Lands 
räthe, Polizei: Direktoren und Inſpektoren, fo wie die 
Buͤrgermeiſter unferes Verwaltungs: Bezirks auf die nach— 
theiligen Folgen aufmerffam gemacht, welche aus der uns 
verhältnigmäßigen Vermehrung der Schanfftätten IB die 
Moralität entftehen. 

Leider haben, wir bemerken müffen, daß die in jener 
Verfügung gegebenen Vorſchriften, mie Hinfihtg der 
ES chanfftätten verfahren werden fol, nicht überall beachtet, 
und Airefte zur. Erlangung der zum Betriche der Schank: 
wirthfchaft erforderlihen Gewerbicheine an Perfonen ertheilt 

worden find, welche fich keinesweges zur. Ausübung des Ges 
werbes ei,nen. Wir finden und dadurch veranlaft, die 
fämmtlien mit Ausübung der Polizei-Brauftragten Behörs 
den gemeflenft anzumweifen: bei der Ertheilung der in den 
$. 131. und 55. des Edifts vom 7. September 1811. vorz 
geſchriebenen Attefte und Konfenfe nicht bios das Wohlver: 
halten der fib Meldenden zu prüfen, fondern auch, und 
zwar bei eigener Berantwortlichfeit, nah Vorſchrift des 
vorerwähnten Publifandums das Beduͤrfniß der neuen 
Schanfs Anlage zu prüfen, und fih über diefen Punkt im 
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dem Attefte ſelbſt zu äußern, indem durch das neue Geſetz 
vom 30,Mai 1820. keinesweges die Sicherheitds und Sit: 
tenpolizeilihen Ruͤckſichten verändert morden find, 
ii den 21. Mai 1821. 
— Preuß. Regierung. 


107. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung * Duͤſſeldorf, das 
Hetzen des jungen Schlachtviehes durch Hunde, das 
frühzeitige Schlachten der Kälber und das Hauſiren 
mit Fleiſch betreffend. 





Das in unſerm Regierungs-Bezirk noch uͤbliche Hetzen 

des jungen Schlachtviehes durch Hunde hat auf den Ges 

nuß des Fleiſches von einem folhen hoͤchſt erhigten und 
ganz abgematteten Thiere, einen der Gefundheit Höchft nad: 
heiligen Einfluß. Eben fo ift in medicinal: polizeilicher 

Hinfiht das zu frühe Schlachten der Kälber und das Haw 

firen mit Fleiſch nicht zu dulden. 

Wir verordnen daher, wie folgt: 

ID) Das Hegen duch Hunde, fa wie überhaupt das er⸗ 
higende und abmattende Treiben der Kälber und an 
dern jungen zarten Schlachtviches wird hiermit ftrenge 
verboten, bei jedesmaliger Strafe von 2 Thaler Preuß. 
Courant. Auch darf folches abgehegtes Vieh vor Ab 
fauf von 2 mal 24 Etunden nicht gefcblachtet mwerden. 

2) Kein Kalb, das noch nicht 14 Tage alt ift, und mit 
Ausnahme des Kopfes und Gehaͤnges nicht menigftens 
36 Pfund wiegt, darf zum Schlachten verfauft wer⸗ 
den, und zwar bei Strafe der Eonfiscation. 

3) ar das Haufiren mit Fleiſch bei einer Polijzeiſtrafe 
von 2 Thaler Preuß. Courant und Confiscation des 
Fleiſches zum Beſten der Armen, ausdruͤcklich unters 
fagt. Dagegen ift es allen Landfleifhern und fonft 

- jedermann geftattet, frifhes und von Sachverftändigen 
für gefund anerfanntes"Fleifh auf dem Markt zum 
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Verkauf auszuftellen. Auch kann ausmahmsweiſe bes 
ftelltes Fleifh ind Haus gebracht werden, in welchem 
Falle jedoch der Verfäufer fih glaubhaft zu legitimiren 
hat, daß das Fleiſch wirklich beftellt ift, und er diefe 
Vergünftigung nicht zu dem verbotswidrigen Haujiren 
mißbraucht. 

« Gämmtlihe Bolizeis Behörden unferes. Kegierungss 
Bezirks werden zur ftrengen Handhabung diefer Verordnung 
angewieſen, und fie haben jede Eontravention den Gerichs 
ten. zur Beftrafung anzuzeigen. *) 
Düfjeldorf, den ı0. Mai 1821. 

Königl. Preuß. Regierung. 





108. 
Reſcript der Koͤnigl. Minifterien des Handels und bes 
Innern an die Königl. Regierung zu Cöslin, den Ger 
brauch geftempelter Meben und der Mühlen: Waagen 
bei der Auseinanderfeßung der Müller mit ihren. 
Mahlgäften betreffend, 





Auf die Anfrage der Königl, Regierung dom 9. De: 
cember v. J. wird derfelben erwiedert, daß die Müller als 
folhe von Polizei wegen nicht angehalten werden fünnen, 
ſich zu ihrer Auseinanderfegung mit den Mahlgäften, ges 
ftempelter Megen zu bedienen, weil fein beftimmtes Gefeg 
fie hiezu verpflichtet, und die Art und Weife, wie diefelten 
das Getreide von den Mahlgäften annehmen und wieder 
abliefern follen, durch die Verordnung vom 28. Dctober 
1810. dahin beftimmt ift, daß fie zu diefem Behuf eine 
Mühlen: Waage Halten muͤſſen, wozu vorfchriftsmäfig 
geftempelte Gewichte. gehören. Auf diefe Weife if 
nicht die Metze, fondern die Waage das gefeglich beftimmte 

Mintel zur Auseinanderfegung des Müllers mit jeinen Mahl⸗ 


) Gleichlautend von der Königl. -Kegierung zu Ein unterm 
29. Juni 1821. erlaffen. 


ui 


säften. Wollen ſich aber die Intereſſenten ſtatt des Ger 
wichts, der Berliner Mege bedienen, und vereinigt fich der 
Müller mit den Mahlgäften hierüber, fo kann ſolches ge 
ſchehen, und nur in diefem Falle muß, nad $. 11. der 
Maaß- und Gewichts-Ordnung, die geftenpelte Berliner 
Metze angewendet werden. Kin Gleiches muß ftatt finden, 
wenn die Müller Mehl zu jedermanns Kauf, nicht nach dem 
Gewicht, fondern nah der Mege feil ſtellen. 
‘Berlin, den 20, April 1821. 
Miniſterium des Handels, Minifterium des Innern. 
Gr. v. Buͤlow. v. Schuckmann. 


109. 
Drefeript der Könige. Minifterien des Handels, des Ins 
nern und der Polizei und der Finanzen an die Königl, 


Regierung zu Merſeburg, den Aufkauf der Lumpen 
‚sur Papier: Sabrifation Bee: - 





Der von der Koͤnigl. Regierung mittelft Berichts vom 
7. v. M. gemachte Vortrag über den Auffauf der Yumpen 
‚ zur Papier Sabrifation, wäre in der Hauptfache unterblier 
ben, wenn der Referent vor der Berichtserftattung ‚den 
Tarif vom 26. Mai 1818. eingefehen "hätte. Der von den 
dortigen Papiers Fabrifanten gewünfchte. Nusgangszoll von 
2 Rthlr. pro Eentner für Lumpen, ift in der Pofition 33. 
deffelben ſchon vorgefchrieben, und Scaaffüße find in die 
mit ı2 Gr. belegte Pofition 20. mit einbegriffen. — 

Nur Papierfpäne find nicht benannt; dieſe ſollen aber 
bei der naͤchſten Reviſion des Tarifs der zuletzt gedachten 
Poſition auch als Abfaͤlle beigeſetzt werden. | 

Daß Lumpenſammler einer Gemwerbefteuer von 2 bie 4 
Rthlr. nach Maafgabe des örtlichen Nugeng unterliegen, iſt 
nacb dem Gefege vom 30. Mai v. $. unzweifelhaft, fie 
mögen zum Wiederverfauf für eigene Rechnung, oder im 
Auftrage von Papiermüllern auffaufen, und nur wenn leßs 
tere ihren Bedarf ſelbſt, d. H. in Perfon, einfammeln, wel 
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Pr allerdings von ihnen nicht zu erwarten. ift, märden fie 
nach $. 2r.b. fteuerfrei feyn. 
Ob Ausländer zum Lumpenaufkauf haufitend zuzulaſſen, 
daruͤber wird erſt das neue Hauſirgeſetz entſcheiden. 
Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß ſie bei dieſem 
Geſchaͤfte, wenn ihnen deſſen Ausuͤbung geſtattet wird, in 
Bezug auf Gewerbeſteuer nicht guͤnſtiger behandelt werden 
koͤnnen, ale Inlaͤnder, und muͤſſen fie ohne Zweifel den 
Gag von 12 Rıhlr. zahlen, da e8 jedenfalls feinen örtlichen 
Augen haben wird, daß Ausländer !umpen auffaufen. 
Berlin, den 23. April 1821. 
Minifterium des Minifterium des Innern Miniſterium der 


Handels, und der Polizei. Finanzen. 
v. Bülom. v. Shudfmann, v. Klewitz. 
10, 


——— der Koͤnigl. Regierung zu Liegrih we⸗ 
gen Erhebung der Schau-Gebuͤhr von Leinenwaaren 
und die Aufhebung der Schau: Gebühren; 

Kaffe zu Hirfchbere.. 





Nah einer fhon bei Beſitznahme der Provinz Schles 
fien angetroffenen uralten Einrichtung, zahlten vormals die 
Leinenweber die Schaugebühr für fohaupflichtige Leinenges 
- webe unmittelbar an die Stempelmeifter, melde den Ber 
trag als Remuneration für ihre Dienftleiftungen unverkürzt 
behielten, dagegen aber Feine firirte Befoldung empfingen. 
Erſt im Jahre 1793. ward beftiimmt, daß das Schaugeld. 
nicht mehr von den Webern an die Stempelmeifter, jons 
dern von den Großhändlern durch die Zollämter an die neu 
errichtete Schaugebühren: Kaffe zu Hirſchberg abgeführt‘ 
werden fole. Die Zollämter erhoben es bei Ausfertigung 
der Erportationd: Bezettelungen, und die gefammten in das 
Ausland gehenden Leinenwaaren unterlagen demnach der 
wohl controllivten Abgabe gleichmäßig. 

Da die Reventen der Schaufaffe die laufenden Ausga⸗ 


— 
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ben überftiegen, fo fammelte fie Kapital an, mit deflen 
Hilfe das vormalige Provinzials Minifterium- die Leinens 
Manufafturen im Allgemeinen zu unterftügen ſich von Zeit 
zu Zeit bemühte. ber bei der erften feindlichen Invaſion 
(1806.) gingen fämmtliche Beftände, im Betrage von 7206 
Rthlr. 2 Sur. ı D’r., verloren. Deshalb, und meil in 
dem darauf folgenden Zeitraum die allgemeine Continental; 
Sperre, der Seekrieg und fonftige ungünftige Handelt 
Eonjuncturen eine drücende Hemmung des Leinenverfehrs 
herbeiführten, reichten die Fonds der SchaugebührensKafle 
zu den fortgehenden Gehaltszahlungen der Schaubeamten 
nicht mehr aus. Bekanntlich mußten diefe zum großen 
Theile unbeftiedigt gelaffen werden, wodurd der Schaufallt 
bis zum Ende des Jahres 1816. eine Schuldenlaft von 
13,767 Rthlr. 23 Sgr. 3° Dr. erwuchs. 

Als nach gluͤcklicher Umgeftaltung der Handelsverhält 
niffe die Einnahme der Schaugebühren s Kaffe wieder ftieg, 
wurde es von Zeit zu Zeit möglich, einige alte Refte zu 
tilgen. Dies Fonnte indeß nur bis zur Einführung der ge 
genmwärtigen Zollverfaffung gefchehen. Denn da nach, dets 
feiden die Zollamter im Innern aufhörten, eine Crportas 
tions.» Bezettelung ausgehender Leinengewebe nicht mehr 
nöthig war, und mithin die bis dahin ftatt gefundene Eins 
ziehung der Schaugebühr von den Großhändlern, Feiner 
Conteolle mehr unterlag, fo verminderte fich die Einnahme 
der Sthaugebührene Kaffe nah und nach in einem folden 
Grade, daß nicht einmal mehr die laufenden Gehälter der 
Scaubeamten regelmäßig fortgezahlt werden Fonnten, und 
an Tilgung alter Rücftände noch weniger zu denken war. 

- Bei diefer Sachlage ftiegen die Schulden der Schaw 
gebühren:Kafle täglich, und es kam in erneuerte Berathung, 
durch Reform des gefammten Schausnftitutd dem Uebel 
von Grund aus abzuhelfen, Liege ſich ein Gegenftand, der 
das Intereſſe des größten Theils der Bewohner Schlefiend 
mittels oder unmittelbar, in greößerm oder geringerm Ums 
fange berührt, und wobei mehrfache Rücfichten zu nehmen 
und widerſtreitende Anfichten zu hören, zu vereinigen und 
zu berichtigen find, ohne Nachtheil übereilen, fo möchte die 

"Ein 
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‚Einnahme der Schaubeamten allerdings ſchon ſicher geſtellt 


ſeyn. Dies kann jedoch dur völlige Umbildung der Schau: 
Mnftalt, welche immittelft vorbereitet wird, erſt kuͤnftig dau— 
ernd geſchehen, und es fommt jegt nur darauf an, eine 
interimiftifhe Einrichtung zu treffen, wobei den Beamten 


ihr Dienfteintommen gefihert, und dag fernere Anwachfen 


der Schuld des Schaukaſſe zunerläffig verhütet wird. 


Hierzu giebt es keinen. einfahern Weg, als zu dem 
frühern, vor dem Jahre 1793. beftandenen Verfahren zus 


f 


ruchukehren, oder mit anderen Worten =... : 


das Schaugeld nicht ferner von deu Großhaͤndlern, 
ſondern wiederum von den Webern zu erheben; 


welche es den Stempelmeiſtern als Remuneration fuͤr ihre 
Muͤhwaltung unmittelbar zahlen, und von den Kaufleuten 


beim Abſatz der Waaren über den bedungenen Preis erſtat, 


get‘ bekommen. aeg r 
Nachdem das Königl. Handels sMinifterium, -in Folge 


reiflicher Berathungen, diejes Verfahren nunmehr als pros 


viſoriſche Maafregel»genehmigt, und feine Befolgung bis 


qur fünftigen Erſcheinung eines den Gegenftand. umfaflenden 


- altgemeinen Kegulativs angeordnet hat, wird hierdurch fol⸗ 


u 


gendes feſtgeſetzt: nr 


ı) Die bisherige Einrichtung bleidt bis zum Schlüuſſe 


Adieſes Monats unveraͤndert. 


2) Bom 1. Juli d. J. hören ſaͤmmtliche Gehaftsjdh: 


lungen an Schaubeamte aus der Schaukaſſe auf. 


3) Dieſe Beamten erhalten von demſelben Tage ab, 


ſtatt des bisherigen fixirten Gehalts, Bezahlung nach dem 


Grade ihrer Arbeit, oder Stuͤcklohn, und zwar | 

a) die Steinpelmeifter den ganzen Betrag des biöherigen 

Schaugeldes, naͤmlich in Courant: Werth, * 
.ı Sgr. für das Schock J und 5 breite Leinwand, 

oder für das Webe 4 breiten Schleier; 

8 Denar für das Schock $ breite, Leinwand, und, 
6 Denar für das Schod Z breite Leinwand, oder $ 
breiten Schleier, R | 


. Annnien IT. Heft ıgar. Sf 
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und ziehen den Betrag ven den Bebern unmittelhot 

bei der Stempelung ein; 
by) die ſtaͤdtiſchen Schauaͤmter empfangen den doppelten 

Betrag der fuͤr die Stempelmeiſter beſtimmten Gebuͤhr, 

welchen zu erlegen hat: 

derjenige, der die Nachſchau veranlaßt, wenn die 

Beſchwerde unbegruͤndet gefunden wird; 

der Stempelmeiſter, falls ihm ein Verſehen zur ef 

fällt, und 

der Weber, fobald fi eine abfictlice Verdunkelung 
oder eine Verfaͤlſchung der Schauſtempels ergiebt. 

4) Da es in der Gewalt der Stempelmeiſter liegt, die 
Aufdruͤckung des Schauftempels zu verfägen, wenn der We 
ber das Schaugeld zu erlegen fih meigert, fo Haben fie 
den, durch Ereditgebung entfiehenden Nachtheil fich ſelbſt 
beizumeſſen, und polizeiliche Unterſtuͤtzung, in Beitreibung 
etwaniger Reſte, nicht zu erwarten. 

Dagegen ſollen ſaͤmmtliche Kreiss und ſtaͤdtiſche Poli 
zeirBehörden innerhalb ihrer Amtsbezirke die ſtaͤdtiſchen 
Schauämter auf deren Antrag durch Einmahnung und nds 
thigenfalls executiviſche Beitreibung des räcftändig geblie 
benen Schaugeldes, bereitwillig und prompt unterftügen, 
wozu‘ fie hiermit ausbrüdlich angemwiefen werden. 

. 5) Das von den Webern an die Stempelmeifter ge⸗ 
zahlte Schaugeld ſoll erſteren beim Verkauf der Waare an 
einen Leinen⸗Haͤndler baar erſtattet werden, und zwar 
‚uber den bedungenen Preis. Den Leinen-Kaufleu⸗ 
ten wird das fogenennte Cinhandeln des Schaugeldei 
verboten. 
| 6) Derjenige Leinens Kaufmann, welcher dem Weber 
das ausgelegte Schaugeld erweislich nicht erſtattet, oder 
deſſen Betrag in den Preis der Waare einhandelt, foll für 
- jeden Eontraventionsfall, d. h. für jedes einzelne Webe, 
Schleier, oder Schock Leinwand ı2 gGr. Strafe zur. Orta⸗ 
Armen-Kaſſe erlegen. 

Den Commune? Vorſtehern wird aufgegeben, zum Be 
ften der Armen-Kaſſen dahin zu invigiliven, daß dergleis 
en Hebertvetungen zur Kunde und Rüge fommen. 
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Die betreffenden Strafrefolute find, unter Bemerkbar⸗ 
machung ber gewöhnlichen Recurefriſt von 10 Tagen, durch 
Die landräthlichen Yemter und Magifträte, je nachdem die 
Contravention auf dem platten ande, oder in einer Stadt 
vorgefommen ift, abzufaflen, zu Ppubliciven, und eventuell 
zu vollſtrecken. | 

) Am 1. Juli d. J. übergiebt jeder, der ein Gewer⸗ 
be daraus macht, ſchaupflichtige Leinen⸗ und Schleier eins 
aufaufen, und roh oder zugerichtet im Ganzen, wieoer zu 
verkaufen, dem Oberſteuer⸗Amte, in deſſen Bezirk er wohnt, 
eine ſchriftliche, an Eides fatt eigenhändig volljogene und 
anterfiegelte Deelaration der Leinenwaaren,. welche er an 
diefem Tage in Schlefien befigt, nach beiliegendem Schema. 

Wer diefe Declaration oder eine an Eides ftatt gleiche 
mäßig abgefaßte Erklärung dahin: tag er fchaupflichtige 
Waaren in Schlefien nicht befige, bis zum Io, Juli d. J. 
abzuliefern unterläßt, erlegt 20 Rthlr. Strafe. 

8) Auf den Grund diefer Declarationen, deren KRiche 
tigfeit nöthigenfalls näher zu prüfen vorbehalten wird, fol 
len. die Leinen: Kaufleute demnähft das rüdftändige Schaus 

geld zur Schaugebühren > Rafie einzahlen. 
| Gegen diefe Feſtſetzung können fie um fo weniger @in- 
wand erheben wollen, weil die betreffenden Waren, ob: 
ſchon geſchauet, font von Erlegung des Schaugeldes frei 
bleiben würden, und weil im Jahre 1753. bei Einführung 
der nunmehr mwegfallenden Einrichtung den Leinen: Hands 
lern dad Schaugeld für ihre dermaligen fchaupflichtigen 
Waarenbeftände zuruͤckgegeben worden iſt. / 

9) Ein jeder Bewohner des hiefigen Regierungs : Bes. 
girks, der aus. dem Zeitraume wor dem 1. Januar 1817. an 
die Schau: Kaffe Forderungen und folhe noch nicht liquis 
dirt hat, wird hiermit angewiefen, fie bis zum 31. Juli 
d.%., unter Beibringung der Beweismittel, bei der Schaus 
gebühren: Kaffe zu Hirfhberg, anzumelden. e 

Wer dies unterläßt, darf Peinen Anſpruch auf unſere 


Dermittelung der nachträglichen ae 7; machen. 
’ 2 
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10) Am 1. Auguſt d. J. fertiget die Schangebährens 
Kaffe zu Hirfchberg eine Weberfict ihres Vermoͤgens⸗ Zu⸗ 
ſtandes. Die zur vollſtaͤndigen Befriedigung der Credito⸗ 
ren in’ Staats-Schuld:Scheinen dann fehlende Summe 
wird aus Staats: Fonds’ zugefchoflen werden. An 

Diefe, nur für den Schleſiſchen Departements: Theil 
güftige Verordnung, welche die gegenwärtige Schauverfaf 
füng lediglich in Hinficht auf. Erhebung des Schaugeldes 
und Kemunerätion der Schaubeamten, :und' fonft nirgends, 
auch nur proviforifch, abändert, iſt von ſaͤmmtlichen Kreis⸗ 
und ſtaͤdtiſchen Polizei⸗Behoͤrden, den ſtaͤdtiſchen Schau⸗ 
Amtern, Stempel: Meifteen, Leinen⸗ Haͤndlern und: Webern, 
fofort und pünktlich zu befolgen. ... 

'giegnig, den 17. Juni 1821. | 

Königl.. Preuß. Regierung. 

Zweite Abtheilung. 





\ 
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Declarations » Formular, 





.n 
le | | 2|E | GSchaugebübr 
Eisels Borrätbige | Deren gas |E|SE] pr 
s|x== s Waarens = BE Schod 
* ae. forten in brikations = se oder in 
21532) Sötefien EIFE one, Summa . 
S1- 15 jam ı. Julic, aufand. IE E5 
lo ie 

OR 2 & Sr. d’r. |thl.fgr.dr. 





— — — —— 


I 3 preite| 1. rob. 
Leinwand] 2. auf der 
2.  & breite Bleiche- 


Leinwand f3. in der | 


“ a * 
— —ñ—— 


$ breite Appretur 
Leiumand 14. vollendet 

& breite auf dem 
Leinwand Lager. 
5. $ breiten | wie oben. 


Schleier. 


— — — — — — — — — — — — — 
2 


Ich verſichere hiermit an Eides ſtatt, daß ich nicht 
mehr als vorſtehende ſchaupflichtige leinene Waa⸗ 
ven in Schleſien heute beſitze, und daß fie in 
den angegebenen Arten und Fabrifationszuftäns 
den, und an den benannten Orten wirklich vors 
handen find. Ben ' 
(Drt) den 1. Juli 1821. u, 
(Siegel) Unterfchrift.) 


- 


— ————— 


air | J 
un 
i Publitandum bes Kdnigl. Polizei⸗Praͤſidenten von Colln, 


wegen der Lohnkutſcher. | 





Da es in fiherheitspolizeilicher Hinficht nothwendig IM, 
die. Lohnfurfcher bei der Ausübung ihres Gewerbes zur 
Befolgung beionderer Vorfchriften zu verpflichten, fo Wird 
verordnet wie folgt: 

4.1. Die ſaͤmmtlichen, ſowohl vier⸗ als zweiraͤdrigen 
Wagen ſollen jaͤhrlich zweimal zur Unterſuchung vor eine 
Commiſſion geſtellt werden, die, unter der Leitung des Sek: 
tions: Polizei: Eommiflsird, aus einem Achfenmacer, einem 
Schmidt und einem Sattler beftehen wird, melde über 
die Dauerhaftigfeit und geeignete Veſchafenheit der Wa⸗ 
gen erkennt. 

. 2. Auf alle tauglich befundene Wagen ſollen an die 
Kaſten derſelben an zwei Orten Nummern auf weißem Bleb, 
die eine zur Linken des Vorderpanels, die andere aber an 
die Mitte des. Dinterpanelg geheftet werden. 

"Die Nummern find nach der Reihefolge der Lohnfüt: 
ſcher fortlanfend, und jollen mit dem Namen des Inhabers 


‚und feiner Wohnung in ein, von dem betreffenden Polizei⸗ 


Commiſſair zu faͤhrendes Regiſter eingetragen werden. 

4. 3. Wird ein nummerirter Wagen von einem Eigen⸗ 
thuͤmer verkauft, ſey es an einen Lohnkutſcher oder an ei⸗ 
nen Privaten, fo iſt der Verkaͤufer gehalten, dapen bei 
dem betreffenden Polizei: Sommiflait fofprt Anzeige zu ma 
hen, damit die Veränderung oder Löfchung der Nummer 
in dem Regiftee bemerft werde, _ . 

§. 4, Rein Kutſcher darf, . von welcher Gattung der 
Wagen auch immer feyn mag, unter einem Alter von 18 
Sahren denfelden führen, 

4. 5. Den Kutfchern iR es firenge unterfagt, ' beim 
u den Wagen ohne gehörige Stellvertreter zu vers 
affen. 

$. 6. Beim Gebrauch der Wagen wuͤſſen Rers die La⸗ 
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ternen an denſelben befeftigt, und mit den erforderlichen 
‚Beleuhtungss Materialien verfehen feyn. : 

5. 7. Die gegenwärtige Verordnung foll vom 20. Juli 
ab in Vollzug gefegt, zum Drude befördert und jedem Lohns 
kutſcher davon ein Eremplar zur Nachachtung zugeftellt wers 
ben. Das namentlihe Verzeichniß der legtern, ihre Woh⸗ 
nungen, die Zahl ihrer Wagen, ſo wie die auf jedem be⸗ 
findliche Nummer ſollen nachträglich bekannt gemacht werden, - 

Coͤlln, den 27. $uni 1821. | 
.. Königl, PolizeisPräfident und Landrath des Stadt: 
| | kreiſes Coͤlln. 
v. Struenſee. 





112. 


Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierungen zu Erfurt und Merſeburg, das 
Reſſort der Polizeibehoͤrden in Geſinde-Sachen betr. 





In der abſchriftlichen Anlage (Lit. a.) wird der Koͤ⸗ 
nigl. Regierung das von Seiten des Heren Yuftiz: Minis 
ſters, nach vorheriger Kommunikation mit dem unterzeichs 
neten Minifterio, an das Dbers Landes; Gericht zu Halber: 
ſtadt unterm 15. d. M. erlaffene Refcript, wegen des Mefs 
forts der PolizeisBehörden in Geſinde⸗Sachen, zur Nach: 
richt mitgetheilt. TE | 

Berlin, den 26. Jansae 1821. ur 

Minikerium des Innern, 
Exrſte Abtheilung. 
‚Köhler, 





a. . 

Nachdem über die wegen des Reſſorts der Polizei-Be⸗ 
hoͤrden in. Sefindes Sachen von dem Königl. Ober : Landes: 
Gerichte unter dem 4. December v. J. gemachte Anfrage, 
mit dem Koͤnigl. Miniferio des Innern Rüdfprache gedals 


\ 


* 
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ten, wird dem Kollegio eröffnet," daß es Fein Bedenken 
bat, den Polizei: Behörden jenfeitd der Elbe dieſelbe Wirk⸗ 
famkeit beizulegen, welche nach der Cireular⸗Verordnung 
som 17. April 1812. *) die diesſeitigen befigen, da die Ges 
finde: Ordnung folches nothwendig madt. 
Der Amtmann N. R. hat aber die Vollſtreckung der 
von der Pelizgis Behörde gegen den Gärtner N. N. er⸗ 
kannten Strafe bei diefer und nicht bei dem Königl. Ober⸗ 
Landes-Gerichte in Antrag zu bringen, da bie Exekuͤtion 
polizeilicher Strafen nicht zu den Ohliegenheiten der Suftijs 
Behörden gehört, | a 
Berlin, den 15. Januar 1821. 
| Der Yuftizs Minifter. 
| v. Kircheiſen. 


An . 
das Koͤnigl. Ober» Landesgericht zu Halberſtadt. 


4113. | 
Publikandum der Königl. Regierung zu Köni 

das Gefindes AWefen betreffend. 
We — — See 3 
Mehrere. Polizei » Behörden: haben bei und angefragt, 
wie die Uebertreter der durch die Antsblatte : Verfügungen 
von 4. September, 5. Detober 1816., Seite 331. 383 
und 3. April: 1820. gegebenen Vorſchriften zu beftvafen 
find, fofern nach legtern feftfteht, daß die Herrtſchaft ſchon 
bei Miethung des Geſindes das in dem geſtempelten For⸗ 
mular ausgefertigte und dem Geſinde bei Kuͤndigung des 
Dienſtes von der alten Herrſchaft zu uͤbergebende Abʒugs⸗ 
Atteſt an ſich nehmen und behalten ſoll. Dieſe Verfuͤgun⸗ 
gen find naͤhere Beſtimmungen- des $. 9. und 10. dei Ge⸗ 
findeordnung vom 8. November 1810., deren $. 11. um 
12. die Strafbeftimmungen wegen Verlegung oben genant’ 
tee Vorschriften, enthält. Es unterfiegt daher Feinent Zwei⸗ 


fel, daß, die daſelbſt angeordneten Strafen auch bei ueber 


%) Got. Jahtgans 817 3tes "Hefte. 


göberg, 
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tretung jener naͤhern Beftimmungen‘, welche unfere obenge⸗ 

nannten Amtsblattd:Berfügungen enthalten; anzuwenden find. 

Königsberg, den 4. Januar ıy2r. | 
Königl, Preuß: Regierung. 1 ii 





114 
Allerhöchfte Kabiners- DOrdre, wegen — der 
auf inlaͤndiſchen Glashuͤtten verfertigten Flaſchen. 





Auf den an Mich erſtatteten Bericht des Stagatsmini⸗ 
ſteriums, genehmige Ich deſſen Antrag: die HKeh, 48. und 
29. der Maaß⸗ und Gewichtsordnung vom 16. Mai. 1816,,, 
dahin. zu modificiven, daß es der vorgeſchriebenen Stemper ; 
lung der Flaſchen, welche von inländifhen Glashütten ver⸗ 
fertigt werden, nur dann bedürfe, wenn es von dem Bes, 
ftellee verlangt wird, damit den Vorſchriften des $. 30. 
genügt werden koͤnñe. 

Das Handels⸗ Miniſterium hat die Behoͤrden anzuwei⸗ 
ſen/ nach dieſer Maaßgabe die $.$. 28. und * ai) 
auszuführen. - 

rs‘ den 23. April 1881: 2 
GSeiedrid Wilde lin. | 


das a interinm: 





2] 


En 1+ J J —XR 4 4 
113. ; 


—— der Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, t bes: 
Abledern des sefallenen Viehes betreffend. 





"Mit Bezug auf die Bekanntmachung vom 28. April 
1818. (Amtsblatt 1818. S. 130.), betreffend die den Abs) 
deckereibeſitzern nach ihren ältern Gerechtiamen noch zuſte⸗ 
henden Anſpruͤche auf das Abledern des in ihrem Abdecke⸗ 
reibezirke gefallenen Viehes, wird die folgende Declaration 
der chemaligen Kurmaͤrkiſchen Krieges⸗ und Domainen⸗Kam⸗ 
mer vom 11. Mai 1789. (Anlage a) aͤber das abgeſtandene 
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und beim Schlachten unrein befundene Vieh, zur Nachach⸗ 
tung in denjenigen Bezirken befannt gemacht, in melden 
den Abdecfereibefigern die vorgedachte. Vefugnit nech zuſteht. 
——— den 24. Mai i1822. 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 





% 


-Durd das Yublifandum vom 20. pril 1772. ift feſt⸗ 
gefet worden: daß das außer der Viehfeuche abgeftandene, 
imgleihen dag beim Schlachten unrein ‚gefundene Dich 
(Schaafe ausgenommen) dem Scharfrichter oder Abdecker 
des Drts fofort gegen Cilegung ber feſtgeſetzten Verguͤti⸗ 
gung angefagt werden fol; indeflen ift dennoch mißfällig 
bemerkt werden, daß, dieſer Vorfchrift zuwider, oft die 
Eigenthümer des Franfen Rindviehes folches tödten, die 
Haut ohne Zuziehung des Scharfrichters oder Abdeckers des 
Diſtrikts abziehen und nebft dem Fett behalten, das Fleiſch 
aber verfeharren oder den Hunden vorwerfen, welches 
Verfahren fie. damit entfhuldigen wollen, daß dergleichen 

getoͤdtetes Vieh nicht fhr abgeſtandenes ‚geachtet worden. 
Da indeſſen durch dergleichen unrichtige Auslegung des er⸗ 
waͤhnten Verbots die Abſicht deſſelben, welche theils auf die 
Erhaltung der- den Scharfrichtern ertheilten Privilegien, 
theils auf die Vorbeugung der Viehſeuche gerichtet ift, vers 
eitelt wird, fo ift für nöthig gefunden, in Gemäßheit eines 

unterm 25. Februar d. J. an die Kurmaͤrkiſche Krieges: und 
Domainens Kammer ergangenen Direktorial⸗Reſcripts, zur 
Bermeidung aller Mißdeutungen des in dem Publifandum 
„vom 29. April 1772. enthaltenen Ausdruds: 
abgeſtanden Vieh, 

‚ hierdurch bekannt zu machen: daß unter diefem Ausdeud 
(wie ſchon aus dem Zufammenhang und dem ganzen Sinne 
der erwähnten Verordnung hervorgehet, überhaupt 

„alles zum fernern Gebrauch der Menſchen untüctig 

‚gewordene Vieh“ 
zu verfiehen ift, mithin, wenn gleich dergleichen Vieh ge⸗ 
söhtet worden, ſolches dennoch eben ſo, als das von ſelbſt 
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vertecte Vieh, dem Scharfrichter: oder. Abdecker de& Dir, 
firifts von dem Eigenthuͤmer fofort angefaget, und 24 
Stunden lang von Zeit der, Anfagung für das Auffreffen 
der Hunde, Katzen und anderen Ungeziefers verwahrt wer⸗ 
den .foll, und haben diejenigen, welche diefes unterlaflen, zu’ 
gewöärtigen, daß fie nach Vorſchrift des Publikandums vom. 

2% April 1772. zur Schadloshaltung des Scharfrichters 
on jue @rlegung F daſelbſt im $. 2. und 3. beſtimmten 
|. Strafe werden angehalten werden, - Ä 

Uebrigens foll den Gutsbeſitzern, welde zur Gütterung 
ihrer Jaghunde von ihrem nicht an der Seuche abgeſtande⸗ 
nen Vieh das Fleiſch erhalten — ſolches gie 
werden 

Signatum Berlin, den 11. Mai *88 | 

König, Kurmärkifge Krieges : und Domainens Rammer, 





u te 
waffe : ——— 
re: * 
Vetutendum der Korigl — zu Danzig, we 
gen Beſchuͤtzung der Dünen- Pflanzungen gegen fahre. 
fäffige und boshafte Beichädigungen und wegen ber 
deshalb ergangenen Straf: Beftimmungen, 





Cinleitung | 
& augenſcheinlich auch die Vorſorge des Staats für- 
das gemeinfame Wohl in. der angefangenen und jegt thätig- 
fortgefegten Bepflanzung der Dünen fich darthut, und: fo; 
altgemein der Mugen von. diefen Anlagen für die Bewoh⸗ 
ner der Nehrung, befonderg für diejenigen, deren Grund⸗ 
ſtuͤcke den Sandduͤnen zunächft.gelegen find, erkannt wird: 
fo lehrt doch leider die Erfahrung, daß durch Unverftand,, 
Eigennug und Bosheit den Anpflanzungen zerftörende ‚Bes 
fchaͤdigungen zugefügt. werden, Um diefem Unheil vorzu⸗ 


X 
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beugen, wird: ßotgended hat Sry anrwermrs befonnt 


EURE 


si. kurt ı — 329 .n 


| ’ a 
a. —— Hard Vieh. 


- Kein Vieh darf die bebauten Dünen und den mit — 
— beſtandenen Strand, ſo wie die mit Strauch 


und Bäumen befegten Flaͤchen landwaͤrts der Dünen; fo 


weit dieſe  legtern  eingefchont,, und mit Hägezeicdhen. oder 
Schenungstafeln. abgegrenzt find, betreten. - : Wird, folches: 


auf diefen Stellen angetroffen, ſo zahlt der Eigenthuͤmer 


deffeiben, das Vieh may. mit oder ohne“ fein. — 


dahin ‚gelangt ſeyn, folgende: Strafgelder; 


1) für jedes Pferd und jedes Stüd Kindoieh, Pr ie 


groß oder klein — Rthlr., t uileyi® 
2) Für ‘jedes Schweins und Schaaf, — 30 Gri, Pr 
3) für jede Gang — 15-Gr, R Ä 
Wird es aber für nöthig, erachtet, den Schadenerfaß 
befonders zu verlangen, fo muß außer diefem nur 
a) für jedes Stuͤck groß Vieh — 15 Gern 
b) für jedes Stück Flein Vieh 9 Gr. ” 
an Dfandgeld gezahlt werden. Diefe Straffätge werben ver 
doppelt, wenn das Vieh des Nachts ‚betroffen wird. 2 
Sollten Ziegen obige Flaͤchen betreten, fo werden fie 
nach $. 4. Lit. II. der Forſt⸗Ordnung — 
§. 2. 
Bene und —— , “ 
Nur die zur Communication des Binnnenlandes mit 
dem Seeftrande offen gelaflenen bekannten und mit Tafeln 
bezeichneten Fahrwege und Zußfteige über die Dünen und 
durch die bebauten Flächen vor denfelben Dürfen, erſtere 


zum Fahren, Reiten, Biehtreiben und Gehen letztere aber | 


blos zum Gehen benußt werden. 

Mer unbefugt Wege und Fußfteige ‚macht, wird nach 
6. 29. Tit. IV. der Forſt-Ordnung, außer dem Schaden 
erfag, mit 3 Rthlr. Geld: oder verhältnigmäßiger Sefängs 


nißftrafe belegt. 


Wer aber unbefugterweife außerhalb. der öffentlichen | 
Wege betroffen wird, zahle für feine: Perfon nah Mache 
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gäbe der Umſtaͤnde 153 bis 60 Gr., und. für das Vieh, 
welches er mil; ſich führe, die 1. befimmten Saͤtze. 
Hierbei ift es die Pflicht nicht nur der Schulen, fondern 
jedes einzelnen Einſaſſen, Fremde, die mit ihnen Verkehr 
treiben, und beſonders die zum Getreideumſchuͤtten u. f. m. 
häufig in. der Nehrung ſich aufhaltenden Polen, ne diefer 
unumgänglich nöshigen Vorſchrift, und mit der für dem 
Mebertretungsfall angeordneten Strafe befannt zu machen, 
fie davor zu warnen, und, wenn es die Umftände erfordern, 
unter möglichfter Auffiht ;zu ‚halten. Zu den unbefugten 
‚Perfonen werden alle diejenigen, gezählt, welche nicht durch 
‚ihre Geſchaͤft oder ihre Dienſtpflicht veranlaßt werden, auch 
"außerhalb. des Weges. und Fußſteiges die Planungen bes 
treten zu muͤſſen. 

Hierzu befugt ſind daher nur "die mit dem Dünendau 
und. mit der Dünen: Bewahung beauftragten Beamten und 
"Dünenbau: Arbeiter, ° die Stranbaufieger und Jagdpaͤchter 
und deren Jaͤger. 

Auch duͤrfen die Fiſcher die Em ihrem: Gewerbe Ders 
bundenen Arbeiten und Vorbereitungen -zum. Fiſchfange nur 
auf dem unangebauten Strande, zwifchen der See und den 
Pflanzungen und auf den ihmen- beſonders anzumeifenden 
Flaͤchen, deren Bewährung und Erhaltung im bepflanzten 
Zuſtande ihnen obliegt, vornehmen; im SE DR 
— ſie in 1:bi® 5 —— Strafe. ar 


ur Pu | 
Befchädigung der — 

Je nachtheiliger jede auch: nur geringe Beſchaͤdigung 
der angepflanzten Bäume, Gefträuche und Sardgräfer ift, 
m fo mehr find diefe dagegen: zu ſchuͤtzen. Wegen ftatt« 
gefundener Befhädigung an denfelben, treten. — — 
ea Straf: Beftiimmungen ein; - 

3) für einen beſchaͤdigten Baum über 3 Sub boch ⸗ zo 

ger bis 3 Rthlrr. 

2) für: einen beſchaͤdigten Bam geringerer ehe ) ſo 

wie für einen jeden Strauch — 30 gr. bis 1. Rthl. 

3) fuͤr die Beſchaͤdigung einer mit Sandgraͤſern beſtan⸗ 


! denen, oder mit einer Moosnarbe bedeckten Flaͤche 
fuͤt jede Quadratruthe — 1 bis 3 Rthlr. x 


u Dr * | | 
| Graben und Suchen nach Bernfein. | 
Alles Graben nad Bernftein in den angebauten Stel, 
fen, auch ſelbſt auf Blößen in den Pflanzungen und längs 
dem GSeeftrande, iſt ohne irgend eine Ausnahme ganzlic 
verboten. Die im Webertretungsfalle dadurch verurſachte 
Beſchaͤdigung wird nach $. 3. beftraft, Da jedoch den Paͤch ⸗ 
ern der Bernſteinnutzung das Graben längs dem Strande 
auf den unangebauten Stellen zugeſichert iſt, ſo wird den⸗ 
ſelben dieſes, bis zum Ablauf ihres Pacht⸗ Contrakts mit 
"dem 1. September 1822., unter den, im $, 4, des diesfäls 
ligen Contrakts beftimmten Einfhränkungen noch geſtattet. 
| Ba See > ne ae 
MWiederholte Contraventionen von. ein und derfelben 
Perſon ziehen doppelte Strafen na fih, und wird jede 
Geldſtrafe, die wegen Armuth nicht eingezogen werden kann, 
in vechäftnigmäßige Gefängnißftrafe verwandelt, 
nu $. 6 | 
Verantwortlichkeit der Eltern. | 
Kür den von Kindern, die noch in väserlicher ‚Gewalt 
ſtehen und bei den Eltern ſich befinden, angetichteten Scha⸗ 
den haften die Eltern ;.daher es denfelben beſonders obliegt, 
ihre Kinder von den Dünen zurädzuhalten, und jede De 
fhädigung ihnen ernftlich zu unterfagen. 


i 9, 7. | 
Verfahren bei Befchlägen und bei Einziehung der Strafgelder. 
Autotitaͤt der Düuenmwächter. * * 
So wie die Duͤnenwaͤchter und Ortsſchulzen beſonder⸗ 
verpflichtet find, Contraventionen anzuzeigen, fo wird dig 
ſes auch von jedem @infaffen erwartet, und foll der Ram— 
der letztern verſchwiegen werden, wenn fie. nicht wuͤnſchen, 
als Denunciauten oͤffentlich aufzutreten. Die entdeckten Con⸗ 
traventionen werden von den Duͤnen⸗Waͤchtern ‚und Ost 
S&ulzen dem Dünen» Baus Inſpektor gemeldet, welchem auch 
andere Perfonen unmittelbar: Anzeige machen können, mein 


‚Asa 
fie Bedenken tragen, felbige den Dünen: Wächtern und 
Drtsfhulzen zu machen. _ Ä | 

Die Dünen s Wächter und Ortsſchulzen find befugt, 
Pfändungen vorzunehmen. Die Pfandftüche werden den Ortes 
ſchulzen in Verwahrfam gegeben, fönnen aber, gegen Nies 
derlegung des wahrſcheinlichen Geldbetrags der Strafe bei 
demfelben, ſogleich wieder eingelöfet. werden. 4 

Die Unterfuchung der Eontraventionen geſchieht von dem 
Dünen: Bau: Fnfpeftor, welcher mit Vorbehalt des Rekur— 
fes an den Landrath, und hiernähft an ung und der Be: 
rufung auf gerichtlihe Entſcheidung die Refolution ertheift 
und vollſtreckt, fobald dagegen nichts eingewendet worden ift. 

Widerfeglichfeit gegen die Dünen: Auffeher; oder Belei« 
digung derfelben in ihrem Amte, wird nad allgemeinen 
Vorſchriften beſtraft. “= Ä 

| 8 | 
Berwendung der Etrafgelber. 

Bon den feftgefegten Strafgeldern "erhält der Denuns 
eiant die Hälfte; im Fall derfelbe aber nicht öffentlich aufs 
tritt, und die Eontraventionen den: Dünen: Beamten über: 
haupt nur zur mweitern Verfolgung und ‚Beglaubigung an: 
zeigt, bloß ein Viertel, indem alsdann das andere Viertel 
den DüneneWäctern oder Ortsſchulzen gebuͤhret, welche 
den Eontravenienten wirklich pfänden und zur Beſtrafung 
anzeigen. Ä wor 

Der nad Abzug des gefeglihen Denuncianten: Antheils 
verbleibende Reft der GStrafgelder fällt der Dünenbaus 
Kafle zu. ni | 

Es Hat fi hiernach Feder zu achten und vor Strafe 
zu hüten. — 

Danzig, den 31. Mai 1821. | 

Königl. Preuß. Regierung. 
Zweite Abtheilung. 





RD Medicinal Weſen. — 


LK. 


xi 7. 


hrelulate des Koniol. Minifteriums der. geiſtlichen, Un 


terrichts⸗ und Medicinal⸗ Angelegenheiten: an ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Regierungen, über die Verbindlichkeit der Kreis: 


— Phyſiker, die Geſetz⸗ Sammlung zu halten. 





Meber: den Inhalt des: Berichts der Koͤnigl. Regierung 
vom 13. Januar c., die Koſten der Gefegfammiung File die 
uRveis: Phyfifer: Ihres Bezirks betreffend, hat das Minifte 

ium mit dem Königl. Finanz» Minifterio communicigt, und 


ess iſt hierauf von dem letztern die Authoriſation zur Ver⸗ 


ausgabung dieſer Koſten bei dem Haupt⸗Erxtraordinario di 
Koͤnigl. Regierung bereite ertheilt worden. Die Königl 
Regierung: hat. demnach hiermit dig ultimo- December d. I 
fortzufahren, von da an aber den Kreis: Phyſikern die Dr 
zahlung der Gefegfammlung ex propriis zu überlaffen, wi 
"gegen diefelbe ihnen eigenthuͤmlich gehört, und ihren Nat 
foigern im: Amte nicht weiter pro Inventario zu; über 
„fern iſt. * Er BE Een | 
Berlin, den 10. April 182T. | 
Miniſterium der "geiftlichen, Unterrichts und Medici 
0.0200. Nalsingelegenheiten. Sa 
v. Altenfteim ⸗ 


* AR ı 
Sie Könige. Regierung su Breslau. rer 


Abſchrift vorftehender , Verfügung erhält ‚ die Koͤnig 
Regierung in N. N. zur Kenntnißnahme und eventualite: 
zur Nachachtung. 

Berlin, den 10. April 1821. 

Minifterium der geiftlichen, Unterrichtös und Medici 
| nal; Angelegenheiten. | 
v. Altenftein. 


ee — 


11 
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ED — — Var: F 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Erfurt, bie 


Zahlung det Gehälter der Phyfifer und 


„147 2, 





Der Setmmang : der Rönigl. Dinifterlen der deiftlis _ 
Gen, Unterrichts: und Medizinal: Angeleaciheiten und der 
Finanzen zu Folge: follen die Gehälter der Kreis: Phnfifer 
und Chirurgen nur in monatlichen Raten’ bezahlt wers 
den, und ſelbſt auch dann, wenn ihre Votgaͤnger die Des 
. foldung quartalweife bezogen haben, und fol’ die Cirkular⸗ 
- Verfügung vom 21. September 1817. ‚wegen der Gehaltes 
zahlungem aus Spocialfaflen (Amtsblatt für 1817: Nr. 49.) 
auch auf ‘die ebengenannten, und überhaupt: auf alle: nicht 
in collegialiſchen Verhaͤltniſſen Br Beate Anwendung 
finden. 

: Die ſaͤmmtlichen Kaffen des hieſtgen Regierungsbezirks 
werden daher zur genauen —— — Borſchriften 
vom 1. & M. ab angewieſen. ! 

— den 18: Juni 16821. a Fur 
2." — — Regierung: OR 





«33 dis j 2 s . — | 2 — 5 
ee der Königf.  Negterung "zu Merehug, 
bie Seffnung, der, erben, betielein 
—— 1 # 


Bereits den 6. Nodeinder igtt. ir durch das — 
Koͤnigliche allgemeine’ Polizei Departenient folgende 
Berordnung erlaſſen: 

„FJe vbereitwilliger das Publikum mit zunehmender Auf⸗ 
Härung und Bildung“geworden iſt, den nach Kenntniß 
dunkler KranfHeirszuftände begierigen Aerzten die Oeffnung 
der Leichen zu dieſem Zwecke nachzugeben, deſto noͤthiger 
iſt es, daß hierbei nicht ni mit gehörigen Vorſicht, ſon⸗ 


Annalen Heft IE, 1922, | G 9 
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dern auch mit derjenigen Schonung und Achtung vor dem 


Todten und dem Trauerhaufe verfahren ‚werde, die eine ges 
heiligte Sitte zur Pflicht gemacht. hat.“ —* 


x’ 


I Ya 


- 


5 


Desmegen mird hiermit folgendes derordnet:, j 

ı) Leihen dürfen nicht eher als 24 Stunden nach dem 
Abſterben feciet werden; fie find vielmehr zugedect im 
Bette, oder in einer hinlängtic. warmen Stube, Kam 
mer u. dergl. zu laſſen, wenn nicht die offenbare Ges 
wißheit des Todes und der Urſache deflelben, wie z. B. 
bei tödtlihen Verletzungen, Nngindefälkn ꝛe. dieſes 
unnoͤthig macht. 


“2 Wenn, nad: Ablauf diefes —9 der Arzt fi fi 


von der Gewißheit des Todes nicht. völlig und fo übers 
zeugt haͤlt, daß er auf Erfordern einer fachfundigen 
Behörde folche ermweifen zu koͤnnen glaubt, ſo muß die 
Leiche fo lange unverletzt in gehoͤriger Wärme erhalten 
werden,. biß der Arzt die Gewißheit des Todes fit 
ganz erweislich haͤlt. 

3) Eben fo iſt es mit den ‘Leichen. Verungluͤckter zu hat 


... ten, on welchen die vorgefchriebenen Wiederbelebungt 


\ 


verfuche angeblih vorgenommen, aber ſichere Zeichen 
des Todes noch nit vorhanden find.— 

4) Die nun erlaubten Sectionen müflen fo viel als mög 
lid ohne Geräufch, -Auffehen-und ohne Jemandes ver 
meidlihe Störung verrichtet werden. Nerzte dürfen nut 
ſolche Perfonen beiziehem und zu Hülfe nehmen; für 
. deren anftändiges, Betragen : und Verſchwiegenhen fe 


N * einftehen koͤnnen. 


⸗ 


5) Dieſe Vorſchriften ſind beſonders auch in oͤffentlichen 
Krankenhaͤuſern zu beobachten, wo die Leichname warm 
bedeckt in einem, eigenen im Winter erwaͤrmten Locale, 
- während. des vorgefchriebenen, Zeitraums, aufdewahti 
werden müffen. 

6) Wegen des Verfahrens bei gerichtlichen Obduetionen 
wird der Chef der Juſtiz die Gerichtsbehoͤrden anwei⸗ 
fen, die Vorſchrift dieſer Verordnung : zu befolgen. 
Auch-folk die, fehleunige Operation des Kaiſerſchnitts 
. hierdurch * eingeſchraͤnkt Reden, die ein — 
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ſtaͤndiger vornimmt, fobald bie. Entbindung einer plöße 
lich verftorbenen Schwangeren von -einem lebensfähigen, 
Kinde auf andere Weife nicht bewirkt werden kann. j 
7) Die Ahndung der Uebertretungen vorſtehender Vor⸗ 
ccdriften durch willkuͤhrliche Strafen, bleibt, den Polizei, 
Deputationen der Provinzials Regierungen, in hiefi igen 
Koͤnigl. Reſidenzien aber dem Polizei-Praͤſidio vorbe⸗ 
halten. Ein jeder, der dergleichen Uebertretungen wahr⸗ 
nimmt und erweislich machen kann, beſonders aber 
jede Ortspolizei⸗Behoͤrde, iſt ſolche anzuzeigen verbunden. 
Koͤnigl. Geheifler Staatsrath und Chef. des Departementh | 
der Allgeineinen Polizei Im Minifterio des. Innern, _.- 


In Gemaͤßheit eines Hohen Kefcripts des Koͤnigl. mu⸗ 
niſterii der geiſtlichen, unterrichts⸗ und Medicinal: Angeles 
genheiten vom 31. Januar d. J., bringen wir den Inhalt 
derſelben zur Kenntniß gerichtlicher Aerzte ünd der Gerichts⸗ 
behoͤrden, und wird in Gemaͤßheit des letztgedachten Re⸗ 
ſeripis noch ausdruͤcklich bemerkt, daß die Beurtheilung des 
einzelnen Falls, wo nah Nr. 1. dieſer Verordnung der ges 
feglihe Termin von 24 Stunden bei gerichtlihen Sectios 
nen abgefürzt werden darf, lediglih den Medicinal: Beamzs 
ten als Kunftverfländigen uͤberlaſſen bleiben muß, und diefe 
jedesmal. den, gefeglihen Termin. zur Section abzuwarten 
haben, wenn. fie einer von Seiten der Gerichtsbehoͤrde am 
fie ergangenen früheren Requiſitlon hiernach nicht pflichtmd⸗ 
bis genuͤgen koͤnnen. 

Merſeburg und Naumburg, den zo. März 1a, 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. Koͤnigl. Preuß. Ober: Lan⸗ 
Erſte Mötheilung. | desgericht. 
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Mubllamwum der. Koͤnigl, Regierung zu ——— bie 
Uncerſuchungen bi. € Selbftmorden betteffend. | 


T ihnen 


Bon Einem Königl. Hohen minſterium der“ geiftien,; 
EIER EIS ZT? Ns e#j« in wid gyB 8. 25 6934 . u Le 
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unterrichts⸗ und Mebicinal⸗ Angelegenheiten Ri unterm 19. 
v. M. befohlen ‚worden, daß die. Phyſiker bei "künftigen 
Fällen _von Seldftmord ihre amtlichen, Unterſuchungen au 
auf den früher Gemüthszuftand, wo er ſich eruiren- läßt, 
richten ſollen. Eine bei Sectionen der Selbftmoͤrder ſorg⸗ 
faͤltige Angabe des Hirnſchaͤdels und des Gehirns, in wels 
en fih Folgen früherer Entzündung fo oft zeigen, wird 
an Refultaten für die Wiſſenſchaft nicht unergiebig werden. 
Despleicen ſollen bet‘ dee. Anzeige der Gemuͤthskranken, 
ſowohl in den Quartal-Sanitaͤts-Berichten, als auch in 
andern amtlichen Verhandlungen mehrere Details, wo es 
die Umſtaͤnde möglich machen‘, fpeciellere‘ Angaben der be 
gleitenden Umftände, beigefügt werden, um eine nothwen⸗ 
dig gemotdene genauere Ueberficht zu erhalten, - auch um 
Folgerungen fuͤr die Wiſſenſchaft daraus zuſammen ſtellen 
u Fönnen. Dieſer Hohen Verordnung ift in Zufunft puͤnkt⸗ 
lich Genuͤge zu leiſten. | | 

2; Hegnig, den 9. Mai fgar, 
2 | Koͤnigl. Preuß. Regierung. 
mn —— Aheheilung, in De 


* — F 
—* des Koriel. Miniſteriums der geiffißen, UM 
terrichts⸗ und Medizinal: Angelegenheiten an * 
König Regierungen, das Ammonium car- 
——— — — 


a’ 





Das von Droguerie: Handlungen unter dem Namen 
- Sal aunmöniacum volatile anglicum verkaufte Ammonium 
carboricun hat fi bei näherer Unterfubung mit Blei 
verunreinigt gefunden, Diefe für ‚die. menſchliche Geſunde 
heit fo gefahrliche Verunreinigung’ macht es nothwendig, 
die Koͤnigl. Regierung aufzufordern, durch das Amtsblatt 
die Apotheker Ihres Bezirks vor dem Ankauf und Debit 
dieſes Mittels zu warnen, auch die Viſitations-Commiſſa⸗ 
rien und Phyſi iker Riem bejonderd — ju machen, 


RZ 


und diejenigen Apotheker, welche dieſes gefaͤhrliche Mittel 
zum Debit noch ferner vorraͤthig baben, ſolten nach den 
Geſetzen zu beſtraͤfen 
Berlin, den 26. Mai 1821. 
MWiniſterium der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und. Medi, 
nal: Angelegenheiten, n 
v. Wer vſein. 9 
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Koͤnigl. Regierungen, - die weaheung der 
| Aporhefen betreffend: . 


% F 
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Die —— der. Motbeten reitet gan; gegen daß 
Ehen; polizeiliche Interefle, indem bei flattfindenden 
Mängeln: der Paͤchter ſich in der: Regel. uf den Berpächz 
ter und der. legte fich wieder auf den. erſten beruft, fo daß 
die Behoͤrden zweifelhaft. werden müflen,. an wen fie fich 
halten follen. Eben ‚deshalb hat die Apotheker -Dednung 
Eis 1: 9.70 zurQualifikation eines Apothekers den Nach⸗ 
weis iperlangt, twelchergeftalt ev die: Apotheke rechtsguͤltig * 
erworben, worunter ein Pachtbeſitz nicht verſtanden werden 
kann, und 6. 4. ſelbſt den Wittwen und minorennen Kin⸗ 
dern "eines Apothefers nicht Die Verpachtung der Apothes 
fen, fondern nur deren Verwaltung durch einen qualificir⸗ 
ten Proviſor geſtattet. Es kann daher auch eine Apotheken⸗ 
Verpachtung nicht ferner ſtatt finden. | 
Berlin, den ı9. Mai 1821. 
ee der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Redicia 4 
| nal: — — F ——— 
v. Alienfein. : 
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123. wu 
irn der Koͤnigl. ealeriu zu Danzig, den 
Uebertritt der Freiwilligen in die Landwehr betr. 


— — 


Auf die bei den Koͤnigl. agerien verſchiedentlich zur 
Sprache gebrachte Fra 
9b Leute, die, che dem fie 3 Jahte im ſtehenden Heat 
"gedient, fich Freiwillig gu einer längern Dienfzeit Wet 
pflichtet Und ſolche adgeleifter: haben, noch auf zwei 
Jahre zur rieges⸗Reſerve/ oder ſogleich zur Landwehr 
uͤbergehen? 
find von Seiten des Herrn Kriegs-Miniſters Ercellen die 
Koͤnigl. General⸗ Kommando e veranlaßt worden⸗ ae au 
pen anzuweiſen: 
daß ſie den Uebertritt zur Krieges· Reſerve Guflbie a 


dem ftehenden Heere ausſcheidenden Leute, Dieifich'n 


einer verlängerten Dienſtzeit verpflichtet; und ſolche ab⸗ 
I geleiſtet haben . fernerhin nicht ausdehnen, ſondern die 
"> felden ſogleich zu den betreffenden LandwehrKlaſſen, 
© zu denen fie ihrem Alter ag" ehem wo 
hen laſſen ſollen; 
8**— hierdurch zur Agemeinen⸗ Seanmih⸗ gebrast wi 
Danzig, den 15. Mai I8ar, ' 
Koͤnigl. Preuß: Regierung.‘ erſte Morheitung, 





124. ie 
Circulare des Koͤnigl. Minifterhumd- — —— an 
ſammtliche Koͤnigl Regietungen, die Dienftzeit ber bi 
den Jaͤger⸗Bataillonen eintretenden Horniſten 
und Handwerker betreffend. 





Der Koͤnigl. Regierung wird in Folge der Eircular‘ 
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Berfuͤgung vom 6. Yuguf 4819., Wonad die bei den Jaͤ⸗ 
‘ger : Batäillonen zureinjähriger Dienfzeit eintretenden Frei 
willigen nicht zur Krieges⸗Reſerve der Jaͤger, ſondern all 
geuein zu der ihres Aufenthaltsortes üͤdergehen ſollen, im 
Einverſtoaͤndniſſe mit dem Koͤnigl. Krieges⸗Miniſterio nach⸗ 
richtlich etbffnet: daß DIE zwdreifähriger Dienſtzeit bei den 
Jaͤger⸗Bataillonen ale Horniften und Handwerker freiwil⸗ 
tig eintretenden Leute, die nicht gelernte. Jäger find, bei ih⸗ 
zer Entlaſſung zur Krieges-Reſerve den Jaͤger⸗Bataillonen 
Hoch zwei Jahre verbleiben „bei dem nachherigen Uebergan⸗ 
‚ge zur vandwehr jedoch der Provinzialsfandwehr ihres Auf— 
enthalts jufallen. Diefe Leute werden alfo bei -ihrer Ents 
taſſung zur Krieges⸗Reſerde eben fo behandelt, wie dies 
mach der Eingangs ‚erwähnten. Verfügung vom 6. Auguft 
4829. Hinſichts der Freiwilligen der Seügen -Bataillont 
algemein feitgefegt worden iſt. 
, Die. Königl. General s Kommandos. find. hiernach von 
dom Herrm Krieges: Miniftermit Infteuftion verfehen worden, 
„Berlin, den 17. Juni 1821. 
8 ‚Minifterium des Innern. 
Ä Ä Crfie Mpcheilung. 
Köhler. 
— 


125. — 
Publikandum⸗ der Koͤnigl. Regierung zu Trier, die Con⸗ 
trolle der beurlaubten und zur Reſerve entlaſſe— 
nen siegen en 





Es find uns twegen ber Eontrofle der Beurlaubten und 
"ihrer Einziehung, fo mie wegen der zur Referve entfaffenen 
Landmwehrleute nähere Beftimmungen der Koͤnigl. Minifte 
rien zugefommen, wovon wir folgenden zur Öffentlihen Be— 
fanntmachiing geeigneten * zur gemeinen Kennt niß 
bringen: 


% 
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n) Alle von den Truppeniheilen des ‚fehenden ‚Heeres 
—— Unteroffiziere und Soldaten; mit. Ausnahme 
der auf kurze Zeit nach $. 27. B.; der Inſtruktion vom 13. 
Maͤlz 1816. Beurlaubten, ftehen unten der fpeciellen ‚Auf 
fit der Bataillons⸗ Commandeure der ı Landivehr und, den 
Bezirks: Feldiwebeln,- und unter der Oberaufſicht der Bri 
gade: &ommandeure der. Landwehr. Sie ſind daher. ver 
pflichtet, ſich bei ihrer Ankunft in. ihrer Heimath bei ‚dem 
Bezirke: Feldwebei entweder muͤndlich oder ſchriftlich zu 
melden, der uͤber alle in feinem. Bezirke; ſich als Beurlaubie 
aufhaltende Soldaten eine, ‚von den Kriegsrefernes Mann 
ſchaften getrennte; namentliche:; Lifte führt,. die jaͤhrlich ein 
mal dem Bataillonss Commandeur. und. von: dieſem dem 
Brigade: Commandeur eingereicht. wird. Außerdem werden 
dem legtern monatlich die etwanigen Wrränderungen angezeigt. 


3) Kein Beurlaubter des ſtehenden deeres darf ſich 
willkuͤhrlich nach einem andern Orte begeben, ald in ſei⸗ 
nem Urlaubspaß bemerft iſt. Wenn er feinen‘ Aufenholta 
ort verändern will, ſo muß er,“falls er Aus einem Land: 
wehr-Compagnie⸗Bezirk in den Andern Fieht, die Erlaub⸗ 
niß dazu durch den Bezirks⸗ Feldwedel bei dem Betaillon⸗⸗ 
Commandeur der Landwehr, und falld er Aus einem Br 
taillons⸗- oder Brigade-Bezirk in einen andern angrenzenden 
Bataillons- oder Brigade: Bezirk ziehen will, auf obfgem 
Wege bei dem Brigades Commandeur nachſuchen, wonach 
dann die Liften der Deurlaubten berichtigt werden. ° 


.5). In allen übrigen Beziehungen fteht. der Beurlaubte 
nur unter dem Truppentheile, dem er angehört und der ihn 
beurlaubt Hat: Erft der wirffiche erh zur Kriegoͤre⸗ 
ferve ändert feine Dienftlichen Verhaͤltniſſe. 


6) Wenn von einem Beurkaubten des fehenden Heeres 
ein Vergehen verübt wird, des. ein. Stand⸗ oder. Kriegẽge⸗ 
sicht zur Kolge haben würde, fo iſt der Bataillond:. Kom 
mandeur der Landwehr berechtigt, den Inculpaten ſofert 
arretiven zu laſſen, und ihm nach. gemachter Anzeige bei 
dem Brigade Commandeur. und mit deffen ‚Genehmigung 
nebft der Species facti dem betreffenden Truppentheile zur 


— 


* 


461 


weitern Verfuͤgung zuzuſenden. Iſt das Vergehen: von der 
Mer, daß nur eine: Disciplinarg Strafe: ohne Erkenntniß ;nds 
thig wird, ſo bleibt e8 dem Truppentheil, nac.;vprgängiger 
- Mittheilung von : Seiten des Drigade⸗Commandeurs der 
Landwehr, uͤherlaſſen, au verlobt, ‚wie mb * ann 
ſchriehen td: m =. 1.1 DT WELL 


Pr) Da die Beutlanbten‘ des ſicenden een zu aichi⸗ 
Zeit bereit feyn müffen, wieder zum Dienft eingezogen"; zu 
werden, fo darf feinem Beurlaubten von Seiten der Land⸗ 
wehrbehörde die Erlaubniß zw einer Reife außerhalb Landes 
eder in eine sentferntere Provinz der Monarchie gegeben 
werden. Dergleichen Gefuche- find nur bei dem betreffenden 
Stuppentheile anzubringen, der hierbei nach den über die 
"Beurlaubung einzelner Soldaten an Borfgriften iu 
‚verfahren hät. 


9) Die Civilbehdͤt den werden argetviefen, die Fand: 

mwehrbehörden bei den erforderfichen Ausmittelungen der 
‚Beurimubten zu unterſtuͤtzen, und daß ſie insbeſondere dar⸗ 
‚auf: achten, daß keinem Beurlaubten des: ſtehenden Heeres 
Der Aufenthalt: an einem andern. Orte eher geftaftet: werde, 
zals bis er fich über die vorgeſchriebene und wirklich erfolgte 
‚Meldung dei. dem betreffenden, Bezirks: Seldiyebel gehoͤrig 
ausgewieſen hat,, und iſt ‚diefe Meldung ſowohl bei dem 
Bezirks⸗Feldwebel des alten als des neuen Wohnorts zu 
bhewirken, und. darüber ſich ausznmweifen. Da: endlich: bei der 
Weitlaͤuftigkeit der. Geſchaͤfte, die ein Bezirks- Feldwebel 
ordnungsmaͤßig führen foll, es demſelben/ beſonders wo 
Eile noͤthig iſt, am der erforderlichen Unterſtuͤtzung fehlt, 
wenn die Ortsbehoͤrden nicht zu ſichern Einhaͤndigung der 
Ordres an die einzelnen Individuen ihm behuͤlflich ſind, ſo 
iſt ferner beſtimmt, daß in den Faͤllen, wo der Feldwebel 
oder der. Gefreite denjenigen Mann, ſey er von; der Land⸗ 
wehr, Kriegesreſerve oder ein Beurlaubter des ſtehenden 
Heeres, an welchen er eine Ordre abzugeben hat, nicht zu 
Haufe antrifft, dieſe Ordre an die Ortsbehoͤrde zur weis 
teen Aushändigung an dot betreffende SE — 
den wird, 20. 3. 
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den wir dieſe · Betimmungen bekanut machen, ſchoͤr⸗ 
fen wir ſaͤmmtlichen Herten’ Buͤrgermeiſtern "und "Schöffen 
nachdruͤcklich ein, den Vollzug diefer Beſtimmungen puͤnkl⸗ 
lich zu beobachten; und: ob wir gleich uͤberzeugt find, daß 
dieſelben, die Rothwendigkeit dieſer Maaßregeln erkennend, 
hierunter ihre Pflicht thun werden, fo muͤſſen wir dab 
hinzuſetzen, daß wir zur Ruͤge im Falle der Nichtbeachtung 
‚und. zur Anwendung von Ordnungſtrafen aufgefordert find, 
u Trier, den 21. Mai, 1821... br; : FREE 
— Koͤnigl. Preuß. Regierung. 
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‚Publifondum der Königl. Negierung zu Mlerfeburg, 

den Holzabwurf für die Militair-Wachen unter den 
u Thoren betreffend. :. 

Durch die Bekanntmachung vom 22. Maͤrped, J. Mr, 
1. im Auten Stuͤck des diesjährigen Amtsblatis pag. 173, 
Servis-Zuſchuͤſſe betreffend, iſt das Publikum bereits von 
dem Aufhoͤren des bis dahin noch für die Militair-Wachen 
ſtattgehabten Holzabwurfs, unter den Thoren der Garni: 
fon: Städte; in Kenntnig geſetzt worden. Nachdem nun 
jegt von den König, Hohen: ;Minifterien des Innern und 
der Finanzen: mittelft Reſcripts vom 15. Maid. J. beſtimmt 
worden, daß auch der bisher noch in einigen Städten uͤb⸗ 
lich geweſene Holzabwurf für die Thorfchreiber und Thor 
wärter, da er eine, mit den neueften Steuergefegen unver: 
traͤgliche indirefte Abgabe ift, überdies auch die Zwecke, zu 
welchen er nad dem Befehl vom 10. Zuli 1726., der Thors 
ſchreiber⸗Inſtruktion von 1753. $. 43., und der erneuerten 
Drdonan; dom Jahre 1752. $. 41. beftimmt: war, nicht 
mehr Statt finden, ald Communal:Abgabe wegfallen fell; 
fo wird folhes, und daß nunmehr der Holzabwurf unter 
den Thoren gänzlich abgeſchafft ift, - hiermit öffentlich ber 
kannt gemadt. 4 _ 
Merfeburg, den 13. Yuni 1821. 6 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 
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iR. R\ Verordnung, kai Wise 2% 
Verkehr betreffende 24 
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m, Namen St, Majeftät Alegander J. Reife ei 
Reußzen, Königs von Polen ꝛc. ie. — 


Der J — des Aue im Stostrtie 


Dans 3 den Mahdaten utas d. d. Rabe Yan # 
‚Sehruar d. J. iſt auf den Vortrag des Minifterg der 

‚nanzen des Ruͤſſiſchen Kaiferreihs jur Aufmunterinig der 
inlandiſchen Fabrifen, der Conſumtions-Zoll von verſchie⸗ 
denen auslaͤndiſchen Waaren erhoͤhet, und dieſe Erhoͤhung 
auch auf das Koͤnigreich Polen ausgedehnt, jedoch den War⸗ 
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(dauer Meſſen einige Freiheiten unr geftattet 
worden. 

Um daher jene Verordnung im Königreich Polen zur 
Yusführung zu bringen, aub den Handels-Verkehr auf 
den Warſchauer Meflen zu erleichtern, zugleich aber die ins 
ländifche Fnduftrie und Manufakturen Hinfichts derjenigen 
- Begenftände zu unterftügen und aufzumuntern, welche im 
Lande fihon in hinfängliher Quantität gefertigt werden, 
haben. wir feftgefegt und 2 * ‚was folgt: 


Die BR UREIE I Eh — — on‘ de! Selganzen und dei 
Schages wird die Nachweiſung der mit dem erhöheten Zoll 
belegten fremden Woaren bekannt machen, und diefen Zell 
vom Tage der Publikation der gegenwärtigen Beftimmung 
erheben laſſ en * * 

N n 7 Al, 2. J ; 
llerhoſaſten Befehle A He F vom 4. Juni de 
an, von allen auslaͤndiſchen, von den Warſchauer Meſſen 
nach dem Ruſſiſchen Reihe expedirten Waaren, ein Ge— 
faͤlle-Rabatt bewilligt werden, und zwar von denjenigen 
Woaren, deren Steuer im Fahre 1821. erhöhet- worden, 
mit 20.p. Cent, von denjenigen Waaren dagegen, welche 
nach dem Tarif von 18:8, derfteuert werden, mit Io pl. 

des Eingangss und‘ 'Confumtiond Zolls, 
Art. 23. 

Bon demfelben Tage an, follen von allen auslaͤndiſchen 
‚von den Warſchauer Mefien zum Verbrauch im Innern des 
Königreichs Polen verfendeten Waaren ein Rabatt von . 
p. Et. des Eingangs- und Conſumtions⸗Zolls, dem fie nad 
den Zoll » Tarifen unterliegen, bewilligt werben, . 

Art. 4. 

Da der Termin zur Eröffnung der — Meſſe — 
und die Verſchreibung und Erpedition non Waaren zu der⸗ 
ſelben auf guten Glauhen nach den bisherigen Beſtimmun⸗ 
gen erfolgt iſt; ſo werden dieſe Beſtimmungen in Bezug 
‚auf die naͤchſte, mit dem 4. Juni d. J. beginnende Mefle 
aufrecht erhalten, ‚und durchaus Feiner, ‚Abänderung unter 
worfen werden, Vom 5. November. d, „Ir 0b, dagegen, 


. | | iin 
ſollen alle aus: dem Auskande zum Verbrauch im Innern 


des Königreihs eingehende Weine und ſonſtige Getraͤnke, 


Rum, Arrak, venglifch Bier, Porter; Kaffee und Jucker, 
bei ihrem Verkauf auf den Warſchauer Meſſen, außer dem; 


Eingangs: Zolle,- die Hälfte des im Jahre isai. — 
Conſumtions⸗Zolls entrichten. 37 +. — la 
Kt: gi: En — 


Ebenfalls vom 5. — d. gi an, folken: al — 


dem Auslande zum Verbrauch im: Innern: des Koͤnigreichs 


beftimmte grobe und feine Tuche, und andere Wollfabrifate, 
gedruckte leinene und baumwollene Zeuge, baumwollene 
Decken, ausgearbeitete Leder, Saffiane, Schreib: und 
Druckpapier, Eiſen, und: Eiſen-Fabrikate, Zink⸗Blech, Bol: 
dene und- filderne Bijouterie-Waaren, Cichorien, gemahlen 
und in Wurzeln, alle Kuffehen, Fortepianos, Meubles von 
Mahagoni und anderem Holze, vergoldete Bildhauer sArs 
beit, bei ihrem Verkauf auf den Warſchauer Meffen den 
Eonfumtionds Zoll nach dem aM —— dem — 
* entrichten. | 
I Art, —— 

Alle übrige, hier nicht Benannte. ausländifge Mac 
ren, werden auf den Warfchauer Meſſen nach wie vor von 
dem armen. Zolle frei — 

J Met: w.; 4 ' A 

Oben erwähnte Fabrikate, wenn — aandiſchen 
—** gefertigt und mit Urſprungs⸗Atteſten verſehen 
find, ſollen wie bisher ſowohl auf den Warſchauer Meſ⸗ 
ſen, als im ganzen: Koͤnigreiche vom allen. Abgaben frei ſeyn. 
- Auch ſollen allerhoͤchſter Beſtimmungen zufolge, Fabrikate 
aus Erzeugniſſen und Anſtalten des Koͤnigreichs, voͤllig ab⸗ 


gabenfrei in das —— en — werden 


Ber EN u, J 
BIER BETH WI Yeti‘ er rl ö 
"Die aus dem Auslande Pr Pi im: en; 5. * 
wäßnten Woaren, welche, wie. oben: dorgefcprieben;. dem; 


- 


Eingangs und Confumtione:Zol in Warſchau erlegen; wer⸗ 


den denſelben bei ihrer Verſendung von hier — * andern 
——— Ortſchaften nicht mehr entrichten: ia‘ 


466: \ 

ae Me Er rt a 
Die Heftehenden Borfchriften, wegen des freien Tranfis 

108 Saller Babrifate durch das ‚Königreich nach ‚dem Auslan 

de⸗ vbleiben unveraͤndert. 

Die Vollſtreckung Zegenwaͤrtiger Verordnung, wird den 
Regierungs: Commiffionen des Innern und. der Polizei, fo 
wie der Finanzen und des Schatzes übertragen. 
BGeſchehen Warfchau in der Sitzuns des ———— 

—* den to: April 1821. Ä | 
| Zaiatzet. 

Der Minife des nern und der Polizei. 

T. Moftomsfi. _ 
De Kath und Stats, detreii e.n 
Sofedi. 


Li » . * 
—1 2 —— — 
... 4 5 “dh äh au 7 J 


Kaiſerlicher Ukas, wegen der Verbrauchs: Steuer von 
mehreren aus dem Auslande nah Rußland ein⸗ 
| gehenden Waaren. N 


‚ 





Da Wir wünfchen, * Vetriebſamkeit Unſerer getreuen 
Unterthanen neue Aufmunterung zu gewähren, und die Er: 
zeugniſſe der Baummollen: 'und Seiden-Fabriken zu ver 
mehren, ſo wie auch das Anpflanzen von Weinbergen und 
Gaͤrten in den ſuͤdlichen Gouvernements Unſers Reichs, 
und das Verfertigen von Getraͤnken aus Weintrauben und 
mancherlei andern Fruͤchten zu befoͤrdern, ſo haben Wir 
fuͤr gut befunden, die nach dem jetzigen Zoll: Tarife ver⸗ 
ordnete Innere oder Verbrauchs-Steuer von den aus der 
Fremde eingeführten Produkten diefer Art zu erhöhen. In⸗ 
dem Wir: diefein eine. mäßige Erhöhung der innern Steuer 
auf Kaffee und Zucker hinzufügen, befehlen, Wir, von ben, 
oben: benannten fremden Waaren in den. Zöllen, die innere 
der, Verhrauchsſteuer nah dem hier beigefügten, von Und 
beftätigten Verzeichniſſe zu ‚erheben, — 





r 
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Fer Teig Sr. Raifertichen Wejet-eigen 
Bändig unterfchrie 


Lavbach, den- io. . Februar 1821. | 
| : { Alexander. 


EContraſignirt: Der Finanz: Minifter, © > 
. » BrafD. Gurieff. 
Das Driginal ift von &r. Kaiferlihen Majeftät eigen: 
haͤndig alſo unterſchrieben: 
avbach, den 10. Kebruar 1821. 
Dem fey alfo. 
a te u Alerande u 


J erzei 6 wi 6 "PH 
von huefänbifhen Waaren, deren innere oder Ver⸗ 
brauchs-Steuer auf folgende Weiſe erhoͤhet wird, 


Zoll in Silber. 
Zahl, 
Benennung der Einfuhrs Maaß 











nere oder 


n 
zn 


Waaren. und 
Gewicht. 


Steuer. 


Total Eymmte- 


Einfuhr» Zoll. 


Eilber. 

a. Melfal, Perkal, Kalinkor, Ka: 
nifaß, Piquee, Barchent, Nans 
uin, Manchefier, Delverette, 
Frieſe, Halbfrieie und andere 
Zeuge, fowohli glatte als auch 
mit meißen und farbigen Mus 
gern durchwebte, imgleichen halbs 
raun⸗-wollene Zeuge, welche mit 
Wolle, Hanf ober Zwirn ders 

mise fi find, Zücer, Strümpfe, 

r 


Baumwollene Waaren, 
weiße aller Artohne Gold und 
Schn | | 


DS — — — — —— 
J 
mn. 


e, Nachtmuͤtzen, Hand 


ö 


EEE - 
Zoll. in u 
5 
zahl, I- | > 
Benennung. der Einfuhr⸗ — IE. 5 
Waaren. = 1222, % 
S ]jE:0] = 
Gewicht. 5 ER 5 
RO. K. IRb. KR. 8. 
— — — 000—— — 
ſchuhe, Sipelbänder und anders 
Bieier Art 5 5 


Dergleichen glatte gefärbt Zeu 
ge nud Waaren von allerlei Farben 
Dergleichen bedruckte Zeuge und 
Baaren, fo wie auch indianiſche 
en Ziße, Big: Kattun, be 
ruchter Kattun (Wyboika ı Nu: 
bosta ) und andere dieſer Art. 
b.. Baumwollene halb durchſich tige 

Zeuge, als: glattes mit weißen 
Muſtern gewirktes Halb Neſſel— 
tuch, Mouſſelinet uud dergleichen 

Dergleichen mit —— I a 
ſtern ausgenähte. + 

c. Baumwollene duschfichtige en 
e, ſowohl glatte, als mit wer: 
d: Muftern gewirfte und aus 
genähte, als Jeſſeltuch, Tuͤcher 
und dergleichen ; 

Punte durchfichtige ans Halb 
Burchiichtige Zeuge und Waaren 
mit farbigen gemwirften oder aus: 
genäbeten Muftern, ſo wie.auc) 
geftreifte leinene Zeuge, melche 
unter dem Namen — be 
kannt ſnde— 

Dergleichen bebrudte Zeuge und 
DWaaren! 
Anmerk. Alle baunmellene 
und balbbaummoltene Zeuge 

ohne Ausnahme mit Gold und 

Silber, fo mie. anch Kleider 
und MWärche, |: welche aus den 

obenerwäbnten Zeugen gemacht 
nd, zahlen einen dierfach DEE 
ern Don ale er BR ſeibß. 


l 


Kaffee 


v 
5 | 


v. Piundf—|1331—-13621-150 
* —11351— 8649 
8 — 1331 36% 1150 

— 1353-1363] 1 
— 113; 110655 1180 
| 
1135 | sj 

. Hrund]—|45 |. 3160 
- " 3160 

vom Pudi—|30 | 270 7 31 

4 


— 
= 
| II 
ee 
= | | 
Fi — 
in u 
nd 


® 





u — 
Zoll in Eilber. 
zahl, A 
r = I-. = 
Benennung ber Einfuhr Maaf — 22. =. 
Waaren. und 52 
Gewiht.| = 125°] = 
&) ⸗ — 
E 
Rb. K. Rb. K. RR. 
———— [oo — — — 











®etränfe. 


Arak oder Nad, 
Rum, Schrum und 
Sranzbranntw.vonf 
jeder Gtärfe bisio. Auferi _ 


‚$ 10 Grad, aber] zu T| 
uf ber Land: nicht darüber s HBouteil. 1-! 
grenze und in Dergleichen über | 


10 bis ı5 Grad 
dem Hafend. | garf zahlen an: 


et. Peters Ya 
er ı5 Grad far 
burg u Riga. ift- Doppelte Zoll 
In allen übris PR fe. cch 
un, welcher von 
sn piäten Beeten und Kar- 
aber wird die | toffels» zip: abs 
essgen iſt 
Einfuhr vers | ® Nah Verſchie— 
boten.. denheit der Grade 





verordnet wird: 
erhoben. 


Meth, Livez und Kirfchweim + 
Eifig, ausgenommen den im Verf: 
jeichniffe von Apothekerwaaren 
bejonders genannten ° + | 
Meine, mit Ausnahme der unten] , 
benannten Weines ss #0 
Weine, Defterreihifche und Inga ı' 
riiche, melche durch die Zollämsf' 
ter auf der Defterreichifchen]: 





11360828 64 Il 





Br 33 ro} 
* 


— 


den Haͤfen des ſchwarzen BET 
Annalen I, Heft ıga. 9h 


- in Silber. 
VE EEE aer n  IEr") 
Zahl, . 
= Is» | 8 
Benennung der Einfuhrs = = 28. z 
Warren. = j22>51 9 
= 1230| 3 
— zZ IE8 I: 
w 4 
Rb. RANG. KIN 8. 
een ee VVVVVVV— 
Aſowſchen Meeres, ſo wie auch 
durch den Duboffarjchen Beritk 
eingefuͤhrt werden 1136 J13164 15- 
v. Srdoft 
Cypriſcher Wein 59 5 j. 240 B.| 1136 128164 I30|- 
Wenn diefe oben angezeigte Weine 
in Bouteillen eingeführt werden, 
f9 werden 132 Bouteillen auf denfvun jeder 
Eimer gere J Bouteille -| 22] - 13731— 1% 


v. Drboft 
Bier / Vorter und Eider s % 2340 B 11393123 6054251” 
Menu diefe Getränfe in Bouteillen 
zur See oder zu Lande eingeführt 
werben, ſo werden 134 Bouteillenfvon jeder 
auf den Eimer gerechnet — Bouteiltef—| 4 114 -|15 
Allerlei ordinaire von Korn oder 
Kartoffeln abgezogene Braunt— 
meine und Wachhoͤlder⸗Vranut⸗ v. Anker 
— z. 40 B. 2| 9 Jı7lgı 320” 
ac Ehen Graben he Stärke wird 
von ihnen, mie oben von Rum ' 
und Sranzbranntwein gejagt wor; 
den, der Zoll erhoben. 
Liqueure, Auͤfguͤſſe aller Art, Kirich? 
mwaffer und. dergleichen in Bou: 
teillew zu 138 auf ven Eimer ge⸗ die Bon] 
rechnet s Isa 9 geil e Bi -19 
Danziger Branntwein . — Bes — 6441-75 
Kleider, Modenkleider fuͤr gFrauen⸗ 
immer von allerlei Zeugen, mit 
Bubehör und Beſatz, fertig ge: 
naͤhte oder zugeichwittene, iv a 
auch brodirte Zeuge im Stitef 
mit dem dazu gehörigen Beinke v. Bfundf-| 5 F9]95 fol 
Zucker, roher, tother, gelber und 
weißer, welder in Europa nicht 
umgefotten iſt, 
in den Häfen a von Yudl- * —-260 197 
auf der Landgrenze— — 125 Im185 


— 
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EEE ee 5 in &ilber. 


8 
* 
2 


Zahl, J 

Benennung der Einfuhr⸗ Maaf F 2. = 

er hl 3 = = 

Waaren. und * Erz, © 
Gewicht. .= 25” Fr 

» 1° = 

127 


Naffinade, Melis-, Lumpens und 
Caudiss Zucker in Häthen, Stuͤ⸗ 
den und“ geroben, 

in den Häfen — 
auf der Landgrenze 

Syrup: 

Zucker Syrud 8 4 
von Beeten s 0 s 
von Kartufen 2 ss 4 
@eiden : Waaren: 
Gewebte, gefärbte und ungefaͤrb— 
te, mit und ohne Blumen, als: 
Krep, Gazen, Zul, Utlaffe, Taf 
te; Sammet, Deren, Teppiche, 
Tücher, Struͤmpfe, Handichube, 
Wachgtuch/ Baͤnder und alle au— 
dere Zeuge, die von Seide ge— 
wedt, Feftochten oder geſtrickt ſudſo. Pfund] 127; 
Dergleichen bedruckte 7 — 1127; 
Tuͤcher und EShamle, durch— 
tWehte, feidene und halbſeidene — 1'293 
Halbfeidene Zeuge Irder Urt, 
d. b. welche mit Wolle, Baum; 
wolle und Iwirn vermifiht find — 
Dergleihen bedruckte —140 
Seidene Zeuge jeder Art, ohne 
Unterſchied ihrer Benennung, 
welche mit Golb * Silber 
durchwebt find — a. 1127: 
Dergleichen halbfeidene Zuuge, | 
weſche mit Gold und Eilber durch | 


Hl 
I 
> 
oO 


141 
N 
un 


webt ind + 5 








Das Hriginal iſt unterfchrichen : 
Der Finanz: Minifter D. Gurieff. 





IE 


Dr 

\ .. A; —X a eher 

gr Wortembergiſches — uͤber die Berhäftniffe 
| der, Ebiſ⸗ ale Diener. 





Witlh elm j- ven Gottes Gnaden König von Wuͤrtem⸗ 
berg. 

In dem IV. Kapitet der Verfaffungs Urkunde find fe: 
woht uͤber die Anſtellung der Staats-Diener, als uͤber de— 
ren Entſetzung, Entlaſſung und Verſetzung Grundſaͤtze auf⸗ 
geſtellt, deren weitere Entwickelung, ſo weit ſolche in Be— 
ziehung auf Verſchuldungen der Staats-Diener nothwendig 
g, der kuͤnftigen Straf: Gefeggebung vorbehalten bleibt. 

Es beftehen aber noch andere Verhältniffe der Civil: 
Staats: Diener, befonders in Anfehung der Gehalte und 
Penſionen, welche zunaͤchſt eine gsenatere geſetzliche Bed 
mung. ‚erfordern. 

In dieſer Hinſſcht verorhnen und verfügen Bir, nach 

"Anhörung: Unſer es Geheimen Raths und unter Zuſtim⸗ 
muB unſeter gehreuen Staͤnde, wie folgt: — * — 
5, Erſtes Kapitel. — z 

\ Yligemeine Beſtimmungen in sn auf dei era 

F ‚ber Staats⸗Diener. 
u ge: 1. 

' Die Behlinmunisen des gegenwärtigen Geſetzes fi — nd ans 
wendbar auf diejenigen Staats: Diener, melde. bei dem 
gun: Sekretariat und dem Geheimen Rathe, in den 

pattement® der. Juſtiz, der auswärtigen Angelegenheiten, 
des Innern und der Finanzen angeftellt find. 

Eben dieſelben treten in: Dinſi cht des Nindiſtden Amis⸗ 
Perſonals ein. Ä 

; Unter den Diehern, von welchen, dieſes Geſetz Handelt, | 
find nicht begriffen die Kirchens und Schul-Diener, im 

gleichen die bei Unferem Hof und dem Militair -Angeftel: 
ten. Die Berhältniffe derfelden richten ſich nach denjenigen 
„befondern Vorſchriften, welche Wir für die eine oder die 
andere Gattung ſolcher Diener bereits gegeben gem und 
weiter zu mn Uns vorbehalten, \ 
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#1 Auf die Diener der Wemeinden und Körperfibaften fins 
Det das vorliegende Geſetz — keine Anwendung. 


ze "Die Verhältniffe Unferer Miniker oder Departements⸗ 
Chefs und der Mitglieder Unſeres Geheimen Raths, in 
dev. hier in. Frage frehenden Beziehung, find durch die Ders 
faſſungs⸗ Urkunde $. 57: feſtgeſetzt. 


g5e 350 


Staats: Diener , in dem Sinne und nach: in Beftims 

mungen der $$. 46. bis 50. der Verfaſſungs⸗Urkunde, find: 

1) Die bei den Collegien und Kanzleien der. im $..1. ges 

nannten Departements, ſo mie die bei den Eollegien 

und Kanzleien des. Departements des Kirchen und 

Schulweſens angeftelten Diener bis zu den Kanzelliften 

5: "einfehkießlich; desgleichen:die von Uns bei auswärtigen 

Regierungen beglaubigten Gefandten und anderen nn 

—— Agenten. 

a Nachſtehende, bei ‚der: Bejirks⸗ oder beſondern Ber 
—— angeſtellten Diener: 

‘ 8) Die Oberamtsrichter und Dberamtsgerichtd- Aftuare; 

| — die Ober-Amtmaͤnner, die Verwalter und Kaſſen⸗ 


Beamten. der Zucht⸗Waiſen- und Irrenhaͤuſer; die 
vom‘ Staate ernannten und befoldeten Aerzte; die 
über die Lands Geftäte geſetzten Verwalter; die für 
den Hoch⸗, Straßens und: Waſſerbau angeftellten 

Beamten; ‘ 
die Rameral:Bermwalter, : Oberfoͤrſter und Forſter; die 
Ober-Zollverwalter und Ober⸗-Acciſe-Verwalter; die 
Holzverwalter; die leitenden Beamten und Kaſſiere 
bei dem Berg⸗, Hütten: und eg und bei 


‚den Salinen. 


— 


Als Staats⸗Diener in dem * — Sinne 
der Verfaſſungs⸗Urkunde find: nicht zu-betrachten: 
1) Die Ober: Eindringer der indireften Steuern, als 
Oberzoller, Ober: Accifer, Ober: Umgelder, desgleichen 
- die Controlleure der Bee ur e wie die 
RB OIIRINENET | er Ä 
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As2) Die Unter / Linbeinger der indirekten Srucit; als Uns 
terzoller, Acciſer, Umgelder ,  Waymeifter, Zoll⸗ und 
Acciſe-Schreiber, Thorſchreiber und Salz-Faktore; 

3) Die Kameral-Kaſten-Knechte, Kameral⸗-Kuͤfer, Unter— 
:  pfleger und Gefaͤll⸗Einbringer, Holz⸗Inſpektoren und 

Holameffer, Waldſchuͤtzen, Yinz: En und Haus 
Berwalter; 

4) die Unterauffeher bei den im % 3. Litt. b. erwaͤhnten 

Anſtalten und bei den verſchiedenen Gewerben dis 

' Staats, die Werfmeifter, Fabrikanten und Arbeiter; 
>85) alle Diener und Aufmwärter bei den Kanzleien und 

Aemtern, Polizeibediente ,. Gefangenwärter, Scharfrich— 
©: ter und’ Waffenmeifter,: Wegknechte, Thormarte,: Nadt: 
nm. wächter-und andere ganz untergeordnete Diener. > 
».. Saͤmmtlich Horgenannte Diener. koͤnnen auf vorgäns 
‘gig erfordertes Gollegial: Gutachten, nach vorheriger eins 
»ierteljäbriger Auffündigung des .Dienftes: entlaffen werden. 

Diefe Auffündigung wird bei denjenigen Dienetn, wel 
&e Wir Selbſt ernannt haben, von Uns auf den: Bor 
Arag des Departements: Chefs, bei andern aber durch den 
letztern, ohne Geftattung eines Rekurſes, verfügt. ° 
“u: Vergehen gröberer Art Fönnen jedoch eine gleichbaldige 
Entlaffung begründen, welche nah der ‚eben... erwähnten 
Berfhiedenheit des Verhältniffes. von Uns, oder von dem 
:Departemenss: Chef ausgeſprochen wird. Bei Dienft- Ber 
feßungen treten übrigens auch in Anfehung  diefer Diener die 
-Beftimmungen der Verordnung. vom 2%. Februar 118. 
wöegen Vergütung der Umjugss Koften ein, 

50 

* Auf die im... 4. unter Nummer, I, genannten, in jener 

Eigenfchaft gegenwärtig angefellten Diener finden jedoch 

vorfichende Beftimmungen keine Anwendung. 

Sie find vieimehr. für ihre Perſon den im $. 3. 94 
nannten Diener in den hieher vecreren Beiehungen gleich 
a achten. — 
4. 6. 4 

Ymtsgehätfen, . weiche ven Beamten unter Gedehmi⸗ 
gung der zuſtaͤndigen Staats ⸗ Behoͤrde aufgeſtellt werden, 
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namentlich die Oberamtes Aktuare, die Kameralamts : Buch: 
halter und die Aififtenten bei den Zorftämtern, koͤnnen 
gleihfalls nur gegen einvierteljährige Auffündigung von ih: 
von Principalen, mit Gutheißen - ‚jenes SMILE: 
wieder entlaflen werden. 

Befondere Aufträge, Amts: Berwefereien re. koͤnnen zu 


jeder Zeit zuruͤckgenommen werden, und ein Entſchaͤdigungs⸗ 


Anfpruch wegen diefer a findet niemals Statt. 


Den Im $. 3 bezeichneten — ift, fo lange ſie im 
aktiven Dienſte Fr ‚ der perfönliche Betrieb eine Ges 


werbes, einer Fabrik oder Handlung, unbedingt unterfagt. 


Eine Theilnahme an dergleichen Unternehmungen aber bleibt 
ihnen in fo weit unbenommen, als diefelbe dem: Intereſe 
des Staats-Dienſtes keinen Eintrag thut. 

Fremde Privatgeſchaͤfte dürfen fie nur: dann Abeinibs 
men, wenn folche mir ihren Dienfipflihten vereinbar find, 
und nur in dem Maaße, daß dadurch dem le eis > 
rufe kein Abbruch geſchieht. 


Den bei der Orts- und Bezirks: Dermwaltung . — 


ten Beamten insbeſondere iſt die Erwerbung liegender Gruͤn⸗ 


de innerhalb ihres Amtsbezirks verboten, mit Ausnahme 


eines Wohnhaufes und eines Gartens zum eigenen Bedarf; 
wovon jedoch der Beamte Anzeige zu urchen hat. 
$. 8. M : 

_ Die 6. 4. aufgeführten Diener — fich. neben ihre 
Dienfte jedem bürgerlichen Gewerbe widmen, welches mit 
jenem überhaupt vertraͤglich, und ihnen micht durch — 
dere Dienſi⸗ Inſtruttion en ift. ’ 

9. .n 


m Reiner der $. 2: bis 5: "genannten — es mag Er . 


ein ſolcher im aktiven: Dienfte oder im Quiescenz⸗Stande 
(Rap. III.) befinden, darf ohne vorgängige Anzeige md 


hierauf erfolgte Entfchliegung ſich in eine ehtlihe Verbin⸗ 


dung einfaffen. Letztere wird nur alsdann nicht zugegeben 
werden, wenn folche entweder aus Ruͤckſichten für die Ehre 
des Staats: Dienftes, oder nach ber Lage der öfonomifchen 
Verhaͤltniſſe des betreffenden Dieners als unzuläffig erfcheint. 

Bei eingeinen im $. 4 genhnnten. Klaſſen vor — 
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finden, jedoch, nach” — Verordnungen von vorſtehen⸗ 
der Regel Aznabwen — 
4. 10. u. 

e Feder Diener kann, mit Verzichtleiſtung — Gehalt, 

Titel und Rang, den Dienſt aufkuͤndigen. 

Er darfjedoch ‚vor Ablauf eines Vierteljahrs nad ge 
fehenen Anffündigung feine Stelle nicht. verlaffen. 
Auch kann kein Diener, er mag feine Entlaſſung ſelbſt 
nachaefucht, oder ſolche gegen feinen Willen echalten haben, 
außer. Landes ziehen ‚. bevor er wegen der geführten Amts 
Bermwaltung Rechenſchaft abgelegt, ‚und die verfaſſungsm⸗ 
bigen Bedingungen der Auswanderung erfuͤllt hat. 

Mit Ablegung dieſer Rechenſchaft fol uͤbrigens -fein 

Diener danger als ein Jahr aufgehalten werden, und ſelbſt 

vor abaelegter Rechnung. foll einem folhen geftattet fern 

das Land zu verlaffen, wenn er. deshalb genügende Sicher⸗ 
heit zu leiften vermag... 

‚Hat der freiwillig: — Diener zu ſeiner Aus⸗ 
Bildung aus Staats » Mitteln befondere Unterftügung echab 
— fo: ift er verbunden, dafuͤr Erfag zu leiften. 

. Gr IK so. | 

. Befoldungen, Duiescenzs Gehalte, Penſionen der Die⸗ 
nee: ‚sowohl, als ihrer: Hinterbliebenen ,: fo. wie andere: Uns 
terftägungen. aus der: Staatskaſſe, duͤrfen nicht. über. den 
dritten Theil zu Gunften von EARRIGEOR: in Sr gu 
nommen werden: | 
—— ‚Zweites Kapitek, 

Bon den Befoldungen. 

Baer eo 

Zu der Befoldung eines Dieners gehört dasjenige nicht, 
mas derfelbe als Erſatz für Dienftaufwand, oder als Br 
darf für die Amtsführung erhält... Wichin find in. die Be 
ſoldung night ginzurechnen: 

“2 Die Pferde: Rationen, die Ranlei-Rofen, die Gehalte 
fuͤr Gehuͤlfen und die Gebühren, für, Schreib: Materia: 
lien, die Diäten oder Entſchaͤdigungs⸗Gelder für Amts⸗ 

Reiſen, die Entfhädigung „der Kaſſen ⸗Beamten für 

.. Raffen » Abgang ,,.ı-und was fonft, mus: „ähnlichen * 

als Crſatz gereicht de 


.. 
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- 4) Die Amts Wohnungen oderrHauszinfe bei. Dienern, 
«, : welche. für ihre Amts⸗ Verrichtungen eines eigenen Lo⸗ 
kals beduͤrfen, fo wie die ———— oder Dienſt⸗ 
Nutzungen uͤberhaupt. — 
Dergleichen zur Beſoldung — gehoͤrige Bezuͤge ſind 
von der Bekleidung des Amtes unzertrennlich; fie hören 
mit ihm von ſelbſt auf, und koͤnnen daher weder bei einer 
Oienſt⸗Veraͤnderung, noch bei der Quiescirung oder Pens 
fionicung (Rap. 11L IV.) in Anfchlag gebracht werden. 
:#.. Diefe Beftimmung tritt jedoch alsdann nicht ein, wenn 
eine Nusgung der einen oder andern ‚Art, oder gewifle Ges 
bühren dem Diener vermöge feines Anftellungs: Dekrers - 


entweder ald Befoldungs: Theil, oder: - der Sersbung 


— ausgeſetzt worden ſind. 


$. 13. 

Die Dienft: Einnahme der, von Uns bei auswaͤrtigen 
— beglaubigten Geſandten und andern diplomati⸗ 
ſchen Agenten theilt ſich ab: in den eigentlichen perſoͤnli— 
chen Gehalt derſelben, und in die Entſchaͤdigung für den 
mit ihrem. Amte nothwendig verbundenen Repräfentationgs 


R Aufwand. Jener beſteht in der Beſoldung derjenigen Stelle, 


die ein, ſolcher Diener im StaatssDienfte überhaupt, nach 
Maafgabe der Dienft- sah hie in welche er- eingereiht 
iſt, bekleiden. 

Was nach Abzug dieſes — Amts⸗Gehalts von 
dem Geſammtbetrag der Dienſt⸗Einnahme zu obigem Zweck 
uͤbrig bleibt, iſt als Erfagı für. Amts: Aufwand” in dem 

inne des $. 12. zu betrachten, un mithin nicht ale ae 
fo Bun zu behandeln. 


ZIn Beriehung auf — Gehalts: Theile, welche 
sur "Ergänzung einer von früheren Dienſt-Verhaͤltniſſen herz 
rährenden Befoldung dienen .( Erganzungss Penfi onen) wer⸗ 
den nachſtehende Beſtimmungen ertheiltt 

—2* Dergleichen Ergaͤnzungs⸗Gehalte ſind mit den verſchie⸗ 
+. denen Wirkungen in die, eigentliche Beſoldung einzus 
rechnen, „wenn fie aus Veranlaſſung einer,  erft fett 

‘dem, Exfcheinen des Beſoldungs-Edikts vom 18. No⸗ 

vember 1817. eingetretenen Verminderung der durch 
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| 
— beſtimmten Normal⸗Gehalte zu Ergaͤnzung 
derſelben ausgeſetzt worden find, oder aus gleicher Ur⸗ 
ſache etwa in der Folge werden ausgeſetzt werden. 

2) Nicht eingerechnet in die Beſoldung werden diejenigen 
Gehaltstheile der; gedachten Art, welche zu Ergänzung 
der vor dem 18. November 1817. erworbenen Es aa 
beftimmt worden find, 

‚Cine Ausnahme von diefer Regel. finder im Falle 
der Quiescirung eines Diener Statt. ($. 21.) 

3) Wo durch Verträge befondere Beftimmungen begrüs 

det f nd, bat es dabei * — | 


I. 

Wird ein Diener feines Dienfes oder Gehalts für vers 
fufis erkannt, oder wenn er feine Entlaffung: freitillig 
nimmt, ohne einen rechtlihen Anſpruch auf Penfion zu he 
ben ($. 23.),. fo verliert er damit immer auch die aufer 
dem Aftivitäts- Etat laufenden Sehalts: Ergänzungen, 

$, 16. 

Die Beſoldung eines Dieners kann keinen Abzug erlei⸗ 
den, wenn er an der Verſehung ſeines ordentlichen Amtes 
durch anderwaͤrtige Auftraͤge von Seiten der Regierung ge⸗ 
hindert, und dadurch die Aufftellung: and — eines 

Amts-Verweſers noͤthig wird. 

Vielmehr find in einem feichen Kalle die Koſten der 
Amts-Verweſerei von der Staats: Kafle zu übernehmen. 

Dagegen: hat der. Diener diefe Koften zu beftreiten, 
wenn und fo weit derfelbe länger als vier Wochen in Urs 
kaub abmwefend, oder. länger. als ſechs Monate duch Krank 
beit von Berfehung feines Amtes abgehalten ift. 

Zu den Koften einer Amts-Verweſerei in Krankheits⸗ 
Sällen kann jedoch von dem Gehalte des Dieners blonen⸗ 
ein Drittheil verwendet werden. 

§. 17. 

Wenn einem Diener neben Verſehung BEE ordentli⸗ 
chen Amtes die Beſorgung anderweiter Auftraͤge oder die 
Ausrichtung beſonderer Geſchaͤfte uͤbertragen wird, ſo kann 
ev deshalb außer dem mit feinem ordentlichen Dienſte vers 
u. Rocmals Gehalt keine weitere Belohnung , Toms 
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dern nur den Erſatz des durch jene Verxichtung etwa vers 
urſachten Aufwandes anſprechen. 

Wir behalten Uns jedoch vor, die beſonderen Ver⸗ 
dienſte ſolcher, in dem einen oder andern Fache vorzugs⸗ 
recife brauchbarer Staat8s: Diener, zumal wenn keine Gele 
genheit zu fonfiger Beförderung oder zum Vorruͤcken in 
eine. höhere Befoldungs » Klaffe vorhanden iſt, zur Aufmun⸗ 
terung Anderer und Anerkennung der verhaͤltnißmaͤßig grös 
Seren Anftrengung, durch von — 
nen zu belohnen. 
DSDrittes Kapitel. 
Don der Quiesckrung oder zeitlichen —— 
vom Dieuſte. 

9. A8ßν“ 

Die zeitliche Enthebung vom Dienſte (Quiescirung) 
findet bei den im $. 3. bezeichneten, Staats⸗-Dienern) und 
jwar nur dann ftatt, wenn ‚die im Wege der Gefeggebung 
oder auf Anträge der Staͤnde für immer veränderte Eins 
richtung ‚eines Staats: Berwaltungs : Zweige ihre Dienftleis 
ftung entbehrlich macht. 

In diefem Kalle leidet ein ſolcher Diener bis zu ſeiner 
anderwaͤrtigen Anftellung einen Abzug von feinem. Ges 
halte; fo wie auch die .mit der: Bekleidung feiner bisherigen - 
Amts: Stelle verbun\enen Dezüge ($ 12.) von iR * 
ihn aufhoͤren. 

19. — 
Jener Abzug beträgt, wenn der Diener das an 
Lebens: Fahr noch nit zurücgelegt ‚Hat, dreißig Procent 
‚von dem Gehalte; für jedes weitere AlterssJahr vermin—⸗ 
dert fich derfelbe um Ein Procent. Wer daher, wenn. er 
in den Quiescentens Stand verfegt wird, das. fiedemiafte. 
Bahr bereits. zurücdgelegt hat, behält ohne Abzug feinen 
ganzen Gehalt. : Dee Abzug wird nach dem Lebens: Alter 
zur Zeit. der Quiescirung berechnet, wobei es dann far 
die ganze Dauer derſelben ſein Verbleiben hat. 

Jedoch bleiben die auf beſondern Rechtstiteln beruhen: 
den Anfprüche der jegt angeftellten Diener in. Hinficht. eines 
Höheren Quiescenz⸗ Gehalts denfelben vorbehalten, und’ fol 
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durch Die Quiescen; —E————— unter die Summe von 

Sechshundert Gulden herabgeſetzt werden; ebenfo ſoll von 

einem Einkommen, welches weniger als Sechshundert Gul⸗ 

dan, beträgt, fein Quiescenz: Abzug Statt finden. | 
| 20. 

Wenn ein Diener. mehrere Yemter züekäch: bekleidet, 
und nur eines, oder einiger derſelben im Wege der Quies⸗ 
cirung enthoben wird; ſo iſt zu unterſcheiden, ob er bisher 
fuͤr jede diefen ‚Stellen ‚einen beſtimmten Gehalt, vder für 
alle einen Gefammt: Gehalt bezogen hatte... _ 

Im erfteren Falle perbleibt ihm die ganze Veſoldung 
des Ämtes oder der Aemter, deren er nicht ent hoben wird, 
und er erhält den Quiescenz⸗Gehalt ($. 19.) in Anſehung 
derjenigen Stelle oder Stellen, welche entbehrlich geworden. 

Im zweiten: Sal Dagegen wird mit Ruͤckſicht auf die 
Erheblichkeit jedes der vereinigten . Nemter und mit ' Erwäs 
gung, der übrigen Verhaͤltniſſe, der. : Antheil des eingehen 
den‘ Amtes an dem ‚Gefammt: Gehalt, ausgemittelt, und 
hierauf nach dem. vorftehenden ur der: na 
eg ⸗ Gehalt berechnet. 

$. 21. 
driit die Duicdciruug eines Dieners ein, fo — die 
Erganungs⸗ Gehalte (9. 14.), : welche derſelbe etwa be 
zieht, in Abſicht auf ‚die, Berechnung des, Quiescenz: 6 
halte, der wirklichen — obne — gleich ge⸗ 
ooren. 
vr 6 ‚22. 

- Ein ER * zu jeder Zeit durch neue Anftellung 
in einem. feinee Berufs: Bildung angemeflenen,. und von 
feinem frühern:Dienftgrade nicht zu entfernt ſtehenden Amt 
wieder. zum activen Dienſte einberufen werden. .:: 

Geſchieht Diefes, fo erhält‘ er, vom Antritte des neuen 
Amtes an, feine vorige Befoldung ,: oder, wenn der Amts⸗ 
Gehalt der neuen Stelle diefe nicht ereeiht, eine: entipres 
Sende Erganzungs: Penfion, ; Ä 

Fuͤr die Koſten des Zugs von dem Os; wo er fi 6 
mit feinem: Hausmwefen aufgehalten, in den Drt der neuen 
——— werden ca Die: geſetzlichen umzuss-Geduh⸗ 
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ren vergütet, bei deren Berechnung feine vorige Befoldung 
zum Grund zu legen iſt. Außer»diefen Hat er irgend eine 
weitere Entfchädigung, unter was immer für einem Titel, 
eben jo wenig als der aktive Diener, im Falle einer en 
ſetzung, anzufpreden. 

"Auch ift er die ihm angetwiöfene Stelle erft nach drei | 
Monaten, von dem Tage an anzutreten verbunden, an weis 
chem ihm feine Wieder: Anftellung angekündigt wurde, 

Biertes Kapitel. 
Bon der Penſionirung. 
„8: N 2, | 
Nach neun vollendeten Dienft: ahren fteht jedem des 
im $. 3. begeichneten Staats Diener ein Anſpruch auf Pen 
fion zu. 
Diefelbe fann, vorausgeſetzt daß ein ſolcher Staats⸗ 
Diener nicht in Unterſuchung befangen iſt, in folgenden 
Fällen auf das Geſuch des Dieners nicht verweigert werden: 
4) Wenn :derfelbe das vierzigfte Dienfts oder das fünf 
und ſechzigſte Lebens⸗Jahr vollendet hat; 

b wenn er wegen koͤrperlicher Gebrechen, ohne feine 
: Schuld, dienftuntauglich geworden ift; ; 

se) wenn er durch Krankheit: länger als - ein: Jade don 
Berfehung feines Amtes. abgehalten wird.’ Dagegen 
hat au ihrerfeits die Staats: ‚Regierung das Recht, 
in den: ebengenannten Faͤllen den- Diener ohne fein 
Anſuchen in den Penſions-Stand zu verſetzen. 

Tritt heinach die Penſionirung ein, ſo hat Ber‘ zur 
Ruhe geſetzte Diener ſeine zone: —— zu ge⸗ 
nießen. 5n 


‘$, - 

‚Die ee — fuͤr die ——* der Pen⸗ 
fon bildet der jährliche: Durchſchnitts⸗Betrag der Beſol⸗ 
dungs⸗ Bezüge, welche der Diener in den ſeiner Penſioni⸗ 

rung: zunaͤchſt vorausgegangenen" fünf: Jah ren genoſſen 
ce Dei quiescirten Dienern wird die Befoldung ;" Welche 
ſie in den ihrer Quiescirung vorangegangenen Fünf‘ Jahren 
bezogen — auf gleiche wen au — geligt. 
u Pr 7° ih Ci 
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i U 25. 

Unter ‚Diefer —— betraͤgt im Falle der Pen⸗ 

fionirung ($. 23.) der Ruhe: Gehalt. für denjenigen, wel⸗ 
cher das zehnte Dienft- Fahr angetreten, vierzig Pros 
cent der Befoldung. ($.$. 12. 14.) 
Mit jedem weiteren Dienſt-Jahr ſteigt ‚die Penfion 
um zwei Procent, fo daß, mer das vierzigſte Dienſt-Jahr 
angetreten, oder noch -länger gedient Hat, . feinen ganzen 
Gehalt als Penfion erhält. \ 

Es darf jedoch die jährliche Penfi on eines der ermähns 
ten Diener ($. 3.) die Summe von Drei zaufend Sub 
den niemals überfteigen. 

Meben der Penfion fann eine e Ergaͤnunge⸗ Benfon (4. 
14.) nicht begogen werden. 

G 26. 

Mir behalten Uns übrigens vor, denjenigen im:f. 3, 

erwähnten Steatd-Dienern, . welche vor Antritt des zehn 


\ 


ten Dienftr Jahres durch Förperlihe Gebrechen ohne ihre 


Schuld zur fernern Dienftleiftung untauglich geworden, Un 
terftügungen, nah Maaßgabe der befondern. VBerhältnifk, 
aus der Staats⸗Kaſſe zu bewilligen, und überhaupt bei 
Beftimmung, der Penfionen auf — ea 
angemeflene Ruͤckſicht zu nehmen. 
$. 27. 
Bei Berechnung der Dienfts% abre kommt nicht in 
Betrachtung;: 

1) · die auf widerruflihen Stellen ($$. 4. * 6.) zuge 

brachte Dienftzeit; 

a) die von einem Diener, weicher fruͤher entlaffen gewe⸗ 
fen war, vor feiner Entlaſſung zuruͤckgelegte Dienftjeit, 
‚wenn. folche «wegen Dienf-Berfehlumgen oder urn 
‚barkeit erfolgt ift; 

3» die Zeit auswärtiger Dienſte bei den ‚dom Auelande 
berufenen Dienern, wenn nicht durch Vertrag etwas 
anderes bedungen worden iſt. 

+ Dagegen wird bei Berechnung. der Dienfr Jahre auf 
diejenige. Dienftzeit Rücfiht genommen, welche ein. aus 
Veranlaffung von Länders Erwerbungen überneimmener Die 


y ! 
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ner unter der vorigen Regierung des erwotbenen Ernten 
theils zuruͤckgelegt hat. | 
4. 26. 


‚Diejenigen Benfionaire, melde am 18. November 1817, 
fi: bereits im Penfions: Stande befanden, fünnen, fo lange 
fie das fünf und fechzigfte Lebens⸗Jahr noch nicht zuruͤckge⸗ 
fegt haben, ‚ihre Dienft: Tüchtigfeit vorausgefegt, wieder 
zum activen Dienfte berufen werden. Diejenigen derfelben 
aber, welche das fünf und fechziafte Jahr vollendet haben, 
meiden, fo wie alle, welche erſt feit jenem Zeitpunfte pen- 
fionirt worden find, als definitiv zur Ruhe geſetzt angefehen, 

Uebrigens ift den Penfionairen unbenommen, fi) um 
Wieder: Anftellung, zu melden. | 

Befondere Rüdficht wird auf diejenigen Staats: ‚Dies 
ner genommen, welche ($. 23.) früher wegen Krankheit in 
Venſions⸗Stand verfegt worden find, und fi nad ihrer 
Genefung um WiedersAnftellung gemelder haben. 

I 29. 

Penſionen dürfen nur mir befonderer Erlaubniß im 
Yuslande verzehrt werden, und. unterliegen in: diefen Falle 
einen Abzug von zehn Procent für die Staats s-Kaffe, wenn 
nicht Verträge -eine Ausnahme begründen. Tritt ein Pen⸗ 
fionair in andere Dienfte, fo .erlifcht damit feine Denfion 
von felbft. | np 
| $, 30. 

Die im s.. 4 genannten Diener haben auf Penſ ioni⸗ 
rung feinen rechtlichen Anſpruch. 

Wenn jedoch dergleichen Diener ohne ihre Schuld Dienfe, 
uintächtig geworden, und auf andere Weife ihe Auskommen 
‚zu finden unfähig find; fg werden Wir ihre Umftände nad) 
Billigkeit berücfihtigen, und ihnen angemeſſene Unterftär 
gung nad dem Grade der Dürftigfeit aus dem Gratialiens 
Fonds bei der Staats: Kaffe bemilligen. 

Auch bleiben‘ denjenigen, welche entweder vor ihren: 
widerrufiichen Anftellung im Genuſſe von Penſionen geſtan⸗ 
den, oder aus beſonderen von der erwaͤhnten Anſtellung 
unabhaͤngigen Rechts⸗Titeln ſolche anzufpsecyen — biefe: 
ihre Rechte vorbehalten, LER 
0A) “Er Hi ‘ 


5 — 
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133, r —* zZi. I omepieda iau ue 

* — — —— des ie 
Schluſſes vom Jahre 1803. Zum’ lebenslaͤnglichen Fortgenuß 
det vor dem 24. Auguſt 1802. ertheilten Beſoldungen be 
rechtigten Diener, wird hiermit ausdruͤcklich feſtgeſetzt: dah, 
wenn bei einer ungeſuchten Zuruheſetzung, die ihnen geſet⸗ 
lich zukommenden Gehalte jene Beſoldungen nicht erreichen, 
dieſelben aus der Staats⸗Kaſſe durch Zulagen ergoͤnzt wer⸗ 
den ſollen. J 

Dieſe Zalaͤgen bleiben jedoch ehne Einfluß auf bie Ai 
tigen gem ionen dev Wittwen und Waiſen. 

Sünftes Kapitel. " m. 

” Son des Unterfügung der Wittwen und’ waiſen 
8 $. 32. — 

Die Wittwen der im. Hh. 3. bezeichneten Staats · Die 
und deren Kinder, welche das achtzehnte Lebensjahr mb 
nicht zuruͤckgelegt, haben nach dem. Adfterben ihres Gatten 
oder Vaters eine jährliche Penften anzufprechen. 

Dieſer Anfpruch ift Begründer, es mag der Diener zur 
Zeit feines Ablebens im aftiven Dienfte, :.oder im Quieh 
denten "oder Penfions: Stande gewefen feyn. ;. ' 
AAußerdem beziehen jene Hinterbliebenen von: dem Ge 
halte des verftorbenen- Diners diejenige Rate, welche im 
naͤchſtfolgenden $. näher beſtimmt iſt (Sterbe— ⸗Nachgehalt) 

Heirathet ein Staats⸗Diener erſt im Penſions-Stande, | 
fo. ftehen der Wittwe und den aus' diefer-. Ehe | gezeügten 
Kindern auf die erwähnten Beguͤnſtigungen keine — | 
* du. 


Der Sterbe: Konten F * — 4 
Ruͤckſicht auf die Zahl der Dienſtjahre und der Hinterblie⸗ 
benen-, in dem auf die nächften fünf und. vierzig Tage nad 
dem Todestage des Dieners zu berechnenden Theile der Bi | 
foldung“($. 12. ), des Quiescenten⸗Gehalts, ober dev wen 
* deſſelben. 

Der gleiche Betrag wird, auch wenn. file penfionabe 
rechtigte Wittwe oder Kinder vorhanden find, an die Bears 
laſſenſchafts⸗ :Mafle alsdann ee wenn der gr | 

nicht 


408 
nicht ſo viel Vermoͤgen hinterlaͤßt, daß ‚die Beerdigung 
— davon. beftsitten werden. fönnen, De 


6. 34. .' 

‚Die, jährliche Penfion der. Hinterbliebenen ($ 38. , 
weige ‚von dem Ablaufe der gedachten fünf und vierzig Tage 
an in Berechnung kommt, befteht in Kolgendem: : | 

1) Die hHinterlaffene Wittwe erhält von der Denfion, | 
weiche der Verftorbene in Gemaͤßheit des IV. Kapitel 
anzufprechen gehabt hätte, eder bereite" genoflen hat, 
a) wenn diefe nicht über Ein Taufend Gulden beträgt, 

den vierten Theil, oder fünf und zwanzig Procent; 

..b) wenn diefelbe höher ſteigt, 

«).von den erften Ein Tauſend Gulden. ebenfalls fünf 
und zwanzig Procent,. 

A) von dem Mehrbetrag bis auf €in Taufend fünfs | 
hundert Gulden zwanzig Procent, + -. 

4: Y) von dem weiteren Betrage zehn Procent; 

2) jedes ehelich leibliche Kind bes Berftorbenen 
unter achtzehn Jahren erhält; _ 

a) wenn eine Wittwe vorhanden ift,, den fünften Theil 
von der Penſion der Wittwe; 

b) wenn feine Wittwe vorhanden iſt, den vierten <heit 

von der Penfion, welche der Wittwe gehört hätte. 

Auf legteren Betrag iſt die Penfion der Kinder auch 

in dem Fall zu erhöhen, wenn ihre leibliche oder Stiefmuts 
ter ftirbt, oder die letere wieder heirathet, ehe die Kinder 
das penfionsberechtigte Alter — haben. 


Ein Anſpruch auf Witwen fenf ion fällt hinweg, wenn 
die Ehefcheidung oder Nichtigfeits-Erflärung der Ehe, oder 
eine beftändige Trennung von Tifh und Bett von der zus 
fändigen Behörde ausgeiprocen ift.. 

Jedes Kind ‚aus einer ſolchen getrennten She erhält 
jedoch bis zum vollendeten achtzehnten Fahre den vierten 
Theil der Penfion, melde ihrer Mutter gebührt haben 
würde, mern feine Trennung der einen oder andern Art 
erfolgt wäre, - er 

Annalen IL, Heft 1621. Hi 
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# 


A Te Vans | 75 Be 


Wenn eine Wittwe oder: wenn bie. nadgelaffenen: Kin | 


der eines Staats Dieners wegen eines gemeinen Verbre⸗ 
chens, welches ihuen dreimonatliche Freiheitsſtrafe zuzieht, 
verurtheilt werden, ſo verliert der Geſtrafte die ihm bewil⸗ 


ligte Penfion: 


6. 37. — 
Die Penſionen erloͤſchen: —— 
1) Bei Wittwen mit dem Tage ihres Todes oder ihrer 
Wieder⸗Verehelichung ; — 
2) bei Kindern- mit dem Tage: ihres Todes‘, "ober, mit 
VBollendung des achtzehnten “Lebensjahres, oder auch, 
1". wenn diefelden durch: eine unentgeldliche Aufnahme in 
eine Staatd-Anftalt, ober dur Heirath noch vor je 
gem Termin eine Berforgimg erhalten; — 
3) bei Beiden in dem Falle des 6: 36. * 


ur 


Solltei 


und durch andere, Mittel nicht nothduͤrftig berathen ſeyn, 


Yo behalten Wir Uns die ſolchen außerordentlichen Umſtaͤn⸗ 


den entſprechende Ruͤckſichtnahme vor. J 
— . ‚ Ye | ——— 

Wenn nach den Reſultaten einer, zur Zeit des Abſter⸗ 
bens des Dieners anhaͤngigen und bereits fpruchreifen Um 
terſuchung, demfelben ſolche Dienſt⸗ Verfehlungen oder ge⸗ 
meine Vergehen zur Laft fallen, wodutch er Amt und 6 
halt (Quiescenz: Gehalt, Penfion), oder eine Zuruͤckſetzung 
verwirft haben würde, fo hat darüber die verfaffungsmäßis 
zuftandige Behörde zu erfennen. 


Iſt die Entſcheidung auf. das Erſte gerichtet, fo mer 


den die Hinterbliebenen ‘des Penſions-Anſpruchs verlufig; 
wird aber auf das Zweite erfannt, ; fo ift der. Berechnung 
der Penſion fe die. Hinterblicbenen nur der Gehalt derje⸗ 
nigen Stelle zu Grund zu legen,.auf welche der Diener ji 
Folge der Entſcheidung zuruͤckzuſetzen geweſen waͤre. 
Entzieht ſich der Diener einer gegen ihn wegen Dienſt⸗ 


oder gemeiner Vergehen anhaͤngigen Unterſuchung DW 


Sollt Y hinterfäffene Kinder "eines Staat: Dieners auh 
ach zuruͤckgelegtem achtzehnten Jahre ganz gewerbsunfͤhig 
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Selbft» Entleibung, ſo find befe Sinai ebenfalls 
der Penſion verluftig. 


39. F 
Was in Beziehung auf die Penſlonen —9— eine — 

ordentliche Unterſtuͤtzung der Staats-Diener ſelbſt im $. 26. 

beſtimmt worden fit, "finder- auch bei Wittwen und Waiſen 

folder Diener, nach Bewandniß der beſondern ac 

Statt — | 

40 
Die gegenwärtigen Beſtimmungen in Anfehung der 

Penſionen für Wittwen und Kinder find auch auf die Hins 

terbliebenen der Mitglieder Unferes Geheimen Raths ir 

dem Maaße anwendbar, daß, außer dem Falle einer befons 

deren Zuficherung, die in der Verfaſſungs⸗Urkunde ($. 57.) 

fetgefegten Penfionss Summen, ohne Ruͤckſicht auf dag 

Dienſtalter, au der’ Berechnung der Penſionen für die 

Wittwen und Kinder zu Grunde gelegt werden. | 

(. 41. i 
Zur Bildung eines eigenen Penfions Sonde für die 

Witten und Waifen der. Diener wird von allen Penſions⸗ 

Betechtigten folgendes entrichtet: 

Als Surrogat des bei den Wittwen⸗ Kaſſen zewoͤhnli⸗ 
chen Eintrittsgeldes: von den kuͤnftig anzuſtellenden 
Dienern bei der erſten Anſtellung, desgleichen von bes 

> reits Angeſtellten in Abſicht auf Beſoldungs⸗Erhoͤhun⸗ 
gen, ein Viertheil. der. erhaltenen Beſoldung oder Be⸗ 
ſoldungs⸗Erhoͤhung, und zwar in vier vierteljaͤhrigen 
Raten; wogegen die bisherigen Tags, Schreib⸗ und 
Stempel: Gebühren erlaffen werden. 

- 2) Us jährliche Beiträge zahlen alle Staats-Diener von 
Beſoldungen, Quiescenz⸗Gehalten und Penſionen durchs 
aus zwei Procent, welche ‚surächbehalten werden, _.. 

Eine Ruͤckzahlung der Hier feftgefegten Abzüge findet 
unter feinen Umftänden Statt, Weberdies wird 


3) zum Vortheil der Kaffe folgender Ubzug an der Witte - 


wen: Penfion gemadt: 
| ee erhaͤlt naͤmlich eine Wittwe, — nicht mehr als 


— 
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achtzehn Jahre jünger als ihr verftorbener —* 
mann war, die ganze Witten: Penfi ion. 
Iſt aber die Wittwe 
achtzehn bis zwei und zwanzig Jahre (immer von 
dem Antritt des Jahres an zu zählen) jünger, 
fo wird ihre Ein Sechstheil, | 
zwei und zwanzig bis ſechs und zwanzig Fahre 
zwei Sechstheile, 
ſechs und zwanzig bis dreißig Jahre 
drei Sechstheile, 
dreißig bis vier und dreißig Jahre 
vier Sechstheile 
vier und dreißig bis acht und dreißig Jahre 
fuͤnf Sechstheile 
„abgezogen. 
Iſt fie mehr als acht und dreißig Jahre jünger, ſo 
erhält fie ganz feine Penfion. 
Auf die Penfionen der Waifen hat der * Bit 
gemachte Abzug feinen Einfluß. 


4) Wenn .ein Penfionair feine Penſion im —— ver⸗ 
zehrt, fo fällt der Abzug von zehn Procent ($. 29.) 
"der Staats: Kaffe zu. Wenn aber eine Wittwe, ode 
wenn Waifen ihre Penfion im Auslande verzehren, wo⸗ 

: Hin jedoch bei: Legteren der Beſuch ausmwärtiger Schw 
len und Lehr-Anftalten nicht: zn zählen ift, fo fällt det 
Abzug ($. 44.) i in die Wittwen⸗ und Waiſen⸗Kaſe. 


Aus der Hälfte: der — ſich — Einnahme 
wird ein Capital gebildet, deſſen Zins⸗Ertrag wieder zum 
Capital zu ſchlagen iſt. 

"Die andere Hälfte wird zu Beſtreitung der: durd das 
Inſtitut begründeten Yusgaben verwendet. . 
Fuͤr den zu Deckung diefer Ausgaben weiter. erforderlis 
en Beitrag tritt die Staats: Kaffe in fo lange ein, bis 
feiner Zeit die Anftalt diejenige Selbftftändigfeit gewonnen 
haben wird, daß fie die ihre obliegenden Ausgaben ganj 
aus eigenen jährlichen Einnahmen beftreiten kann. 
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⏑ßëæ 
Die auf die Wittwen-Penſions-Anſtalt ſich beziehenden 
Ginnahmen und Ausgaben nach ihrem ganzen Umfange wers 
den bei der Staats: Haupt: Kaffe in abgefonderte Verrech⸗ 
nung genommen, deven Refultat von Jahr zu Jahr öffent: 
lih befannt zu machen if. 2 


F. 44. 

Auch die Penſionen der Wittwen und Waiſen koͤnnen 
nur mit beſonderer Erlanbniß im Auslande verzehrt wer⸗ 
den, und unterliegen in dieſem Falle, wo nicht Vertraͤge 
eine Ausnahme begruͤnden, einem Abzug von zehn Pro⸗ 
cent. ($. 41.) 

$. 45. | 
Vorftehende Bekimmungen finden nur auf Wittwen 
und Waifen der Diener Anwendung, welche feit der Orga⸗ 
nifation vom 18. November 1817. entweder in Kolge ders 
felben, oder vermöge fpäterer Verfügungen, dienſtthaͤtig 
find, vorbehältlich jedoch der Rechte derjenigen, welchen bes 
fondere Zuficherungen zur Seite ſtehen. Zu. | 

| . 46. 

In Beaziehung auf die Hinterbliebenen der im $. 4 
bezeichneten Diener, findet, nah Beichaffenheit dee Falles, 
dasjenige Statt, was Hinfichtlich diefer Diener felbft im $. 
30, fetgefegt worden iſt. F 


J $. 47. 

Die Betheiligten an den von der Staats⸗Kaſſe zu ver⸗ 
tretenden beiden vormaligen Diener: Wirtwen-Anftalten zu 
Ellwangen, haben, in fo ferne fie auch vermöge ihrer ders 
maligen Dienft Eigenfchaft penfionsberechtigt find, die (F. 
41. Nummer 2.) beftimmten Beiträge zum Penſions⸗Fonds 
nach Abzug desjenigen zu leiſten, was fie jährlich zu jenen 
Anſtalten bezahlen; wogegen ihren fünftigen Wittwen und 
Waiſen, wenn die aus legteren zu empfangenden Penſions⸗ 
Summen die ihnen vermoͤge diefes Gefeges gebührenden 
Henfionen nicht erreihen, der zu Ergänzung der letzteren 
fehlende Betrag aus der Staats⸗Kaſſe bezahlt wird. 


$. 48. ’ 
Die Wittwens Portionen aus den in Stuttgart beflans 
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denen, auch fuͤr Privaten zugaͤnglich geweſenen weltlichen 
Wittwen⸗Kaſſen koͤnnen an den. vermoͤge dieſes Geſetzes bes 
———— Penſionen nicht abgezogen werden. 


Indem Wir die Miniſterien der Juſi und der Finan⸗ 
zen mit den näheren Anordnungen zu Vollziehung des ge 
genmwärtigen Geſetzes beauftragen, beftimmen Wir zugleich, 
daß daſſelbe vom Tage feiner Bekanntmachung an Wirk 
famteit erhalten, und an die Stelle des IX. Edikts vom 
18. November 1817, treten foll. 

Gegeben Stuttgart, den 28. Juni 1821. 

Bilhbelm 
Der Minifter der Juſtiz. Der Minifter der Finanzen, 
Freiherr v. Mausler. v. Weckherlin. 
Auf Befehl des Koͤnigs. — 
Der Staats-Sekretair: 
Bellnagel. 





Großherʒoglich Mecklenburg⸗Schwerinſche Patent⸗Ver⸗ 
ordnung, die Verbeſſerung des Land⸗ 
Schulweſens betreffend. 





| Sriedei Kranz, von Gottes Gnaden Großherzog von 
1,9: , Mecflenburg, Zürft zu Wenden, Schwerin und Ka 
- Keburg, auh Graf zu Schwerin, der Lande Roſtod 

und Stargard Herr ꝛc. 
Indem Wir: in dem folgenden, nach vorgeweſener Be⸗ 
rathung mit Unfern getreuen Ständen, : ein neues Geſetz 
zur Berbeflerung des Land⸗Schulweſens ergehen laſſen, und 
in. demſelben, nach der Erklaͤrung der Stände, die Loft ‚det 
Unterhaltung der fand: Schulen, ungeachtet des aufgelöl® 
ten Bandes der Guts-Untekthaͤnigkeit, faſt ganz. allein, 
wie bisher, dem Gutsherrn verbleidt; fo wollen Wir der 
noch: dadurch den Grundſatz nicht aufgehoben: Reken: daß 


folget; 


” 
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die Unterhaltung der Seiten eigentlich eine Pflicht und Laſt 
der Gemeinde iſt, deren Kinder in der Schule gebildet 
und erzogen werden ſollen, und deshalb behalten Wir Uns 
bevor, dieſen aanzen -Gegenftand, und die nachftehende Ges 
fegebung, in verfaffungsinäßigem Wege, einer Revifion zu 
unterwerfen, wenn ſich in Zukunft auf den ritterſchaftlichen 
Guͤtern die Bildung eines Gemeinde-Weſens erſt mehr ent: 
wickelt haben wird; wobei fodann dem Gutsheren die jett 
ihm jugefhriebenen. Leiftungen nicht ale eine unabänder 
liche Verpflichtung ſoll entgegengefegt, werden Pönnen. 

Dies une verordnen Wir nun hiemit wie 


p) 1 


| . 5 . 
Es müflen für alle auf dem platten Lande in Med 
fenburg befindliche ſchulfaͤhige Kinder hinreichende Schulen 
vorhanden ſeyn, jedoch bedarf jedes Gut, N * 
net Pertinenzen, immer nur eine Schule. 


2 


=. 


. Mit einem Drte von 30 Keuerftellen dürfen feine, nicht 
als Pertinenzen derfelben gehörende Ortſchaften zu einer 
Schule verbunden werden, es fey denn, daß einzelne kleine 
Gehoͤfte, oder auch kleine DOrtfchaften von 10 bis 15 Keuers 
ftellen, nicht füglid mit andern Schulen vereinigt werden 


koͤnnten. 


8.43. och 

Ortſchaften unter 30 Feuerftellen eönnen mit einander 

zu einer Schule vereiniget werden, wenn fie nicht über eine 
halbe Meile von einander entfernt liegen, und zufammen 
nicht über 60 Feuerftellen enthalten. Es wäre denn, daß 
fleine, aus wenigen Feuerſtellen beftehende -Drte, ihrer Lage | 
nach zu einer andern Schule nicht gelegt werden koͤnnten. 

4. 

Die vorhandenen ombinivten Schulen dürfen nur, ie 
fange der jegige Schulmeifter (vorausgefegt, daß ſelbiger 
die erforderlichen Faͤhigkeiten hat) dabei bleibt, in ‚ihrer 
jegigen Berbindung beibehalten werden, und tritt die vor⸗ 
ſchriftsmaͤßige Einrichtung erft: nach defiem Abgange ein — 
jedoch ſoll die Zahl der Feuerſtellen bei bisher Fombinirten 


* 
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Schulen, wenn ſie die Normalzahl von 60 Feuerſtellen 


uͤberſteigt, bis auf 80 zulaͤſſig ſeyn. 


5. 
Wenn Schulen kombinirt find, denen es an den ge 
ſetzlichen Erforderniſſen nicht mangelt, und die nicht frei— 


willig aufgeloͤſet werden, verbleibt es in ſtreitigen Faͤllen 


zwar bis zur ausgemachten Sache bei dem gegenwaͤrtigen 
Beſitzſtande, mit Vorbehalt aller Rechte aus den privat: 
rechtlichen Berhältniffen, jedoch foll durch, dies Geſetz den 
einzelnen Guts-Obrigkeiten folder kombinirten Schulen 
fein größeres Recht in Anſehung dieſer Verbindung zuge 
fianden feyn, als fie bisher gehabt Haben, \ 


9. 6. 

Mo folhe Berbindungen erft getroffen werden follen, 
muß, falls ſich unter den zu verbindenden Drten ein folder 
befindet, wo ein Prediger wohnt, die Schule, wenn es in 
Rücfiht der Lage. irgend moͤglich iſt, an dieſem Drte as 
richtet werden. Iſt aber unter diefen Orten Fein Pfarr— 
dorf vorhanden, fo bleibt die Beſtimmung des Dres der 
Schule der Vereinbarung der Orts-Obrigkeiten überlafen. 


J | 
Eine Landſchule darf nie mit einer Stadtfchule vereis 
nigt werden, es fen.denn, daß die Kinder aus den in det 
Nähe der Städte befindlichen Eleinen Gehöften bisher Ya 


in die Stadtſchule gegangen waͤren. 


8. 

Ein jeder Schulort muß eine eigene, zu diefem Zwecke 
——— Wohnung haben, welche nebſt der erforderlichen 
Wohnung des Schullehrers, eine abgeſonderte, zu keinem 
fremdartigen Zwecke dienende, Schulſtube enthaͤlt. 

Da, wo der Kuͤſter zugleich Schulmeiſter iſt, bedarf 
es natuͤrlich keiner beſondern Wohnung fuͤr dieſen. Die 
Schulſtube muß hinlaͤnglichen Raum fuͤr die zu dem Schul⸗ 
arte gehörige Schuljugend, fo wie eine angemeſſene Höhe 
Haben, welche bei neu einzurichtenden Gebaͤuden mindeſtens 
8. Fuß im Lichten Haben muß. Die Abſonderung der Schul⸗ 
ſtube von der Wohn: und fonftigen Arbeitsftube des Schuls 
lehrers iſt, fo weit felbige bei den —— Schul⸗ 
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häufern nicht ſchon vorhanden, mweniaftens binnen-3 Fahren 
nah Yublifation der Verordnung auf beliebige, jedoch im⸗ 
mer vorfohriftsmäßige Weife zu befchaffen. Ebenmäßig ift 
die Schulftube mit einem heizbaren Dfen, den nöthigen 
Tiſchen und Bänfen zu verfehen, fo wie auch — Mauer⸗ 
ſteinen oder Brettern auszulegen. —— 
§. 9. | 

Zu Schullehrern koͤnnen nur rechtliche und anbeſchol⸗ 
tene Perſonen, welche das 25fte Lebensjahr zuruͤckgelegt ha⸗ 
‚ben, und von ſittlich moraliſchem Charakter ſind, nach zus 
voriger Pruͤfung von Seiten des competenten Praͤpoſiti 
angenommen werden. 

Sie muͤſſen ein zum muͤndlichen Vortrage geeignetes 
Organ haben, die noͤthigen Vorkenntniſſe zur Ertheilung 
des bibliſch⸗ religioͤſen Unterrichts, fo wie die Faͤhigkeit eins 
fach zu Fatechifiren befigen, um die Landjugend zu dem von 
den Predigern, Behufs der Eonfirmation zu ertheilenden 
Unterrichte vorzubereiten, - auch eine angemeflene Kenntniß 
der deutfchen Sprache und eine genügende Fertigkeit im 
Recht- und Schönfchreiben, fo wie die erften Anfanges 
gründe der Rechenkunſt bie sur Bruchrechnung, befonders 
das Kopfrechnen lehren, und im Singen der Kischenmeles 
dien Unterricht ertheilen koͤnnen. 
$. Io | 

Die Ausuͤbung eines auf. dem Lande erlaubten nicht 
ftörenden Handwerks foll zwar in den Rebenftunden, allemal 
aber nur auferhalb Kr en geftattet ſeyn. | 

§. m. 
In den Kirch⸗ und Pfarrdörfern ift in der Rehel der 
jedesmalige Kuͤſter auch Schullehrer; indeſſen bleibt die Ans 
ſtellung eines anderweitigen Schullehrers unbenommen, in ſo 
fern nicht bereits begruͤndete Rechte dadurch verletzt Rechen. 
. 1m. 

. Die Anftellung und Berufung der Schullehrer verbleibt 
den Guts-Obrigkeiten und refp. den Patronen in Anfehung‘ 
der Küfter, unter Beobachtung der obigen gefeglichen Bes 
ftimmungen. Bei einer eingetretenen Erledigung - ift die 
Stelle fpäteftens binnen drei Monaten wieder zu beſetzen, 
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welches jedoch im Fall der Klındigung fofort geſchehen muß. 
Die Einführung und Anweiſung der Schüälehrer geicicht, 
nach zuvorigem Auftrage der Gute; Mai durch den 
competitenden Vediger. 

$. 13. 

Die zur Zeit der Publication der Verordnung bereits 
angeftellten Schullehrer find ſchuldig, dur ein von dem 
competenten Prediger zu erwirkendes und ihrer Guts⸗Obrig⸗ 
keit zu behaͤndigendes Zeugniß ihre Qualification mindeſtens 
in der Ruͤckſicht darzulegen, daß fie die noͤthigen Vorkennt— 
niffe zur Ertheilung des biblifch-religidfen. Unterrichts, ſo 
wie im einfachen Gatechifiren befigen, um im Stande zu 
ſeyn, die Schuljugend zu dem von dem Prediger, Behufs 
der Sonfirmation zu ertheilenden Unterrichte vorzubereiten, - 
auch gehoͤrigen Unterricht im Leſen geben zu koͤnnen, wer⸗ 
auf ſie fedann ohne Weiteres unter den bisherigen Bedin⸗ 
gungen in ihren Stellen verbleiben. 

Koͤnnen ſie ein ſolches Zeugniß von dem competenten 
Prediger nicht erwirken, fo ſoll ihnen eine Friſt von 2 Jah—⸗ 
ren, binnen welder ihnen noch in ihren Stellen zu bleiben 
geftatter. ift, zugeftanden feyn, um fich in den vorbemerften 
Vorfenntniffen annoch untermeifen zu laflen, nach Ablauf 
welcher Zeit fie fich einer neuen Prüfung von Seiten des 
competenten Präpofiti unterwerfen müffen, von deſſen Zeug 
niß fodann ihre zukünftige Beibehaltung oder Entferhung 
vom. Dienfte abhängt. . 

Allemal aber ift es diefen Schullehrern geftattet,. auch 
ſchon vor Ablauf diefer 2 Fahre ſich der neuen Prüfung 
von Seiten des Präpofiti zu unterwerfen, wenn fie glauben, 
daß ihnen duch das von dem Prediger verweigerte Zeug: 
niß Unrecht geſchehen ſey. 

44 
uUm denjenigen Perſonen, welche ſich dem Schulfache 
widmen wollen, Gelegenheit zur Ausbildung zu verſchaffen, 
follen allgemeine Aufforderungen an fämmtlihe Prediger ers 
gehen, damit diejenigen.ficd melden, welche fih mit Bil: 
dung und Vorbereitung brauchbarer Land» Schuflehrer bes 
faften wollen, und eine Auswahl der fich hiezu eignenden, 
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mit den gehörigen: Fahigkeiten verfehenen Prediger und des 
ren oͤffentliche Bekangtmachung eintreten. Dieſe zu denos 
minirenden Prediger ſind verbunden, gegen eine jaͤhrliche 
Vergütung’ von 20 Rthlr. NZwor. für jeden Zoͤgling, taͤg⸗ 
lich zwei Unterrichtöftunden, mit Ausnahme der Sonns und 
Feſttage, zu ertheilen und jeden, ſich Meldenden anzunehmen, 
wenn er die nöthigen: Vorkenntniſſe "und Naturanlagen ber 
fist, und ſowohl hieruber, ald über feine tadelfreie Auffuͤh⸗ 
rung Zeugniſſe ſeiner Obrigkeit, ſo wie des competenten 
Predigers beibringt, und bei der vorzunehmenden Pruͤfung 
von dem Prediger, dem die Vorbereitung obliegt, die er⸗ 
forderlichen Vorkenntniſſe beweiſt. 

Der Curſus iſt wenigſtens auf 2 Jahre feſtzuſetzen, und 
Dürfen nur alle 2 Jahre und zwar ſpaͤteſtens den 24. Ok⸗ 
tober neue Zöglinge angenommen werden, und find die Abs 
gehenden am 8, Dftober zu entlaflen, falls nicht Die jich 
ergebende gaͤnzliche Unfähigkeit der Subjefte eine frühere 
Entlaffung nothwendig macht. 

Wenn fih an dem Drte des. fich mit dem Unterrichte 
der Schullehrer befaflenden Predigers ein zum Unterrichte 
im Eingen hinlänglich fahiger Küfter oder Drganift befins 
der, fo müflen diejenigen, welche ſich in diefem Inſtitute 
zu Schullehrern bilden wollen, bei jelbigem wöchentlich 3. 
Stunden im Gefang Unterricht nehmen,. und ſich uber die 
Bratification mit ihm nt 

. u85. 

Das Zeugniß der Prediger, welche die —— 

uͤbernehmen, genuͤgt nicht als Beweis der Qualification ih⸗ 

rer Zoͤglinge zu Schullehrern, ſondern es muß vor der An⸗ 
ſtellung die im $. 13. vorgeſchriebene Pruͤfung durch den 
competenten Praͤpoſitus allemal eintreten. 

Die durch dieſe Vereinbarung veranlaßt werdenden Ko⸗ 
ſten haben diejenigen, welche fi: au Schullehrern bilden 
wollen, allein zu tragen, und wenn zwar auf die Anſtellung 
der ſo gebildeten Schullehrer inſonderheit moͤglichſt Ruͤck⸗ 
ſicht genommen werden ſoll, fo bleibt es dennoch jeder Guts⸗ 
Obrigkeit unbenommen, auch andere, nicht in diefey> Inftis 
tuten, doch aber. auf fonftige zweckmaͤßige Art und Weiſe 
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zu ihrem Beruf gleichmaͤßig ausgebildete Perfonen, wenn 
fie nad vorgängiger Prüfung duch den Präpofitus füt 
zushipent befunden worden, anzuſtellen. 

d. 16. 

Die Saullehrer; in ſofern ſie nicht zugleich Käfer 
find, ftehen unter der Gerichtsbarkeit ihres Wohnorts, und 
teagen alle ordentliche und außerordentliche Abgaben, welche 
verfaffungsmäßig durch landesherrlihe Edifte ihnen aufer⸗ 
legt werden. Auch find fie den Beſtimmungen unterwors 
fen, melde fünftig in Anfehung der Eragung von Gemein⸗ 
delaften etwa feftgeftellt werden. 


$.. 17. 

In Hinſicht der Dienfteinfünfte und ®molumente der 
zur Zeit der Publifation diefer Verordnung bereits anges 
Keiiten Schullehrer und der Küfter, welche zugleich Schub 
fehrer find, verbleibt e8 bei demjenigen, mas mit ihnen 
verabredet und ihnen zugefichert if. | Ä 

Bei Fünftig anzuftellenden Schullehreen, wenn fie nidt 
zugleich Küfter find, dürfen die ihnen auszufegenden Dienf 
Emolumente in nicht weniger als folgendem beſtehen: 

a) freie Wohnung; 

b) 100 Quadratruthen Gartenland, wobei‘ es geftattet ift, 
einen Theil und zwar 20 IR. im Zelde zu Leinſaa⸗ 
men anzumeifen ; 

9 an Feuerung ein halbmal mehr als ein Tagelhner 

des Orts erhält 
) Weide und Winterfutter für eine Kuh; 

e) Weide für ı bis 2 Schweine und einige Gänfe, in 
fofern daffelbe bei andern Guts ⸗Einwohnern uͤblich if: 

f) 24 Scheffel Roggen und 12 — Gerſte Roſtocer 
Maaße; 

g) den Schulſchilling. 

Sollte ruͤckſichtlich des Gartenlandes und der Weide, 
ſo wie der Winterfuͤtterung fuͤr die Kuh, wegen beſtehender 
Contrakte oder fonftiger temporairen Hinderniſſe, eine Ver⸗ 
abreichung in natura nicht moͤglich ſeyn: ſo kann, ſo lange 
dieſe Hinderniſſe annoch beſtehen, für die Kuh 10 Rıhlr 
and für die Quadratruthe Gartenland 4 fl. verguͤtet werden: 
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> Kür Schullehrer, welche zugleih Küfter find, muͤſſen 
aber die Dienft-Emolumente um fo viel erhöhet werden, 
daß ein folher Mann, mit Ausnahme. der Wohnung und 
Seuerung, fo mie der zufälligen Hebungen als Käfter und 
des Schulfhillinge, für beide Stellen ſich auf 70 Rthlr. 
dient. Zu diefem Zwecke foll der Scheffel Roggen zu 40 ßl., 
die Gerſte zu 24 Bl. und andere Kornarten nad dieſem 
Verhaͤltniſſe, fonftige Naturalien nah Durchſchnitts⸗Prei⸗ 
fen, die Kuh zu 10 Rthlr., die Duadratrüthe Gartenland 
zu 4 ß5l., das übrige Dienftland aber nach den Grundfägen 
des Erditvereind abgefchägt, und hiernach außgemittelt 
werden, ob und um wie viel das Gehalt zu erhöhen ſeh. 
Den Drtd:Obrigfeiten ‚bleibt es zu jeder Zeit frei, den 
bis jegt üblichen und unter feinem Vorwande zu echöhens 
den Schulſchilling anfzuheben, wenn fie den Schullehrer 
anderweitig angemeſſen dafür entfchädigen.: _ 

Dem Schullehrer darf nichts aurgelegt werden, wo⸗ 
durch er an der ordnungs= und pflihtmäßigen Verwaltung 
feines Amtes verhindert wird, wohin namentlich die Leiftung 
pon Nebendienften, es fey für wen es wolle, gehört, als 
welches hiedurch ausdrücklich unterfagt wird. | 

Im Uebrigen bleibt es den ‚freien Vereinbarungen zwis 
fen den Orts⸗Obrigkeiten und den anzuftellenden Schuls 
Sehrern uͤberlaſſen, unter welchen Bedingungen fie die 
DienftsE&ontrafte abfchliegen wollen, und fteht eine wechfels 
feitige Halbjährige, um Dftern zum Wegzuge auf den 24 
Dftober zu befchaffende Aufkuͤndigung frei. | 

Da, wo durch Vermaͤchtniſſe oder fonftige Stiftungen 
. eine Einnahme für den Schullehrer ftatt findet, darf diefe 
zwar auf dad minimum der, für Schullehter und Küfter 
beftimmten Hebungen angerechnet werden, jedoch fo, daß 
svenn jene Einnahme mehr beträgt ald das minimum, dies 
fer Mehrbetrag doch allemal bei der Stelle bleiben muß. 

$.: 18. 

Die Schulpflichtigkeit der Kinder fängt mit dem zus 
ruͤckgelegten ſechsten Fahre an, und dauert bis zur Eonfirs 
mation. Gänzlihe Befreiung vom Sculbefuch finder uns 
ter Feinerlei Borwande fatt; Bat nur in Krankheits⸗ 
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fällen und im Winter bei zugeſchneieten Wegen, fuͤr die 
kleinern nicht am Schulorte ſelbſt befindlichen Kinder auf 
kurze Zeit, und niemals langer als bie das Hinderriß ge⸗ 
—* iſt. 
u 5. © | 

nn “ Der wnterricht muß fortdauernd, ſowohl im Wintet 
AN im Sommer, ftatt finden. Die Winterſchule fängt je 
desmal mit dem I. November an, und wird in der Woche 
vor Oſtern geſchloſſen. Die Sommerfchule dauert von der 
vollen, Woche nach Oſtern bis zum 18. October, mit Au 
nahme von 6 Wochen in der Ernte: Zeit, Im Winter wird 
bie, Schule taͤglich 3 Stunden des Vormittags, von 9 bi 
12 Uhr, und 2 Stunden des Nachmittags, von I bie 3 
Uhr gehalten, mit Ausnahme des Mittwochs und Sonn⸗ 
abend Nachmittags ‚ welche vom Unterrichte frei bleiben, 
Sommer werden von dem Gutsherrn, nach den obwal⸗ 


Shen Berhältniffen, zwei Tage in der Woche und zwei 


Stunden an jeden zum Schulunterrichte beſtimmt. 
Es verſteht ſich, daß die dienenden Kinder auch in die 


Schule des Orts, wo fie dienen, gehen müffen. J 


$. 20. 
Der Unterricht ſelbſt iſt elementariſch, und darf nicht 
in ein-;mafchinenmäßiges Getreibe ausarten. Er erftredt 


ſich, außer dem Singen der uͤblichen Kirchen: Melodien, 


int. allgemeinen auf die religiöfe, fittliche Ausbildung der 
Jugend, durch den Glementar: Unterricht in der Religion, 
bibtifhen Gefhichte und Moral, fo wie auf Ausbildung 
des Berftandes und Gedächtniffes, für den Bedarf des prak—⸗ 
tifhen Lebens auf dem Lande, 1insbefondere auch auf das 
Schreiben, mindeſtens für die Knaben, und auf die Erlen 
nung des Rechnens, befonders des Kopfrechnens. 


| $. 21. 
Bis ai Weiteres verbleibt es einftweilen bei der Be 
zahlung des Iandäblihen Schulſchillings für jede Woche, in 
den Wintermonaten, welcher für jedes fchulfähige Kind an 
den fompetenten Schullehrer zu bezahlen iſt, Kür die Som 
rar wird nichts beſonders bezahlt, — 


— — 


—* 


$. 22. | 

Die nächte Aufficht über die Landſchulen fteht den kom⸗ 
petirenden Guts⸗ und Orts⸗Obrigkeiten, oder‘ deren Stells _ 
vertretern..zu;, der Schullehrer‘ hat denfelbens:für jedes 
Schulhalbejahr die Schulliften zu_behändigen, und ſind fie 
ſchuldig und verbunden, darauf zu achten und zu halten, 

daß die Schulen vorſchriftsmaͤßig befucht werden — 
Den Predigern aber liegt ed, nach Vorfchrift des $.- 
495. des landesgrundgeſetzlichen Erbvergleichs, als ein Theil 
ihrer Amtspflichten od, die Schulen in ihren Gemeinden 
fleißig und mindeſtens alle Monate zu beſuchen, und! den 
Shulmeifteen Anleitung zu geben, wie fir die Kinder uns 
terrichten ſollen, auch ſelbige bei dieſer Grlegenheit zu pruͤ⸗ 
fen, ‚um ihre Fortſchritte im ‚Unterrichte wahrnehmen zu 
kdnnen. Die Unterlaflung diefer regelmäßigen Schul, Bifis 
tionen, von Seiten der Prediger, foll auf das nachdruͤck⸗ 
lichſte geahndet, und den -Präpofiten hiedurch aufgegeben 

feyn, darauf, daß Felbige vorſchriftsmaͤßig gefdjehen, ein 
wachſames Auge zu haben. EEE Se RE 
Schließlich wiederholen Wir: hier die Unfern getreuen 
Ständen ſchon gegebene Berficherumg,, daß Wir nicht alleiıt 
fortfahren werden, wie bisher, ihnen: in -Unfern Domainen 
ein gutes Beifpiel zu geben, dem fie nacheifeen mögen, 
fondern auch noch befonders, daß die Kinder aus den rits 
zerfchaftlichen. Gütern, melde in die Schulen der Domais 
nen gehen, gewiß in feinem Stüce geringer gehalten und 
weniger gut unterrichtet. werden follen, ald nad der vorfies 
henden Gefeggebung es in den Landſchulen Unferer getreuen 
Stände geſchehen foll. , | BD: 
uUrkundlich unter, Unferm Handzeihen . und Juſiegel. 
Gegeben auf Unſerer Veftung Schwerin, den 21. Juli 1821. 

. Sriedrib Gran. | 

— A. ©. v. Brandenſtein. 
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Großherzog. Mecklenburg /Schwerinſche Vernebnung 
| . able. — der Armen — 





griederich — von Gottes SGnaden Großherzog 
von Mecklenburg, Fuͤrſt zu Wenden, Schwerin und 
Raztzeburg, auch Graf zu Schwerin, der Bande Ro; 
. ftod und Stargard Here ꝛc. — 


Ds nach aufgelöfetem Bande der GutsslUnterthänigkit 
die. Berforgung der. Armen, Unfere ‚befondere Fuͤrſorge er⸗ 
heiſcht, fo finden Wir Uns gnaͤdigſt bewogen, nach vorges 
weſener Berathung mit Unſern getreuen Staͤnden auf dem 
juͤngſten kandtase, ala zu’ verordnen: 7 


a, 

Jedes Amt, Stadt und. Gut. ift (&ufdig, f fie. die ihm 
angehörigen hülfsbedärftigen Perfonen durch gehörige, wei 
teriunten näher bezeichnete Verfügungen die; nöthige Vor⸗ 
forge: zu ‚tveffen, um fie vom Müfiggange und Bettelei, fü 
wie von RE anderer. n 


5.4, Ä 

Jedoch tritt dieſe Verpflichtung nur in subsidium en, 
fo Tange nicht Perfonen vorhanden find, welche zur Alimens 
tation rechtlich verbunden find. Hiezu gehoͤren legitime 
Afcendenten und Deſcendenten einzeln und, zufammen ge 
nommen, fo wie bei unehelichen Kindern die Mutter und 
der Vater beide in solidum, und die Afcendenten der Mut⸗ 
ter in subsidium. Geſchwiſter fünnen nicht zu ihrer wech⸗ 
ee Ernährung a werden. 


| g. 3. 
Zu einem Orte gehoͤrt jede felbfeftändige Perſon, melde 
a) mit ausdrüclicher Erlaubniß der Obrigkeit ihren feften 
Wohnfig (Domicilium) an dem Orte genommen, er 
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für die Beziehung und wirflihe Bewohnung einer Wohs 
nung auf Kündigung gleichfalls zu halten ift, oder 

b) an demfelben zwei Jahre lang einen eigenen Heerd 
gehabt, oder ein eigenes Gewerbe betrieben, oder von 
ihrem Bermögen gelebt hat. 


| ‘. PR oo. 

Das Anrecht an den Drt wird verloren, wenn jemand - 
denfelben nach, ausdruͤcklicher Erklärung verlaffen, oder fi 
zwei $ahre von demfelben entfernt bat. 


. $, 5» x | 
Ausländer werden in Gemäßheit der ruͤckſichtlich Ps 
ver beftehenden Gefege und abgefchloflenen Konventionen 
behandelt. | 


$, 6. | i 

In Anfehung der Handlungsdiener, Dienfidoten, Hand. 

werksgeſellen und: Lehrburfchen, gelten folgende Beftims 

mungen: | 

a) wenn fie 15: Fahre ununterbrochen an einem und dems 

ſelben Drte gedient, oder eben fo ‚lange in Arbeit 

geſtanden, oder wenn’ fie fib mit Erlaubniß der 

Orts-Obrigkeit verheirathet haben, gehören fie 

diefem Drte an, in fo ferne fie nicht ſchon vor Volle 

ziehung der Ehe eine obrigfeitlihe Erlaubniß, an eis, 

nem andern Orte ihren Wohnfig zu nehmen, erhals 

ten und nachgemwiefen haben. 

b) Haben fie nicht fo lange an einem und demfelben 

Drte ununterbrochen gedient, oder in Arbeit geftans 

den, und find unverheirathet, fo gehören fie, wenn 

fie noch nicht 15 volle Jahre von ihrer Familie ents, 

Fernt gewefen, und zwar von der erften Entfernung 

aus derfelden, nach gefchehener Eonfirmation an ge— 

rechnet, dem Drte an, mo Ihre Eltern wohnen 

sder wenn diefe verftorben, wohin beide oder des 

eine oder Andere zur Zeit ihres Todes gehört haben. 
Vanalen Heft II. 19%, Kr 


ir 


se 
©) Hat die Dbrigfeit, two folhe Perfonen ſich aufhals 
ten, Bedenken, fie zu behalten, fo liefert fie felbige 


an den Drt ab, welchem fie nach vorftehenden ans 
gehören. 


d) Im Fall einer, ihnen während diefer Zeit zugeftoße 
nen Kranfheit, dürfen fie nicht eher entlaffen oder 
ſonſt entfernt werden, als bis fie ohne Gefahr für 
“ ihre Gefundheit den Ort verlaflen koͤnnen, melde 

bis dahin für fie zu forgen hat, in fo fern nicht ans 
dere Perfonen oder Innungen ſolches zu übertragen 
verbunden find. Auf allen Fall ift auf die, wegen 
anftedender Krankheiten beftehenden Geſetze KRüd 
fiht zu nehmen. | 


r . % i 

e) Haben fie fih über 15 Jahre von ihrer Familie ent⸗ 
fernt, ohne nad) dem obigen ein Anrecht an irgend 
einen Drt erlangt zu haben, und fteht ein Drt, wos 
hin fie, nad lit. b) mit Recht zurückgefandt wers 
den könnten, nicht auszumitteln; fo find fie als Hei⸗ 
mathlos zu betrachten, und wenn fie fich nicht felbft 
helfen fönnen, fobald das sub lit. d) gefagte nicht 
im, Wege fteht, in das Land» Arbeitshaus abjuliefern, 


| $ 7 . 

Bitten und von ihren Männern getrennte Frauen 

gehören dem Drte an, wo fie felbft oder ihre Männer zur 
Zeit des Todes oder der Trennung nach $. 3. einen geſetz⸗ 

lihen Aufenthalt gehabt haben. | a | 


ı: —W A $. 8 

Noch nicht abgetheilte, oder für ſich gelebt habende 
ehelihe Kinder gehören dem Orte, wohin ihre Eltern nad 
dem obigen gehören, oder wo felbige' verftorben find. Bei 
unehelichen Kindern gilt diefes nur von der Mutter. Aus 
gefegte Kinder verbleiden dem Drre, wo fie gefunden wor; 
den, bis reſp. die Eltern oder die Mutter ausfindig ge 
macht find, | = 


? 


4 
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x; 


4. 9. — 
Wilitairperſonen, wenn fie aus dem Militair treten, 
oder waͤhrend ihrer Dienſtzeit außer dem Dienſte invalide 
werden, gehoͤren dem Orte an, — ſie geſtellt wor⸗ 
den ſind. 


„tr 


$. 10. 

Perſonen, welche auf Kündigung wohnen, find. — * 
nach voraufgegangener Aufkuͤndigung, ihre Wohnun 
raͤumen, und werden, in ſofern ſie ſich deſſen weigern, 
gerichtlichem Wege ausgeworfen. Geſchieht die Auswerfung, 
welche jedoch niemals uͤber die Orts⸗Grenze verfuͤgt wer⸗ 
den kann, fo iſt die Orts-Obrigkeit ſchuldig, ſofort dieje⸗ 
nigen polizeilichen Maaßregeln zu ergreifen und zu verfüs 
gen, welche in den folgenden $$., ruͤckſichtlich aller übrigen 
hülfsbedürftigen, —— EINEN * 


6: I, u 3 
geitt bei den zu einem Orte gehoͤrigen Perſonen eine 
Huͤlfsbeduͤrftigkeit ein, welche auch anzunehmen iſt, ſobald 
jemand ſich ohne Obdach befindet, ſo itt 


a) das Individuum, in ſofern die Huͤlfsbeduͤrftigkeit in 

dem Mangel geiftiger Kräfte ihren Grund hat, mwels 
bes durch Arztlihe oder andere Zeugniffe zu ermeis 
fen ift, auf Koften des Orts, wohin es gehört, im 
eine $rrenanftalt oder fonft unterzubringen, und das 
felbft zu unterhalten, bis die Heilung vollendet iſt. 


» Hat die Hülfsbedürftigfeit aber ihren Grund in dem 
. Mangel phofifher Kräfte, wohin auch ein weit vor 
gerüchtes Alter zu-rechnen ift,. ſo iſt der. Ort ſchul⸗ 
dig, Wohnung, Feuerung und angemeflene Berfors 
gung, auch Arzenei zu geben, daneben aber berechtis 
get, diejenige Arbeit von dem Individuo zu verlans 
gen, und, eventualiter durch angemeflenen Zwang zw 
bewirfen, welche: daffelbe nah dem Maaße feiner 
Kräfte noch zu leiten im Stande J 

| | | s 


% 


4 
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e) Liegt aber eine Hulfebedürftigkeit ohne Mangel phyfi⸗ 
ſcher Kräfte vor, fo ift der Drt, in ſofern die Ins 

dividuen erweislich Feine Wohnung oderArbeit erhalten 

koͤnnen, zu nichts weiterem verbunden, als neben Ob— 
Dach angemeflene, von gewöhnlichen Tagelöhnern zu vers 
tichtende Arbeit gegen verhältnißgmäßigen Lohn und Ber: 
abreichung der dazu erforderlihen Geräthfchaften, in 
fofern das Individuum folche nicht felbft haben follte, 
zu geben. Wird dennoch die angefagte Arbeit ers 
weislich zu dreien verfchiedenen Malen verweigert, 
oder wird das Individuum feldft oder deſſen Kinder 
bettelnd betroffen: fo gefchieht die Abfuͤhrung mit 
der Familie ind Land> Arbeitshaus. 


ö 12 | 

Iſt die Hülfsbedürftigkeit ſowohl in faktiſcher Hinfiht, 
als in Anfehung des Grundes derfelben beftritten, fo ges 
ſchieht die Unterfuchung,. ohne allen Aufſchub, „in den 
Städten duch die Magifträte auf Autrag der Armens Cols 
legien, und auf dem platten Lande duch das Orts-Gericht 
mittelft ärztliher Prüfung des Individui, fo tie duch 
-Bernehmung der über den Zuftand deſſelben Wiſſenſchaft 
habenden Perfonen, auch durch verſuchsweiſe unter obrig 
keitlicher Aufſicht veranftaltete Zwangsarbeit, Bor beſchaff⸗ 
ter dieſer Unterſuchung kann von dem Hülfsbedürftigen Feine 
andere Klage ald wegen vertweigerter oder verzögerter fols 
cher Unterfuhung bei den Landesgerichten dieferhalb ange: 
ftellt werden. Gegen die Entfheidung des Orts-Gerichts 
find jedoch, wie fich von felbft verfteht, alle erlaubte Rechls⸗ 
mittel zuläffig; allemal aber hat die einfchlägige Behoͤrde 

interimiftifch das Erforderliche zu verfügen, 


— — 

Erkraͤnkt ein Armer an, einem Orte, zu welchem et 
nicht gehört, fo datf er nicht eher, als bis er ohne Gefahr 
für feine Gefundheit den Ort verlaffen kann, entfernt wer⸗ 
den, und fällt bis dahin dem Drte, wo er fich gerade bes 
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findet, zur Saft, wenn nicht andere Perſonen oder Innun⸗ 
gen ſolches zu übertragen rechtlich verbunden finds. + 
Die auf ihn verwandte Kurz und Verpflegungs- auch 
im Fall des Todes die Begräbnißfoften, muͤſſen von der 
Dbrigfeit des Orts, wohin er achört, aus; feinem. Vermögen 
oder Nachlaſſe, und wenn folcher nicht zureicht, zunaͤchſt 
von den im $. 2. genannten  Perfonen und in ‚ubsidium 
endlich aus der Armenkaſſe unmeigerlich erftättet R 


$, 14. . 

In ftreitigen. Fällen mit andern Behörden. über die 
Annahme eines Hülfsbedürftigen liegt den Orts-Obrigkei— 
ten die Pflicht auf, einftweilen-und bis entweder die Ent⸗ 
fcheidung erfolgt, oder die Molieferung nach aller 
Der Lands Arbeitshaus » Ordnung Th. II. $. 2. ‚dorthin bes 
ſchafft ift, die Verfügungen zu treffen, ‚welche, nach den 
Umftänden und der Menfchlichkeit erforderlich. ſind, woge⸗ 
gen ihnen unbenommen bleibt, die diefechalb aufgewandten 
Koften, in Kolge der erwirkten le von Aa far 
— en wahrzunehmen, Ä hi 

Jeder Einwohner des — ohne Unterſchied der. Pers 
fon, ift verbunden, zur Beftreitung der Koften der Armens 
Berforaung den. erforderlihen und feinen Berhältniffen ans 
gemeſſenen Beitrag zu leiften, und kann hiezw durch Zwang 
von der Orts-Obrigkeit angehalten werden. Von diefen 
Beiträgen find fämmtliche der Orts-Obrigkeit rn 
a der Armen: Verſorgung zu beſtreiten. 


F. 16. 

| In den Landſtaͤdten verbleibt es wegen zu feiftender 

Beiträge dabei, was in den bereits: . beftchenden; landes herr⸗ 
lich genehmigten oder beſtaͤtigten, und uͤberhaupt in ſo weit 
veraͤnderte Verhaͤltniſſe nicht eine Abaͤnderung nothwendig 
machen, ferner beizubehaltenden Armen-Ordnungen, in 
Oinſicht der zu leiſtenden Beitraͤge, beſtimmt iſt, oder in’ 
den, fuͤr die sieben etwa noch nicht werpflihtet geweſenen 
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Einwohner zu entwerfenden, son Uns landesherrlich zu aes 
nehmigenden oder zu beftätigenden Modis — wer⸗ 
den wird. 

Diejenigen Staͤdte, welche keine Armen⸗ Drbhungen 
haben, muͤſſen ſelbige binnen einem Jahre, von Zeit der 
Yublication dieſer Verordnung an, errichten, und, mie fols 
ches geſchehen, bei. Unferer Regierung deciren. 


& 4. 17. 
In Unſern Domainen und inkamerirten Guͤtern normirt 
m Domanial: Armen: Ordnung. 


or | | 

In den ritterfchaftlihen Gütern bildet in der Regel 
gebe Ort eine für fich beftehende Armen: Gemeinde. Es 
haͤngt jedoch von der Beftimmung des Gutsherrn ab, zu 
welchem Drte er einzelne Pertinenzicn legen, oder ob & 
. alle zu dem Hauptgufe gehörigen Theile zu dierem Zweche 
in eine Armen-Gemeinde vereinigen will. 

Die Gutsherrſchaft ſelbſt und jeder Guts⸗Eind-ohrer, 
der einen eigenen Heerd hat, ohne Unterfchied : ob wit! 
Drts: Obrigkeit unterworfen ift sder nicht, mug, Renn bie 
freiwilligen Beiträge und die nad $.-15. geſam Wel.e Kaffe 
nicht hinreihen, nach dem Verhaͤltniſſe vi. Veiti uns. fichr. 
tigfeit zu dem laufenden außerorventlihen Contrihutions⸗ 
Edifte, in föfern nicht ein anderer Mocus bei ſchon crrich— 
teten Armenfaflen vorhanden ift, ald wobei e8 das Bemwen 
- den behält, Bie erforderlichen Beitröge leiſſen. In fofen 
das Eontributiond: Edift zum Grunde gelegt wird, ift dar 
felbe pro simplo zu: erheben, und kann nicht ehe: von 
neuem eingefordert werden, als bis die Auffunft verwandt 
worden ift. Auch kann es in einem laufenden Jahre wur 
einmal erhoben werden; was dann noch fehlen möchte, muß 
m das Fahr die Gutöherrfcaft deefen. 


4.1. 
Die hiedurch gebildete Armen: Kaffe wird unter Leitung 
des Gutöheren durch einige von ihm aus der Gemeinde zu 
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beftellende ArmensBorfieher verwaltet, und die zu leiſten⸗ 
den Beiträge werden eventualiter dur das Guts-Gericht, 
unbefchader des in einzelnen Fällen etwa .:eintretenden pris 
vilegirten Gerichtöftandes, von den Beitragspflichtigen eres 
cutivifch beigetrieben. | — 

Stiftungs-Gelder, welche früher. fuͤr leibeigene Guts, 
Unterthanen ausgeſetzt ſind, gehen, in ſofern in den Stif— 
tungen nicht andere Subſtitutionen enthalten find, dB die 
Guts⸗Armen-Kaſſe über. RS, 

| $. 20. | Ä 

Es hängt jederzeit von dem Gutsherrn ab, warn er 

die Verforgung der Hülfsbedürftigen an den einzelnen Or— 
ten felbft, und ohne Beihülfe übernehmen will, die Bils 
dung einer befonderen ArmensKaffe auszufegen; mobei er 
aber. alfenıal verpflichtet bleibt, die Verſorgung der’ Huͤlfs— 
bedürftigen gefegs und zweckmaͤßig zu beſchaffen. Jedoch 
hat er fowohf hieven, als von der Errichtung der Armen: 
Kafje binnen einem Fahre Unferer Landes: Regierung Ans 
jeige zu machen. Ä ' 


$. ar. | | 
Alle diejenigen Perfonen, von welchen nicht auszumit: 
teln ift, zu welchem Drte fie gehören, find, wenn fie fich 
nicht auf gefeglich erlaubte Act ſelbſt ernähren Lönnen, nad . 
Vorſchrift des $. 6. und den Beitimmungen der. Land; Ars 
beitshaus: Drdnung_ zu behandeln. 


u 2. 

Die übrigen gefeglihen Beftimmungen in der Verords 
nung vom 2. Mai 1801. und der Land-Arbeitshaus-Drds 
nung, bleiben, in fo fern fie nicht anderweitig und durch 
porftehendes Abgeandert und modificirt worden, insgefammt 
in ihrer rechtlichen Wirfung und Verbindlichkeit. Ä 

Uebrigens behalten Wir Uns hiemit ausdrüdlich vor, 
nach gemadter Erfahrung, den Gegenftand, worüber hier 
verordnet ift, ſo mie, die jetzt bejchloffenen Berordnungen, 
mit Unfern getreuen Ständen weiter zu prüfen,-und was 
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fih dann auͤtzlicher erweiſen wuͤrde, anderweitig zu ver⸗ 
fügen. r 
: Gebieten und befehlen demnach fänmtlichen Unfern Be 
hörden und getreuen Untertanen „ ſich hiernach auf das 
genaueſte zu achten. 

Urkundlich unter Unſerm Handzeichen und Inſiegel. 
Gegeben auf an Beftung Schwerin, den 21. Juli 1821. 
wer Friedrich Kranz. 


CL. 5.) , A. G. v. Brandenfein 
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